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Die Zeit, das Luder

"Zeit macht nur vor dem Teufel halt, denn er wird niemals alt, ...",
interpretiert und gesungen von dem Schlagersänger Barry Ryan im Jahre
1972. Das wäre eine jener zahllosen, der Zeit unterstellten
Aktivitäten, von denen beispielsweise "die Zeit läuft uns davon"
mithin eine der geläufigsten sein mag.

Immer schon greifen Menschen, wenn auch mit dem nur flüchtigen
Versuch, wichtige oder für die Allgemeinheit bedeutende Dinge zu
thematisieren oder anzusprechen, auf schicksalhafte Umstände,
Verhältnisse oder gar die Zeit zurück, die dann je nach Bemessung als
wesentlich verantwortlich oder als Begründung für den unvermeidlichen
Verlauf oder die Ursache welches Ereignisses auch immer herhalten muß.

Vordergründiger oder durchsichtiger allerdings kann das Bemühen, sich
mit derartigen Rückgriffen aus der Verantwortung und der Betroffenheit
stehlen zu wollen, kaum in Erscheinung treten. Schlechthin wird es
auch kaum die Zeit sein, die läuft, sondern beispielsweise der Motor
eines Fahrzeuges, das von jemandem gesteuert wird, oder die Beine, die
benutzt werden, um vor was auch immer zu flüchten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


21. September 2018
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WALD/371: Hambacher Forst - Kurt Claßens Wiese ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - 12. Oktober 2018

Das Problem von Kurt Claßen - Eigentümer der Wiese



Das Wiesencamp, welches seit Beginn der Waldbesetzung als Protest- und
Widerstandscamp und wichtiger Versammlungspunkt der Aktivisten dient,
soll nun geräumt werden. Kurt Claßen, Eigentümer des Grundstückes am
Waldrand und Mitstreiter im Kampf um den Erhalt des Hambacher Forsts,
hat mithilfe seines Anwalts Revision gegen die Räumung sowieso die
durch RWE von der Bezirksregierung Arnsberg geplante Zwangsenteignung
eingereicht, was den Prozess vorerst hinauszögern wird. In einer
Stellungnahme von Kurt Claßen zur Rechtwidrigkeit der Anordnung des
durch die Landesregierung vertretenden Bauamts, schreibt er, die
angedrohte Räumungsverfügung würde dazu dienen, den Aktivisten die
Infrastruktur für Versammlungen zu entziehen. Dies verstößt gegen das
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit und nimmt den Bewohnern der Wiese
ihren Lebensraum, die dort friedlich für den Erhalt des Waldes
kämpfen. Das Widerstandscamp ist mit seinen Lehmbauten, Holzhütten und
Strukturen nach den Räumungen im Wald noch als einziger ursprünglicher
bebauter Ort übrig und vor allem für die Waldbewohner als Zwischenpol
essentiell notwendig.

Damit der Kampf um den Erhalt des Waldes sowie des Kohleaustiegs
weitergehen kann, sind zurzeit unzählige Verfahren am Laufen, die alle
auf dem Rücken von Kurt Claßen ausgetragen werden. Dabei geht es neben
dem Wiesencamp auch um den sofortigen Stopp des Hambacher Tagebaus
sowie die Vermeidung einer darauf folgenden Wasserwüste, die eine
fatale Auswirkung mit sich bringen würde. Claßens Forderung richtet
sich dabei an die Landesregierung, die auch vor dem eigentlichen
Ablauf 2020 die Möglichkeit besitzt, die Genehmigung des Tagebaus auf
Basis des Verwaltungsverfassungsgesetzes zurückzunehmen, jedoch keine
Anstalten macht, diese zu nutzen. Die Gerichtskosten belaufen sich
demnach alleine in der ersten Instanz auf circa 20.000 bis 25.000
Euro, weitere voraussehbare Prozesse werden wohl noch kostspieliger
sein. Um gemeinsam die gewaltigen Kosten stemmen zu können und den
Wald sowie das Wiesencamp zu retten, sind Spenden erwünscht und
dringend erforderlich.

Kontoinhaber: Kurt Claßen

Verwendungszweck: Erhalt der Wiese und des Hambacher Forsts

Bankverbindung: Kreissparkasse Köln

IBAN: DE22 3705 0299 1147 0393 73

BIC: COKSDE33XXX


Siehe auch die Stellungnahme von Kurt Claßen:

Soforträumung des Protestcamps am Hambacher Forst rechts- und verfassungswidrig!

https://hambacherforst.org/blog/2018/10/11/kurzmeldung-sofortraeumung-des-protestcamps-am-hambacher-forst-rechts-und-verfassungswidrig/

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/370: Hambacher Forst - Arnoldusritt und die Wette gegen herrschende Besitzverhältnisse ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - 12. Oktober 2018

Am Samstag fand im Hambacher Forst der Arnoldus-Ritt 2018 statt

Reiter erinnern an "Rückgewinnung" des Hambacher Forsts für die
Menschen der Region



Am Samstag gab es ungewöhnliche Bilder am Hambacher Forst. Den
Demonstrationen für den Kohleausstieg und den Erhalt des Waldes
schließen sich nun Pferde und Reiter an und lassen den Arnoldusritt
wieder aufleben.

Die Aktion knüpft an die Arnoldus-Sage an. Der später heilig gesprochene
Arnold von Arnoldsweiler war ein Musiker im 8. Jahrhundert und soll mit
einem Trick Karl dem Großen den Hambacher Wald "abgeluchst" haben. Ihm war
nach seinen Reisen durch die Region bekannt, dass die Menschen in bitterer
Armut lebten. Es war ihnen nicht einmal erlaubt, das nötige Brennholz aus
dem großen Wald zu holen. Der Herrscher schätzte Arnoldus und sagte ihm zu,
dass er so viel von dem damals Bürgwald genannten Waldgebiet bekommen
würde, wie er umreiten könnte, während Karl feierlich tafelte. Da Arnoldus
viele Freunde hatte, stand in jedem Ort rund um Hambacher Forst ein Pferd
für ihn bereit, er konnte die ganze Strecke galoppieren, war zum Ende des
Mahls zurück und erhielt den Wald. Er schenkte ihn sofort den Menschen der
Region.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/485: Klimakampf und Kohlefront - Fortsetzung und Ausweitung des Klimastreites ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - 15. Oktober 2018

Hambi geht weiter und die Bagger stehen still

Unsere Motivation für den Grubenspaziergang vergangenen Sonntag



Lange, intensive, anstrengende und traurige Wochen liegen hinter uns.
Der Beschluss des Gerichtes in Münster kühlt den Konflikt um den
Hambacher Forst vorerst ab. Uns ist wichtig zu betonen, dass dies
nicht bloß ein Ergebnis der Gerichte ist, sondern vor allem eines des
Widerstandes, des jahrelangen Kampfes und der Aktivist*innen, die sich
auf vielen Ebenen entschlossen für den Erhalt des Waldes eingesetzt
haben.

Wir wollen zeigen, dass der Kampf um den Hambi über die Waldgrenzen
hinausgeht.

Er ist Teil einer viel größeren Vision von Klimagerechtigkeit und
einer verantwortungsvollen und selbstbestimmten Zukunft. Deswegen sind
wir gestern gemeinsam in die Grube des Tagebaus Hambach gegangen, wo
einst der Hambacher Forst stand. Wir haben die großen Maschinen
blockiert, die den Wald, viele Dörfer mit tausenden Geschichten und
unsere Zukunft wegbaggern.

Wir brauchen ein schnelles Ende der Braunkohle und einen Ausstieg aus
fossilen Energieträgern. RWE bezieht immer noch Subventionen und
zerstört Lebensräume. Fordern wir doch, dass RWE den immensen
Polizeieinsatz der letzten Wochen selber zahlen soll!

Auch wenn der Braunkohleabbau zurückgeht, importiert Deutschland
massiv Steinkohle aus Kolumbien, Südafrika und Russland. Unter den
Abbaubedingungen dort leiden die Menschen und bezahlen z.T. mit ihrem
Leben. Grund dafür ist die Ausblendung von globaler Verantwortung und
das kapitalistische Wirtschaftssystem. Es ermöglicht noch immer, dass
Industrienationen andere Gesellschaften ausbeuten. Menschen leiden
global unter den Folgen der rückwärtsgewandten Klimapolitik vieler
Länder.

Die Verleumdung durch Polizei und RWE in den letzten Jahren zeigt, wie
sehr diese Instanzen hier im Rheinland einer friedlichen, lebenswerten
Zukunft im Weg stehen. Dagegen müssen wir Widerstand leisten und
Alternativen zu diesen oberflächlichen und ausbeuterischen
Gesellschaften suchen. Wir kämpfen für unserer aller Lebensgrundlage.

Solange die Bagger weiter graben, sind die Hambis der Welt noch nicht
gerettet. Wir können gewinnen, denn wir waren schon erfolgreich.
Deshalb machen wir weiter!

Hambi geht weiter!

https://twitter.com/hambigehtweiter

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/484: Klimakampf und Kohlefront - in Tierkostümen nachgesetzt ... (#hambigehtweiter)

#hambigehtweiter - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

Aktion Hambacher Tagebau

+++ Aktivisten unternehmen Grubenspaziergang im Tagebau Hambach +++ Nach dem Rodungsstop im Hambacher Forst fordern sie eine Gesellschaft ohne fossile Energien +++



Buir: Am Sonntagmorgen ist eine Gruppe von Klima-Aktivist*innen in
Tierkostümen und mit bunten Transparenten in der Nähe des Hambacher
Waldes in den Tagebau Hambach eingedrungen. Die Aktivist*innen wollen
mit ihrer Aktion die Kohlebagger zum Stillstand bringen und zeigen,
dass trotz des Rodungsstops die Forderung nach einer fossilfreien
Energiegewinnung nicht eingelöst wird.

Gut eine Woche, nachdem das Oberlandesgericht Münster einen
vorläufigen Rodungsstop über den Hambacher Forst verfügte, machen die
Aktivist*innen deutlich, dass es ihnen um mehr geht als nur den Wald:
"Der Hambi geht weiter", erklärt der Aktivist Mike, "RWE, der graue
Dinosaurier der deutschen Energiegewinnung, strauchelt." "Wir brauchen
politische Entscheidungen, die die Gesellschaft in eine fossilfreie
Energiegewinnung führen. Es muss endlich Verantwortung übernommen
werden für die globalen Katastrophen, die unser massiver Energiekonsum
zur Folge hat", erläutert Aktivistin Louisa Michels die Forderungen
der Grubenspaziergänger*innen.

Die Aktion schließt an wochenlange Proteste im Hambacher Wald an. Der
Konflikt um den Wald, der vom Energiekonzern RWE gerodet werden
sollte, eskalierte in den letzten Wochen zusehends. Am letzten
Wochenende versammelten sich 50.000 Menschen zu einer
Großdemonstration am Hambacher Wald.

Durch die vielfältigen Proteste der letzten Wochen sehen die
Aktivist*innen den Rückhalt für Braunkohle in der Bevölkerung
schwinden. Sie stellen ihre Aktion gleichzeitig in größere
wirtschaftliche Zusammenhänge: "Mir geht es bei dieser Aktion auch
darum, die größeren Verbindungen aufzuzeigen. Das bedeutet einerseits
für Klimagerechtigkeit einzustehen, und andererseits ist für mich
völlig klar, dass wir keine tragfähigen Lösungen in der
Energieversorgung finden, solange unser kapitalistisches
Wirtschaftssystem uns zu Wachstum und Ausbeutung endlicher Ressourcen
zwingt", so die Klima-Aktivistin Freya.

 * 

Quelle:

#hambigehtweiter

E-Mail: baggerfahren@riseup.net 
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KOHLEALARM/483: Klimakampf und Kohlefront - Forderungskonsequenzen ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - 13. Oktober 2018

Manheim Besetzung



Wir haben Manheim besetzt.

Zwei Wochen ist es jetzt her, dass Menschen gewaltsam aus ihren
Lebensräumen im Hambacher Forst vertrieben wurden. Während sich die
öffentliche Aufmerksamkeit vor allem auf die Proteste im Forst
konzentriert, werden schon seit Jahren Menschen aus ihren Lebensräumen
in den umliegenden Dörfern vertrieben. So auch hier in Manheim. Der
Kohleabbau hier im rheinischen Braunkohlegebiet hat jedoch nicht nur
Auswirkungen auf die unmittelbare Umgebung, sondern ist ein globales
Problem.

Egal, ob die Haselmaus ihre alte Eiche fallen sieht, der*die
rheinische Bauer*Bäuerin seine*ihre Felder vertrocknen und
seinen*ihren Hof zerstört sieht, ob Menschen die Straßen hinter sich
lassen müssen, auf der sie das erste mal Fahrrad gefahren sind oder ob
peruanische Dörfer von schmelzenden Gletschern bedroht sind: Der
Schmerz, den alle Lebewesen dahingehend fühlen, ist überall der
Gleiche. Genau wie die Verursacher.

Großkonzerne wie zum Beispiel RWE und Politiker*innen sind dafür in
Verantwortung zu ziehen. Wenn diese nicht bereit sind, eine
Veränderung in ihren Vorgehensweisen zur Energiegewinnung zu leisten,
müssen wir unsere Verantwortung erkennen, sie zu stoppen.

Wir können und wollen diese Zerstörung von Lebensräumen so nicht
hinnehmen und fordern deshalb die Häuser in den Dörfern zurück.

Mit den Hausbesetzungen in Manheim wollen wir Platz schaffen für ein
freies und selbstorganisiertes Leben. Hier sollen Lebensräume
gestaltet werden, die Kreativität und Lebensqualität zulassen. Wir
wollen ein neues Gefühl für Dorfgemeinschaft schaffen, in der wir
füreinander da sind und uns gegenseitig im Kampf für unsere
Lebensräume und gegen RWE unterstützen. Wir fordern von RWE die
Zurückgabe der Häuser an diejenigen, die zurückkommen wollen. Sollte
dies geschehen, werden auch wir die Wünsche der ursprünglichen
Bewohner*innen respektieren.

Das Landleben ist attraktiv. Weg von unbezahlbaren, winzigen Wohnungen
im Großstadtdschungel, hin zu einem Dorfleben, in dem sich die
Menschen untereinander helfen und auch generationsübergreifende
Wohnprojekte möglich werden. Dies möchten wir gemeinsam schaffen. Mit
Menschen, die seit Jahrzehnten hier leben. Mit Menschen, die hier mit
ihren Familien lebten und schon gegangen sind. Mit Menschen, die
hierhergekommen sind, um sich gegen die Zerstörung der Natur zu
stellen. Und mit Menschen, die gezwungen wurden, erst ihr Zuhause zu
verlassen und sich auf eine lebensgefährliche Flucht zu begeben, nur
um jetzt wieder von hier vertrieben zu werden.

Gegen die respektlose Zerstörungswut jeglicher Lebensräume. Leerstand
zu Wohnraum. Lasst uns gemeinsam neue Perspektiven für uns alle
schaffen!

Samstag 13. Oktober ab 14:00

Friedenstrasse 44, 50170 Manheim

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/482: Klimakampf und Kohlefront - beigelegter Streit, effektives Tun ... (Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit)

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Der Klimawandel ist ein medizinischer Notfall -

Kohleausstieg ist Gesundheits- und Klimaschutz zugleich!

Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit
drängt in einem Offenen Brief an die "Kohle-Kommission" auf raschen
Kohle-Ausstieg



Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit und 200 Unterzeichner aus
Gesundheitsberufen - Ärzte, Therapeuten, Pflegende - haben die Mitglieder
der Kommission "Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" aufgerufen, die
gesundheitlichen Schäden der Kohlenutzung und des Klimawandels zu bedenken,
und sich auf einen zügigen und umfassenden Kohleausstieg zu einigen.

Zu den Unterzeichnern gehört auch der Deutsche Allergie- und Asthmabund
(DAAB) mit seinen 18.000 Mitgliedern, der Verein demokratischer
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP), der Hausärzteverband
Oberbergischer Kreis, die AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen,
MigraMed München e.V. sowie die europäische Health and Environment Alliance
(HEAL).

"Bei der Debatte um Kohle-Ausstieg und Klimawandel werden die
gesundheitlichen Risiken in Deutschland noch sträflich vernachlässigt", so
Dr. med. Martin Herrmann, Sprecher der Allianz. "Dabei sprechen die
führenden Gesundheitsorganisationen bereits vom Klimawandel als einem
medizinischen Notfall, der dabei ist, die Fortschritte der letzten
Jahrzehnte zunichte zu machen." Die WHO sieht den Klimawandel als größte
Bedrohung für die globale Gesundheit in diesem Jahrhundert an.

"Als Ärzte stehen wir in der Pflicht, für die Gesundheit unserer Patienten
und für gesunde Lebensbedingungen einzutreten", so Dr. med. Ralph Krolewski
vom Hausärzteverband Oberbergischer Kreis. "Dazu gehört, die planetaren
Grenzen zu achten und Klima und Umwelt als Grundlage von Gesundheit und
Wohlergehen (SDG3) hier vor Ort wie auch für zukünftige Generationen zu
schützen."

"Steigende Temperaturen und sich verändernde Klimabedingungen führen zu
hitzebedingter Sterblichkeit, verstärken Herz-Kreislauf- und
Lungenerkrankungen sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Für viele Allergiker und Asthmatiker steigt die
Belastung mit Pollen durch veränderte Klimabedingungen und neue Allergene
wie z.B. Ambrosia deutlich an", so Dr. Silvia Pleschka, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen Allergiker - und Astmabundes. "Gleichzeitig
begünstigt Luftverschmutzung durch die Verbrennung fossiler Energien
chronische Atemwegserkrankungen."

Auch nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle und
Diabetes werden von der Kohleverbrennung, die besonders zur
Luftverschmutzung beiträgt, verstärkt. Besonders bedroht sind vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Wirtschaftlich führen die mit Kohleverbrennung und Klimawandel verbundenen
Gesundheitsauswirkungen zu deutlichen Produktivitätseinbußen und Kosten. So
werden die vermeidbaren Gesundheitskosten durch Kohleabgase aus deutschen
Kraftwerken auf zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich beziffert.
(HEAL Studie 2017)

Prävention geht vor Therapie:

Kohleausstieg jetzt - für gute Luft und gesundes Klima!

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist Mitglied der Global
Climate and Health Alliance (GCHA) und der Klima-Allianz Deutschland.

 * 

Offener Brief an die Kommission
"Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" des Bundestags

Ihr Votum ist entscheidend für den Zeitpunkt des Ausstiegs aus der Kohle.
Als Angehörige der Gesundheitsberufe - Ärzte, Therapeuten, Pflegende -
appellieren wir an Sie, bei Ihrer Entscheidung die möglichen Konsequenzen
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen.

Bereits jetzt schädigt der Klimawandel in vielfältiger Weise die Gesundheit
unzähliger Menschen und droht, die Fortschritte bei der globalen Gesundheit
und der Entwicklung der letzten Jahrzehnte zunichte zu machen. Die
medizinische Fachwelt spricht bereits vom Klimawandel als einem sich
abzeichnenden medizinischen Notfall, als zentrale Herausforderung für die
Gesundheitssysteme weltweit.

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist ein Bündnis von
Einzelpersonen und Organisationen aus dem Gesundheitsbereich. Als Vertreter
gesundheitsbezogener Berufe und Organisationen aus Wissenschaft, Praxis und
Zivilgesellschaft sehen wir die dringende Notwendigkeit zum Handeln, um die
weitere Erderwarmung auf möglichst 1.5 °C zu begrenzen (Pariser
Klimaabkommen). Denn wir alle sorgen uns um eine lebenswerte, gesunde
Zukunft der nachfolgenden Generationen. Klimaschutz ist zugleich
Gesundheitsschutz.

Steigende Temperaturen führen zu hitzebedingter Sterblichkeit und
vermehrten Allergien, verstärken Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankungen
sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Sie bedrohen insbesondere vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
den physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Neben dem Verkehr trägt insbesondere auch die Kohleverbrennung maßgeblich
zur Luftverschmutzung bei. Diese ist ein erheblicher Risikofaktor für
nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle, Diabetes
und chronische Atemwegserkrankungen. Luftverschmutzung trägt deutlich zur
Krankheitslast und vorzeitigem Tod bei.

Die Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung führen zu
Produktivitätseinbußen und sind wirtschaftlich kostspielig: Die geschätzte
Gesamthöhe der vermeidbaren Gesundheitskosten in Bezug auf Kohleabgase aus
deutschen Kraftwerken liegt zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich.
(HEAL Studie 2017)

Gleichzeitig hat die Umstellung der Stromerzeugung von Kohle und anderen
fossilen Energieträgern auf erneuerbare Quellen viele positive
gesundheitliche Folgen und führt u.a. zu einer Verringerung der Behandlungs-
und Medikamentenkosten im Zusammenhang mit Krankheiten der Atemwege und des
Herz-Kreislauf-Systems.

Prävention geht vor Therapie. Krankheiten sind rechtzeitig zu behandeln und
zwar an ihren Wurzeln. Die Kohleförderung als Krankheitsursache -
unmittelbar durch Umweltlasten wie mittelbar durch den Klimawandel - muss
daher so schnell wie möglich beendet werden.

Wir appellieren deshalb an Sie, den gesundheitlichen Aspekten bei Ihrer
Entscheidung Rechnung zu tragen.

Wir schließen uns damit den zahlreichen Institutionen und Organisationen
aus der ganzen Welt an, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes auf einen
raschen Ausstieg aus allen fossilen Energieträgern, beginnend mit einem
Ausstieg aus der Kohle, drängen. Dies soll in Übereinstimmung mit dem
Pariser Klimaabkommen geschehen. Der schnelle Kohleausstieg
ist eine unabdingbare Sofortmaßnahme, um Leben, Gesundheit und Klima
gleichermaßen zu schützen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Martin Herrmann

Sprecher der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesundheit

Mitzeichnende Organisationen:

Deutsche Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Verein demokratischer Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP)

Hausärzteverband Oberbergischer Kreis

AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen

MigraMed München e.V.

Health and Environment Alliance (HEAL)

 * 

Quelle:

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Schwedenstrasse 15a, 13357 Berlin

E-Mail: kontakt@klimawandel-gesundheit.de

Internet: www.klimawandel- gesundheit.de
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KOHLEALARM/481: Klimakampf und Kohlefront - Orden für die falsche Brust ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 11. Oktober 2018

Kraftwerksaus nach Rodungsstopp? 

BUND wirft RWE Täuschung der Öffentlichkeit vor



Düsseldorf, 11.10.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des BUND
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wirft der RWE AG vor, mit
gezielten Falschdarstellungen die Politik beeinflussen zu wollen.

"Die von RWE angekündigte Drosselung der Kohleförderung im Tagebau Hambach
ist nicht durch den vom BUND erwirkten Rodungsstopp im Hambacher Wald
verursacht, sondern eine direkte Folge der von RWE beantragten Überführung
von fünf Kraftwerksblöcken in die so genannte Sicherheitsbereitschaft",
konstatierte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas
Krämerkämper. "Mit solchen Falschmeldungen verspielt RWE weiter
Glaubwürdigkeit."

Nach Presseberichten hatte ein RWE-Sprecher eine Minderförderleistung im
Tagebau Hambach von etwa 10 bis 15 Millionen Tonnen Braunkohle jährlich
unterstellt und dafür den Rodungsstopp verantwortlich gemacht. In der Folge
könnte die Stromerzeugung deshalb in den Kraftwerken Neurath und
Niederaußem um 9 bis 13 Terawattstunden zurückgehen. Damit will RWE
offenbar suggerieren, der Rodungsstopp hätte unmittelbar Auswirkungen auf
die Stromerzeugung, so der BUND.

RWE hat jedoch schon lange vor der Gerichtsentscheidung die Überführung von
fünf Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft beantragt und damit
bereits 2017 begonnen - faktisch eine Stilllegung der Blöcke. Nach
Berechnungen des BUND führt aber allein schon diese Überführung mit einer
Leistung von zusammen etwa 1,6 GW bis zum 1. Oktober 2019 zu einem
Minderbedarf von jährlich über 13 Millionen Tonnen Braunkohle. Durch die
vorgesehene weitere Teilstilllegung des Kraftwerks Goldenberg wird zudem
eine Braunkohlenachfrage in einem Umfang von bis zu 0,8 Mio. t
Rohbraunkohle bis 2020 wegfallen. Auch für das Heizkraftwerk Köln-Merkenich
hat der Stadtrat einen Ausstieg aus der Braunkohlenutzung beschlossen. "Das
macht insgesamt rund 14 Millionen Tonnen, die RWE unabhängig vom
Rodungsstopp nicht mehr benötigt", so BUND-Mann Krämerkämper.

Daneben gehen von der Jahresförderung des Tagebaus Hambach von ca. 39
Millionen Tonnen in 2017 nur etwa zwei Drittel (27 Mio. t) in die
Kraftwerke zur allgemeinen Versorgung. Der Tagebau Hambach stellt circa 37
Prozent der im Kraftwerk Niederaußem benötigten Braunkohle, etwa 56 % der
im Kraftwerk Neurath sowie ca. 25 % der im Kraftwerk Frimmersdorf
verstromten Kohle bereit. Die zwei letzten Kohleblöcke in Frimmersdorf
wurden bereits im Oktober 2017 in die Sicherheitsbereitschaft überführt,
zwei weitere Blöcke in Niederaußem folgten vor wenigen Tagen zum
01.10.2018. Am 1.10.2019 schließlich wird der Block C in Neurath ebenfalls
in die Sicherheitsbereitschaft überführt.

Auch wenn die Kraftwerksblöcke vor ihrer endgültigen Stilllegung und
Demontage noch vier Jahre lang vorgehalten werden sollen, um bei länger
andauernden Totalausfällen anderer Anlagen die Stromversorgung wieder
sicherzustellen, gehen viele Experten davon aus, dass dieser Fall nicht
eintreten wird. Die Kraftwerke in der Sicherheitsbereitschaft müssen
innerhalb von 10 Tagen wieder hochgefahren werden können. Mit solchen
Reaktionszeiten sind sie kein Instrument zur Abdeckung kurzfristiger
Versorgungsengpässe.

"RWE versucht, die Gerichte und die Politik mit solchen Falschmeldungen
unter Druck zu setzen. Wir fordern RWE auf, die Debatte über den
Kohleausstieg endlich aufrichtig und ehrlich zu führen", so das Fazit von
BUND-Vize Krämerkämper.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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AKTION/7218: Hamburg - Leinen los! 2. Maritime Nacht am 10. November an der TUHH

idw - Pressemitteilung: Technische Universität Hamburg

Leinen los! 2. Maritime Nacht am 10. November an der TUHH



Technik, Schiffe und Meer: Die Technische Universität Hamburg (TUHH)
lädt in Kooperation mit dem Faszination Technik Klub am 10. November
2018 von 17 bis 22 Uhr zur zweiten Maritimen Nacht ein. In über 80
Vorträgen, Workshops, Filmen, Instituts- und Laborbesichtigungen,
Experimenten und Ausstellungen zeigt die TUHH, dass Norddeutschland in
der Entwicklung Maritimer Technik, Forschung und Wirtschaft ganz vorne
mitsegelt. Die Veranstaltung richtet sich an alle, die sich für
Schiffbau, Schifffahrt, Offshore, Hafen, Technik und Meer
interessieren. Der Eintritt ist frei.

Wie kommt das größte Schiff der Welt nach Hamburg? Gibt es
Monsterwellen wirklich? Und wonach suchen Unterwasserroboter? Mehr als
40 Dozenten, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der TUHH sowie
aus norddeutschen Forschungsinstituten und Expertinnen und Experten
aus über 28 maritimen Unternehmen stehen Rede und Antwort rund um das
Thema Maritim. Dabei geht es um hochaktuelle Themen von der autonomen
Schifffahrt über maritime Cybersicherheit, Plastik im Meer bis hin zur
Klimaänderung und deren Auswirkung auf die Ozeane. "Wir wollen auch in
diesem Jahr Jung und Alt für maritime Themen aus Naturwissenschaften,
Technik und Wirtschaft begeistern", sagt TUHH-Professor und
Organisator der Maritimen Nacht Wolfgang Mackens. Für die jüngsten
Besucher gibt es ein extra Programm, mit einem Seemansknotenkurs,
einem maritimen Quiz, Demonstrationen an Schiff-Simulatoren und
Mitmach-Experimenten im DLR_School_Lab.

Die Maritime Nacht wird vom TUHH-Institut für Mathematik und dem
DLR_School_Lab gemeinsam mit dem Faszination Technik Klub von Hamburg
Invest ausgerichtet. Gefördert wird die Veranstaltung durch den VDI
Bezirksverein Hamburg, das Maritime Cluster Norddeutschland, die
Arbeitsgemeinschaft Marine Equipment and Systems im VDMA und das
Deutsche Maritime Zentrum. Ziel ist es, die Bedeutung Hamburgs und
Norddeutschlands als maritimen Forschungs-, Entwicklungs- und
Wirtschaftsstandort zu verdeutlichen und aktuelle Fragestellungen zu
diskutieren.

Mehr Informationen: maritime-nacht.tuhh.de

Was: 2. Maritime Nacht an der TUHH

Wann: Samstag, 10. November 2018,

Uhrzeit: 17 bis 22 Uhr

Wo: Technische Universität Hamburg (TUHH),

Am Schwarzenberg -Campus 1, 21073 Hamburg,

Auf dem Campus der TUHH/ Gebäude A, C, D und H

Eintritt ist frei

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution107

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Hamburg, 12.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PODIUM/217: Bonn - Moshe Zuckermann, 'Der allgegenwärtige Antisemit', Vortrag und Diskussion 19.10.

Institut für Palästinakunde e.V.

Bonn, Fr. 19. Oktober 2018, 18.30 Uhr

Buchvorstellung: 'Der allgegenwärtige Antisemit'

Vortrag und Diskussion mit dem israelischen Soziologen Moshe Zuckermann (Tel Aviv) 



Wir freuen uns, Sie am kommenden Freitag, dem 19. Oktober 2018 um
18:30 Uhr in den Räumen des Deutsch-Kurdisches Kulturhauses in der
Bornheimer Strasse 88 in Bonn begrüssen zu dürfen. Dort wird der
israelische Soziologe Dr. Moshe Zuckermann sein neues Buch 'Der
allgegenwärtige Antisemit oder die Angst der Deutschen vor der
Vergangenheit' vorstellen.

Veranstalter ist die Bonner Jugendbewegung zusammen mit der
Deutsch-Palästinensischen Gesellschaft (Regionalgruppe NRW-Süd), dem
Institut für Palästinakunde e.V., der "Nakhba Gruppe Bonn" und der
Palästinensischen Gemeinde Bonn e.V..

Über das Buch

Zwischen Ressentiments und Realitätsverweigerung. Ein schonungsloser
Blick auf die Deutsch-Israelische Geschichte

Ein Ungeist geht um in Deutschland - in der Auseinandersetzung mit dem
Antisemitismus werden wahllos und ungebrochen Begriffe
durcheinandergeworfen, Menschen perfide verleumdet und verfolgt, Juden
von Nicht-Juden des Antisemitismus bezichtigt. Die Debattenkultur in
Deutschland ist vergiftet und die Realität völlig aus dem Blickfeld
des Diskurses geraten. Deutsche solidarisieren sich mit einem Israel,
das seit mindestens fünfzig Jahren Palästinenser knechtet, und wer das
kritisiert, wird schnell zum Antisemiten. Moshe Zuckermann nimmt in
seinem Buch den aktuellen Diskurs schonungslos in den Blick und
spricht sich für eine ehrliche Auseinandersetzung mit der
deutsch-israelischen Geschichte aus.

Moshe Zuckermann

Moshe Zuckermann wurde als Sohn
polnisch-jüdischer Holocaust-Überlebender in Israel geboren und wuchs
in Tel Aviv auf. Seine Eltern emigrierten 1960 nach Frankfurt am Main,
wo er auch studierte. Später lehrte er am Institute for the History
and Philosophy of Science and Ideas der Universität Tel Aviv. Von 2000
bis 2005 leitete er das Institut für Deutsche Geschichte an der
Universität Tel Aviv. 2006 und 2007 war er Gastprofessor am Institut
für Jüdisch-Christliche Forschung (IJCF) der Universität Luzern. Moshe
Zuckermann ist regelmäßig mit Beiträgen für Hörfunk, Fernsehen und
verschiedene Printmedien tätig.

Details zur Veranstaltung

Ort: Deutsch-Kurdisches Kulturhaus e.V. Bonn, Ehem. Gastraum

Bornheimer Straße 88, 53111 Bonn

Um in den Raum zu gelangen, gehen Sie bitte durch den Toreingang zur
Linken. Der eigentliche Eingang befindet sich auf der Rückseite des
Hauses.

Anreise: Da es kaum Parkplätze in der Nähe gibt, empfiehlt sich die
Anreise per ÖPNV.

Parkhäuser:

Stadthaus-Garage

Friedensplatz-Garage

Bus vom Hauptbahnhof zur Haltestelle Heerstrasse:

Buslinie 602 (Richtung Tannenbusch, Agnetendorfer Strasse)

Buslinie 604 (Richtung Bornheim Hersel, Stadtbahn)

Buslinie 605 (Richtung Graurheindorf, Mondorfer Fähre)

U-Bahn vom Hauptbahnhof:

Linie 16/18/63/68 nach Bonn-West (Richtung Köln)

Linie 66 vom Hauptbahnhof zum Stadthaus (Richtung Siegburg)

S-Bahn vom Hauptbahnhof zum Stadthaus:

Linie 61 (Richtung Auerberg)

Linie 62 (Richtung Oberkassel)

Zeit: 18:30 Uhr, 19. Oktober 2018 (Freitag)

Eintritt: Frei, Spenden erbeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 11.10.2018

Institut für Palästinakunde e.V.

Weissenburgstrasse 11, 53175 Bonn

Tel.: 0228/18038637 (11-16 Uhr, ansonsten AB)

E-Mail: ipk@ipk-bonn.de
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TREFF/636: Magdeburg - Großer Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek, 18.-20.10.2018

Großer Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Magdeburg

Spannendes und Unterhaltendes für die langen Herbsttage



Buchliebhaber und Schnäppchenjager finden an drei Tagen Medien aller
Art: Gedrucktes wie Krimis, Romane, Sachbücher, Ratgeber oder
Kinderliteratur sowie Musik-CDs, Hörbücher und Filme auf DVD oder
Blu-Ray-Disc zum Hören und Sehen. Musikfreunde dürfen sich außerdem
auf aussortierte Notensammlungen freuen.

Jetzt werden die Tage wieder länger und laden dazu ein, wieder einmal
ein Buch in die Hand zu nehmen. Der Große Bücherflohmarkt der
Stadtbibliothek bietet dazu ausgeschiedene und zumeist noch gut
erhaltene Bücher und Medien aller Art zum kleinen Preis. Von
Donnerstag, 18. Oktober, bis Samstag, 20. Oktober, öffnet der
Bücherbasar in der Zentralbibliothek, Breiter Weg 109, während der
Öffnungszeiten seine Pforten.

Buchliebhaber und Schnäppchenjager finden in den blauen Bücherboxen im
Erdgeschoss des Zentralgebäudes an drei Tagen Medien aller Art:
Gedrucktes wie Krimis, Romane, Sachbücher, Ratgeber oder
Kinderliteratur sowie Musik-CDs, Hörbücher und Filme auf DVD oder
Blu-Ray-Disc zum Hören und Sehen. Musikfreunde dürfen sich außerdem
auf aussortierte Notensammlungen freuen.

In jedem Jahr nimmt die Stadtbibliothek Magdeburg rund 20.000
Neuerscheinungen in ihren entleihbaren Bestand auf, um stets aktuell
zu bleiben. Gerade jetzt, kurz nach der Frankfurter Buchmesse, auf der
viele Autoren ihre neuesten Werke vorstellen, kommen zahlreiche neue
Titel in die Regale, für die Platz geschaffen wird. Die Einnahmen des
Bücherflohmarkts werden zum Kauf weiterer Medien verwendet.

Der große Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Magdeburg ist vom 18.
Oktober bis zum 20. Oktober wochentags jeweils von 10 Uhr bis 19 Uhr
und am Samstag von 10 Uhr bis 13 Uhr geöffnet. Alle interessierten
Besucher mit und ohne Mitgliedsausweis der Stadtbibliothek Magdeburg
sind herzlich willkommen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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MELDUNG/298: #unteilbar - 240.000 Menschen demonstrieren in Berlin für eine offene Gesellschaft

Amnesty International - 13. Oktober 2018

#unteilbar - 240.000 Menschen demonstrieren in Berlin für eine offene
Gesellschaft

Solidarität statt Ausgrenzung!



240.000 Menschen haben am Samstag in Berlin ein Zeichen für eine offene und
solidarische Gesellschaft gesetzt. Auch Amnesty International hatte als
Bündnispartner zusammen mit vielen anderen Organisationen zur Teilnahme an
der #unteilbar-Demonstration aufgerufen.

#unteilbar steht für:


	Für ein Europa der Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit!

	Für ein solidarisches und soziales Miteinander statt Ausgrenzung und Rassismus!

	Für das Recht auf Schutz und Asyl - Gegen die Abschottung Europas!

	Solidarität kennt keine Grenzen!

	Für eine freie und vielfältige Gesellschaft!



Denn Rassismus und Ausgrenzung sind gesellschaftsfähig geworden. Humanität
und Menschenrechte, Religionsfreiheit und Rechtsstaat werden offen
angegriffen. Es ist ein Angriff, der den Kern unserer Gesellschaft trifft.

Grund- und Freiheitsrechte dürfen nicht eingeschränkt werden. Rassistisches
und diskriminierendes Gedankengut darf das politische Handeln nicht
bestimmen.

Gemeinsam mit einem breiten Bündnis von Organisationen rief Amnesty
International deshalb dazu auf, am 13. Oktober auf Berlins Straßen ein
Zeichen zu setzen.

Auch viele Amnesty-Mitglieder folgten dem Aufruf. Beim "Amnesty-Truck" am
Alexanderplatz - dem Startpunkt der Demo - gab es Musik und Talks rund ums
Thema Menschenrechte. Auf Bannern, Schildern und Luftballons wurden
anschließend Botschaften gegen Rassismus und für mehr Solidarität durch die
Stadt getragen.

Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland,
hatte im Vorfeld erklärt:

"Die Menschenrechte sind unteilbar. Sie sind Grundlage unseres
Grundgesetzes, unseres Rechtstaates und unserer Freiheit. Wenn diese
Grundlage unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens auf der Straße oder in
den Medien angegriffen wird, sind wir alle aufgerufen, dafür deutlich und
sichtbar einzustehen. Wenn 70 Jahre nach Verabschiedung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte die Gegner von Menschenrechten und Demokratie
Morgenluft wittern, dann gilt es überall, und jeden Tag, gemeinsam unsere
offene Gesellschaft zu stärken."

Mehr zu #unteilbar:

www.unteilbar.org

 * 

Quelle:

Meldung vom 13. Oktober 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-unteilbar-240000-menschen-demonstrieren-berlin-fuer-eine-offene

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/952: #unteilbar - 240.000 demonstrieren für Solidarität statt Ausgrenzung in Berlin (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

#unteilbar: 240.000 demonstrieren für Solidarität statt 
Ausgrenzung in Berlin

Von Reto Thumiger, 14. Oktober 2018






[image: Demonstrationszug mit Fronttransparent #unteilbar - unteilbar.org, Stephan Guerra (CC-BY 4.0) https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/]

unteilbar.org, Stephan Guerra (CC-BY 4.0)

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/



Im Aufruf von #unteilbar [1] ist zu lesen: "Wir lassen nicht zu, dass
Sozialstaat, Flucht und Migration gegeneinander ausgespielt werden.
Wir halten dagegen, wenn Grund- und Freiheitsrechte weiter
eingeschränkt werden sollen. Das Sterben von Menschen auf der Flucht
nach Europa darf nicht Teil unserer Normalität werden. Wir sind jetzt
schon viele, die sich einsetzen."

Dass es dann über 240.000 waren, hat auch wohl die optimistischsten
Prognosen übertroffen. Ein vielfältiges, farbenfrohes und vor allem
hoffnungsvolles Signal in einer Zeit, in der eine dramatische
politische Verschiebung stattfindet, Rassismus und Menschenverachtung
gesellschaftsfähig werden.

Mit optimalen Wetterbedingungen wurde der Protest-Herbst in
Deutschland eingeleitet. Die Organisationen und die Botschaften an der
Demo waren vielfältig. Neben Aufruf zur Solidarität, gegen Hetze und
Fremdenhass, wurde gegen schlechte Arbeitsbedingungen, Sozialabbau,
Mietenwahnsinn bis hin zum Klimaschutz demonstriert.

Und genau hier findet sich vielleicht die wichtigste Botschaft
von #unteilbar, nämlich dass sich die einzelnen Bevölkerungsgruppen
nicht gegeneinander ausspielen lassen und dass all diese Probleme und
Konflikte #unteilbar dieselben Wurzeln haben.


Anmerkung:

[1] https://www.unteilbar.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ATTAC/1949: UN-Verhandlungen über Menschenrechtsabkommen - Bundesregierung blockiert weiter

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Genf / Frankfurt am Main, 15. Oktober 2018

UN-Verhandlungen in Genf: Bundesregierung blockiert weiter
Menschenrechtsabkommen

Menschenrechte müssen Vorrang vor Abkommen à la CETA, TTIP, JEFTA und
Co. bekommen!



Am heutigen Montag beginnt in Genf die vierte, bis zum 19. Oktober
dauernde Verhandlungsrunde für einen UN-Vertrag (Binding Treaty), der
die Schutzlosigkeit der Menschenrechte in großen Teilen der
globalisierten Wirtschaft beenden soll. Das globalisierungskritische
Netzwerk Attac unterstützt dieses Anliegen und begrüßt, dass seit Juli
ein erster Vertragsentwurf (Zero Draft) vorliegt. Allerdings zeigen sich
in dem Entwurf bereits die Folgen der Blockadepolitik insbesondere der
deutschen Regierung, kritisiert Attac. So fehlt die Festschreibung eines
generellen Vorrangs der Menschenrechte vor Regelungen in Freihandels-
und Investitionsschutzverträgen wie CETA, TTIP oder JEFTA.

In einer gemeinsamen Stellungnahme machen Attac und die 19 weiteren
Organisationen der "Treaty Alliance Deutschland" daher konkrete
Verbesserungsvorschläge zu dem Zero Draft
(www.attac.de/stellungnahme-treaty-alliance).

Vor allem die Bundesregierung blockiert den gesamten Prozess - trotz des
nur drei Wochen zurückliegenden, scheinbar leidenschaftlichen Appells
von Bundesaußenminister Heiko Maas vor der UN-Vollversammlung, den
Multilateralismus zu verteidigen. "Statt inhaltlich zu dem
Vertragsentwurf Stellung zu nehmen, schiebt Deutschland Verfahrensfragen
vor. Nach jetzigem Stand wird die Bundesregierung zwar dabei sein, aber
schweigen", berichtet Marie-Sophie Keller, die für Attac Deutschland die
UN-Verhandlungen in Genf begleitet.

Inhaltlich fordert Attac vor allem, Menschenrechten Vorrang vor
Freihandels- und Investitionsschutzverträgen einzuräumen. "Ansonsten
könnten Staaten, die ihren Verpflichtungen aus den verbindlichen
UN-Menschenrechtspakten oder dem Binding Treaty nachkommen, wegen
vermeintlich unbilliger Behandlung ausländischer Investoren von
Investitionsschiedsgerichten zu hohen Schadenersatzzahlungen verurteilt
werden", warnt Thomas Köller von der Attac-Kampagnengruppe
Menschenrechte vor Profit. "Das ist umso skandalöser, als Betroffenen
von Menschenrechtsverletzungen keine Klagemöglichkeiten zur Verfügung
stehen, die mit jenen für Investoren auch nur annähernd vergleichbar
wären."

Positiv wertet Attac daher, dass der Vertragsentwurf einen Schwerpunkt
darauf legt, für von Menschenrechtsverletzungen Betroffene den Zugang
zum Rechtsweg zu verbessern, auch im Heimatland transnationaler
Konzerne. Zudem sollen diese Konzerne von ihren Heimatstaaten gesetzlich
verpflichtet werden , bestimmte menschenrechtliche Sorgfaltspflichten zu
erfüllen. Allerdings fehlen in dem Entwurf individuelle
Beschwerdemechanismen für Betroffene.

Der Binding Treaty wird von einer 2014 vom UN-Menschenrechtsrat
eingerichteten Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe beraten. Dies geschieht
unter breiter Beteiligung der Zivilgesellschaft bis hin zur Wirtschaft -
aber nach wie vor ohne echte Teilnahme der Industrieländer. Insbesondere
verhindert Deutschland eine konstruktive, gemeinsame Linie der
EU-Staaten, wie Frankreich sie fordert. Dadurch steht der gesamte
Verhandlungsprozess auf der Kippe.


Weitere Informationen:

Stellungnahme der "Treaty Alliance Deutschland" zum Erstentwurf (Zero
Draft): 

www.attac.de/stellungnahme-treaty-alliance

Erster Entwurf (Zero Draft):

www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session3/DraftLBI.pdf

Attac-Kampagne "Menschenrechte vor Profit - weltweit":

www.attac.de/menschenrechte-vor-profit

Live-Berichte von den Verhandlungen:

www.business-humanrights.org/de/v%C3%B6lkerrechtliches-abkommen

Resolution 26/9 des UN-Menscherechtsrates vom Juni 2014:

https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G14/082/52/PDF/G1408252.pdf?OpenElement

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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OFFENER BRIEF/079: Offener Brief gegen Fremdenfeindlichkeit der Dresdner Forschungsinstitute (idw)

Max-Planck-Institut für Chemische Physik fester Stoffe - 11.10.2018

Offener Brief gegen Fremdenfeindlichkeit



In einem offenen Brief positionieren sich die Doktorandenvertretungen aus
sechs Dresdner Forschungsinstituten klar gegen jegliche Gewalt und
Unterdrückung gegenüber anderen Menschen aufgrund ihrer Herkunft oder
Kultur und betonen die Wichtigkeit einer offenen und vielfältigen
Gesellschaft, insbesondere für den Forschungsstandort Dresden.


An die Bürgerinnen und Bürger Dresdens

Am 19.09.2018 ereignete sich ein rassistisch motivierter, tätlicher
Übergriff auf eine ausländische Doktorandin eines Dresdner
Forschungsinstitutes in einer Straßenbahn der DVB. Im Angesicht der
Tatsache, dass dies nicht der erste Fall fremdenfeindlicher Gewalt in
Dresden war, ist es uns ein dringendes Bedürfnis, dazu Stellung zu
beziehen. Wir verurteilen diesen und alle anderen fremdenfeindlichen
Übergriffe scharf. Fremdenfeindlichkeit schadet und beschämt unsere
Gesellschaft und ist durch nichts zu rechtfertigen.

Als Doktorandenvertretung sechs Dresdner Forschungsinstitute stehen wir
stellvertretend für 550 Doktorandinnen und Doktoranden aus mehr als 60
Ländern, die in Dresden wissenschaftlich tätig sind.
Unsere Institute stehen für weltweit anerkannte Spitzenforschung. Dabei
leisten Doktorandinnen und Doktoranden aus aller Welt am
Wissenschaftsstandort Dresden wichtige Beiträge zu Grundlagen- sowie
angewandter Forschung. In verschiedensten Bereichen, von Biophysik über
Medizintechnik bis hin zur Werkstoffforschung, legen unsere Erkenntnisse
den Grundstein für neue Entwicklungen und damit für den anhaltenden
Wohlstand durch Innovation in unserem Land. Gerade Sachsen profitiert in
hohem Maße von den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die ihre
Fähigkeiten in den Freistaat bringen und so die sächsische Forschung auf
internationales Niveau heben.

Wissenschaft war schon immer eine grenzübergreifende Disziplin. Dabei
gilt, dass exzellente Forschung nur mit den weltweit klügsten Köpfen
erfolgreich sein kann. In unseren Instituten arbeiten internationale
Gruppen seit langem gemeinsam und erfolgreich an neuen Entwicklungen. Der
gegenseitige Wissensaustausch und die daraus entstehenden Erkenntnisse
sind essentiell für die Forschung, die erst dadurch ihre Innovationskraft
erhält. Diese Zusammenarbeit zeigt, wie gelungene Integration gelebt
werden kann und sollte: Ausländische Doktorandinnen und Doktoranden leben
während der Promotion für mehrere Jahre in Deutschland und bauen sich in
vielen Fällen eine langfristige Zukunft über die Promotionsphase hinaus in
unserem Land auf. Sie leisten dabei essentielle Beiträge zur
langfristigen, wirtschaftlichen Perspektive unseres Landes und unseres
gemeinsamen Wohlstands. Zudem bringen sie sich aktiv in den sozialen und
kulturellen Alltag unseres Landes ein und werden so ein Teil unserer
vielfältigen Gesellschaft.

Wir verurteilen den eingangs genannten Vorfall genauso wie jede andere
Form von Fremdenfeindlichkeit. Solche Handlungen entbehren jedweder
Rechtfertigung und dürfen keinen Platz in unserer Gesellschaft haben. Wir
Doktorandinnen und Doktoranden stehen geschlossen zusammen und
positionieren uns ausdrücklich gegen jede Form von Ausgrenzung, Gewalt und
Unterdrückung gegenüber anderen Menschen aufgrund ihrer Herkunft oder
Kultur. Wir stehen für eine offene Gesellschaft, in der gegenseitiger
Respekt gelebt wird und wünschen uns dies auch in unserer Umgebung. Aus
diesem Grund solidarisieren wir uns mit allen Opfern von durch
Fremdenfeindlichkeit motivierter Gewalt.

Die Doktorandinnen und Doktoranden des

• Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen

• Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf

• Leibniz-Instituts für Festkörper- und Werkstoffforschung

• Max-Planck-Instituts für Chemische Physik fester Stoffe

• Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und Genetik

• Max-Planck-Instituts für Physik komplexer Systeme.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1944

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemische Physik fester Stoffe, 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/276: Hamburg - Der Traum des Abie Nathan, "Schwarze Hafenacht" im Rahmen der "Tage des Exils", 30.10.

Ich habe es versucht! - Der Traum des Abie Nathan

mit Alexandra Senfft und Michael Weber

Dienstag, 30. Oktober, 20 Uhr Kesselhaus / Sandtorkai 30

Eine "Schwarze Nacht" im Rahmen der "Tage des Exils" der Körber-Stiftung



Die Gründung Israels 1948 war für die Juden das Ende ihres Exils, für
die Palästinenser jedoch dessen Beginn. Der Israeli Abie Nathan wollte
mit spektakulären Aktionen vermitteln. Er sendete z.B. 20 Jahre lange
von seinem selbstgewählten Exil, einem Piratensender vor der Küste Tel
Avivs, Musik und Friedensbotschaften, unterstützt von John Lennon,
Daniel Barenboim u.v.a. - Abie Nathan, die "Stimme des Friedens",
starb vor 10 Jahren. Er gehörte zu denen, die gezeigt haben, das
selbst das Unmögliche möglich scheint, sogar in unseren Tagen. Deshalb
erinnern wir an ihn!

Die Publizistin Alexandra Senfft (ehemalige Nahostreferentin der
Grünen-Fraktion im Bundestag, UN-Beobachterin in der Westbank und bis
1991 UN-Pressesprecherin im Bundestag, UN-Beobachterin in der
Westbank und bis 1991 UN-Pressesprecherin des Hilfswerks der Vereinten
Nationen für Palästinaflüchtlinge im Gazastreifen), die ihn noch
kennenlernte, wird erzählen; Michael Weber vom Hamburger
Schauspielhaus liest Texte über ihn.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.10.2018

Schwarze Hafen-Nacht

E-Mail: Michael.Friederici@schwarzenaechte.de

Internet: www.schwarzenaechte.de
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LESUNG/6209: Hanau - "Wort&Klang" wird mit Hans Falladas "Kleiner Mann, was nun?" eröffnet am 18.10.

Neue "Wort & Klang"-Staffel beginnt am 18. Oktober

Einmalige Literatur-Erlebnisse im Kulturforum Hanau



Außergewöhnliche Literaturerlebnisse bietet die bekannte und
geschätzte Reihe "Wort & Klang" im Kulturforum Hanau. Einmal im Monat,
jeweils donnerstags, präsentieren bekannte Schauspielerinnen und
Schauspieler, aber auch neue Gesichter unter der künstlerischen
Leitung von Benjamin Baumann - ausgewählte Literatur auf besonders
anschauliche Weise.

Den Anfang der sechsteiligen Veranstaltungssaison 2018/2019 macht am
18. Oktober Jo van Nelsen: er präsentiert eine Grammophon-Lesung mit
dem bekannten Werk von Hans Fallada "Kleiner Mann, was nun?". Jo van
Nelsen sammelt als Musikkabarettist leidenschaftlich Schellackplatten,
historische Postkarten und Stummfilme und liefert so einen wunderbaren
Rahmen für die Lesung von Falladas Erfolgsroman. Das Publikum darf
sich auf einen nostalgischen Multimedia-Abend der Extraklasse freuen,
der dem 125. Geburtstag des Schriftstellers gewidmet ist.

"Wenn die Gondeln Trauer tragen" von Daphne du Maurier hat Petra
Mathein für ihre Lesung am 29. November ausgewählt. Die Schauspielerin
und Sängerin lässt an diesem Abend die Erzählung, die durch ihre
atmosphärisch dichte Verfilmung 1973 für besondere Furore gesorgt hat,
für ihre Zuhörerschaft im Kulturforum lebendig werden.

Eine Hommage an Bob Dylan steht am 17. Januar 2019 auf dem Programm.
Jörg Erb, Musiker, Systemischer Berater und Buchhändler, packt seine
Gitarre aus und präsentiert die Songs auf seine ganz eigene Weise. Die
bekannten Stücke werden von ihm nachempfunden, interpretiert und frei
ins Deutsche übersetzt. Der Abend ist ein Muss für alle Fans des
großen Songmeisters.

Mit der bekannten Prosaerzählung des österreichischen Schriftstellers
Arthur Schnitzler "Traumnovelle" setzt Philip Krause die Reihe am 14.
Februar 2019 fort. Der Schauspieler Krause ist ein neues Gesicht in
Hanau. Seine Erfahrung als erfahrener Sprecher für die Blinden
Hörbücherei verspricht eine fesselnde Lesung des Stoffes, der im Wien
Anfang des 20. Jahrhunderts angesiedelt ist.

Der Abend des 7. März 2019 ist der unsterblichen "Maria Callas -
Primadonna assoluta" gewidmet. Petra Mathein präsentiert neben
ausgewählten Arien auch interessante Anekdoten und Fakten aus dem
Leben der Ausnahmesängerin.

Zum Abschluss der Staffel liest noch einmal Philip Krause. Im
Mittelpunkt der Veranstaltung steht das Kultbuch "Der Fänger im
Roggen", das in den 1950er Jahren zu einem Aufschrei in den USA führte
und auch noch Stoff zum Nachdenken liefert.

Alle Veranstaltungen finden im Lesecafé des Kulturforums statt, das
barrierefrei und per Fahrstuhl auch direkt von der Tiefgarage aus zu
erreichen ist. Beginn ist immer um 19.30 Uhr. Eintrittskarten zum
Preis zwischen zehn und 15 (je nach Veranstaltung) gibt es im
Vorverkauf bei www.frankfurt-Ticket.de (zuzüglich Vorverkaufsgebühr)
und im Kulturforum Hanau (Am Freiheitsplatz 18a, Telefon 
06181-98252-0) sowie - soweit vorhanden - an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSICHTEN/8428: Und morgen, den 16. Oktober 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 16.10.2018 bis zum 17.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8428 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Immer noch warm,

doch wechselhaft,

Jean hebt den Arm,

immer noch Kraft.
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TREFF/699: Kassel - Museumsführung "Kassel in der Preußenzeit bis 1918" am 21.10.

Führung im Stadtmuseum



"100 Jahre Weltkriegsende - Kassel in der Preußenzeit bis 1918"
lautet der Titel einer Führung mit dem Museumsführer Albert Walch am
Sonntag, 21. Oktober, 14 Uhr, im Stadtmuseum.

Am 8. Oktober 1866 wurde am Friedrichsplatz in Kassel verkündet, dass
Kurhessen augenblicklich zum Königreich Preußen gehörte. Nach der
Annexion wurde Kassel als Hauptstadt der neu geschaffenen Provinz
Hessen-Nassau zum Sitz zahlreicher Behörden. Außerdem entwickelte sich
die Stadt aufgrund der Verkehrsgünstigen Lage zu einem attraktiven
Industriestandort, womit auch bauliche Veränderungen einhergingen. Die
Zeit bis zum Ersten Weltkrieg war, anders als häufig angenommen, eine
äußerst dynamische, innovative Phase. Und der letzte deutsche Kaiser
war Kassel im besonderen Maße verbunden, denn er besuchte ab 1874 das
Lyceum Fridericianum in Kassel und machte hier sein Abitur. Zudem
nutzte die kaiserliche Familie Schloss Wilhelmshöhe als
Sommerresidenz. Das Wilhelminische Zeitalter brachte glanzvolle
Neubauten, wie das Preußische Staatstheater am Friedrichsplatz hervor.
Was bedeutete das konkret für die Stadt?

Lassen Sie sich von Albert Walch durchs Museum führen und erfahren Sie
dabei mehr über die Preußenzeit bis 1918.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine
verbindliche Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer 05 61/7
87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TIERE/121: Fische - ein Multikämpfer ... (SB)



Ein Fisch, der sich auch an Land fortbewegen und sogar auf Bäume
klettern kann - gibt es so etwas?

Bereits im 9. Jahrhundert wurde von Indienreisenden von einem Fisch
berichtet, der sein Gewässer verlasse, über Land gehe und sich auf
die Kokospalmen zubewege, um daran hochzuklettern. Dort oben würde er
dann Palmwein trinken, bevor er wieder in sein Gewässer zurückkehre.
Es ist ziemlich wahrscheinlich, dass es sich bei diesem Fisch um den
sogenannten "Kletterfisch" gehandelt hat.

Also, das "Auf-Palmen-Klettern" mag wohl übertrieben sein, doch
reichte diese Legende immerhin dazu, dem Fisch seinen Namen zu
verleihen: Kletterfisch. Dass dieser Fisch sich auch an Land
fortbewegen kann, ist beobachtet worden und erwiesen. Man hat sogar
Kletterfische gesehen, die längere Strecken von bis zu 180 Metern in
einer Nacht zurückgelegt haben, und das erscheint doch wirklich recht
ungewöhnlich. Was befähigt dieses Tier, das eindeutig ein Fisch ist
und zu den Barschverwandten gehört, sich auch außerhalb des Wassers
aufzuhalten? Als Süßwasserfisch ist er in mittelgroßen Flüssen,
Kanälen, Seen, Teichen, Sümpfen und in Reisfeldern anzutreffen. In
Südostasien ist er weit verbreitet, doch auch auf den australischen
Inseln Boigu und Saibai fühlt er sich mittlerweile zuhause.




[image: Zeichnung eines Kletterfisches, der sich zwischen Gräsern an Land hievt - Grafik: 1896, by Richard Lydekker (1849-1915) (The Royal Natural History) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Ein Kletterfisch beim Landgang

Grafik: 1896, by Richard Lydekker (1849-1915)
(The Royal Natural History) [Public domain], via Wikimedia Commons






Was macht ein Fisch an Land?

Aber warum sollte ein Fisch sich überhaupt an Land fortbewegen wollen?
Nun, in den Gegenden, in denen dieses seltsame Tier beheimatet ist,
sind lange Trockenzeiten nicht selten und führen oftmals zum
Austrocknen der Gewässer. Um dem immer weniger werdenden Wasser in
einem Fluss oder See zu entkommen und andere wasserreiche Gewässer
aufzusuchen, bleibt ihm nur der Weg übers Land. Andere Fische würden
binnen kurzer Zeit auf dem Trockenen sterben, da sie über ihre
Kiemenatmung nur über das Wasser den lebenswichtigen Sauerstoff
aufnehmen können. Der Kletterfisch verfügt neben der Kiemenatmung noch
über ein spezielles, sogenanntes Labyrinthorgan, mit dem er auch den
Sauerstoff aus der Luft einatmen kann. Zwar reicht das nicht für ein
generelles Leben an Land, befähigt ihn aber schon, mehrere Tage
außerhalb des Wassers zu überleben. Feucht sollte seine Umgebung
allerdings trotzdem noch sein, denn ein Austrocknen seiner Haut würde
er auch nicht lange überstehen. Mag sein, dass er aus diesem Grund
auch zu den nachtaktiven Lebewesen gehört.




[image: Auf dem Foto sieht der Fisch ganz schlicht und stromlinienförmig aus, weil er seine Flossen nicht abgespreizt hat - Foto: 2007, by Haplochromis [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], from Wikimedia Commons]

Kletterfisch mit angelegter Rückenflosse

Foto: 2007, by Haplochromis [CC BY-SA 2.5
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], from Wikimedia Commons






Das Wunderding namens Labyrinthorgan

Das Labyrinthorgan befindet sich links und rechts am Kopf des Fisches,
direkt hinter dem Ohr. Es erhält seine Festigkeit durch eine Art
"geknüllte" Knochenplatte. Sie ist mit einer Schleimhaut mit reichlich
Blutgefäßen überzogen, genau wie die Kiemenhöhle, in der sich dieses
Gebilde befindet. Hier findet die Aufnahme der Luft durch das Maul und
die Abgabe des Sauerstoffs an die Blutgefäße, wie auch das Ausatmen
der verbrauchten Luft durch die Kiemendeckel, statt. Das komplizierte
Organ ganz präzise zu erläutern, würde in diesem
Zusammenhang zu weit führen. Doch die kurze Beschreibung reicht
vielleicht, um sich vorstellen zu können, dass der Kletterfisch auch
an Land atmen kann. Allerdings reicht die Kiemenatmung unter Wasser
allein auch nicht aus und so muss der Fisch in bestimmten Abständen an
die Wasseroberfläche schwimmen, um dort Luft zu schnappen.

Die ca. 25 cm langen Kletterfische bewegen sich an Land mit
schlängelnden Bewegungen mit Hilfe ihrer Bauch- und Brustflossen. Sind
ihre Rücken-, Schwanz- und Afterflossen gespreizt, so bilden sie einen
nahezu lückenlosen Flossensaum, was für das Schlängeln von Vorteil
ist, da sich so die einzelnen Flossen nicht gegeneinander bewegen.
Besonders gut gelingt ihnen das Fortkommen auf schlammigen Boden, aber
auch Strecken auf festen Grund können sie gut bewältigen. Während der
Trockenzeiten verlassen die Kletterfische meistens am frühen Morgen,
in kleinen Gruppen ihr versiegendes Gewässer auf der Suche nach neuen
Wasserstellen. Etwa 3 Meter weit kann sich dieser Fisch in einer
Minute an Land fortbewegen. Sollten die Kletterfische auf kein
weiteres Gewässer treffen, können sie sich auch im Schlamm eingraben
und dort aufgrund ihrer Fähigkeit zur Luftatmung bis zur nächsten
Regenzeit aushalten. Sicherlich aber nur dann, wenn die Trockenzeiten
aufgrund der Klimaveränderungen nicht ungewöhnlich lange andauern.




[image: Kletterfisch mit weit abgespreizter Rücken- und Bauchflosse, auch die Schwanz-, Brust- und Afterflossen sind gut zu erkennen - Foto: 2012, by Sahat Ratmuangkhwang (FishBase) [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons]

Kletterfisch mit gut sichtbaren Flossen

Foto: 2012, by Sahat Ratmuangkhwang (FishBase) [CC BY 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons






Gefahren an Land

Einmal an Land gekrabbelt, sind die Kletterfische auch leichte Beute
für einige Säugetiere. Allerdings hat dieser Fisch eine besondere
Verteidigungstechnik entwickelt, die für seinen Jäger tödlich enden
kann. Versucht ein Freßfeind ihn zu verschlucken, so bläht er sich
blitzschnell auf, was zum Erstickungstod des Angreifers führt.
Da
dieser Fisch sich relativ rasch und zahlreich vermehrt, fürchten
australische Wissenschaftler, dass er für Säugetiere zur tödlichen
Gefahr werden kann. Aus diesem Grund bemühen sich
sowohl Forscher als auch Tierschützer, die
Ausbreitung dieser Fische auf die beiden Inseln Boigu und Saibai zu
begrenzen und damit zu verhindern, dass Kletterfische auf das australische
Festland gelangen.




Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Labyrinthorgan

https://www.spektrum.de/lexikon/biologie/labyrinthfische/37814

https://www.galileo.tv/earth-nature/an-land-lebener-fisch-bedroht-australien/

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Kletterfische_und_Buschfische
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AKTION/512: Mönchengladbach - Kinder-Grusel-Tour zu Halloween am 31. Oktober

Stadt Mönchengladbach

31. Oktober: Kinder-Grusel-Tour zu Halloween



Aus den USA kennt man den Brauch, dass Kinder am Abend vor dem 1.
November von Tür zu Tür gehen und Süßigkeiten sammeln. Wer wissen
will, was hinter diesen "Trick or Treat"-Rufen steckt und warum man an
Halloween mit gruseligen Verkleidungen und ausgehöhlten Kürbissen böse
Geister vertreiben will, ist genau richtig bei der Kinder-Grusel-Tour.
Die Tour findet am Mittwoch, 31. Oktober um 16.30 Uhr und 18.30 Uhr
statt. Treffpunkt ist jeweils: Parkplatz am Geroweiher, Schild
"Stadt-Touren".

Als kleine Fledermäuse verkleidet "schwirren" die Kinder auf
verkehrssicheren Wegen durch die Altstadt. Überall gibt es spannende
Spiele und gruselige Abenteuer zu erleben, werden schaurige
Geschichten erzählt.

Die gruselig-spannende Tour dauert etwa 90 Minuten und kostet 8 Euro
für Kinder und 4 Euro für begleitende Erwachsene (zzgl. 2,20 Euro
Bearbeitungsgebühr pro Buchung).

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich. Anmeldungen beim Reisebüro
Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der
FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1791: Leverkusen - "Freunde fürs Leben" am 18. Oktober 2018

Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Freunde fürs Leben



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 18. Oktober, liest
Vorlesepatin Kerstin Berger das Bilderbuch "Wir zwei sind Freunde fürs
Leben" von Michael Engler und Joelle Tourlonias vor. Hase und Igel
sind die besten Freunde weit und breit. Ihre Freundschaft ist so
innig, dass man den einen nur selten ohne den anderen trifft. Und so
tief, dass alle Tiere im Wald und auf der Wiese sich auch so einen
guten Freund wünschen. Einen Freund fürs Leben. Doch eines Tages
möchte der Hase lieber mit dem Eichhörnchen spielen. Es kann so
wunderbar weit springen und hat so schönes glattes Fell?

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Oktober 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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LESUNG - KINDER-UNI/197: Herten - "Was prickelt in der Brause?" am 14.11.2018

Stadt Herten

Was prickelt in der Brause?

Hertener KinderUni am 14. November



Herten. Am Mittwoch, 14. November, ab 10.30 Uhr lädt die Hertener
KinderUni wieder zu einer wissenschaftlichen Entdeckungsreise ein.
Herten hat zwar keine "richtige" Universität, aber im Rahmen der
KinderUni verwandelt sich dreimal im Jahr das Glashaus in einen echten
Hörsaal. Ausgehend von Alltagsfragen erhalten interessierte Kinder im
Alter von sechs bis zehn Jahren in rund 45-minütigen Vorlesungen
spannende Einblicke in die faszinierende Welt der Wissenschaft.

Dieses Mal dreht sich in der Vorlesung alles rund um das Thema
"Brause". Vor rund 90 Jahren entwickelte Theodor Beltle das schäumende
Pulver und schickte den noch heute bekannten blauen Matrosen durch die
Werbelandschaft. Egal, ob man es mit Wasser mischt oder direkt vom
Handrücken aufleckt: Es prickelt, es schäumt, es erfrischt. Nur, was
prickelt in der Brause?

2005 gründete die CreativWerkstatt das Projekt in Zusammenarbeit mit
Dr. Rupert Scheuer von der Technischen Universität Dortmund.

Karten können Interessierte in der CreativWerkstatt, Tel. 0 23 66 /
307 805, mit einer Anmeldekarte oder unter 
www.creativwerkstatt-herten.de reservieren. Kartenabholung 
und freier Verkauf finden an der Tageskasse statt.

Manchmal geht die KinderUni auch vor die Tür, um mit den Kindern Neues
zu entdecken. Um an der Hertener KinderUni "on tour" teilzunehmen ist
es möglich, sich mit einer Anmeldekarte oder im Internet anzumelden.
Preis

Vorverkauf: Kinder 2,50 Euro, Erwachsene 3,50 Euro

Tageskasse: Kinder 3,50 Euro, Erwachsene 4,50 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AKTION/942: Unna - 3. Nacht der Lichtkunst am 24. November

Gebündelte Lichtkunst mit besonderer Strahlkraft im östlichen
Ruhrgebiet 

3. Nacht der Lichtkunst am 24. November 2018 - Tickets sind ab sofort
an allen HellwegTicket-VVK-Stellen erhältlich



Kreisstadt Unna. Am 24. November 2018 präsentiert der Verein HELLWEG -
ein LICHTWEG e.V. die 3. Nacht der Lichtkunst, für die ab sofort
Karten an allen HellwegTicket-VVK-Stellen (u. a. im i-Punkt der
Kreisstadt Unna) erhältlich sind. In dieser Nacht stehen die
Lichtlandmarken, illuminierten Industriedenkmäler und Werke der
Lichtkunst des östlichen Ruhrgebiets wieder einmal im Fokus. Denn das
Städtenetzwerk, das aus zehn Städten und Gemeinden der Hellweg-Region
besteht (Ahlen, Bergkamen, Bönen, Hamm, Fröndenberg, Lippstadt, Lünen,
Schwerte, Soest, Unna), präsentiert die 43 Lichtkunstwerke u.a. von
James Turrell, Mario Merz, Kazuo Katase, Rosemarie Trockel, Mischa
Kuball, Maik und Dirk Löbbert u.v.m., zum dritten Mal in gebündelter
Form. Stand im vergangenen Jahr ein umfangreiches Programm rund um
die örtlichen Lichtkunstwerke im öffentlichen Raum im Vordergrund, so
sind es in diesem Jahr die geführten Lichtreisen, die mit
unterschiedlichen Touren die beteiligten Städte und deren
Lichtkunstwerke miteinander verbinden.

Erstmalig wird es eine Hop-On/Hop-Off-Tour zwischen Ahlen-Soest und
Lippstadt geben, die den nordöstlichen Bereich der Hellweg-Region
äußerst flexibel verbindet. Das Besondere an dieser Lichtreise ist,
dass die Besucherinnen und Besucher im vorgegebenen Fahrplan in den
drei anzufahrenden Städten zusteigen können und an den geführten
Touren innerhalb der Städte teilnehmen können. Innerhalb des
Fahrplanes bestimmen sie selbst, wann sie zusteigen möchten, um in die
nächste Stadt zu fahren. Unna bildet mit dem Zentrum für
Internationale Lichtkunst in diesem Jahr den Dreh- und Angelpunkt der
Nacht, denn nahezu alle Reisen werden einen Halt in Unna einlegen, so
dass die Reisenden die hier installierten Lichtkunstwerke entdecken
können.

Die Kreisstadt Unna bietet ein besonderes Programm vor Ort an. Durch
die Kooperation mit dem Zentrum für Internationale Lichtkunst kann
hier bis in die Nacht hinein an Kurzführungen im Museum teilgenommen
werden. Auch die wenige Tage zuvor eröffnete Ausstellung "Bernardì
Roig - The Burden of Light" wird Teil der Führungen sein. Das vor Ort
angebotene Kunstprogramm wird um eine weitere künstlerische Arbeit
ergänzt, welche die Besucherinnen und Besucher partizipatorisch
einbeziehen wird. Hierbei wurden Arbeiten des berliner Künstlers
Stephan Brenn anvisiert. Ihre "Lichterlebnisse" werden die
Besucherinnen und Besucher bei einem Lindenbier oder einem anderen
Kaltgetränk in besonderer Atmosphäre austauschen können. Eine
Dämmerungsführung in den "Skyspace" rundet das Programm in Unna ab.
Während der Sonnenuntergangsstunde ist im Skyspace des "Third Breath
2005/2009" von James Turrell ein farbenprächtiges Lichtspiel von
einzigartiger Schönheit zu bewundern. Natürliches und künstliches
Licht begegnen sich hier in der Dämmerung und lassen den Himmel zu
einer Farbfläche mutieren, die den Raum gegen den Himmel abzuschließen
scheint und doch der Himmel selbst ist.

Im Kunstmuseum Ahlen erleben die Lichtreisenden der Hopp-on/hop-off
Tour durch die wissenschaftliche Mitarbeiterin Dagmar Schmidt die
Außenanlage mit ihren Lichtkunstwerken von Heinz Mack in neuem Licht
sowie die Außeninstallation "Kaskade" des isländischen Künstlers Egill
Sæbjörnsson, die den Neubau des Kunstmuseums Ahlen in eine
faszinierende Lichtskulptur verwandelt. Des Weiteren erhalten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen kurzen Blick in die aktuelle
Sonderausstellung "Licht als Utopie: Brisante Träume. Die Kunst der
Weltausstellung", eine Kooperationsausstellung mit dem Marta Herford
zu fünf Weltausstellungen (1937 Paris - 1970 Montreal).

In Soest ist am Museum Wilhelm Morgner die am 25. Oktober 2018
eingeweihte Lichtkunstinstallation des renommierten niederländischen
Künstlers Jan van Munster zu sehen, eine Variation seiner Serie der
Brainwaves sowie die beiden anderen Kunstwerke "Pilgerstab" und
"Lichtbogen".

Unter Berücksichtigung der stündlichen Ankünfte der Busse werden in
Lippstadt abwechselnd zwei verschiedene Führungen "Grüner Winkel" und
"Schifffahrtskanal" angeboten. Die Führung "Grüner Winkel" beinhaltet
die Lichtkunstinstallationen "Undine" von Claudia Schmacke, "Arche"
von Christoph Hildebrand, "abseite" von Jan Philip Scheibe,
"Lipstadium oder Friedrich der Große, der Mittlere und der Kleine" von
Jürgen Stollhans und "Glitzerbaum" von Claudia Wissmann. Die Führung
"Schifffahrtskanal" führt entlang der Lichtkunstwerke "HEL" von Livia
Theuer und Daniel Roskamp, "Das Ergreifen" von Johannes Jäger,
"Cumulus" von Thorsten Goldberg, "Schweigen" von Gunda Förster und
"Milky Way" von Stefan Sous.

Alle angebotenen Lichtreisen (mit Ausnahme der autark pendelnden
Hop-on/Hop-off-Reise) werden den Knotenpunkt Unna mit seinem
besonderen Spielortprogramm anfahren. Neben einer Familienlichtreise,
die nach Bönen und Bergkamen führt, werden drei Lichtreisen in die
Region angeboten, die eine Kurzführung durch das Zentrum für
Internationale Lichtkunst Unna beinhalten. Die erste der drei Reisen
führt neben Lünen und Schwerte nach Fröndenberg (Startpunkt/Endpunkt:
Lünen); bei der zweiten Reise werden die Lichtkunstwerke in Bönen,
Bergkamen und Hamm besucht (Startpunkt/Endpunkt: Unna); und die dritte
Reise legt ihren Schwerpunkt auf die Kunstwerke in Schwerte und
Bergkamen (Startpunkt/Endpunkt: Bergkamen).

Ein nützlicher Wegweiser für alle, die sich auf den Weg zu den
Lichtkunstwerken der Hellweg-Region machen, ist die Website
www.hellweg-ein-lichtweg.de. Noch gibt es Tickets für die
verschiedenen Lichtreisen oder die anderen Angebote, also unbedingt
weitersagen!

Tickets für die verschiedenen Lichtreisen gibt es ab sofort im i-Punkt
der Kreisstadt Unna; Tel.: 02303/103-777, E-Mail:
zib-i-Punkt@stadt-unna.de oder an allen HellwegTicket-VVK-Stellen. Das
ausführliche Programmheft erscheint in Kürze.

Ticketpreise für die Lichtreisen: auch Hop-On/Hop-Off -Tour; 14,90
Euro zzgl. VVK (keine Ermäßigung), Familienlichtreise 14,90 Euro zzgl.
VVK /ermäßigt 7,90 Euro zzgl. VVK (Kinder bis 12 Jahre);
Dämmerungsführung in den Skyspace 10,90 Euro zzgl. VVK (Keine
Ermäßigung). Diese Karte berechtigt auch an diesem Abend zum Besuch
des Zentrums für Internationale Lichtkunst. Tickets für Kurzführungen
durch das Zentrum für Internationale Lichtkunst (ab 17 Uhr) 7,90 Euro
zzgl. VVK/ ermäßigt 5,90 Euro zzgl. VVK/AK: 9,50 Euro /erm. 6,50 Euro.

 * 
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Zwei gegen die Kremlpartei

von Klaus Joachim Herrmann



"Die Macht ist sehr klug", klagt Michail Swetow, Führungsmitglied der
Libertären Partei Russlands. "Wenn sie dämlich wäre, hätten wir sie schon
lange besiegt." Das Ausbleiben des Erfolgs mag auch an der
Durchschlagskraft seiner 1000-Mitglieder-Partei mit ihrem Monatsbudget von
30.000 Rubel (knapp 380 Euro) liegen. Deren größte Abteilung wirkt in
Moskau mit 200 Mitgliedern. Die übrigen Parteigänger seien in jeder Stadt
zu finden, versichert Swetow im Interview mit dem Webportal znak.
Seine Leute seien im ganzen Land aktiv, organisierten Meetings - "auch an
der Seite Alexej Nawalnys". Die Kränkung durch den im Westen bekanntesten
russischen Oppositionellen, der einst fragte, ob libertär so eine Art
Veganismus sei, scheint vergessen. Jetzt leiteten libertäre Aktivisten
zahlreiche Stäbe Nawalnys, freut sich Swetow. Da die Macht gegen Versuche
der Menschen, sich selbst zu organisieren, effektiv vorgehe, müsse man sie
eben zu überlisten versuchen. Im Protest gegen die Schließung des populären
Messenger-Dienstes Telegram durch die Regierung machten die
Libertären das erste Mal ernsthafter von sich reden.

Das gelang auf eigentümliche Weise auch Viktor Solotow, Direktor der
russischen Nationalgarde. Die war vom "Fonds des Kampfes gegen Korruption"
wegen mutmaßlicher Unregelmäßigkeiten ins Gerede gebracht worden. Also
forderte der Armeegeneral Genugtuung - im Duell mit Nawalny, dem Chef des
Fonds. Der frühere Leibwächter des damaligen Petersburger Bürgermeisters
Anatoli Sobtschak, politischer Ziehvater des heutigen Präsidenten Wladimir
Putin, dürfte sich wohl ganz gut schlagen. Sein ungeliebter Wunschpartner
büßte im September seinen 30-Tage-Arrest wegen der ungenehmigten
Protestaktion "Wählerstreik" vom Januar 2018 ab. Da war er nicht
satisfaktionsfähig und aus dem Rennen. So wenigstens die Eingebung gewisser
Staatsorgane rechtzeitig vor dem 9. September, dem Tag der Wahl des
Moskauer Bürgermeisters und der Verwaltungschefs und örtlichen Parlamente
in 22 Regionen.

Doch Nawalny selbst lässt sich sein Duell mit der Staatsmacht nicht nehmen.
Schon gar nicht an solch einem Wahltag im größten Land der Erde. Da er dazu
aufrief, rechnen er und seine Stäbe sich an, dass in mehr als 60 Städten
Tausende Menschen gegen die Rentenreform auf die Straße gingen. 800 bis
1000 von ihnen sollen nach Angaben des Bürgerrechtsportals OVD-Info
festgenommen worden sein. Die Verbreitung des Protest-Aufrufs über die
Videoplattform YouTube prangerte Moskau als Einmischung der USA in
den Wahlkampf an. Viele Aktionen seien vorab untersagt, Aktivisten
"präventiv" festgesetzt worden, doch die Meetings und Märsche habe das
nicht stoppen können, analysierte die Nesawissimaja Gaseta. Erneut
habe Nawalny gezeigt, dass von der "Nichtsystem-Opposition" allein er
Menschen "unter Polizeiknüppel führen" könne. Er habe damit seinen Status
als führende Persönlichkeit erneuert. Das sei auch seine offenkundige
Absicht gewesen. Die Regierenden hätten dazu beigetragen, dass er es dem
ganzen Land und der Welt habe zeigen können.

Verholfen hat ihm die Obrigkeit dazu nicht nur mit dem Arrest am Wahl- und
Protesttag, sondern mehr noch mit ihrem heftig umstrittenen Versuch, nach
inzwischen 90 Jahren und unter veränderten Bedingungen erstmals das
Renteneintrittsalter heraufzusetzen. So soll - nach mäßigender Intervention
des Präsidenten - das Pensionseintrittsalter für Frauen nicht mehr um acht,
aber immer noch um fünf Jahre angehoben werden und künftig bei 60 Jahren
liegen. Bei Männern ist eine Erhöhung von 60 auf 65 Jahre geplant.

An Opposition gibt es ungeachtet aller anders lautenden Klagen des Westens
kaum Mangel in Russland, und sie ist nicht auf die von Nawalny geführte
außerparlamentarische beschränkt. Innerhalb des Systems profiliert sich die
Kommunistische Partei der Russischen Föderation (KPRF) als zweiter ernst zu
nehmender Gegner der Kremlpartei. Die kommunistische Führung beschwor nach
der Auszählung bereits die Geburtsstunde eines Zwei-Parteien-Systems in
Russland. Der langjährige KP-Vorsitzende Gennadi Sjuganow freute sich: "Wir
sind in eine neue politische Epoche eingetreten." ZK-Sekretär Sergej
Obuchow erläuterte selbstbewusst: "Es zerfällt das dominierende politische
System, an dessen Spitzen 'Einiges Russland' herrscht." Es gebe eine neue
Etappe der Konkurrenz - in vielen Regionen sei die stärkste nicht mehr die
Kremlpartei, sondern die kommunistische. In drei Gebieten habe die KP mit
über 30 Prozent der Stimmen ihre besten Resultate und in weiteren Regionen
über 20 Prozent erzielt. Die "Machtpartei" verlor in über der Hälfte von 16
Regionen ihre absolute Mehrheit in den Parlamenten. Dabei war "Einiges
Russland" nach Medienberichten in kritischen Regionen sogar zugestanden
worden, als "Partei des Präsidenten" für sich zu werben.

Bei den Gouverneurswahlen siegten bei üblich mäßiger Beteiligung von rund
40 Prozent in 18 Regionen die Favoriten für das Gouverneursamt. Am
glanzvollsten war wohl der Sieg des offiziell unabhängigen, aber
kremltreuen Moskauer Bürgermeisters Sergej Sobjanin mit 70 Prozent - bei
Beteiligung von 30 Prozent. Nicht nur Präsident Wladimir Putin und Premier
Dmitri Medwedjew, mit denen er durch lange gemeinsame Arbeit vertraut ist,
meinen, er mache seine Sache seit 2010 gut. Das bestätigten Erhebungen des
soziologischen Institutes Lewada. Rund die Hälfte der Moskauer
bescheinigten Sobjanin ein "gut", weitere knapp 40 Prozent sehen ihn bei
"mittel" und nur neun Prozent bei "schlecht". Sobjanin setzt sich die
"Überwindung territorialer Ungleichheit" in der Riesenstadt bis 2023 zum
ehrgeizigen Ziel. Vorgesehen sind umfangreiche Investitionen in Gesundheits-
und Sporteinrichtungen, in die soziale Infrastruktur und den städtischen
Verkehr.

Bei einer der vier Stichwahlen kam es allerdings zum Eklat. Im
fernöstlichen Primorje sah sich der Kandidat der Kommunisten um seinen
schon als sicher gefeierten Sieg betrogen. Andrej Ischtschenko hatte bis
zur Auszählung von 98 Prozent der Stimmen mit gut drei Prozentpunkten
Vorsprung geführt, nachdem er zuvor den führenden Amtsinhaber überholt
hatte. Nach der Auszählung von 99 Prozent der Stimmen sah die regionale
Wahlkommission in Wladiwostok aber auf einmal den kommissarischen
Gouverneur Andrej Tarassenko von der Kremlpartei vorn. Der auf den zweiten
Platz verschobene Kommunist und unabhängige Beobachter sprachen von
Fälschungen. Genannt werden Einsatz "administrativer Ressourcen", also
Amtsmissbrauch, Stimmenkauf, Abstimmung unter Zwang sowie mehrfacher
Einwurf von Stimmzetteln in die Urnen. Wahlprotokolle aus mindestens 13
Wahllokalen verschwanden spurlos. Ein Hungerstreik des vermutlich
geprellten Kandidaten wurde nach zwölf Stunden beendet: Die Zentrale
Wahlkommission unter Ella Pamfilowa sicherte die Entsendung einer
Kommission zur Prüfung der Vorwürfe zu. Die brauchte nicht
lange, um die Annullierung der Stichwahl zu empfehlen: "Es ist unmöglich,
zuverlässig das Ergebnis der Willensbekundung der Wähler zu bestimmen."
Ausdrücklich den Organisatoren der "Gruppenverschwörung", "feigen
Schurken", drohte die Wahlchefin bis zu vier Jahre Gefängnis an. "Die
Wahlen in Russland müssen maximal sauber werden", forderte die frühere
Menschenrechtsbeauftragte Russlands, "uns steht noch große Arbeit bevor."

Der Kommunist war immerhin schon weit gekommen, denn gewöhnlich scheitern
Gegenkandidaten zumeist im "kommunalen Filter". Sie müssen für die
Registrierung eine bestimmte Anzahl an Unterschriften von Abgeordneten der
Kommunal- und Stadtparlamente vorlegen. Darin sieht auch Wahlchefin
Pamfilowa eine Bedrohung des politischen Wettbewerbs und fordert die
Abschaffung solcher Vorauswahl. Für diesen Urnengang jedoch zu spät. Es
bleibt der Vorwurf, dass keine wirklich oppositionellen Kandidaten
zugelassen worden seien und eine "würdige" Wahlbeteiligung den Mangel
wieder nur unvollkommen ausgleichen konnte.

Die herrschende Partei "Einiges Russland" wird sich wohl künftig etwas
weniger auf ihrer Macht ausruhen dürfen. Das Leben in Russland wird teurer,
erstmals seit einem Jahr beunruhigten im September wieder um zehn Prozent
steigende Preise die Bürger. Neben der Rentenreform machen ihnen
Arbeitslosigkeit und drohende Verarmung die größten Sorgen, vertraute
zumeist deutlich mehr als die Hälfte der Befragten den Lewada-Soziologen
an. Auch das der Obrigkeit näher stehende Institut WZIOM ist sich mit den
im Westen gern als unabhängig gepriesenen Lewada-Experten hinsichtlich
einer wachsenden Protestbereitschaft einig. Rund 40 Prozent der sonst
duldsamen Bürger halten Proteste für möglich, knapp 30 Prozent würden
selbst auf die Straße gehen. Ähnliche Werte wurden zuletzt in der
Wirtschaftskrise des Jahres 2009 erreicht, es sind in jedem Falle die
höchsten seit der Übernahme der Krim im Jahre 2014. "Sozialer Pessimismus"
werde genährt durch die Angst, ökonomische Probleme würden auf den
einzelnen abgewälzt, zitierte die Nesawissimaja Gaseta Dmitri
Schurawljow, Generaldirektor des Instituts für regionale Probleme.
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Landtagswahl in Bayern: Ein Schlag ins Gesicht der Großen Koalition

Von Johannes Stern

15. Oktober 2018



Das Ergebnis der Landtagswahl in Bayern ist ein Schlag ins Gesicht der
Großen Koalition und zeigt die wachsende Feindschaft gegen die rechte
Politik der Bundesregierung. Nachdem Union und SPD bereits bei der
Bundestagswahl im vergangenen September ihre jeweils schlechtesten
Ergebnisse in der Nachkriegsperiode erzielt hatten, brachen die
Regierungsparteien bei der ersten Landtagswahl seit der Regierungsbildung
regelrecht ein und verloren zusammen mehr als 21 Prozentpunkte.

Mit 37,3 Prozent der Stimmen verpasste die in Bayern seit 1957
ununterbrochen regierende CSU klar die absolute Mehrheit und fuhr ihr
schlechtestes Ergebnis seit 1950 ein. 2013 hatte sie noch 47,7 Prozent der
Stimmen erhalten. Die SPD verlor sogar noch stärker. Mit nur 9,5 Prozent
der Stimmen (-11,1 Prozent) erzielte sie das schlechteste Ergebnis bei
einer Landtagswahl in ihrer Geschichte. Auch auf Bundesebene befinden sich
die Sozialdemokraten mit Umfragewerten von 15 Prozent auf einem
historischen Tief.

"Wir konnten die Wähler nicht überzeugen und das ist bitter", erklärte die
sichtlich konsternierte SPD-Vorsitzende Andrea Nahles am Wahlabend. Einer
der Gründe für das miserable Abschneiden sei auch eine "schlechte
Performance der Großen Koalition" in Berlin gewesen. Es sei ihrer Partei
nicht gelungen, sich "von dem Richtungsstreit zwischen CDU und CSU"
freizumachen.

Tatsächlich ist die SPD infolge ihrer unsozialen Agenda-2010-Politik, die
Millionen in Armut gestürzt und den größten Billiglohnsektor in Europa
geschaffen hat, unter Arbeitern und Jugendlichen seit langem verhasst. Ihre
"Performance" in der Großen Koalition besteht darin, dass sie die Politik
des Militarismus, der inneren Aufrüstung und des Sozialabbaus weiter
verschärft und dabei die rechtesten Kräfte unterstützt.

So kann der CSU-Vorsitzende und Bundesinnenminister Horst Seehofer seinen
in weiten Teilen von der AfD abgeschriebenen "Masterplan Migration" [1] nur
in die Tat umsetzen, weil er die Rückendeckung der SPD hat. Das gleiche
gilt für den noch amtierenden Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg
Maaßen, der eng mit der AfD und rechtsextremen Kreisen zusammenarbeitet.
Als Ende August Tausende Neonazis in Chemnitz aufmarschierten, Jagd auf
Migranten und Linke machten und eine jüdisches Restaurant angriffen,
solidarisierten sich Maaßen und Seehofer mit dem rechten Mob.

Während die SPD also de facto mit der extremen Rechten paktiert, wächst in
der Bevölkerung die Opposition. Am Tag vor der Wahl in Bayern protestierten
in Berlin eine Viertelmillion Menschen gegen die AfD und die rechte Politik
der Bundesregierung und der etablierten Parteien. Trotz eines Anstiegs der
Wahlbeteiligung um fast zehn Prozent im Vergleich zu 2013 konnte diese
Stimmung im bestehenden Parteiensystem jedoch nur einen verzerrten Ausdruck
finden.

Als Wahlsieger des Abends feierten sich die Grünen, die mit 17,5 Prozent
der Stimmen etwa 9 Prozent mehr erhielten als vor fünf Jahren. Die
hauptsächlichen Stimmenzuwächse kamen dabei laut dem Wahlforschungsinstitut
Infratest dimap von Wählern der SPD (210.000) und der CSU (180.000).
Außerdem gaben etwa 120.000 Nichtwähler den Grünen ihre Stimme.

Einige mögen für die Grünen votiert haben, weil sie sie in der
Flüchtlingspolitik als weniger aggressiv wahrnehmen als die anderen
etablierten Parteien. Aber das ist eine Illusion. Seit die ehemaligen
Pazifisten 1999 den ersten Kriegseinsatz der Bundeswehr in Jugoslawien
gegen erbitterten Widerstand durchsetzten, stehen sie auch in der Innen-
und Flüchtlingspolitik weit rechts.

Überall dort, wo die Grünen mitregieren, werden die Sicherheitskräfte
aufgerüstet und Flüchtlinge brutal abgeschoben. So stellt etwa die 
schwarz-grüne Landesregierung von Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) in
Hessen, wo in 14 Tagen gewählt wird, neue Abschieberekorde auf.
Medienberichten zufolge wurden alleine in den ersten vier Monaten dieses
Jahres knapp 600 Männer und Frauen abgeschoben. Das sind 50 Prozent mehr
als im gleichen Zeitraum 2017.

In Bayern haben die Grünen ihre Bereitschaft signalisiert, mit Seehofers
CSU zu koalieren und deren extrem rechten Kurs gegen den wachsenden
Widerstand in der Bevölkerung durchzusetzen. Neben den bayerischen
Spitzenkandidaten Ludwig Hartmann und Katharina Schulze sprachen sich auch
führende Grüne in Berlin für ein Bündnis mit der CSU aus. "Seit den 
Jamaika-Verhandlungen im Bund haben wir gezeigt, dass es uns ums Ganze geht, dass
wir gestalten wollen, dass wir dafür auch entschlossener sind als die SPD",
betonte die Europapolitische Sprecherin der Grünen, Franziska Brantner.

Gegenwärtig sieht es allerdings so aus, als werde die CSU eine Regierung
mit den Freien Wählern (FW) bilden, die 11,6 Prozent der Stimmen erhielten
(+2,6 Prozent). Der amtierende bayerische Ministerpräsident Markus Söder
(CSU) erklärte noch am Wahlabend, die CSU habe einen "klaren
Regierungsauftrag" und strebe ein "bürgerliches Bündnis" mit den Freien
Wählern an. Der FW-Bundesvorsitzende Hubert Aiwanger verkündete, er werde
Söder "machbare Vorschläge auf den Tisch legen".

Während die FDP mit 5,1 Prozent wieder im Landtag vertreten sein dürfte,
verpasste die Linkspartei mit 3,2 Prozent der Stimmen den Einzug erneut
klar. Von Arbeitern und Jugendlichen wird sie nicht als Alternative
gesehen, sondern als Gegner. Überall dort, wo sie mit SPD und Grünen
regiert, unterstützt sie die Kürzungspolitik und ruiniert das Leben von
Menschen. Auch in der Flüchtlingspolitik schlägt sie mittlerweile extrem
rechte und nationalistische Töne an.

Die Linken-Fraktionsvorsitzende Sahra Wagenknecht sprach sich in der
letzten Woche auf einer Veranstaltung ihrer Partei offen gegen die
Massendemonstration "Solidarität statt Ausgrenzung" in Berlin aus. "Wenn
wir über offene Grenzen für alle reden, dann ist das eine Forderung, die
die meisten Menschen als irreal und völlig weltfremd empfinden, und sie
haben recht damit", erklärte sie in bester AfD-Manier. Sie stellte damit
klar, dass ihre neu gegründete Sammelbewegung "Aufstehen" eine im Kern
rechte und nationalistische Gegenbewegung zum wachsenden Widerstand gegen
Rassismus und Ausländerfeindlichkeit ist.

Wagenknecht und die Linkspartei sind über das Anwachsen sozialer und
politischer Opposition besorgt und übernehmen die rechte,
ausländerfeindliche Propaganda, mit der die AfD die wachsende Wut und
Empörung in eine nationalistische Sackgasse lenkt. Wagenknecht sei eine
"mutige Stimme der Vernunft", frohlockte AfD-Chef Alexander Gauland, der
erst vor wenigen Tagen einen Beitrag in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung veröffentlicht hatte, der sich in weiten Teilen auf eine Rede
Hitlers aus dem Jahr 1933 stützt.

Obwohl die herrschenden Eliten in Deutschland und ihre Leitmedien und
Parteien systematisch die AfD promoten und rechtsradikales Gedankengut
legitimieren, erhielten die Rechtsextremen in Bayern weniger Stimmen, als
zuvor von den Umfragen prognostiziert. Mit etwa zehn Prozent der Stimmen
lag die AfD letztlich sogar unter ihrem bayerischen Bundestagsergebnis vom
letzten Jahr (12,4 Prozent).

Das ist kein Grund zur Entwarnung, im Gegenteil. Egal welche Regierung in
München gebildet wird, sie wird weiter nach rechts rücken und sich noch
stärker am Programm der AfD orientieren. Gestoppt werden kann die rechte
Gefahr nur durch die unabhängige Mobilisierung der Arbeiterklasse auf der
Grundlage eines sozialistischen Programms. Der Aufbau eines Landesverbands
der Sozialistischen Gleichheitspartei (SGP) in Bayern ist deshalb von
entscheidender Bedeutung.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/11/mast-j11.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1794: Die Technik des Glücks - Eine Franz-Jung-Odyssee

graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Die Technik des Glücks

Eine Franz-Jung-Odyssee

von Hanna Mittelstädt



Warum arbeitet man sich an Franz Jung ab? Warum stürzt sich in den
80er Jahren eine gute Handvoll Leute mit Akribie auf die Werkausgabe
eines vergessenen Autors, von dessen wenigen Texten an der
Wahrnehmungsoberfläche sie begeistert sind, von dessen Gesamtwerk sie
aber überhaupt nicht wissen, welchen Umfang es hat? Es sind am Ende
6.000 Seiten geworden. Alle Zuträger haben unentgeltlich gearbeitet,
nur die Druckereirechnungen wurden bezahlt. Und der Satz. In
Nachtschichten von einer ehemaligen taz-Setzerin heldinnenhaft
durchgehalten (es gab noch keine Computer bei Nautilus!). Dann gab es
also nach 16 Jahren Arbeit die Franz-Jung-Werkausgabe und die bereits
legendäre Autobiographie "Der Weg nach unten" in neuer Auflage. Die
Edition Nautilus war kurz vorm Bankrott - und wen hat es interessiert?
Das Werk? Die Heldentat? Hat das Feuilleton den Arsch bewegt? Gab es
eine Explosion in der Literaturwissenschaft?

Es gab immerhin 1993 den Hamburger Verlagspreis, der diese Ausgabe
würdigte, und von dessen materieller Zuwendung die Arbeit an einem der
zwölf Bände bezahlt werden konnte. Keine Institution hielt das Projekt
für förderungswürdig. So blieb es bei den Begeisterten - übrigens in
Ost- und Westdeutschland - hängen, sich anderweitig durchzubringen.
Kurz nach dem Fall der Mauer gab es in den Theatern Magdeburg und
Tübingen ebensolche verrückte Begeisterte, die in einer Art Festival
sämtliche Theaterstücke Franz Jungs aufführten und am Ende ein
Gipfeltreffen einberiefen, auf das alle Jung-Forscher*innen weltweit
eingeladen waren. Es kamen etliche, und vor allem kam Peter Jung,
Franz Jungs jüngster Sohn, der im Gegensatz zu seinem Vater den "Weg
nach oben" in die Ölbranche gewählt hatte, nachdem er 1949 als
Jugendlicher seinem Vater ins Exil gefolgt war. Und es gab eine
Initiative von Armin Petras, 1988, kurz vor dem Ende der DDR, der "Die
Technik des Glücks" für eine Aufführung in der Zionskirche inszeniert
hatte, aber am Abend vorher die DDR verlassen musste, da seinem
Ausreiseantrag stattgegeben worden war. Annett Gröschner war in den
Ost-Berliner Zirkeln um die Sklaven und den Sklaven Aufstand in den
90er Jahren an verschiedenen nächtelangen Lesungen beteiligt und hatte
in jahrelanger Forschungsarbeit und ebensolchen Reisen zusammen mit
Peter Jung dessen Geschichte und die seines Vaters und seines Clans
aufgeschrieben. Auch das Buch ging "unter", wie so manche andere
begeisterte Versuche, an Franz Jung zu erinnern.

Als ich die Edition Nautilus vor gut einem Jahr an die
Mitarbeiter*innen übergab, war da für mich noch eine Rechnung offen.
Ich hatte nicht mehr als zehn Jahre am Werk dieses Autors gearbeitet,
damit es gleich wieder in der Versenkung verschwand! Ich würde ihn,
befreit von den Alltagspflichten eines Verlegerdaseins, auf die Bühne
bringen. Voll ausgeleuchtet, wie auch immer.

Ich stellte einen Antrag bei der größten Hamburger Kulturförderung, er
wurde abgelehnt. Ich hatte aber schon die ersten Bündnispartner*innen
gefunden und machte zweierlei: Ich verdoppelte die Antragsumme für
eine echte Theaterrevue und stockte das Team, zusammen mit Annett
Gröschner, professionell auf. Und ich startete unmittelbar mit einer
szenischen Lesung mit Musik, Film und verschiedenen
Schauspieler*innen. Während wir mit der Lesung "Der Torpedokäfer"
schon tourten, kam die Zusage der Förderung durch den
Hauptstadtkulturfonds. Bedingungslos und ohne Abstriche. Nach 15
Lesungen in Deutschland und der Schweiz wird es also am 14. November
2018 die Premiere der Franz Jung-Revue "Die Technik des Glücks" im HAU
in Berlin geben. Lauter Begeisterte im Team, Menschen, die Franz Jung
noch überhaupt nicht kannten, und solche, die endlich etwas für ihn
tun können.


Wer ist also dieser Franz Jung?

Vor hundert Jahren saß er in seinem Büro am Halleschen Ufer 32,
gleiche Adresse wie heute das HAU, und stempelte mit Freunden
Spartakus-Parolen auf Geldscheine. Die Revolution von 1918 scheiterte,
wie vieles im Leben des Schriftstellers, Dichters, Revolutionärs,
Anarchisten, Finanzexperten, Schiffsentführers, Theaterautors und
Mitbegründers der KAPD. Beschrieben wird er als sanft, klein und
kräftig. Ein Mann, der Teile seines Lebens in der Illegalität oder im
Gefängnis verbrachte und mitten im Krieg Ameisen in Schokolade
besorgte und es spannend fand, die Geschichte des Volkswagenwerks in
einer Minute Radioansage zu erzählen. Der schon vor hundert Jahren, er
saß gerade wieder einmal im Gefängnis und hatte Zeit zum Schreiben
(wenn er sich nicht mit den Fliegen beschäftigte, die er mit Zucker in
Rauschzustände versetzte), die Grundlinien für eine "Technik des
Glücks" bestimmte: "Die Revolution kommt von innen".

Er analysierte die Niederlage der Revolution, die sich als große
Frustration in den Menschen ablagert, als eine der wesentlichen Gründe
für die Blockierung des Freiheitstrebens, für die Autoritätshörigkeit,
für das Mitläufertum, das letztendlich im faschistischen und
stalinistischen Kadavergehorsam endete. Für sich selbst fand er den
Leitspruch "Was suchst Du Ruhe, wenn Du zur Unruhe geboren bist", und
mit diesem inneren Motor wurde er eine der verwegensten
Persönlichkeiten des 20. Jahrhunderts. Sein exzessives Bemühen, der
Gesellschaft zum Besseren, der Menschheit zum Glück zu verhelfen,
seine messerscharfen Beschreibungen und Analysen der Umstände strahlen
bis heute. Seine Genossen und Weggefährtinnen bilden das Who is Who
der künstlerischen, politischen und sozialen Avantgarde. Seine
Experimente und Ansätze braucht es heute vielleicht dringender denn
je, auch wenn er 1953 schrieb: "Wenn ich nach Deutschland zurückkehre,
dann nur als angetriebenes Strandgut.

Die Musik der Revue machen Die Sterne. Das Textbuch haben, unter
Verwendung der Texte Franz Jungs, Annett Gröschner und die Regisseurin
Rosmarie Vogtenhuber geschrieben. Am Konzept ist auch die
Bühnenbildnerin Constanze Fischbeck beteiligt. Die Schauspieler auf
der Bühne sind Robert Stadlober und Wolfgang Krause Zwieback. Im Film
spielt Corinna Harfouch.

Das wird große Bühne, voll ausgeleuchtet - wie auch immer.


Die Revue:

DIE TECHNIK DES GLÜCKS - Eine Franz-Jung-Revue

Premiere: 14.11.2018 im HAU 2 in Berlin.

Weitere Spieltage im HAU: 15./ 16./ 17.11.2018

Die Lesung:

DER TORPEDOKÄFER - Szenische Lesung mit Musik und Film

Lesung: Corinna Harfouch / Wolfgang Krause Zwieback, 

Musik (live): HF Coltello

Frankfurt/M.: 5.12.2018 bei medico international

München: 6.12.2018 im Literaturhaus

Die Bücher von Franz Jung:

DER WEG NACH UNTEN,

Aufzeichnungen aus einer großen Zeit, Autobiographie

DIE TECHNIK DES GLÜCKS (Band 6 der Werkausgabe)

Bücher über Franz Jung:

Annett Gröschner/Peter Jung: EIN KOFFER AUS ESELSHAUT

Fritz Mierau: Das Verschwinden von Franz Jung.

Stationen einer Biographie

Weitere Infos:

http://www.edition-nautilus.de/

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2301: Die Fusion von Karstadt und Kaufhof

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Fusion von Karstadt und Kaufhof

Beschäftigte fordern den Tarifvertrag Einzelhandel für beide Häuser

von Helmut Born



Am 11. September wurde offiziell verkündet, worüber die Medien seit
Wochen berichteten: Die Fusion von Karstadt und Kaufhof, den beiden
letzten Warenhausunternehmen in der Bundesrepublik, ist vollzogen.
Vorausgegangen war eine klare Ansage der Banken, dass die Besitzer von
Kaufhof, das US-kanadische Unternehmen Hudson Bay Company (HBC), eine
Verlängerung ihres Kredits über etwa 1,3 Milliarden Euro, nur bekommen
würden, wenn sie einer Fusion mit Karstadt zustimmten. Da die
Geschäfte des Unternehmens in Europa, aber auch in Nordamerika, alles
andere als erfolgreich sind, blieb HBC nichts anderes übrig, als der
von ihnen immer abgelehnten Fusion zuzustimmen.

In der Öffentlichkeit ist immer von der Fusion Kaufhof/Karstadt die
Rede. Doch trifft dies den Sachverhalt nicht genau. HBC hat 2016 den
Kaufhof von der Metro für rund 2,8 Milliarden Euro gekauft. Damals
hatte der Kaufhof 13 Filialen in Belgien unter dem Namen Galeria Inno
laufen. Mit Inno zusammen war Kaufhof bis 2016 das profitabelste
Unternehmen in der Metro Group.

Für diese 2,8 Milliarden bekam HBC nicht nur den stationären Handel
und die dazugehörige Infrastruktur wie Lager, Zentrale und
Onlinehandel, sondern auch gut 50 Filialen, die sich im Metro-Besitz
befanden. Diese Filialen wurden in eine Immobiliengesellschaft
ausgegliedert, an der HBC 80 Prozent der Anteile hielt.

Darüber hinaus hat HBC letztes Jahr 13 Filialen eines pleite
gegangenen Unternehmens in den Niederlanden gekauft und unter dem
Namen Hudson Bay Company neu eröffnet. Außerdem ist HBC dabei, seine
in Nordamerika erfolgreiche Kette Saks off Fifth in Deutschland und
den Niederlanden aufzubauen, wo Luxusklamotten zu reduzierten Preisen
angeboten werden. In die Fusion mit Karstadt würde nicht nur der
Kaufhof eingebracht, sondern auch alle anderen Unternehmen, die HBC in
Europa betreibt.


Was für ein Unternehmen ist Karstadt heute?

Karstadt besteht heute im wesentlichen nur noch aus etwa 70
Warenhäusern und weiteren Sporthäusern. Das ist der Rest aus der
ehemaligen Arcandor Holding, zu der das Versandhaus Quelle, Runners
Point und einige andere kleinere Unternehmen gehörten. Nach der
Fastpleite vor zwölf Jahren wurde die Belegschaft mit einem
Sanierungstarifvertrag zur Kasse gebeten, ohne dass dies
durchschlagenden Erfolg gehabt hätte.

Nachdem der US-amerikanische Investor Berggrün die Karstadt-Immobilien
in eine eigene Gesellschaft ausgründet, die Filialen ausgequetscht und
einen Teil an andere Inverstoren verkauft hatte, zog er sich aus dem
verlustbringenden Geschäft zurück und verhökerte Karstadt an die
Signa-Gruppe des österreichichen Immobilienspekulanten Benko. Dieser
hat dann die restlichen im Eigenbesitz befindlichen Filialen
gewinnbringend verkauft.


Wie stehen beide Unternehmen da?

Karstadt hat im letzten Jahr erstmalig seit mehr als zehn Jahren eine
Schwarze Null erwirtschaftet. Der Gewinn soll sich auf 1,4 Millionen
Euro belaufen haben, und das auch nur, weil eine Rücklage von 18
Millionen Euro aufgelöst wurde. Der Umsatz lag im letzten Jahr bei 2,3
Milliarden Euro. Bei Karstadt arbeiten 15500 Beschäftigte. Mit Inno
zusammen hat der Kaufhof im vergangenen Jahr einen Verlust von 100
Millionen Euro erwirtschaftet, bei einem Umsatz von 3,2 Milliarden
Euro und etwa 18000 Beschäftigten.

Damit ist klar, dass zwei Unternehmen zusammengelegt werden, die beide
große Probleme haben. Der Kaufhof scheint seine Verluste verringern zu
können, aber die Häuser in den Niederlanden werden offensichtlich von
der Kundschaft gemieden und sollen große Verluste einbringen, sodass
in Europa in diesem Jahr insgesamt mit einem Verlust von fast 200
Millionen Euro gerechnet wird. Bei Karstadt wird eher wieder mit einem
leichten Verlust, statt mit einer Schwarzen Null gerechnet.

Durch den Zusammenschluss wird Signa 50,1 Prozent und HBC 49,9 Prozent
der Anteile am neuen Unternehmen bekommen.

Für Signa besonders interessant ist die Beteiligung an der
Immobiliengesellschaft von HBC in gleicher Höhe. Hier wird richtig
Geld verdient, weil an den Mieten beliebig gedreht werden kann. Das
hat HBC bisher auch bei Kaufhof gemacht, wo die Mieten nach dem
Einstieg massiv erhöht wurden. Die Immobilien sind auch der Hauptgrund
dafür, dass Benko an HBC 1 Milliarde Euro für die Mehrheit im neuen
Unternehmen blechen musste. Da die Gewinne der Immobiliengesellschaft
nicht in den Unternehmensbilanzen verbucht werden, sind sie kaum
nachvollziehbar.


Was passiert mit den Beschäftigten?

Für die Beschäftigten der beiden Unternehmen brechen mit dem
Zusammenschluss wieder einmal schwierige Zeiten an. Über die
zukünftige Anzahl der Filialen wird viel spekuliert. Es wird
sicherlich wie bisher zu Schließungen kommen, aber in welchem Umfang
dies stattfindet, ist noch unklar. So wird bei Karstadt momentan die
Schließung einer Filiale in Leipzig betrieben, aber in Berlin wird es
eine Neueröffnung geben. Bei Kaufhof sind in den letzten Jahren schon
mehrere Filialen geschlossen worden, häufig weil die Vermieter einen
deftigen Mietaufschlag durchsetzen wollten.

Viel heftiger werden die Folgen für die Beschäftigten in den beiden
Hauptverwaltungen und den Lagern sein, wozu auch das Onlinegeschäft
gehört. Ob die in der Öffentlichkeit genannte Zahl von mindestens 5000
Beschäftigten zutrifft, wird die Zukunft zeigen. Da die Fusion noch
nicht von den Aufsichtsräten abgesegnet wurde, bleibt für die
"Arbeitnehmervertreter" in den beiden Aufsichtsräten die Aufgabe, hier
für Regelungen zu streiten, die einen weitgehende Schutz der
Beschäftigten vorsehen.

Da das Verhältnis zwischen den "Arbeitnehmervertretungen" der beiden
Häuser nicht gerade entspannt ist, hat Ver.di die Aufgabe, das
Vorgehen in beiden Aufsichtsräten zu koordinieren. Fast schon mit
Selbstverständlichkeit wird in den Medien berichtet, dass jetzt auch
die Kaufhofbeschäftigten, genauso wie bei Karstadt, auf Teile ihres
tariflichen Anspruchs verzichten sollen.


Was macht Ver.di?

In einem von Ver.di verbreiteten Flugblatt, das kurz nach Bekanntgabe
der Fusion erschien, wird an die "soziale Verantwortung" der
Eigentümer, Signa und HBC, appelliert und gefordert, dass beide
Unternehmen eigenständig bleiben und beide Gesamtbetriebsräte erhalten
bleiben sollen. Ver.di fordert eine breite Beteiligung der
Beschäftigten und Betriebsräte an der Neuausrichtung der beiden
Unternehmen und eine Standort- und Beschäftigungssicherung; außerdem
eine Tarifbindung für beide Unternehmen.

Ob damit die geltenden Tarifverträge des Einzelhandels gemeint sind
und diese somit auch bei Karstadt gelten sollen, ist allerdings nicht
so richtig klar. Es müsste aber klar gestellt werden, dass sowohl bei
Karstadt als auch bei Kaufhof die Tarifverträge des Einzelhandels
wieder bzw. weiter zu gelten haben. Wer 1 Milliarde Euro für solch
eine Fusion übrig hat, kann auch locker die nicht gerade üppigen
Gehälter der Beschäftigten bezahlen.

Im übrigen sollte Ver.di sich die Appelle an die "soziale
Verantwortung" der Unternehmer sparen, die auch in der Vergangenheit
bewiesen haben, dass bei ihnen die Profitmacherei über allem steht.
Sie entziehen den Filialen durch überhöhte Mieten die wirtschaftliche
Substanz, diese rutschen dann häufig in die Verlustzone und darauf
wird mit Personalabbau und Kosteneinsparungen reagiert. Und wenn das
alles nicht reicht, sollen Beschäftigte auf Teile ihres Einkommens
verzichten.

Aber auch die Gesamtbetriebsräte beider Unternehmen haben sich in den
letzten Jahren nicht als Hort kämpferischer Interessenvertretung
erwiesen. Das gilt sowohl für den Gesamtbetriebsrat von Karstadt, der
bei den Versuchen von Ver.di, aus dem Sanierungstarifvertrag
rauszukommen, eher ein Klotz am Bein war, genauso wie für den
Gesamtbetriebsrat von Kaufhof, der nach der Übernahme durch HBC eine
ziemlich kritiklose Haltung gegenüber den Entscheidungen der neuen
Vorstände eingenommen und damit eine gewisse Mitverantwortung für die
Misere von Kaufhof hat.

Mit Co-Managment sind keine Erfolge zu erzielen. Dazu braucht es klare
Forderungen und ein kämpferisches Eintreten für diese. Sie liegen auf
der Hand:

- Schluss mit dem Sanierungstarifvertrag bei Karstadt - vollständige
Anwendung der Tarifverträge des Einzelhandels in beiden Unternehmen;

- eine Standort- und Beschäftigungssicherung muss auch den Kampf gegen
schleichenden Personalabbau enthalten - deswegen Kampf um jeden
Arbeitsplatz.

 * 
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PREIS/2203: Lena Urzendowsky und Thomas Schmauser erhalten Hessischen Film- und Kinopreis 2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Hessischer Film- und Kinopreis 2018

Lena Urzendowsky und Thomas Schmauser für "Der große Rudolph"
ausgezeichnet - Matthias Brandt erhält Ehrenpreis



Lena Urzendowsky und Thomas Schmauser sind im Rahmen des Hessischen
Film- und Kinopreises 2018 für ihre Hauptrollen in der BR-Koproduktion
"Der große Rudolph" (BR, ARD Degeto, ORF, WDR) mit dem Hessischen
Fernsehpreis ausgezeichnet worden. Matthias Brandt, der sieben Jahre
den Polizeiruf des Bayerischen Rundfunks als Hauptkommissar Hanns von
Meuffels geprägt hat, erhält den Ehrenpreis des Hessischen
Ministerpräsidenten. Die Preise wurden am 12. Oktober 2018 in der
Alten Oper in Frankfurt verliehen.

"Die märchenhafte Gesellschaftssatire 'Der große Rudolph' über
 Modezar Rudolph Moshammer war ein Höhepunkt dieses Fernsehjahres -
 nicht zuletzt die herausragenden schauspielerischen Leistungen
 haben den Film zu etwas ganz Besonderem gemacht. Deshalb freue ich
 mich ungemein, dass Thomas Schmauser und Lena Urzendowsky mit dem
 Hessischen Fernsehpreis ausgezeichnet wurden und gratuliere beiden
 von Herzen. Genauso verdient ist der Ehrenpreis für Matthias
 Brandt, einen der größten deutschen Charakterdarsteller unserer
 Zeit. Auch in der Rolle des BR-Kommissars Hanns von Meuffels im
 Münchner 'Polizeiruf 110' hat er seine besondere Schauspielkunst
 sieben Jahre lang eindrucksvoll gezeigt. Diesen Winter wird sein
 letzter Fall im Ersten ausgestrahlt - deshalb bedanke ich mich an
 dieser Stelle für seine vielschichtige, wunderbare Arbeit und sage
 'Herzlichen Glückwunsch' zu diesem ganz besonderen Preis."

 Bettina Ricklefs, BR-Programmbereichsleiterin Spiel-Film-Serie



"Der große Rudolph"

Im München der 80er-Jahre ist Rudolph Moshammer (Thomas Schmauser) der
prominenteste Modemacher. Das reicht aber seinen stillen Teilhabern
und Finanziers nicht mehr aus. Sie wollen, dass der Laden in der
Maximilianstraße auch den Hoch- und Geldadel, die Reichsten der
Reichen als Kunden gewinnt.

Deshalb sucht Rudolph Moshammer - zum Entsetzen seiner Mutter Else
(Hannelore Elsner) - für den Verkauf eine junge, verführerische Frau.
Er findet die auf den ersten Blick nicht besonders auffallende und
ungeschickte Evi (Lena Urzendowsky), eine junge Fußpflegerin aus
Augsburg. Aus ihr, so erklärt Rudolph, werde er eine aufregende Frau
machen. Ein Ereignis. Und tatsächlich: Mit Evis Hilfe gewinnt
Moshammer Herzen und Geldbörsen der wahrhaft Reichen - wäre da nicht
seine Mutter, die im Hintergrund Intrigen schmiedet.

Eine erfundene Geschichte, die von Schönheit, Geld und Glamour
handelt, aber auch von der Freundschaft zweier Außenseiter und
Einzelgänger im leuchtenden, glamourösen München des Jahres
1983.

Drehbuch und Regie: Alexander Adolph

Darsteller: Thomas Schmauser, Hannelore Elsner, Lena Urzendowsky,
Robert Stadlober, Sunnyi Melles, Hanns Zischler, Franziska Schlattner,
Lara Mandoki, Daniel Christensen, Gerhard Wittmann u.a.

Redaktion: Claudia Simionescu (BR), Claudia Grässel (ARD Degeto),
Klaus Lintschinger (ORF), Corinna Liedtke (WDR)

Produktion: Producers at Work (Produzent: Christian Popp), Wilma Film
im Auftrag von BR, ARD Degeto, ORF, WDR

Sendetermin: 19. September 2018 im Ersten

ARD Mediathek: noch bis 19. Dezember 2018 verfügbar

 * 
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DOKUMENTATION/1552: WDR - Wildes Deutschland. Der Schwarzwald, 16.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Abenteuer Erde:

Wildes Deutschland - Der Schwarzwald

Ein Film von Klaus Weißmann

Dienstag, 16.10.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



Der Schwarzwald ist weit über Deutschlands Grenzen hinaus bekannt.
Hinter seinen vielen Klischees verbirgt sich jedoch eine oft
unbekannte Seite. Der Schwarzwald ist wilde und geheimnisvolle Heimat
für viele seltene und gefährdete Tier- und Pflanzenarten.
Ein Luchs ruht sich im Schnee aus.

Luchs und Wildkatze sind aus den angrenzenden Vogesen und den
Schweizer Alpen in den Schwarzwald zurückgekehrt. Nach fast einem
Jahrhundert schleichen sie wieder vereinzelt und nahezu unbemerkt
durch das Unterholz und erobern sich ihren ursprünglichen Lebensraum
zurück.

Sie sind jedoch nicht die einzigen seltenen und fast unsichtbaren
Schwarzwaldureinwohner. Auerhühner machen sich ebenso rar. Kein
Wunder, denn sie sind in ihren letzten Rückzugsräumen bundesweit vom
Aussterben bedroht.


Auerhahn: Er ist der größte Hühnervogel Europas.

Wer sie beobachten möchte muss Geduld mitbringen. Erst wenn die große
Balz beginnt, sind sie leichter auszumachen. Dann verlieren Auerhähne
Kopf und Scheu. Einmalige Aufnahmen zeigen das Werben und den Kampf um
die Herzensdamen.


Bäume

Doch nicht nur mit einer überraschenden Tierwelt trumpft der
Schwarzwald. Ein geheimer Star ist die Weißtanne unter den Bäumen. Sie
besiedelt die dunklen Lebensräume des Schwarzwaldes, denn sie kommt
mit sehr wenig Licht zurecht. Diese kaum beachtete Schwarzwälderin ist
extrem wichtig, denn sie gewährt nicht nur Hirschen und Eichhörnchen
Schutz und Nahrung.

Ein besonderes Exemplar ist die Großvatertanne. Sie steht im
Nordschwarzwald, überragt im Alter von 230 Jahren und einer Höhe von
45 Metern Höhe fast alle Baumwipfel der Umgebung. Hier abseits aller
Schwarzwaldklischees zeigt sich eine wunderbare Naturwelt, die
vorführt, wie wichtig die Wildnis ist, wenn die Schönheit des
Schwarzwalds auf Dauer erhalten bleiben soll.

Redaktion: Klaus Kunde-Neimöth


Planet Wissen - Der Schwarzwald 

http://www.planet-wissen.de/laender_leute/mittelgebirge/schwarzwald/

Planet Schule - Lebensraum Wald 

https://www.planet-schule.de/wissenspool/lebensraeume-entdecken-der-wald/inhalt.html

Planet Wissen - Wald

http://www.planet-wissen.de/natur_technik/wald/?p=1

 * 
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REPORTAGE/530: WDR - Miese Maschen im Speditionsgeschäft, 17.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Könnes kämpft: 

Miese Maschen im Speditionsgeschäft - draufgezahlt und
ausgebeutet

Mehrteilige Reihe mit Dieter Könnes

Mittwoch, 17.10.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 12.45 Uhr



Was tun, wenn man nur einen Schrank oder einen Sessel verschicken
will? In der Regel beauftragt man damit eine Spedition. Damit das
nicht zu sehr ins Geld geht, gibt es nun eine gute Lösung: Sogenannte
Beiladungen. Das bedeutet, das Transportgut wird mit auf einen LKW
geladen, der ohnehin fährt. So werden die Kosten minimiert. Eigentlich
genial, wenn denn auch jemand kommt und die Ware abholt.

Dieter Könnes erfährt von einem Anbieter solcher Beiladungen, der sich
Geld überweisen lässt für eine Leistung, die nie erbracht wird. Wenn
der Kunde dann entnervt storniert, werden 80% Stornogebühren fällig.
Ein lukratives Geschäft. Dieter Könnes sucht nach der Firma, die Spur
führt bis nach Andalusien.

Überhaupt scheinen sich in der Speditionsbranche einige schwarze
Schafe zu tummeln. Schon mal etwas von sog. "Polensprintern" gehört?
Das sind kleinere Lieferwagen, gefahren von meist osteuropäischen
Fahrern mit niedrigsten Gehältern und zum Teil unverantwortlichen
Arbeitszeiten. Dieter Könnes guckt hinter die Kulissen einer Branche,
in der viel getrickst und getäuscht wird. Auch große internationale
Firmen nutzen diese Sprinter, in denen die Fahrer häufig mehrere
Wochen leben müssen, damit wir schnell und billig an unsere Waren
kommen.

 * 
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FEATURE/1117: Deutschlandfunk Kultur - Kontroverse um Arbeits- und Lebenszeit, 16.10. (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Wem gehört Vati samstags?

Die neue Kontroverse um Arbeits- und Lebenszeit

Von Thilo Schmidt

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 16. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben, was die Arbeitszeit angeht,
gegensätzliche Interessen. 1967, mit der Einführung der
40-Stunden-Woche in Deutschland, wurde die Parole "Samstags gehört
Papi mir" weitgehend zur Realität in den Industriebetrieben. Doch die
Arbeitswelt ändert sich - nicht zuletzt durch die Digitalisierung. Und
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ziehen daraus unterschiedliche Schlüsse:
Für Arbeitgeber stehen die Bedürfnisse der Kunden an erster Stelle.
Viele Verbände halten deshalb die tägliche Höchstarbeitszeit von acht,
im Ausnahmefall von maximal zehn Stunden, wie es im Arbeitszeitgesetz
formuliert ist, für nicht mehr zeitgemäß. Die Arbeitnehmervertreter
dagegen wollen, dass die Hoheit über die Arbeitszeiten bei den
Beschäftigten bleibt - wollen Arbeitszeiten, die zum Leben passen.

 * 
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Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1771: WDR 3 - Verleihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels 2018, 16.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Friedenspreisträger des Deutschen Buchhandels 2018:

Das deutsche Wissenschaftler-Ehepaar Aleida und Jan Assmann

Live aus dem WDR Funkhaus Köln

Moderation: Gisela Steinhauer

Dienstag, 16.10.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Der Friedenspreis des Deutschen Buchhandels ist einer der wichtigsten
Preise der Buchwelt und gilt als politische Auszeichnung. Aleida und
Jan Assmann werden für ihre Arbeit zur Erinnerungskultur geehrt - und
kommen zwei Tage nach der Verleihung in der Frankfurter Paulskirche
nach Köln, um ihr Werk vorzustellen.

In ihren Studien engagieren sie sich gegen Geschichtsvergessenheit -
was von unschätzbarem Wert ist, in einer Zeit der politischen
Instrumentalisierung. Das sieht auch der Börsenverein des Deutschen
Buchhandels so, der Aleida Assmann und Jan Assmann als Forscherpaar
ehrt, das sich, so die Jury, wechselseitig inspiriere und ergänze. Sie
studierte Anglistik und Ägyptologie, er ist Ägyptologe sowie Religions-
 und Kulturwissenschaftler. Gemeinsam gründeten sie den Arbeitskreis
»Archäologie der literarischen Fiktion«, der verschiedene Fächer in
Dialog brachte. Nicht erst mit Menschenrechte und Menschenpflichten
(Picus Verlag) schaltete sich Aleida Assmann in die Flüchtlingsdebatte
ein, während Jan Assmann mit Totale Religion. Ursprünge und Formen
puritanischer Verschärfung (ebd.) den Bogen zum Gewaltpotential
monotheistisch geprägter Gesellschaften schlägt.

Redaktion: Fatma Schulz
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MUSIK/2728: Deutschlandfunk - Das klassische Konzert im Wandel, 16.10.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Vom Staub befreit?

Das klassische Konzert im Wandel

Von Maria Gnann

Musikszene

Dienstag, 16. Oktober 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ob Beethoven im Casino oder 'Magical Music' in der Klassik-Lounge -
auf der Suche nach neuen Zielgruppen wird die Klassikszene immer
experimentierfreudiger. Die Meinungen darüber gehen auseinander. Was
die einen als notwendige Generalüberholung eines verstaubten Betriebs
feiern, beschimpfen andere als Eventisierung oder Marketing-Falle.
Welche Akteure prägen die neue Konzertszene? Welche Entwicklungen
haben stattgefunden? Welchen Mehrwert haben diese für das Konzert und
sein Publikum? Unsere Autorin hat sich deutschlandweit auf Spurensuche
gemacht.

 * 
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MUSIK/2727: Deutschlandfunk Kultur - 100 Mal Neugier auf morgen. "Hörprobe" feiert Jubiläum, 16.10.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 10.10.2018

Konzertreihe mit deutschen Musikhochschulen

100 Mal Neugier auf morgen: "Hörprobe" feiert Jubiläum

Die Sendereihe "Hörprobe" hat Grund zum Feiern (Deutschlandfunk
Kultur)

Dienstag, 16. Oktober 2018, ab 20.03 Uhr



Seit 1996 gibt die Radiokonzertreihe "Hörprobe" einen Einblick in die
Arbeit der deutschen Musikhochschulen zwischen Traditionspflege und
musikalischem Aufbruch. Am 16. Oktober findet das einhundertste
Livekonzert statt.

Zum Jubiläum stellen Studierende der Hochschule für Musik "Hanns
Eisler" in Berlin ihr Können unter Beweis. Ihre Hochschule wird zum
Hörfunkstudio, Deutschlandfunk Kultur überträgt das Konzert ab 20.03
Uhr bundesweit.

Das Programm des Jubiläumskonzerts ist so vielfältig wie die
musikalischen Beiträge der Reihe, die bereits durch alle 24
Musikhochschulen und die Hochschulen, die als Teil einer Universität
ausbilden, geführt hat. Die Berliner Studierenden interpretieren Werke
von Arnold Schönberg, Leonard Bernstein, Pierre Boulez, Ernst Krenek,
eine zeitgenössische Komposition von Mert Morali - und ein Bläserstück
des Hochschul-Namensgebers Hanns Eisler.

Jubiläumskonzert der "Hörprobe"

Hochschule für Musik "Hanns Eisler", Studiosaal

Charlottenstraße 55, 10117 Berlin

Karten zum Preis von 8,00 Euro (erm. 5,00 Euro) sind unter
030-20309-2101 erhältlich.

Die "Hörprobe" ist ein Podium für Studierende und Hochschulen, sie
macht neugierig auf das, was vielleicht schon morgen oder übermorgen
auf den großen Konzertbühnen zu hören sein wird. Für die angehenden
Streicher, Schlagzeuger, Sänger, Bläser, Jazzer oder Dirigenten ist
die Live-Situation eine besondere künstlerische Herausforderung.
Zwischen den Stücken sprechen die Studierenden auf großer Bühne über
ihre Hochschulen, ihre musikalische Entwicklung und ihre persönlichen
Ziele. Die "Hörprobe" ist damit längst auch ein Seismograf für die
musikalischen Trends der Zukunft geworden. Zu den bekannten
Musikerinnen und Musikern, die ihren ersten großen Radioauftritt in
der "Hörprobe" hatten, gehören die Pianisten Severin von Eckardtstein,
Martin Helmchen oder Holger Groschopp, die Sopranistinnen Measha
Brüggergossman und Christine Schäfer, das Kuss Quartett, das Fauré
Quartett und die Geigerinnen Byol Kang und Viviane Hagner.

Mehr Informationen: deutschlandfunkkultur.de/hoerprobe

 * 
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ARBEITSMEDIZIN/472: Dieselmotorenemissionen (Teil 2) ... in der Umwelt (Wolfgang Hien)

Dieselmotoremissionen in der Umwelt

DME und das Versagen der deutschen Arbeitsmedizin, Teil II 

von Herbert Obenland und Wolfgang Hien



Dieselmotoremissionen (DME) enthalten gesundheitsschädliche und
krebserzeugende Stoffe. Teil 1 dieses Artikels beschrieb die
Entwicklung von Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin im Umgang mit DME
hinsichtlich der Grenzwertsetzung am Arbeitsplatz. Erkennbar wurde
dabei ein deutscher Sonderweg: DME werden unter dem Einfluss der
Autoindustrie unterhalb einer Konzentration von 0,05 Milligramm pro
Kubikmeter ein krebserzeugendes Potenzial abgesprochen. Eine
Expositions-Risiko-Betrachtung (ERB) kann damit entfallen und
stattdessen ein Arbeitsplatz-Grenzwert (AGW) etabliert werden. Ein
deutscher Sonderweg zeigt sich überdies an den Wortmeldungen aus den
Reihen von Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zum Thema DME und
Luftreinhaltung. Offensichtlich fühlt sich in Deutschland die
Arbeitsmedizin auch für den Immissionsschutz und die Umweltmedizin
zuständig. Sie schwingt sich dazu auf, Aussagen über umweltbedingte
Gesundheitsrisiken bei Kindern, Alten und chronisch Kranken außerhalb
der Arbeitswelt zu machen und zeigt dabei eine bedenkliche Ignoranz
gegenüber international anerkannten epidemiologischen Erkenntnissen.


DME enthalten in hohem Maße Stickoxide. Namentlich
Stickstoffdioxid (NO₂) steht gegenwärtig im Zentrum der
Debatten um DME. Es ist ein Atemwegsgift und ein guter Indikator für
DME als hochkomplexes verkehrsbedingtes Schadstoffgemisch. Europaweit
ist NO₂ deshalb mit einem Grenzwert von 40 Mikrogramm pro
Kubikmeter Außenluft im Jahresmittel belegt. Dieser Grenzwert wird nun
aus den Reihen der deutschen Arbeitsmedizin heraus zum Nutzen der
deutschen Autobauer auszuhebeln versucht.

DME, Feinstaub und Gesundheit

Im Abgas von Kraftfahrzeugen mit Dieselmotor findet sich ein
Schadstoffcocktail, der neben den Hauptbestandteilen Dieselruß,
Feinstaub, Kohlenmonoxid und Stickoxide hunderte weiterer Schadstoffe
in zwar kleineren Anteilen, jedoch mit teilweise hohen
Schadpotenzialen enthält. Von der International Agency for Research
on Cancer (IARC) ist dieser DME-Schadstoffcocktail seit 2012 als
"krebserzeugend beim Menschen (Lunge/Gruppe1)" eingestuft (IARC,
2014). Seine Quantifizierung erfolgt über den Rußanteil ("Elemental
Carbon"/EC) im Feinstaub. In den letzten Jahren wurden zahlreiche
epidemiologische Studien publiziert, die sich dem Zusammenhang
zwischen Feinstaubexposition und Lungenkrebsrisiko widmen.
Raaschou-Nielsen et al. (2013), Hamra et al. (2014) sowie Yang et al.
(2016) haben diese Studien Meta-Analysen unterzogen und erkennen dabei
allesamt signifikante Anstiege des Lungenkrebsrisikos bereits bei
Anstiegen der Feinstaubkonzentration (PM 2,5 und PM 10) um 10
µg/m³. Einen ungefährlichen Schwellenwert können sie nicht
angeben.

Auch jenseits des Krebsrisikos sind mit der Exposition gegenüber Fein-
(PM 10), Feinst- (PM 2,5) und Ultrafeinstäuben (PM 0,1) erhebliche
Gesundheitsgefahren verbunden. Dieses partikuläre Material gelangt
nach dem Einatmen in die Nasenhöhle und in den Rachenraum und kann, je
kleiner sein Durchmesser ist, bis in die Bronchien und Lungenbläschen
vordringen. Die Wirkungen reichen von Schleimhautreizungen und lokalen
Entzündungen in der Luftröhre, den Bronchien und den Lungenalveolen
bis zu einer erhöhten Thromboseneigung mit erhöhtem Risiko für
Herzinfarkt und Schlaganfall.

In den Städten wird nahezu die Hälfte der Luftbelastung mit Feinstaub
(PM 10) dem Straßenverkehr zugerechnet. Auf Motorabgase entfällt davon
gegenwärtig allerdings nur noch ein kleinerer Teil. Der größere Teil
entfällt auf Reifen- und Bremsenabrieb sowie
Straßenstaub-Verwirbelungen (Durchdenwald et al., 2017). An stark
befahrenen Straßen werden die höchsten, in städtischen und
vorstädtischen Bereichen mittlere und in ländlichen Gebieten die
niedrigsten Feinstaub-Belastungen gemessen. Seit Anfang der 1990er
Jahre bemüht sich die Luftreinhalte-Politik in der EU, mittels
Emissionsstandards bei der Neuwagen-Zulassung die Feinstaubemissionen
zu senken. Durch die Entwicklung und Anwendung von Partikelfiltern bei
Diesel-Kfz erweisen sich diese Bemühungen bis heute als relativ
erfolgreich: Von 1995 bis heute sind die Feinstaub-Belastungen um über
50% zurückgegangen. Seit 2005 gilt europaweit für PM 10 ein Grenzwert
(Jahresmittel) von 40 µg/m³. Im Tagesmittel müssen 50 µg/m³
eingehalten werden, die allerdings an 35 Tagen im Jahr überschritten
werden dürfen. Für PM 2,5 gilt seit 2015 ein Grenzwert (Jahresmittel)
von 25 µg/m³.

Kritisch anzumerken ist, dass diese Grenzwertsetzungen nicht auf der
Höhe der AirQualityGuidelines (AQG) der WHO sind. Diese sehen
für PM 10 die Grenze bei 20 µg/m³ und für PM 2,5 bei 10
µg/m³ im jeweiligen Jahresmittel vor. An über 20% der
Messstationen ist diese Grenze in 2017 noch überschritten.
Unzureichend ist bislang auch der regulatorische Umgang mit den
Ultrafeinstäuben ("Ultrafine Partikel"/UFP) mit Durchmessern
von weniger als 0,1 Mikrometer. Mit ihnen sind die größten
Gesundheitsrisiken verknüpft. Obwohl sie einen Anteil von 87% an allen
Partikeln in der straßennahen Außenluft stellen, beträgt ihr
Massenanteil am gesamten Feinstaub (PM 10) nur ungefähr 8%. UFP sind
zu über 70% dem Straßenverkehr zuzuordnen und bestehen zu nahezu 50%
aus Ruß. Während die Feinstaub-Belastung insgesamt zurückging, blieb
die UFP-Belastung von 2002 bis 2008 auf gleichem Niveau (Löschau,
2008).

DME, Stickoxide und Gesundheit

Für Stickoxide (NOx) im Dieselabgas (DME) liegen bezüglich der
Abgasreinigung die Dinge erheblich komplizierter als beim
Partikel-Material (PM). Im Gegensatz zu letzterem lassen sie sich bei
der Abgasreinigung nicht filtern und verbrennen, sondern müssen in
einem hoch oxidativen Milieu zur Entgiftung reduziert werden - eine
echte Herausforderung für die deutschen Dieselmotor-Propagandisten.
Seit 2015 weiß alle Welt: Sie haben die Herausforderung nicht
bestanden, sondern bei VW und anderswo ihre Kunden um die bestellte
Ware und die Bevölkerung um ihren Gesundheitsschutz betrogen. Viele
ihrer seit 2005 millionenfach gebauten Diesel-PKW halten die jeweils
geltenden EU-Emissionsstandards im Fahrbetrieb nicht ein, sondern nur
auf dem Prüfstand. Zwar ist in all den Jahren so manchem aufgefallen,
dass trotz verschärfter Emissionsstandards die Luftbelastungen mit
NO₂ an den verkehrsnahen Messstellen kaum zurückgehen, doch am
Auspuff im Fahrbetrieb nachgemessen hat niemand. Das besorgten
letztlich dankenswerterweise US-amerikanische Bürgerinitiativen und
die US-amerikanische Umweltbehörde EPA.

Für die Luftbelastung mit NO₂ gilt seit 2010 EU-weit ein
Grenzwert von 40 µg/m³ im Jahresmittel bei einer Begrenzung des
Stundenmittels auf 200 µg/m³. Das Jahresmittel wurde 2017 an der
Hälfte aller verkehrsnahen Messstationen und in über 70 Kommunen
überschritten. Doch anstatt nun zügig die technische und finanzielle
Herausforderung anzunehmen, ihre Betrugsdiesel in der Abgasreinigung
nachzurüsten, jammern die Dieselautobauer über den angeblich viel zu
niedrigen NO₂-Grenzwert und die lauter werdende Forderung nach
Fahrverboten für bestimmte Diesel-Kfz in Innenstädten. Da eilen ihnen
führende Vertreter der deutschen Arbeitsmedizin zu Hilfe: Sie bringen
den wesentlich höheren Arbeitsplatz-Grenzwert für NO₂ (950
µg/m³) ins Spiel. Ist das legitim oder ist das eine böswillige
Desinformation? Wir werden sehen.

Geschichte und Begründung eines Grenzwerts

Der gültige Grenzwert für das Jahresmittel an NO₂ in der
Außenluft wurde von der EU 1999 beschlossen und 2008 in der Directive
2008/50/EC (EU, 2008) bestätigt sowie um den Grenzwert für das
Stundenmittel erweitert. Ihre vollumfängliche Gültigkeit erreichte
diese Regulation in 2010.

Mit den Beschlüssen von 1999 und 2008 folgte die EU im Wesentlichen
den Empfehlungen der WHO in deren Environmental Health Criteria
zu Stickoxiden (WHO, 1997) sowie in deren Air Quality Guidelines
von 2000 und 2005 (WHO, 2000 und WHO, 2006). In den
Environmental Health Criteria von 1997 heißt es unter der
Überschrift Health based guidance values for nitrogen dioxide: On
the basis of human controlled exposure studies, the recommended
short-terme guidance value is for a one-hour average NO₂ daily
maximum concentration of 200 µg/m³. The recommended long-terme
guidance value, based on epidemiolgical studies of increased risk of
respiratory illness in children, is 40 µg/m³ annual average. 

Hinter der Empfehlung zum Kurzzeitwert steht die Sichtung und
Bewertung aller bis dahin erschienenen Studien zur
klinisch-kontrollierten Exposition von gesunden sowie mit
Atemwegserkrankungen vorbelasteten Menschen gegenüber NO₂. Die
Empfehlung zum Jahresmittelwert stützt sich auf die Meta-Analyse von
elf epidemiologischen Studien zum Zusammenhang zwischen der häuslichen
NO₂-Belastung und der Häufigkeit von Atemwegserkrankungen bei
Kindern. Diese Meta-Analyse zeigt bei einem Anstieg der
NO₂-Belastung um 30µg/m³ einen Anstieg der
Atemwegserkrankungen um 20% (Hasselblad et al., 1992). Die WHO hat
ihre Empfehlungen in den Jahren 2000, 2005 und zuletzt 2013 im Lichte
des jeweils aktuellen Forschungsstandes überprüft und bestätigt (WHO,
2013).

Deutsche Arbeitsmediziner als Schutzmacht der Dieselautobauer

Es ist nicht anzunehmen, dass man in der deutschen Arbeitsmedizin den
Unterschied in der Schutzbedürftigkeit zwischen gesunden
Erwerbstätigen einerseits und Kindern, Alten und gesundheitlich
Vorgeschädigten andererseits nicht kennt. Ebenso wenig wird einem dort
entgangen sein, dass ein Arbeitstag in der Regel acht Stunden dauert
und eine Arbeitswoche in der Regel fünf Arbeitstage hat. Sicherlich
weiß man auch, dass z.B. ein Kleinkind oder eine ältere Asthmatikerin,
das oder die an einer vielbefahrenen Straße wohnt, vierundzwanzig
Stunden am Tag und sieben Tage die Woche atmen muss. Warum bloß kommt
man dann als Medizinerin und Mediziner diesen Menschen mit einem
Arbeitsplatz-Grenzwert, dem man überdies auch nur bei gesundheitlicher
Überwachung ausgesetzt werden darf? Wessen Lied wird da gesungen?

Den Ton gibt - wieder einmal - der Münchener Toxikologe und ehemals
langjährige Vorsitzende der Senatskommission zur Prüfung
gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (MAK-Kommission), Prof. Helmut Greim, vor. Wer
diesem Ton und seinem öffentlichen Echo lauschen will, kann z.B. im
Internet eine Google-Recherche mit den Stichworten "Greim NO₂"
anstellen. Am 21.06.2018 findet man dabei unter den ersten sechs
Treffern Einträge mit Überschriften wie diese:

"Absurde Dieselpanik: Politik ignoriert Zweifel an Grenzwert 40 Mikrogramm" (www.focus.de, 05.09.2017)

"Die Legende vom bösen Diesel" (www.welt.de, 23.11.2017)

"Diesel-Debatte: Ist der Stickstoffdioxid-Grenzwert sinnvoll? In
geschlossenen Räumen darf der Anteil des Gases fast 24 Mal so hoch
sein wie an der Straße." (www.heise.de, 24.07.2017)

"Wie Stickoxide zum Sündenbock wurden: Warum sind am Arbeitsplatz fast
24 Mal so hohe Stickoxid-Konzentrationen erlaubt wie auf der Straße?"
(www.ovb-online.de, 31.07.2018)

Am deutlichsten kommt in dem oben erwähnten FOCUS-Artikel zum
Ausdruck, wie die in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres Fahrt
aufnehmende Desinformationskampagne bezüglich der geltenden
NO₂-Grenzwerte für die Außenluft gestrickt ist und worauf sie
abzielt: "Ein führender Toxikologe wie Prof. Helmut Greim von der
Technischen Universität München bestreitet sogar die wissenschaftliche
Basis der festgelegten Grenzwerte von 40 µg NO₂ im Freien (...)
Aus Sicht des erfahrenen Giftkundlers hätten Epidemiologen der
Westgesundheitsorganisation WHO diese niedrigen Werte nur errechnet
und festgelegt. Aber diese seien nicht plausibel. Das habe er als
Experte bei der Bundestags-Anhörung bereits am 08.09.2016 deutlich
gesagt. 'Die in der Umwelt, auch an dicht befahrenen Straßen
gemessenen NO₂-Konzentrationen sind erheblich niedriger als die
Arbeitsplatz-Grenzwerte', argumentiert Greim. Es sei daher nicht
plausibel, dass Überschreitungen der Grenzwerte im Freien automatisch
mit Gesundheitsschäden verbunden sind. Demnach scheint eine Belastung
von 40 µg NO₂ im Freien völlig unbedenklich, solange der
Arbeitnehmer bei der Innenluft dem 20-fach höheren Grenzwert (950 µg)
ausgesetzt sein darf. Aus toxikologischer Sicht, so Greim, würden die
aktuell festgestellten Überschreitungen nicht zu Gesundheitsschäden
führen" (Opitz/FOCUS MONEY ONLINE, 2017).

Ein Grenzwert wird ins Zwielicht gerückt

Einmal abgesehen davon, dass Greim am 08.09.2016 bei der
Bundestags-Anhörung den Grenzwert von 40 µg/m³ laut Protokoll
nicht als inplausibel angegriffen, sondern erklärt hat, er sei "der
Auffassung, dass der bestehende Grenzwert von 40 µg/m³ NO₂
vernünftig im Hinblick auf den Gesundheitsschutz sei" (Deutscher
Bundestag, 2017), stellt sich die Frage: Welche impliziten
Behauptungen stellt Greim in den hier vorgetragenen Ausführungen denn
auf?

Da wären zu nennen:


	Epidemiologie sei keine Wissenschaft.

	Epidemiologisch ermittelte Zusammenhänge über Schadstoffkonzentrationen und gesundheitliche Beeinträchtigungen müssten im Lichte von Arbeitsplatz-Grenzwerten plausibel sein.

	Epidemiologisch basierte Grenzwerte seien willkürlich errechnet und realitätsfremd.

	Überschreitungen des epidemiologisch basierten Grenzwertes für NO₂ in der Außenluft, wie sie gegenwärtig auftreten, seien gesundheitlich belanglos und könnten daher auch nicht als Begründung für Restriktionen wie z.B. Fahrverbote dienen.



Weniger maßlos im Ton, aber genauso entschieden in der Abwehr von
Fahrverboten durch Delegitimierung der geltenden NO₂-Grenzwerte
tritt mit Prof. Hans Drexler seit Beginn dieses Jahres ein weiterer
führender Arbeitsmediziner an die Seite der Dieselautobauer. Drexler
ist Direktor des Instituts für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin der
Universität Erlangen-Nürnberg, stellvertretender Vorsitzender der
MAK-Kommission und Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Arbeits- und Umweltmedizin. Mitte Februar und damit kurz vor der
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Sachen Zulässigkeit und
Verhältnismäßigkeit von Fahrverboten zur Einhaltung der
NO₂-Grenzwerte suchte er über dpa die Öffentlichkeit, um vor
Panikmache zu warnen und unter großem Medienecho Folgendes zu
verkünden (Drexler, 2018):


	Feinstaub sei viel gefährlicher als NO₂,

	Bei NO₂-Konzentrationen unter 100 µg/m³ sehe er keine Effekte, die krank machten.

	Der Grenzwert von 40 µg/m³ sei politisch begründet und enthalte einen Sicherheitsfaktor, für den die Wissenschaft nicht verantwortlich sei.

	Fahrverbote seien medizinisch nicht begründbar, wenn man die aktuellen Stickoxid-Belastungen heranziehe.



Drexler erweist sich wie Greim als Meister des geschmeidig an das
jeweilige Publikum angepassten Arguments: In der Zeitschrift
Arbeitsmedizin-Sozialmedizin-Umweltmedizin, Ausgabe 10/2017,
schreibt er in der Rubrik "Meinung" unter der Überschrift "Grenzwerte
am Arbeitsplatz und in der Umwelt: Philosophie und Umsetzung" zum
NO₂-Grenzwert von 40 µg/m³ folgendes: "Obwohl eine
kurzfristige Überschreitung des Grenzwerts keine akute
Gesundheitsgefahr bedeutet, ist er zur Vermeidung von chronischen
Gesundheitsschäden durchaus plausibel und sinnvoll..." (Drexler und
Hartwig, 2017). Ja was denn jetzt, möchte man da fragen. Ist ein
Grenzwert für Arbeitsmediziner nur solange sinnvoll, solange nichts
aus seiner Überschreitung folgt?

Skurrilitäten rund um die Jahrestagung 2018 der DGAUM

Anfang März 2018 fand in München die Jahrestagung der Deutschen
Gesellschaft für Arbeits- und Umweltmedizin (DGAUM) statt. Dort
sollten nach den ursprünglichen Planungen auf einem Forum der AG
Umweltmedizin auch Vertreter der zwischenzeitlich nach Enttarnung
als eindeutige Lobby der Autoindustrie aufgelösten Europäischen
Forschungsvereinigung für Umwelt und Gesundheit im Transportsektor
(EUGT) auftreten. Namentlich Dr. Michael Spallek, Geschäftsführer
der EUGT und früher leitender Werksarzt bei VW-Nutzfahrzeuge, sollte
gemeinsam mit dem Kommunikationswissenschaftler Prof. Wiedemann in
zwei Vorträgen die Tauglichkeit von NO₂ als Indikator für
Luftqualität und Gesundheitslasten problematisieren und
Effektschätzungen wie "vorzeitige Todesfälle" durch
NO₂-Emissionen als "theoretisches Konstrukt ohne praktische
oder reale Bedeutung für das Individuum" denunzieren (Kuhn, 2018).
Kurz vor Beginn der Veranstaltung wurden beide Vorträge aus dem
Programm genommen. Offensichtlich wollte man vermeiden, allzu nah mit
den wissenschaftlich getarnten Aktivitäten der EUGT gegen bestehende
Luftqualitätsziele in Verbindung gebracht zu werden. Allzu weit wollte
man sich von diesen EUGT-Praktiken aber dann doch wieder nicht
absetzen: Statt der gestrichenen Vorträge wurde ein Vortrag zur sog.
Aachener NO₂-Studie ins Programm genommen, die - von der EUGT
mitfinanziert - angeblich nur den Arbeitsschutz betreffen sollte,
seitens der EUGT aber zur öffentlichen Delegitimierung des
NO₂-Grenzwertes für Außenluft eingesetzt wurde.

Auf der Jahrestagung der DGAUM 2018 wurde der NO₂-Grenzwert von
einem weiteren Forum aus unter Beschuss genommen. Das Forum der AG
Gefahrstoffe bot Dr. Dirk Pallapies vom Institut für Prävention und
Arbeitsmedizin (IPA) der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
(DGUV), Institut der Ruhr-Universität Bochum, die Gelegenheit, eine
weitere Variante der Abwertung des NO₂-Grenzwertes für die
Außenluft vorzutragen. Im Abstract heißt es unter der Überschrift
"Gesundheitliche Gefährdung durch Dieselmotor-/Stickoxidemissionen:
Für NO₂ wurde in der EU-Richtlinie 2008/50/EG für den Schutz
der menschlichen Gesundheit ein Außenluftgrenzwert von 40 µg/m³
im Jahresmittel festgelegt, der seit 2010 einzuhalten ist. Aufgrund
unterschiedlichen Zeit- und Personenbezugs von Arbeitsplatz- und
Außenluftgrenzwert ist es im Allgemeinen plausibel, dass Letzterer
deutlich niedriger liegt. Ein Unterschied um rund den Faktor 24 ist
allerdings unzureichend begründet." (DGAUM, 2018). Unzureichend
begründet? Seit wann ist denn die zureichende Begründung des Abstands
eines epidemiologisch ermittelten Langzeit-Grenzwertes zu einem
toxikologisch ermittelten Arbeitsplatz-Grenzwert ein Kriterium für die
Legitimität des Langzeit-Grenzwertes? Unseres Wissens sind die
Kriterien hierfür immer noch Konsistenz, Kohärenz und biologische
Plausibilität der Datengrundlage. Pallapies interessiert sich dafür
nicht. Er will die Legitimität epidemiologisch abgeleiteter Grenzwerte
generell in Frage stellen, indem er ein spezielles Problem bei der
Bewertung von NO₂ im verkehrsbedingten Schadstoffmix
heraushebt:"Insbesondere hoch korrelierende Koexpositionen gegenüber
anderen Schadstoffen, vor allem Partikel, erlauben es kaum, aus
umweltepidemiologischen Studien Expositions-Wirkungs-Beziehungen für
einzelne Schadstoffe abzuleiten..." (DGAUM, 2018). Das ist zwar
richtig, zielt aber im Fall des Langzeit-Grenzwerts für NO₂
völlig daneben. Die ihm zugrunde liegenden Studien handeln nicht von
verkehrsnahen, sondern von Innenraum-Expositionen gegenüber NO₂
und damit einhergehenden gesundheitlichen Belastungen der Atemwege.
Hochkorrelierende Koexpositionen gegenüber Partikeln lassen sich hier
ausschließen. Die Grenzwert-Empfehlung der WHO gründet sich deshalb
auf NO₂ als Gas alleine und unabhängig von einem
verkehrsbedingten Schadstoffmix.

Außen ist NO₂ ein guter Indikator für verkehrsbedingte Luftverunreinigung


Rund 60% der NO₂-Belastung der Außenluft in den Städten
entstammen dem Straßenverkehr, und davon wiederum lassen sich ungefähr
zwei Drittel den Dieselmotoren zuordnen. NO₂ eignet sich
deshalb gut als Indikator für verkehrsbedingte Luftschadstoffe im
Allgemeinen und für DME im Besonderen. Immissionsseitig zeigt sich
diese Eignung in einer hohen Korrelation mit dem Verkehrsaufkommen
sowie PM 10, UFP und Ruß (LFUG Sachsen, 2005). Die
Grenzwert-Empfehlung der WHO für NO₂ dient daher ganz explizit
auch der Begrenzung dieser Stoffe (WHO, 2006). Epidemiologische
Studien zu gesundheitlichen Wirkungen im Zusammenhang mit der
NO₂-Belastung der Außenluft betrachten niemals NO₂ für
sich alleine, sondern immer als Indikator für einen verkehrsbedingten
Schadstoffmix. Regulatorische Maßnahmen, die zur Einhaltung des
Grenzwertes beitragen sollen, können sich folglich nicht nur gegen die
Freisetzung von NO₂ alleine richten, sondern müssen den Ausstoß
des gesamten, von NO₂ repräsentierten Schadstoffmixes
reduzieren. Fahrverbote genügen diesem Anspruch.

Bemerkenswert am Auftritt des Dr. Pallapies bei der Jahrestagung der
DGAUM ist, dass mit ihm ein Vertreter der Großinstitution DGUV, deren
Kurs von den gewerkschaftlichen Selbstverwaltern mitgetragen wird, in
den Ring steigt, um mit dem NO₂-Grenzwert einen Pfeiler der
europäischen Luftreinhalte-Politik anzugreifen und die für die
Ausgestaltung dieser Politik unentbehrliche Epidemiologie
abzuqualifizieren. Sind es doch gerade die ärmeren
Bevölkerungsschichten, die des Schutzes durch diese Politik bedürfen.

Verkehrsbedingte Gesundheitslasten folgen einem Sozialgradienten


Ärmere Bevölkerungsschichten sind stärker von verkehrsbedingten
Schadstoffen betroffen als wohlhabende, und adjustiert gegen alle
anderen bekannten Einflussfaktoren bleibt der Zusammenhang zwischen
verkehrsbedingten Schadstoff-Immissionen und Erkrankungen bestehen
(Bolte/Kohlhuber, 2009; Pinault et al., 2016). Bereits ein niedriger
Sozialstatus selbst beeinflusst Morbidität und Mortalität negativ.
Kommt eine verkehrsbedingte Schadstoffbelastung dazu, so ergibt sich
eine additive bis multiplikative Wirkung. Verglichen mit
Niedrigexponierten, die über ein hohes Haushaltseinkommen verfügen,
tragen Hochexponierte mit niedrigem Haushaltseinkommen ein mehr als
zweifaches Risiko, an kardiopulmonalen Krankheiten zu sterben
(Bolte/Kohlhuber, 2009).

In einer großen Meta-Analyse von 20 internationalen empirischen
Studien über den Zusammenhang zwischen NO₂ als Indikator für
verkehrsbedingte Luftbelastung und Lungenkrebs fanden Hamra et al.
eine konsistente Evidenz bereits im Niedrigdosis-Bereich ab 10
µg/m³ NO₂. Für einen Anstieg der NO₂-Konzentration
um 10 µg/m³ ergab sich ein Anstieg an Lungenkrebs von 4% (Hamra
et al., 2015). Diese Befunde unterstreichen die hohe Bedeutung, die
der Einhaltung des NO₂-Grenzwertes von 40 µg/m³ im
Jahresmittel zukommt. In einem kürzlich in der Zeitschrift
Umwelt-Hygiene-Arbeitsmedizin erschienenen, beachtenswerten
Diskussionsbeitrag zum Thema "Gesundheitliche Risiken von
Stickstoffdioxid im Vergleich zu Feinstaub und anderen
verkehrsabhängige Luftschadstoffen" schreibt der renommierte
Umweltepidemiologe Prof. H.-Erich Wichmann: "die Reduktion der
NO₂-Belastung und das Einhalten der NO₂-Grenzwerte
(sind) dringend erforderlich. (...) Im Umweltbereich ist es nur in
Ausnahmefällen möglich, Richt- und Grenzwerte stringent auf der
Grundlage von Wirkungsuntersuchungen abzuleiten. Für viele Fälle
liegen nur Hinweise für Gesundheitsrisiken vor, quantitative
Abschätzungen sind die Ausnahme. Auch in diesen Fällen ist es
erforderlich, Richtwerte/Grenzwerte zum Schutz der Bevölkerung
festzulegen. Das Aufstellen solcher Grenzwerte ist absolut legitim und
ihre strikte Einhaltung ist zu fordern. Das gilt auch für den
Langzeitgrenzwert von NO₂." (Wichmann, 2018).

Deutsche Arbeitsmediziner auf Abwegen 

Führende Vertreter der deutschen Arbeitsmedizin haben sich - das lässt
sich inzwischen mit Fug und Recht sagen - vor den Karren der
Autoindustrie spannen lassen. Überrascht sein kann davon allerdings
nur, wer die bisherigen Auftritte von Arbeitsmedizinern auf dem Feld
des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes nicht genauer verfolgt hat.
Erinnert werden soll deshalb hier an die Kontroverse um
pentachlorphenol- und lindanhaltige Holzschutzmittel Ende der
Siebziger bis Anfang der Neunziger des vergangenen Jahrhunderts, an
die Debatte über das Passivrauchen im ungefähr selben Zeitraum, an den
Streit Ende der Neunziger um die gesundheitliche Bedeutung von
PAK-haltigem Kleber unter Parkettböden von zigtausenden Wohnungen der
Baujahre bis Anfang der Sechziger und an die immer noch anhaltende
Diskussion darüber, wie mit den offenen PCB-Quellen im Gebäudebestand
umzugehen sei. (Beiträge der Autoren dieses Artikels zu diesen
Auseinandersetzungen finden sich bei Hien und Obenland, 2017).

Auf all diesen Themenfeldern, bei denen es meist wie bei DME um
Langzeitbelastungen im Niedrigdosis-Bereich ging bzw. geht, konnten
Arbeitsmediziner jeweils keine relevanten Gesundheitsrisiken erkennen.
Und wo sie letztlich wie beim Passivrauchen doch gezwungen waren,
solche Risiken anzuerkennen, wechselten sie ihre Argumentation
dahingehend, dass gewisse Schäden eben zum ökonomischen Vorteil der
Gesamtgesellschaft hinzunehmen seien. Hören wir dazu den damaligen
Präsidenten der DGAUM, Prof. Gerhard Lehnert: "Ich glaube, dass man
das Problem in der klassischen Weise der Prävention nicht mehr angehen
kann, weil es einfach nicht mehr bezahlbar ist. Alle Maßnahmen gegen
Risiken des Arbeitsplatzes oder des Lebens generell immer am
schwächsten Glied ausrichten zu wollen, ist unrealistisch geworden.
Ich glaube, es gibt nur noch den Weg, Risikogruppen herauszufiltern
und auch den Mut zu haben, den Leuten zu sagen, dass sie ein Risiko
haben, das gegenwärtig nicht auszuräumen ist" (Lehnert, 1991).

Das ist Selektionsmedizin und es ist nicht ausgeschlossen, dass auch
die gegenwärtige Debatte um Dieselabgase diese Richtung einschlagen
Wird. Es ist zu hoffen, dass sich in Anbetracht dessen ein ganz
anderer Mut entwickelt: Ein Mut von Arbeitsmediziner*innen und
umweltbezogenen Gesundheitsschützer*innen, eine solche Entwicklung
nicht mitzutragen und sich stattdessen offen und kritisch zu den
unsäglichen Interventionen der Arbeitsmedizin in den umweltbezogenen
Gesundheitsschutz zu äußern. Es geht um die Frage, ob Public Health
heißen kann, Teile der Bevölkerung krankmachenden Umständen
auszusetzen, damit der Wirtschaftsstandort, die Rentabilität, die
Profite und das Weihnachtsgeld der industriellen Kernbelegschaften
gesichert bleiben.



Wolfgang Hien ist Arbeits- und Gesundheitswissenschaftler,
Medizinsoziologe, Biographieforscher, Lehrbeauftragter der Universität
Bremen im Studiengang Public Health.

Herbert Obenland, langjähriger Leiter des Umweltlabors der
Arbeitsgemeinschaft Umweltkontrolle (ARGUK) Oberursel, Mitautor des
Buches "Schadstoffe und Public Health - Ein
gesundheitswissenschaftlicher Blick auf Wohn- und Arbeitsumwelt",
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ARBEITSMEDIZIN/471: Dieselmotorenemissionen (Teil 1) ... und das Versagen der deutschen Arbeitsmedizin (Wolfgang Hien)

Dieselmotoremissionen und das Versagen der deutschen Arbeitsmedizin

Teil 1: DME am Arbeitsplatz 

von Wolfgang Hien



Dieselmotoremissionen (DME) enthalten gesundheitsschädliche und
krebserzeugende Stoffe. Die krebserzeugende Wirkung wurde in großen
epidemiologischen Studien vielfach belegt. Die Internationale Agentur
für Krebsforschung hat deshalb DME als eindeutig krebserzeugend
eingestuft. Für solche Stoffe und Stoffgruppen kann kein medizinisch
begründbarer Schwellen- oder Grenzwert angegeben werden. Doch es gibt
einen deutschen Sonderweg: Hierzulande werden DME als bedingt
krebserzeugend betrachtet, genauer: Es wird ein Schwellenwert
angenommen. In Deutschland sind auf Betreiben der Auto-Lobby alle
maßgeblichen Gremien übereingekommen, epidemiologischen
Studienergebnissen nicht die Bedeutung zuzumessen, die ihnen gebührt.
Die deutsche Arbeitsmedizin spielt dabei eine entscheidende Rolle. Im
ersten Teil des vorliegenden Aufsatzes wird die Arbeitsschutz-Seite
des DME-Problems dargestellt. Im nächsten Heft wird in einem zweiten
Teil auf die Umweltschutz-Seite eingegangen. Bemerkenswert ist, dass
auch hier sich die Arbeitsmedizin dazu aufschwingt, die maßgebliche
Expertise zur Gesundheit von Kindern und Alten in den Städten zu
besitzen.


Einleitung

Dieselmotoren haben eine lange Geschichte. Sie wurden schon in der
Weimarer Zeit in Serien gefertigt und vor allem in LKWs und
Großfahrzeugen eingesetzt. Ende der 1930er Jahre liefen die ersten mit
Diesel angetriebenen PKW vom Band, ein Trend, der sich in den 1960er
Jahren rasant verstärkte. Dieselmotoren sind sowohl im
Kraftstoffverbrauch als auch im Wirkungsgrad günstiger als
Benzinmotoren. Da Diesel auch weniger CO₂ ausstößt, wurde er
als "umweltfreundlich" eingestuft und schließlich auch steuerlich
begünstigt. Dass Dieselmotoren deutlich mehr Rußpartikel, Feinststäube
und NO₂ emittieren als Benzinmotoren, war zwar den Fachleuten
bekannt, blieb jedoch erst einmal lange Jahre un-thematisiert. An
industriellen und handwerklichen Arbeitsplätzen dominierte "der
Diesel": LKWs, Gabelstapler, Fahrzeuge und Motoren in der Baubranche.
Millionen von Arbeitern - und in manchen Warenabfertigungen und
Lagerbereichen auch Arbeiterinnen - sind seit Jahrzehnten gegenüber
hohen DME-Konzentrationen exponiert.

Die kanzerogene Wirkung von DME seit langem bekannt

In den 1980er Jahren wurden weltweit mehrere epidemiologische Studien
zu Lastwagenfahrern und anderen gegenüber DME exponierten
Berufsgruppen durchgeführt (DFG 2008). Einige Studien zeigten ein
erhöhtes Lungenkrebsrisiko, in einer besonders sorgfältig angelegten
Untersuchung, in der für Rauchen adjustiert wurde, ließ sich ein
signifikantes Risiko nachweisen (Garshick et al. 1987). Die
krebserzeugende Wirkung konnte im Düsseldorfer Hygiene-Institut -
dessen Leitung in den 1980er Jahren Prof. Friedrich Pott innehatte -
in Versuchen mit Ratten ebenfalls eindeutig nachgewiesen werden
(Pott/Heinrich 1988). Sowohl aus toxikologischer wie aus
epidemiologischer Sicht sollten DME fortan als krebserzeugend für den
Menschen angesehen werden. Bereits 1987 wurden DME von der
Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur
Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe - eine Kommission, welche
Stoffe einstuft und Maximale Arbeitsplatz-Konzentration-Werte (MAK)
aufstellt - in die Liste der wahrscheinlich krebserzeugenden Stoffe
eingeordnet (DFG 2008). Rußpartikel bzw. Fein- und Feinststäube in DME
bestehen neben elementarem Kohlenstoff zu einem relevanten Teil aus
Polyzyklischen Aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK), einer
Stoffklasse, die hochpotente Kanzerogene enthält. Insofern war es
folgerichtig, dass bei DME eine lineare Dosis-Wirkungs-Beziehung
angenommen wurde, die einen sicheren und medizinisch begründbaren
Grenzwert ausschloss. Aus den Düsseldorfer Versuchen ließ sich
errechnen, dass eine Konzentration von DME, berechnet als elementarer
Kohlenstoff, in der Höhe von 1 mg/m³ eine zusätzliche
Krebsinzidenz von 1:1000 erzeugt. An vielen Arbeitsplätzen lag die
Konzentration höher, d.h. Maßnahmen waren dringend angezeigt. Nachdem
DME als wahrscheinlich krebserzeugend eingestuft war, griff die
gesetzlich zwingende Forderung nach Minimierung der Exposition. 1992
wurde eine Technische Richtkonzentration (TRK) von 0,2 mg/m³
festgelegt; 1997 wurde dieser Wert auf 0,1 mg/m³ abgesenkt. Ein
TRK ist kein medizinisch begründeter Grenzwert, sondern eine
Orientierungsgröße, die zugleich den Arbeitgeber zu weiteren
Minimierungen zwingt. Gleichwohl wurde der TRK-Wert in vielen
Bereichen überschritten (Mattenklott et al. 2002); ernsthafte
staatliche oder berufsgenossenschaftliche Kontrollen fehlten.

Dafür sorgte der lange Arm der Autoindustrie. Zugleich zweigte die
Autoindustrie riesige Mittel ab, um sowohl Universitätsinstitute als
auch private Institute mit "Gegenstudien" zu beauftragen, welche die
Harmlosigkeit der DME "beweisen" sollten; zumindest war angesagt, die
Ernsthaftigkeit der toxikologischen und epidemiologischen Erkenntnisse
durch eine Propaganda des methodischen Zweifels zu zersetzten. Die
Qualität dieser Angriffe war zuweilen hanebüchen und jeder
wissenschaftlichen Auseinandersetzung unwürdig. Der Autor dieser
Zeilen war zugegen, als 1990 anlässlich einer Tagung des Vereins
Deutscher Ingenieure (VDI) Prof. Pott von anderen,
industriehörigen Professoren als "Schwarzmaler" abqualifiziert und als
"Arbeitsplatzvernichter" beschimpft wurde. Der Autoindustrie gelang
es, entscheidende Maßnahmen um fast zwei Jahrzehnte zu verzögern. Zwar
trat schon 1993 eine verbindliche Technische Regel zu
Schutzmaßnahmen gegenüber Abgasen aus Dieselmotoren in Kraft (TRGS
554), die 2008 deutlich verschärft wurde. 2005 war - inzwischen lag
die Grenzwertsetzung beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) und faktisch beim Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS),
welche das BMAS berät - der TRK-Wert aufgehoben worden. Dies
bedeutete: Arbeitgeber wurden verpflichtet, umfassende Maßnahmen zur
Minimierung der DME zu ergreifen, wobei nun in der TRGS sehr
detaillierte Angaben gemacht werden. So müssen beispielsweise LKWs
beim Ent- und Beladen mit DME-Aufsteck-Partikel-Filter ausgestattet
sein, beim Einfahren von LKWs und Flurförderzeugen müssen
Absaugstutzen am Auspuff angebracht werden, und es ist für räumliche
Trennung von Ladebereichen und Produktions- oder Lagerhallen zu
sorgen. Ist anzunehmen, dass dennoch bestimmte Arbeiter oder
Arbeiterinnen einer Konzentration von mehr als 0,1 mg/m³
ausgesetzt sind, müssen sie arbeitsmedizinisch beraten werden, wozu
die Aufklärung über Gesundheitsgefahren und Schutzmaßnahmen gehört.

Stickstoffdioxid: Ein hochproblematischer Stoff

Ein weiterer, aus medizinischer Sicht sehr problematischer Bestandteil
von DME sind Stickoxide, insbesondere Stickstoffdioxid (NO₂).
Obwohl seit über 100 Jahren bekannt ist, dass NO₂ - aufgrund
seiner in wässriger Phase erfolgenden Umsetzung zu Salpetersäure -
äußerst lungenschädigend ist, ließ eine ernsthafte toxikologische und
arbeitsmedizinische Auseinandersetzung mit NO₂ lange auf sich
warten. Jahrzehntelang galt ein MAK-Wert von 9,5 mg/m³, eine
Konzentration, bei der es schon akut zu gesundheitlichen
Beeinträchtigungen kommt (DFG 2010). Auch war seit den 1970er Jahren
bekannt, dass Stickoxide in wässriger Phase mit Aminen reagieren und
sich zu den extrem kanzerogenen Nitrosaminen umsetzten können. In den
1980er Jahren gab es zunehmend epidemiologische Berichte über die
krebserzeugende Wirkung von DME, wobei auch explizit NO₂ als
möglicher Verursacher genannt wurde. 2001 wurde der MAK-Wert
ausgesetzt, 2003 stufte die MAK-Kommission NO₂ als
wahrscheinlich krebserzeugend ein, 2010 wurde ein neuer MAK-Wert von
0,95 mg/m³ eingesetzt - das ist 1/10 des bisherigen Wertes.
Mittlerweile haben sich die epidemiologischen Methoden verfeinert, und
es wurde möglich, auf NO₂-Exposition ausgerichtete Studien
durchzuführen und in großen weltweiten Meta-Analysen auszuwerten.

Auch für NO₂ kann aus epidemiologischer Sicht kein medizinisch
begründbarer Grenzwert angegeben werden. Es gibt für Lungenkrebs eine
lineare Dosis-Wirkungs-Beziehung, die - epidemiologisch formuliert -
"durch den Nullpunkt geht" (Hamra et al. 2015). Seit den 1970er Jahren
wird ein weiterer chemisch und toxikologisch bedeutsamer Zusammenhang
des DME-Chemismus diskutiert: NO₂ setzt sich mit PAK zu
Nitro-Aromaten um, die durch körpereigene Reduktasen zu aromatischen
Aminen umgesetzt werden. Aromatische Amine erzeugen Harnblasenkrebs.
Auch für PAK selbst ist inzwischen ein Blasenkrebsrisiko nachgewiesen.
Schon in den 1980er Jahren berichteten epidemiologische Studien über
signifikant erhöhte Risiken bei LKW-Fahrern. In einer groß angelegten
Fall-Kontroll-Studie des Deutschen Krebsforschungszentrums Heidelberg
zeigten LKW-Fahrer ein fast zweifach und Lokomotiv-Führer sogar ein
dreifach erhöhtes Risiko (Claude/Frentzel-Beyme/Kunze 1988). Auch
Bergleute und Tunnelarbeiter, die unter Tage bis zur Jahrtausendwende
wegen dieselbetriebener Maschinen besonders hohen Konzentrationen
ausgesetzt waren, hatten ein erhöhtes Blasenkrebsrisiko. Diese Befunde
wiederholten sich seither in vielen weiteren Studien. Eine große
kanadische Studie konnte diese Ergebnisse vor einigen Jahren,
insbesondere für eine mehr als 10-jährlinge DME-Exposition, gut
reproduzieren (Latifovic et al. 2015). Auch Taxifahrer*innen wiesen
ein erhöhtes Blasenkrebsrisiko auf.

Die Epidemiologie zu DME und die deutsche "Interpretation"

In den 1990er Jahren bildeten sich in den USA zwei aus dem National
Cancer Institute (NCI) und dem National Institut für
Occupational Safety and Health (NIOSH) gespeiste
Forschungsgruppen, die der Frage der krebserzeugenden Wirkung von DME
nachgehen sollten. In neun Nicht-Kohle-Bergwerken wurde eine
Gesamtkohorte von mehr als 12.000 Bergarbeitern zusammengestellt,
deren Arbeitsplätze seit den 1980er Jahren messtechnisch sehr genau
erfasst wurden. Die Studien wurden mit überaus großem Aufwand und
einer großen methodischen Strenge durchgeführt, denn es war klar, dass
die Ergebnisse ein Politikum sein würden. Ende der 1990er Jahre lagen
die Ergebnisse vor. US-amerikanische Industrieverbände blockierten
mittels gerichtlichen Unterlassungsklagen mehr als ein ganzes
Jahrzehnt die Publikation der Ergebnisse. Erst 2012 konnten die
nationalen Forschungsbehörden eine Freigabe - eine Veröffentlichung im
Journal of the National Cancer Institute - durchsetzen. In der
Kohortenstudie (Attfield et al. 2012) waren Lungenerkrankungen um das
mehr als 6-fache erhöht, das relative Risiko für Lungenkrebs wies mit
RR = 1,26 ein signifikant erhöhtes Maß auf. Das Interessante: Mit
zunehmender Expositionsdauer stieg das relative Lungenkrebsrisiko auf
das 5-fache an. Eine eingebettete Fall-Kontroll-Studie (Silverman et
al. 2012), welche verschiedenen Expositionsfaktoren noch genauer
nachgehen und für konfundierende Faktoren adjustieren konnte - Alter,
"Rasse", Vorerkrankungen, Raucherstatus usw. -, konnte die in der
Kohortenstudie gesehenen Ergebnisse voll bestätigen. Die Confounders
änderten nichts an dem höchst besorgniserregenden Befund.
Erwartungsgemäß zeigten sich für stark rauchende Bergarbeiter
exorbitante Risiken von RR >20.

Die Berichte der Forschungsgruppen sind sehr differenziert, und es
werden auch methodische Probleme und die in sehr hohen
Expositionshöhen teilweise inkonsistenten Befunde diskutiert. Eine
gesundheitlich unbedenkliche DME-Konzentration konnte nicht angegeben
werden. Diese US-amerikanische Großstudie ist zweifelsohne die
umfassendste, die bisher je zu DME durchgeführt wurde. Die
Internationale Krebsforschungsagentur (IARC), das für
Krebsgefahren maßgebliche Institut der Weltgesundheitsorganisation in
Lyon, stufte DME im gleichen Jahr - 2012 - als eindeutig beim Menschen
krebserzeugende Stoffgruppe ein.

Das Erstaunliche: Nicht nur die internationale Autoindustrie, sondern
auch deutsche Behörden - allen voran die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), namentlich einer ihrer
wissenschaftlichen Direktoren, Dr. Matthias Möhner - gingen in die
Konfrontation mit dem IARC. Möhner/Wendt (2017) wendeten erhebliche
Teile ihrer aus Steuermitteln bezahlten Arbeitszeit dafür auf,
sämtliche epidemiologischen Studien, doch insbesondere die zitierte
US-amerikanische Großstudie, auf mögliche methodische Schwachstellen
zu durchforsten. Epidemiologische Studien sind nur
"quasi-experimentelle Studien" (Frentzel-Beyme) und können nie die
Exaktheit streng kontrollierter toxikologischer Studien erreichen.
Dennoch sind sie Studien, die nah am Menschen und daher von besonderer
präventiver Bedeutung sind. Die Experten der deutschen Behörde maßen
sich nun an, die Forschungsgruppen des NCI und der NIOSH eines
methodischen Dilettantismus zu bezichtigen. Das ist neu und zeugt
angesichts des Standes der epidemiologischen Arbeitsforschung in
Deutschland - von annähernd ähnlich umfassenden Studien der BAuA
können wir nur träumen - von einer hochnotpeinlichen Überheblichkeit.
Inzwischen hat sich Herr Möhner auch zu umweltmedizinischen Fragen der
DME geäußert - davon soll im zweiten Teil des hier vorgelegten
Artikels (in Heft 3 von GbP) die Rede sein. Festzuhalten ist, dass die
industriehörigen deutschen Experten seit Jahren versuchen, die
kanzerogene Wirkung von DME kleinzureden und eine grundsätzliche
Auseinandersetzung um DME zu hintertreiben.

Ein deutscher DME-Grenzwert und die Lobby-Hintergründe

Im Juli 2017 wartete das BMAS mit einem vom AGS jahrelang diskutierten
und nunmehr verabschiedeten Arbeitsplatz-Grenzwert (AGW) auf: 0,05
mg/m³ bzw. 50 Mikrogramm/m³, Unterhalb dessen sei eine
krebserzeugende Wirkung auszuschließen. Die neue
Dieselmotor-Generation unterschreite ohnehin diesen Wert, sodass man
recht eigentlich auf der sicheren Seite sei - ein Argument, das mit
der Realität der Arbeitsplätze, an denen noch lange durchaus betagte
Fahrzeuge eingesetzt werden, nur wenig zu tun hat.

Das Begründungspapier zum neuen Grenzwert (AGS 2017) umfasst 82
Seiten. Im Kern reduziert sich die Abhandlung auf folgendes Argument:
"Der kritische Effekt ist eine partikelbedingte chronifizierte
Entzündung in der Lunge. Bei Vermeidung dieser chronifizierten
Entzündung wird angenommen, dass kein zusätzliches Krebsrisiko durch
Dieselruß gegeben ist. Für dieses vorherrschende Wirkprinzip der
Lungentumorentstehung wird eine Schwellenwirkung (chronische
partikelbedingte Entzündung) als am wahrscheinlichsten erachtet und
ein AGW für Dieselruß, als EC, abgeleitet" (S. 2). Die internationale
Studienlage wird ignoriert, und diese Ignoranz wird behördlicherseits
auch noch legitimiert. Hier generiert sich eine vom internationalen
Forschungsstand abgekoppelte Arbeitsmedizin, eine "deutsche"
Wissenschaft und "deutsche" Praxis, die den kritischen Beobachter nur
mit Scham erfüllen kann. Im Wesentlichen sind es, neben dem schon
zitierten Dr. Matthias Möhner, der Statistiker Dr. Peter Morfeld und
die Arbeitsmediziner Dr. David Groneberg und Dr. Michael Spallek, die
zu den Verharmlosern zu zählen sind. Spallek war bis vor kurzem
Werksarzt bei VW, Groneberg ist Professor für Arbeitsmedizin an der
Goethe-Universität In Frankfurt am Main. Groneberg, Morfeld und
Spallek waren auch in der Europäischen Forschungsvereinigung für
Umwelt und Gesundheit im Transportsektor (EUGT), die 2017 als
eindeutige Lobby der Autoindustrie in die Schlagzeilen geriet und
inzwischen aufgelöst wurde. Die EUGT hat verschiedene Studien
finanziert, deren Zielsetzung von vorherein feststand: Die deutsche
Verharmlosungspolitik zumindest auf europäischer Ebene voranzutreiben
und in möglichst vielen Punkten zu verankern. Unter anderem wurde an
der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule (RWTH) Aachen eine
Kurzzeitstudie zu NO₂ durchgeführt. Nach drei Stunden
Exposition - wobei die höchste Exposition in diesem Versuch das
Dreifache des gegenwärtig gültigen AGW-Wertes betrug - wurden beiden
25 gesunden Probanden keine Schädigungen entdeckt (EUGT 2017, S. 17).
Was für eine Merkwürdigkeit, wenn man bedenkt, dass Tausende in der
Arbeitswelt jahrzehntelang einer wesentlich höheren Dauerexposition
ausgesetzt waren.

Doch auch nach der Auflösung des EUGT drängt sich der Eindruck auf,
dass sich die Interessen der Autoindustrie weiter Raum schaffen.
Nachdem Dr. Spalleks Vortrag bei der im März 2018 in München
stattgefundenen Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für
Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) kurzfristig abgesagt
wurde, sprang Dr. Dirk Pallapies, Arbeitsmediziner am
berufsgenossenschaftlichen Institut für Prävention und Arbeitsmedizin
an der Ruhr-Universität in Bochum ein. Er vertrat die gleichen
Ansichten wie die EUGT: DME-Wirkungen basieren auf Entzündungen und
haben daher einen medizinisch begründbaren Schwellenwert;
epidemiologische Studien seien nicht für die Abschätzung einer
Expositions-Wirkungs-Beziehung geeignet (DGAUM 2018, S. 44). Im
Vorfeld der DGAUM gab es Äußerungen verschiedener Arbeitsmediziner,
die hinsichtlich der umweltmedizinischen Debatte epidemiologische
Daten generalisierend als "theoretische Modelle ohne jede praktische
Relevanz" abqualifizierten - darauf wird im zweiten Teil dieses
Aufsatzes näher einzugehen sein. Kritische Stimmen aus den Reihen der
Arbeitsmedizin sind selten zu hören, hinter vorgehaltener Hand gibt
man zu bedenken, dass es risikoreich sei, sich "gegen die Mächtigen
der Branche" zu Wort zu melden.

Es steht schlecht um die deutsche Arbeitsmedizin, wenn die
Standortdebatte und die Angst, als Arbeitsplatzvernichter dazustehen,
unabhängige Wissenschaft und arbeitsmedizinische Verantwortung in den
Hintergrund drängen.



Wolfgang Hien ist Arbeits- und Gesundheitswissenschaftler,
Medizinsoziologe, Biographieforscher, Lehrbeauftragter der Universität
Bremen im Studiengang Public Health.

Eine Fassung dieses Textes mit allen Literaturangaben findet sich auf
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AUGEN/480: Mit einem Blindenstock gehen und trotzdem lesen? (Retina aktuell)

PRO RETINA Deutschland e.V.

Selbsthilfevereinigung von Menschen mit Netzhautdegeneration - 11. Oktober 2018

Mit einem Blindenstock gehen und trotzdem lesen? 

Tag des weißen Stocks am 15. Oktober 2018



Bonn - Die Patientenorganisation PRO RETINA Deutschland e. V. nutzt
den Tag des weißen Stocks am 15. Oktober 2018, um Vorurteile abzubauen
und darüber aufzuklären, dass Benutzer des Langstocks -
umgangssprachlich auch "Blindenstock" genannt - nicht automatisch
vollblind sind und gar nichts mehr sehen können, wie von Beobachtern
häufig vermutet wird.

Sehbehinderte Menschen sind oft in der Lage, sich in gewohnter
Umgebung oder bei guten Licht- und Kontrastverhältnissen noch
angemessen zu orientieren, während sie - etwa bei fortgeschrittener
Tageszeit, wenn sich die Lichtverhältnisse ändern - auf den Langstock
als Hilfsmittel zwingend angewiesen sind. Bei nichtbetroffenen
Mitmenschen sorgt diese Wahrnehmung nicht selten für Irritationen bis
hin zur Unterstellung von Simulantentum. Es ist also nichts dabei,
wenn ein Sehbehinderter seinen Langstock einklappt, sich in ein Café
setzt und in der Zeitung liest oder den Touchscreen seines Smartphones
bedient. Ein Bild, an das sich viele aber immer noch nicht gewöhnt zu
haben scheinen.

Mit Missverständnissen aufräumen

Sehbehinderte berichten immer wieder von Missverständnissen in der
Kommunikation mit Nichtbetroffenen. Bei einer Makuladegeneration etwa,
bei der die Mitte des Gesichtsfelds verschwimmt, sind Personen oft
nicht mehr erkennbar, wenn sie sich nicht akustisch bemerkbar machen.
Der fehlende Blickkontakt ist ein weiteres Problem, denn Betroffene
können auf die Mimik des Gegenübers nicht reagieren. Weil ein
fehlender Blickkontakt als unhöflich gilt oder als Desinteresse
interpretiert wird, richten Sehbehinderte ihren Blick auf den
Gesprächspartner, ohne ihn zu sehen. Menschen mit einer RP (Retinitis
Pigmentosa) verfügen dagegen oft lange über eine gute zentrale
Sehschärfe, die das Lesen und Erkennen von Gesichtern ermöglicht,
durch das eingeschränkte Gesichtsfeld kann aber oft nicht wahrgenommen
werden, wenn zum Beispiel eine Hand zur Begrüßung gereicht wird. Als
unhöflich oder ungeschickt wird bisweilen auch das Anrempeln von
Personen oder das Stolpern über Gegenstände ausgelegt.

Hilfsmittel akzeptieren

Die Reaktionen von Menschen ohne Seheinschränkungen führen zum Teil
dazu, dass sehbehinderte Menschen auf das Benutzen des Langstocks
verzichten. Sie vermeiden es, sich zu outen, aus der Angst heraus
ausgegrenzt zu werden, oder vor Stigmatisierung und Entmündigung.
Viele Menschen sind geübt darin, ihre Sehschwäche (beispielsweise
gegenüber Kollegen oder Geschäftspartnern) zu verbergen. Bei manchen
Betroffenen dauert es Jahre, bis sie bereit sind, den Langstock zu
benutzen. Sich dazu durchzuringen ist für viele ein schmerzhafter
Prozess, der mit dem Akzeptieren der eigenen Einschränkungen verbunden
ist. Dabei dient der Langstock, in Kombination mit einem
Orientierungs- und Mobilitätstraining, vor allem der eigenen Mobilität
und Sicherheit.

Blind ist nicht gleich blind

Die meisten als blind bezeichneten Menschen haben noch Seheindrücke.
Was sie dabei noch sehen, ist höchst unterschiedlich und hängt von der
Sehbehinderung ab, die zur Erblindung geführt hat.

Gemessen am Visus, das heißt der bestkorrigierten Sehschärfe des
besseren Auges, gibt es je nach Land oder Organisation
unterschiedliche Definitionen für Blindheit und Sehbehinderung. Stark
vereinfacht lässt sich sagen, dass als sehbehindert gilt, wer über ein
Sehvermögen von maximal 33 Prozent (der Norm) verfügt. Hochgradig
sehbehindert bezeichnet ein Sehvermögen von maximal 5 Prozent; als
blind gilt, wer noch 2 Prozent des Sehvermögens besitzt (Sehhilfen
berücksichtigt). Blindheit kann auch bei besserer Sehschärfe
vorliegen, wenn das Gesichtsfeld beeinträchtigt ist.

Über den Tag des weißen Stocks

Der "Internationale Tag des weißen Stocks" ist 1969 von den Vereinten
Nationen ins Leben gerufen worden. Die Ursprünge reichen zurück ins
Paris des Jahres 1930. In Verbindung gebracht wird dieser Aktionstag
auch mit dem US-Präsidenten Lyndon B. Johnson, der am 15. Oktober 1964
Langstöcke an sehbehinderte und blinde Menschen verteilte, weshalb
dieser Tag auch als Beginn des systematischen Orientierungs- und
Mobilitätstrainings gilt. Der Tag des weißen Stocks bildet den
Abschluss der "Woche des Sehens", die am 8. Oktober beginnt.


Über PRO RETINA Deutschland e.V.

PRO RETINA Deutschland e.V., eine Selbsthilfevereinigung von Menschen
mit Netzhautdegenerationen, wurde vor 40 Jahren von Betroffenen und
deren Angehörigen als gemeinnütziger Verein gegründet, um sich selbst
zu helfen. PRO RETINA ist eine bundesweit tätige Organisation mit mehr
als 50 Regionalgruppen und circa 6.000 Mitgliedern.

Wir bieten Informationen und Beratung und verstehen uns als
Interessenvertretung der Patient/innen in der Öffentlichkeit und der
Gesundheitspolitik. Um einen Beitrag zur Entwicklung wirksamer
Therapien zu leisten, engagiert sich PRO RETINA Deutschland e. V. auch
in der Forschungsförderung. Die PRO RETINA möchte allen Menschen, die
von einer Sehverschlechterung oder Erblindung aufgrund einer
Netzhautschädigung bedroht sind, helfen, durch Prävention, Therapie
und gemeinsame Bewältigung ein selbstbestimmtes Leben zu führen.

 * 

Quelle:

PRO RETINA Deutschland e.V.

Selbsthilfevereinigung von Menschen mit Netzhautdegenerationen

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Kaiserstraße 1c, 53113 Bonn

Telefon: +49 (228) 227 217 - 0

E-Mail: presse@pro-retina.de

Internet: www.pro-retina.de
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FORSCHUNG/3916: Individuelle Stressempfindlichkeit, Zuckerstoffwechsel und Gehirnfunktion hängen zusammen (idw)

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 11.10.2018

Individuelle Stressempfindlichkeit, Zuckerstoffwechsel und Gehirnfunktion hängen zusammen



Wissenschaftler der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie der
Universitätsmedizin Mainz und des Deutschen Resilienz-Zentrums Mainz (DRZ)
haben Störung im Zuckerstoffwechsel des Gehirns als Ursache für
stressbedingte Lern- und Gedächtnisstörungen im Tiermodell identifiziert.
Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe der hochrangigen
Fachzeitschrift Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS)
veröffentlicht.

Insbesondere chronischer Stress gilt als ein Risikofaktor für die
Entwicklung psychischer Erkrankungen wie beispielsweise depressive
Störungen. Zudem kann er sich negativ auf den Stoffwechsel und besonders
auf den Zuckerstoffwechsel auswirken. Nun haben Wissenschaftler der Klinik
für Psychiatrie und Psychotherapie der Universitätsmedizin Mainz und des
Deutschen Resilienz-Zentrums Mainz (DRZ) im Tiermodell untersucht, ob
Stress, eine Störung des Zuckerstoffwechsels und psychische Symptome
direkt und ursächlich miteinander verknüpft sind. Ihre Untersuchungen
zeigten, dass sich in zeitlichem Zusammenhang mit Stress eine Störung des
Glukosestoffwechsels entwickeln kann, und zwar sowohl im Blut als auch im
Gehirn. Demnach kann eine stressinduzierte Störung des Zuckerstoffwechsels
mit der Entstehung von stressabhängigen psychischen Erkrankungen
zusammenhängen. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe der
hochrangigen Fachzeitschrift Proceedings of the National Academy of
Sciences (PNAS) veröffentlicht.

Das menschliche Gehirn benötigt selbst unter Ruhebedingungen sehr viel
Energie: Die benötigte Menge beträgt das Zehnfache der Energiemenge, die
alle übrigen Körperorgane zusammen verbrauchen. Die Hirnfunktionen sind
damit in hohem Maße abhängig von einer optimalen Energiezufuhr. Die
Aufnahme der Zuckerart Glukose aus dem Blut ist dabei besonders wichtig.
Wenn sich das Gleichgewicht des Glukosestoffwechsels auch nur geringfügig
verändert, reagiert das Gehirn sehr empfindlich.

Warum führt chronischer Stress bei manchen Personen zur Entwicklung
psychischer Symptome, wie beispielsweise zu depressiver Stimmung oder
einer Funktionsstörung des Gedächtnisses, während andere Menschen unter
identischen Lebensbedingungen gesund bleiben und seelisch
widerstandsfähig, also resilient sind? Welche Rolle spielt chronischer
Stress für die Entwicklung einer stressabhängigen Veränderung des
Zuckerstoffwechsels, dem sogenannten Glukosestoffwechsel? Und sind Stress,
Glukosestoffwechsel und psychische Veränderungen möglicherweise sogar
ursächlich miteinander verknüpft? Diesen Fragen widmeten sich
Wissenschaftler einer Arbeitsgruppe um Univ.-Prof. Dr. Marianne Müller,
Leiterin Translationale Psychiatrie der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie der Universitätsmedizin Mainz, gemeinsam mit
interdisziplinären Kooperationspartnern.

Für die hier vorgestellte Studie beobachteten die Forscher in einem
Tiermodell für sozialen Stress über längere Zeit die Veränderungen im
Glukosestoffwechsel. Sie konnten zeigen, dass sich in zeitlichem
Zusammenhang mit Stress sowohl im Blut als auch in jenen Gehirnarealen,
die für Lernen und Gedächtnisfunktionen verantwortlich sind, eine Störung
des Glukosestoffwechsels entwickeln kann: Die gestressten Tiere wiesen
erhöhte Blutzuckerwerte und eine deutliche Störung der Glukoseregulation
im Gehirn auf - und das sogar noch nach Beendigung der Stressphase. Für
ihre Forschungen nutzten die Wissenschaftler den aus der
Diabetesbehandlung bekannten SGLT-2-Hemmer Empagliflozin. Dieser sorgt
dafür, dass vermehrt Glukose mit dem Urin ausgeschieden wird, wodurch der
Blutzuckerspiegel sinkt. Durch die Behandlung mit Empaglifozin
normalisierte sich die Störung des Glukosestoffwechsels.

Bei der detaillierten Auswertung der Daten machten die Mainzer
Wissenschaftler aber eine interessante Entdeckung: Nicht alle Tiere
reagierten gleich stark. Innerhalb der Gruppe der gestressten Tiere gab es
Untergruppierungen. So beobachteten sie sehr empfindliche, so genannte
suszeptible Tiere, die auf den Stress mit einer deutlichen Störung des
Glukosestoffwechsels, konkret mit einer erhöhten Glukosekonzentration,
reagierten. Diese ging mit einer Störung der Gedächtnisfunktion einher.
Eine andere Untergruppe, jene der resilienten Tiere, zeigte hingegen keine
nennenswerten Veränderungen und schnitt in den Untersuchungen ähnlich gut
ab wie die Kontrollgruppe.

Wie die Wissenschaftler zudem herausfanden, ging mit der Behandlung mit
Empagliflozin nur in der suszeptiblen Untergruppe von Tieren eine
verbesserte Gedächtnisleistung einher. In der Untergruppe der
"resilienten" Tiere, bei denen der Stress keine erhöhte
Glukosekonzentration ausgelöst hatte, führte die Gabe von Empagliflozin
hingegen sogar zu schlechteren Gedächtnisleistungen.

"Diese Ergebnisse verdeutlichen, wie wichtig eine Bewertung der
individuellen Faktoren im Rahmen therapeutischer Entscheidungen ist. Durch
den frühzeitigen Einsatz von personalisierter, also einer individuell
maßgeschneiderten Medizin lassen sich möglicherweise Spätfolgen von Stress
vermindern. Da auch Menschen auf widrige Lebenssituationen in
unterschiedlichem Maße verletzlich (vulnerabel) oder seelisch
widerstandsfähig (resilient) reagieren, sind Erkenntnisse über einen
ursächlichen Zusammenhang dieser Faktoren von hoher medizinischer
Relevanz. Dies unterstreicht auch die Tatsache, dass Stress und psychische
Erkrankungen in der Bevölkerung immer weiter verbreitet sind", erklärt
Univ.-Prof. Dr. Marianne Müller, Leiterin Translationale Psychiatrie der
Universitätsmedizin Mainz, in deren Arbeitsgruppe die Studie gemeinsam mit
interdisziplinären Kooperationspartnern durchgeführt wurde.

"In der vorliegenden Studie haben wir uns zu Nutze gemacht, dass es bei
Mäusen ähnlich ist wie beim Menschen: Ein Teil der Tiere reagiert relativ
gelassen auf chronischen Stress, während eine andere Gruppe durch den
Stress deutliche Verhaltensänderungen und insbesondere eine Störung ihrer
Gedächtnisleistung aufweist. Für uns ist es wichtig zu hinterfragen, ob
unsere Befunde auch auf den Menschen übertragbar sind. Es gilt
herauszufinden, ob wir durch unsere Erkenntnisse dazu beitragen können,
die Therapiemöglichkeiten für stressassoziierte Erkrankungen langfristig
zu verbessern", erklären Dr. Michael van der Kooij und Tanja Jene, beide
gemeinsame Erstautoren der Studie.


Weitere Informationen zur Originalpublikation:

"Chronic social stress-induced hyperglycemia in mice couples individual
stress susceptibility to impaired spatial memory"; 

Michael A van der
Kooij, Tanja Jene, Giulia Treccani, Isabelle Miederer, Annika Hasch,
Nadine Voelxen, Stefan Walenta, Marianne Mueller;

PNAS published ahead of print October 9, 2018

https://doi.org/10.1073/pnas.1804412115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





VORSORGE/795: Mechanische Thrombosevorsorge (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 11. Oktober 2018

40.000 Lungenembolie-Tote im Jahr: 

BVMed weist auf die Bedeutung der mechanischen Thrombosevorsorge hin Welt-Thrombose-Tag am 13. Oktober



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat zum
Welt-Thrombose-Tag am 13. Oktober 2018 auf die Bedeutung der
mechanischen Thrombosevorsorge hingewiesen. Verbesserungen bei der
Aufklärung, Prophylaxe und Therapie von Thrombosen seien angesichts
von 40.000 Lungenembolie-Toten in Deutschland dringend geboten. Für
eine bessere Aufklärung über Entstehung, Gefahren und Vermeidung von
Thrombosen hat der BVMed-Fachbereich "Mechanische Thromboseprophylaxe"
Informationsblätter und Hintergrundinformationen erarbeitet. Die
Informationen können auf der BVMed-Webseite unter 

www.bvmed.de/thromboseprophylaxe 

(https://www.bvmed.de/de/technologien/gefaesssystem-blut/thromboseprophylaxe) abgerufen werden.

Sorgen bereitet den BVMed-Experten vor allem der signifikante Anstieg
von Lungenembolien in Deutschland. Rund 50.000 Menschen erkranken pro
Jahr an einer Lungenembolie. Aufgrund der demografischen Entwicklung
und der verbesserten Diagnostik ist von einer weiteren Steigerung der
Patientenzahlen auszugehen. Davon sterben über 40.000 Menschen in
Deutschland an den Folgen der Lungenembolie. Das sind mehr Tote als
durch Verkehrsunfälle, Brust- und Prostatakrebs und HIV zusammen.
Häufigste Ursache dafür ist eine Thrombose. Diese kann Menschen jeden
Alters treffen. Jährlich werden knapp über 370.000 Neuerkrankungen an
Thrombose, Phlebitis und Thrombophlebitis registriert.

Wie viele wissenschaftliche Studien zeigen, bietet eine Kombination
aus mechanischen und pharmakologischen Maßnahmen die beste Prävention
vor einer venösen Thromboembolie und sollte immer auf einer
individuellen Risikoabschätzung basieren, erläutern die
BVMed-Experten.

Neben der medikamentösen Prophylaxe sind es vor allem die
physikalischen Maßnahmen, die bei richtiger Anwendung einfach und
nahezu nebenwirkungsfrei dazu beitragen, thromboembolische
Komplikationen zu verhindern. Beispielsweise erhöhen medizinische
Thromboseprophylaxestrümpfe bei immobilen Patienten die venöse
Rückstromgeschwindigkeit und sorgen so in Kombination mit
Arzneimitteln für einen optimierten Schutz vor einer Thromboembolie.

Eine weitere Möglichkeit, den immobilen Patienten während und nach
einer Operation vor thromboembolischen Komplikationen zu schützen, ist
die intermittierende pneumatische Kompression. Sie kann entweder
ergänzend oder alternativ in all den Fällen eingesetzt werden, in
denen eine medikamentöse Prophylaxe ausgeschlossen ist oder aufgrund
des Blutungsrisikos nicht oder nur sehr zurückhaltend eingesetzt
werden kann. Im Idealfall ergänzen sich physikalische und
pharmakologische Maßnahmen zu einem schlüssigen Konzept.

"Die physikalische Prophylaxe stellt eine der drei wesentlichen Säulen
zur Verhinderung venöser Thrombosen und deren Folgen, wie dem
postthrombotischen Syndrom oder der Lungenembolie, dar", so
BVMed-Hilfsmittelexpertin Heike Bullendorf. "Ausschließlich
pharmakologische Maßnahmen reichen nach dem heutigen Stand der
Wissenschaft nicht aus. Wenn möglich, sollten physikalische und
pharmakologische Maßnahmen sinnvoll miteinander kombiniert werden."


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 75/18

https://www.bvmed.de/40.000-lungenembolie-tote-im-jahr-bvmed-weist-auf-die-bedeutung-der-mechanischen-thrombosevorsorge-hin
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BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 75/18 vom 11. Oktober 2018

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin
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SOZIALES/037: Der verkaufte Patient (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der verkaufte Patient

Von Ralf Wurzbacher, 7. September 2018



Die Unabhängige Patientenberatung Deutschland gehört neuerdings
einem Dienstleister der Pharmaindustrie. Davor gehörte sie einem
Dienstleister der Krankenkassen. Ursprünglich gehörte sie einmal der
Zivilgesellschaft und war im besten Sinne "gemeinnützig" - also nicht
nur auf dem Papier. Nach der Privatisierung wurde sie ein Spielball
von Kapitalinteressen. Kann und soll es so weitergehen?

Man stelle sich Folgendes vor: Eine Firma vermarktet und vertreibt im
Auftrag der Pharmaindustrie ein Präparat, etwa einen Blutverdünner.
Durch dessen Einnahme trägt ein Patient schwerwiegende gesundheitliche
Schäden davon. Er wendet sich an eine Beratungsstelle für Patienten,
in der Absicht, den Hersteller juristisch zur Verantwortung zu ziehen
und eine Kompensation zu erwirken. Was der Betroffene nicht ahnt: Die
Hilfseinrichtung gehört zu genau demselben Unternehmen, das dafür
sorgen soll, dass sich das fragliche Medikament gut und teuer
verkauft. Frage: Welches Anliegen hat in diesem Fall wohl mehr
Gewicht? Das des Geschädigten oder dasjenige des
Arzneimittelproduzenten?

Das beschriebene Szenario ist keine hypothetische Spinnerei, sondern
ab sofort bittere Realität. Wie die linke Tageszeitung junge Welt (jW)
Ende August unter dem Titel "Verraten und verkauft" exklusiv
berichtete, hat die Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD)
klammheimlich den Besitzer gewechselt und steht künftig unter
Kontrolle des Pharmadienstleisters Careforce [1].

Faktisch arbeite die Firma mit Sitz in Köln Arzneimittelherstellern
zu, "damit die ihre Pillen und Salben besser unter die Leute bringen",
schrieb das Blatt. Im Hintergrund agiere dazu ein Private-Equity-Fonds
namens Findos Investor, "der mit dem Geld deutscher Mittelständler auf
Renditejagd geht".


Heuschrecke übernimmt

Der Urheber des jW-Artikels ist auch Autor dieser Zeilen. Hinter ihm
liegen wochenlange Recherchen, angefangen mit einem Tipp zweier
Insider vor sieben Wochen. Nach ihren Angaben stünde die Sanvartis
GmbH, ein auf Gesundheitsthemen spezialisierter Callcenter-Betreiber
mit Sitz in Duisburg, kurz vor der Veräußerung an die Kölner Careforce
GmbH. Brisant war der Hinweis deshalb, weil Sanvartis seit rund
zweieinhalb Jahren die UPD im Portfolio führt. Darin mutet die
100-prozentige Tochter wie ein Fremdkörper an: Die "gemeinnützige" UPD
unterstützt in gesetzlichem Auftrag hilfesuchende Privat- und
Kassenpatienten bei Konflikten mit Ärzten, Krankenversicherungen und
Kliniken.

Was, mag man fragen, hat eine Anlaufstelle für Patienten in den Händen
eines kommerziellen Unternehmens zu suchen, das sein Geld mit Diensten
für Krankenversicherungen und Pharmafirmen macht?

Ausgerechnet die gesetzlichen Krankenkassen zählen zu den Hauptkunden
von Sanvartis - und Ärger mit den Kassen ist eines der Hauptmotive,
weshalb sich Menschen an die UPD wenden. Noch merkwürdiger erscheint
die Konstellation im Lichte des dahinterstehenden
Finanzierungsmodells. Die UPD wird zum größten Teil durch die
gesetzliche Krankenversicherung (GKV) mit Millionensummen gefördert.
Woher nimmt die GKV das Vertrauen, dass dieses Geld in den Händen
eines gewinnorientierten Unternehmens gut aufgehoben ist?

Wie sich noch zeigen wird, spricht vieles dafür, dass die Mittel bei
Sanvartis nicht gut aufgehoben sind und eine - den selbsterklärten
Ansprüchen nach - "unabhängige" UPD in einem Umfeld komplett fehl am
Platz ist, das die Generierung von Profiten zur Bestimmung hat. Und
besser wird die Sache ganz sicher nicht dadurch, dass die UPD von nun
an in einem Firmenverbund aufgeht, der der pharmazeutischen Industrie
noch ein gutes Stück näher steht. Und über dem Verbund agiert als
Mitgesellschafter ein Finanzinvestor - ein Vertreter jener Zunft, die
seit einem Debattenbeitrag von Ex-SPD-Chef Franz Müntefering gemeinhin
als "Heuschrecken" verrufen ist.

Sehr bezeichnend ist, wie der Vorgang vonstatten ging.
Handelsregistereintragungen der zurückliegenden Wochen und Monate
belegen eine Vielzahl an Bewegungen rund um die beteiligten Firmen.
Dabei wurden mehrere gleich- oder ähnlich klingende Gesellschaften neu
gegründet - sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz. In der
Folge wechselten die jeweiligen Gesellschafteranteile wie wild von
einem zum anderen Akteur, mit dem Ergebnis einer kompletten
Neuaufstellung von Sanvartis. Dreh- und Angelpunkt ist dabei die Ende
Juni in München angemeldete Careforce Sanvartis Holding GmbH, so etwas
wie der nominelle Beweis dafür, wer hier mit wem anbandelt.


Verwirrspiel

Obwohl spätestens zu diesem Zeitpunkt klar war, wohin die Reise geht,
spielten die Beteiligten weiter Verstecken. Wiederholten Anfragen bei
Sanvartis und Careforce begegnete man mit Erwiderungen, die zunächst
wie ein Dementi klangen, sich später aber als Spitzfindigkeiten
herausstellten. So erklärte eine Sanvartis-Sprecherin am 6. August:
"Die Aussage, Sanvartis stehe kurz vor der Übernahme durch die
Careforce GmbH, ist falsch." Am 22. August legte sie nach: "Inhaber
der Sanvartis ist auch zukünftig die Sanvartis Group GmbH allerdings
durch Übertragung zukünftig mit Sitz in Deutschland", um dann noch
einmal zu bekräftigten, dass daraus keine Kontrolle durch Careforce
erwachsen würde. Genaugenommen stimmt das sogar, denn tatsächlich
stehen in der neuen Gesellschafterstruktur die Sanvartis Group GmbH
mit ihren sechs Töchtern - eine davon die UPD - und die Careforce GmbH
als Schwesterfirmen nebeneinander.

Entscheidend ist aber, wer über den Töchtern als Gesellschafter der
übergeordneten Careforce Sanvartis Holding GmbH thront. Das sind die
Sanvartis-Manager Manuel Ebner, Jan Hermann und Andreas Bleiziffer,
die Careforce-Gründer Marko-René und Andrea Scholl sowie der
Mittelstandsfonds Findos Investor, der nach Eigendarstellung an mehr
als einem Dutzend weiterer Firmen Beteiligungen hält. Nicht mehr
vertreten ist dagegen die Vendus Gruppe, die bisherige Konzernmutter
des Sanvartis-Verbunds. Zudem taucht mit der Neukonstruktion quasi
eine Attrappe der einst schweizerischen Sanvartis Group GmbH - die bis
dahin den sechs Sanvartis-Töchtern vorstand - in deutschen Landen auf,
unter gleichem Namen zwar, aber als komplett neues Unternehmen mit
neuem Eigner.

"Diese Namensgleichheit sollte wohl den Verkauf verschleiern,
Careforce ist neuer Eigner", mutmaßte in der Vorwoche der
Geschäftsführer des Verbunds unabhängige Patientenberatung (VuP),
Günter Hölling. Über ein "Rumgeschiebe und Tricksen" klagte man auch
beim Paritätischen Wohlfahrtsverband. Und schon lange davor hatten die
beiden Informanten des Autors ein "Täuschungsmanöver" mit dem Ziel
ausgemacht, die Konkurrenz hinters Licht zu führen. Nach ihrer
Darstellung hatten sogar bereits die früheren Strukturen einen
doppelten Boden. So wäre die "alte" eidgenössische Sanvartis Group
GmbH nur "eine Art Hülle" für die deutsche Sanvartis GmbH in Duisburg
gewesen, soll heißen: ein Steuerschlupfloch.

Bei diesem Verwirrspiel um die Transaktion tappte neben den

Wettbewerbern auch die Öffentlichkeit im Dunkeln.

Na und, mag einer einwenden: Jeden Tag wechseln in der Wirtschaft
hundertfach die Besitzverhältnisse. Was hat das den Bürger anzugehen?
In diesem Fall liegen die Dinge jedoch anders: Vertragspartner der UPD
ist der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV),
die kostenfreien Beratungsangebote sind seit 2011 Teil der
Regelversorgung und die Leistungen werden aus den
Krankenkassenbeiträgen der Versicherten finanziert. Außerdem sitzt der
Patientenbeauftragte der Bundesregierung dem wissenschaftlichen Beirat
der UPD vor, der darüber zu wachen hat, dass die Beratungspraxis den
Vorgaben von Unabhängigkeit und Neutralität gegenüber
Partikularinteressen - etwa auch einer Einflussnahme durch Sanvartis -
genügt. Und schließlich ist es der ausdrücklich "gemeinnützige" Zweck
der Einrichtung, Geschädigte, Bedrängte und Übervorteilte gegen
politische, Industrie- und Verwaltungsinteressen zu verteidigen.


Kein öffentliches Interesse?

Das alles bedeutet: In der UPD sind die Sphären Staat, Gemeinwesen und
Politik nicht außen vor, sie sitzen quasi mit im Boot, gehören zur
festen Besatzung - und natürlich berührt es das öffentliche Interesse,
wenn ein neuer Kapitän das Steuer übernimmt. Die Beteiligten sehen das
anders. Der GKV-Spitzenverband ließ noch am 28. August auf Anfrage
durch eine Sprecherin ausrichten:

"Da nach unserem jetzigen - noch nicht abschließenden -
Informationsstand keine Hinweise darauf vorliegen, dass Veränderungen
in der Gesellschafterstruktur der Holding Auswirkungen auf die
Beratungsangebote der UPD gGmbH haben können, können wir den Bedarf an
einer allgemeinen öffentlichen Information nicht erkennen."

Tatsächlich gab es bis dato, 6. September, keine offizielle
Verlautbarung zu dem Vorgang, weder durch die GKV noch durch die
Bundesregierung. Dabei soll die jW-Veröffentlichung allerhand Wirbel
im politischen Betrieb ausgelöst haben - durch alle Fraktionen bis
hoch zum Gesundheitsminister.

Auch haben sich inzwischen mehrere Verbände [2] zu Wort gemeldet. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband äußerte sich "alarmiert" [3]
und befand, "damit erweist man den Patientinnen und Patienten einen
Bärendienst". VuP-Vorstand Günter Hölling erklärte, "die UPD ist
käuflich, unabhängige Patientenberatung wird zur Farce, private
Investoren bereichern sich an Fördergeldern für die Patientenberatung
und die Gemeinnützigkeit der UPD steht in Frage". Die
Bundesarbeitsgemeinschaft der PatientInnenstellen und -initiativen
(BAGP) bemerkte zum Einstieg von Careforce, "deren Motiv, die UPD zu
übernehmen, ist vermutlich rein monetär motiviert. Wie kann das aber
sein, dass Versichertengelder ohne jede Gegenleistung Gewinne
generieren?" [4]

"Patienten dürfen nicht im Unklaren darüber gelassen werden, mit wem
sie es zu tun haben, wenn sie sich an die UPD wenden", gab die
Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie (DGVT) [5] zu bedenken
und weiter: "Dies ist nicht nur ein Gebot der Transparenz, auch im
Umgang mit öffentlichen Geldern, sondern auch die Voraussetzung dafür,
dass eine unabhängige Patientenberatung überhaupt funktionieren kann."
Nicht zuletzt monierte der Sozialverband VdK Deutschland [6] "fehlende
Transparenz" und die Nähe der neuen Eigner zur pharmazeutischen
Industrie. "Das lässt sich nicht mit dem Konzept einer unabhängigen
und neutralen Beratungsstelle vereinbaren. Wir fordern die
Bundesregierung auf, hier zu intervenieren, damit es nicht so weit
kommt."

Dafür könnte es schon zu spät sein. Wie Sanvartis am 29. August
verbreitete, "erfolgte die Unterschrift unter den Verträgen bereits
Anfang August". Allerdings habe "sich die formelle Abwicklung länger
hingezogen". Erhellend ist die Stellungnahme mit Blick auf die Rolle
der GKV. Der Spitzenverband "sei informiert worden", heißt es, und
anders als es jW dargestellt habe, sei die Transaktion "keinesfalls
klammheimlich durchgeführt" worden. Dem sei hier widersprochen: Auf
wiederholte Anfragen seit Anfang August - bei der GKV wie beim
Patientenbeauftragten der Bundesregierung, Ralf Brauksiepe
(CDU), - wurde jedes Mal erwidert, über "keinerlei Informationen" oder
"nicht (...) gesicherte Erkenntnisse" zu dem Sachverhalt zu verfügen.


Ahnungslose Mitwisser

Rückblickend ergibt sich allerdings ein anderes Bild. Die
Sanvartis-Mutter Vendus hat die GKV nachweislich am 6. August in einem
Brief an die für die UPD zuständigen Funktionäre Gerd Kukla und Heike
Wöllenstein über den Gesellschafterwechsel unterrichtet. Das räumt man
mittlerweile auch beim Spitzenverband ein, wobei deren Sprecherin
sogar noch weiter zurückgeht. Nach ihren Angaben setzte die Klärung
der Hintergründe bereits "Ende Juli" ein, seit den ersten Hinweisen
aus einer schriftlichen Anfrage der Bundestagsfraktion der Grünen an
die Bundesregierung. Die Antwort darauf erfolgte am 2. August durch
Staatssekretärin Sabine Weiss. Und obwohl seit "Ende Juli" schon
mehrere Tage vergangen waren, beschied sie: "Der Bundesregierung sind
solche Pläne nicht bekannt."

War die Regierung zu dem Zeitpunkt also doch nicht unterrichtet?
Während eines Telefonats mit dem Referenten des Patientenbeauftragten
am 5. August hinterließ dieser durchaus den Eindruck, als wäre man von
den Entwicklungen überrascht worden und würde die Dinge mit einigem
Unmut verfolgen. Später soll sogar Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) wegen des jW-Beitrags Aufklärung verlangt haben. Seitens
der GKV-Pressestelle hieß es dagegen, man habe mit Brauksiepes Büro
schon "seit Ende Juli" im Austausch gestanden. Offenbar existieren in
der Frage, wer wann wieviel wusste, unterschiedliche Wahrnehmungen. Es
ließe sich auch argwöhnen: Irgendwer lügt.

Weil der Fall intern hohe Wellen schlägt, dringt mittlerweile jede
Vertraulichkeit nach draußen, darunter ein Schreiben der
GKV-Abteilungsleiterin für Gesundheit, Monika Kücking, an Brauksiepe
vom 30. August. Hierin werden die Abläufe der zurückliegenden Wochen
einschließlich des Schriftwechsels mit der Vendus Gruppe sehr
detailliert nachgezeichnet und bewertet, so als sollte damit endlich
auch der Patientenbeauftragte auf den Stand der Dinge gebracht werden.
Wozu der Aufwand, wenn die Bundesregierung von Anbeginn auf dem
Laufenden war? Abschließend äußert Kücking noch die Hoffnung, "mit
ihren Ausführungen zur Transparenz beigetragen und verdeutlicht zu
haben, dass der erweckte Eindruck, der GKV-Spitzenverband befasse sich
nicht mit den Veränderungen (...) und möglichen Auswirkungen auf die
UPD, völlig gegenstandslos ist".

Eigentlich wurde in der jW-Berichterstattung jedoch ein anderer
Verdacht geäußert: Dass die GKV ihr Wissen über die Geschehnisse
vielleicht für sich behalten hat, damit die "formelle Abwicklung" der
Transaktion ungestört und ohne öffentliche Diskussion über die Bühne
gehen kann.

Eine ahnungslose Regierung und ahnungslose Medien wären einem solchen
Unterfangen gewiss zuträglich gewesen, zumal die GKV-Führung schon
einmal erleben musste, wie es anders und für sie schlechter laufen
kann. Hatte doch gerade sie und mit ihr die große Koalition bei der
vor zweieinhalb Jahren ins Werk gesetzten Privatisierung der
Unabhängigen Patientenberatung über Wochen im Kreuzfeuer der Kritik
gestanden.


Beherrscht und "unabhängig"

Rückblick: Von 2006 bis 2015 hatte sich die einst als reines
Non-Profit-Projekt gestartete UPD in der Trägerschaft durch den
Sozialverband VdK, die Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) sowie
den Verbund unabhängige Patientenberatung (VuP) befunden. Zum
Jahresanfang 2016 wurde sie dann nach europaweiter Ausschreibung an
die Sanvartis GmbH übergeben, der sie als "Untergesellschaft" gemäß
den Vorgaben eines "Beherrschungsvertrags" [7] unterstellt ist. Nach
dessen Wortlaut ist die UPD "verpflichtet, den Weisungen der
Obergesellschaft zu folgen" und jederzeit Einblick in ihre "Bücher und
Schriften" zu gewähren.

Allerdings hatten die Privatisierungspläne, die maßgeblich durch die
GKV vorangetrieben worden sein sollen, einen heftigen öffentlichen
Aufschrei provoziert. Noch ehe der Wechsel vollzogen war, wurde
allenthalben laut davor gewarnt, dass die UPD ihre "Unabhängigkeit"
unter dem Dach eines Unternehmens verlieren werde, das sich im
Besonderen als Auftragnehmer der Krankenkassen sowie der Pharmabranche
betätigt. Die Verantwortlichen erkannten darin allerdings kein Problem
und konterten die Einwände mit der Behauptung, die Eigenständigkeit
der UPD wäre auch unter den veränderten Bedingungen gesichert.
Garantieren solle das ein System laufender Auditierung und Evaluation.
Außerdem stehe die Tätigkeit der UPD unter ständiger Begleitung des
wissenschaftlichen Beirats unter Vorsitz des Patientenbeauftragten.
Aber nicht einmal alle Mitglieder des Gremiums trauten seinerzeit der
Neukonstruktion über den Weg. Mit Marie-Luise Dierks und Rolf
Rosenbrock legten im September 2015 gleich zwei ihr Amt aus Protest
nieder.

Zu den Kritikern der ersten Stunde gehört auch der ehemalige
UPD-Bundesgeschäftsführer Sebastian Schmidt-Kaehler. Für ihn gingen
schon mit der Sanvartis-Übernahme Widersprüche einher, "die sich auch
durch die Institutionalisierung von Auditoren und den Einsatz
wissenschaftlicher Beiräte nicht heilen lassen. Der Interessenkonflikt
ist ein Faktum und Unabhängigkeit lässt sich nicht durch Kontrolle
erzeugen." Im Gespräch mit dem Rubikon schilderte er die "alten
Zeiten": Die UPD sei in "eine durch und durch gemeinnützige"
Gesellschafterstruktur eingebunden gewesen.

"Kommerzielle Interessen gab es keine, ebenso wenig Abhängigkeiten von
finanziellen Zuwendungen durch Kostenträger oder Leistungserbringer
des Gesundheitssystems, auch Interessenkonflikte durch
Nebentätigkeiten der Berater waren ausgeschlossen".

Die jüngsten Ereignisse sieht Schmidt-Kaehler mit großer Sorge. Wer
die UPD auf dem freien Markt feilbietet, "der muss auch damit rechnen,
dass diese Gesellschaft irgendwann einmal weiterveräußert wird. Mit
anderen Worten: Die UPD wird verkäuflich und die
Gesellschafterstruktur lässt sich nicht mehr kontrollieren."

Wer künftig nach den Akteuren hinter der UPD suche, lande mit wenigen
Klicks bei einem Dienstleister der Pharmabranche.

"Für den Aufbau der Vertrauensmarke UPD wäre das ein herber
Rückschlag", beklagte Schmidt-Kaehler. Das deckt sich mit der Sicht
von Ex-Beiratsmitglied Rosenbrock, heute Vorsitzender des
Paritätischen Gesamtverbandes. Die Unabhängigkeit der Beratung "muss
stark bezweifelt" werden, "fragwürdig" wären überdies die Eignung und
Gemeinnützigkeit der Careforce GmbH. Sein Schluss: "Eine wirkliche
unabhängige Patientenberatung gehört nicht in die Hand der
Gewinnwirtschaft, sondern unter die Regie der Zivilgesellschaft."


Nur noch ein Callcenter

Man mag sich fragen: Wie verdient eigentlich Sanvartis mit dem Betrieb
der "gemeinnützigen" Patientenberatung Geld? Die UPD erhält nach dem
Gesetz jährliche Zuwendungen durch die GKV von derzeit neun Millionen
Euro. Dazu kommt noch ein - vergleichsweise unerheblicher - Beitrag
durch die Private Krankenversicherung (PKV). Aus diesen Mitteln muss
Sanvartis ihre diversen Beratungsdienstleistungen finanzieren, die für
die Betroffenen durchweg gratis sind. Daraus folgt: Je geringer die
Ausgaben für den Betrieb ausfallen, desto mehr bleibt von der
Fördersumme als Gewinn hängen.

Wie in vielen anderen Fällen, in denen staatliche Leistungen in die
Regie der Privatwirtschaft überführt wurden, ging auch die
Neuaufstellung der UDP auf Kosten der Qualität.

Das belegt eine Vielzahl an Medienberichten aus dem Vorjahr. Vor zehn
Monaten schrieb zum Beispiel die Ärzte Zeitung, dass 2016 allein in
Bremen die Zahl der Patientenkontakte zur UDP um 75 Prozent gegenüber
dem Jahr 2014 zurückgegangen wäre. Das Ärzteblatt berichtete, dass in
Stoßzeiten viele Anrufer bei einem "Überlaufteam" landen würden, deren
Mitarbeiter bei Sanvartis unter Vertrag stehen. Im März 2017 sollen
dies allein 2.712 gewesen sein. Im Berliner Tagesspiegel klagte im
August 2017 Kathrin Vogler von der Linksfraktion im Bundestag über
einen Rückgang der Vor-Ort-Beratungen von 14 auf 3,7 Prozent. Außerdem
wäre die Quote der Beratungen zu Patientenrechten und
Behandlungsfehlern "drastisch eingebrochen", während die Zahl der
Beschwerden von 18 im Jahr 2015 auf 559 in 2016 zugelegt habe.

Das alles hat sich die Linken-Politikerin nicht ausgedacht, sondern es
steht so im "Monitor Patientenberatung 2017", in dem 155.000
Beratungen dokumentiert und ausgewertet sind. Der Bericht stellt
zugleich eine Art Leistungsbilanz der UPD dar, weil er einen Vergleich
der Kennzahlen der "alten" UPD von 2015 mit denen der "neuen" von 2016
erlaubt. Die Linke hatte dazu die Bundesregierung in einer Anfrage um
eine Einordnung gebeten und die Antwort geriet erwartungsgemäß zu
einer Lobeshymne. O-Ton: Die UPD habe seit 2016 "eine ausgesprochen
positive Entwicklung durchlaufen".

Einige in der Anfrage vorgebachte Punkte bilden hingegen eine deutlich
"negative Entwicklung" ab: Demnach sei die Zahl der UPD-Beschäftigten
trotz besserer Finanzausstattung gesunken. Die Zahl des akademisch
geschulten Personals habe sich mehr als halbiert. Der Bereich der
psychosozialen Beratung sei aus dem Leistungskatalog gestrichen
worden.

"Durch die von Union und SPD gebilligte Übernahme der UPD durch die
Sanvartis GmbH wurde die Patientenberatung faktisch in ein Callcenter
verwandelt", befand die gesundheitspolitische Sprecherin der
Grünen-Fraktion im Bundestag, Maria Klein-Schmeink, gegenüber jW.
Sylvia Gabelmann von der Linken-Bundestagsfraktion beanstandete: "Der
Fall zeigt deutlich, dass die Privatisierung der UPD ein fataler
Irrweg war und nicht dadurch besser wird, dass man den Fehler
wiederholt."


Software zum Mondpreis

Ex-UPD-Geschäftsführer Schmidt-Kaehler bedauert insbesondere die
Einschränkungen zum Nachteil "vulnerabler" Gruppen, etwa sozial
Benachteiligter und Migranten. Diese hätten unter den früheren
Bedingungen die Beratungsstellen vor Ort ohne bürokratische Hürden
aufsuchen und Hilfe erbeten können. Das Angebot wäre deshalb so gut
angenommen worden, weil der fragliche Personenkreis telefonische
Kontakte erfahrungsgemäß scheue. Wie man heute mit diesen Menschen
verfährt, wird daran ersichtlich, dass laut Linken-Anfrage die Zahl
der muttersprachlichen Beratungen in türkischer, arabischer und
russischer Sprache um 64 Prozent zurückgegangen ist. Merkwürdig
erscheint das auch deshalb, weil die dafür vorgesehenen Fördermittel
aus dem PKV-Topf um 60 Prozent aufgestockt worden waren.

Aufschluss gibt die 2015 novellierte "Leistungsbeschreibung" der UPD.
"Eine persönliche Beratung vor Ort, zum Beispiel für vulnerable
Zielgruppen, für die die physische Präsenz der/des Beraterin/s
besonders wichtig ist oder die zum Beispiel nur über ein mangelndes
Sprachverständnis verfügen, soll nur nach vorheriger Erstberatung
(siehe oben, zum Beispiel per Telefon) und nach Terminvereinbarung
angeboten werden."

Faktisch wirkt die Neuregelung dahingehend, potentiell Hilfsbedürftige
von der Wahrnehmung von Beratungsangeboten abzuhalten.

Bezeichnenderweise wird die "Leistungsbeschreibung" durch die GKV
vorgenommen, was bedeutet: Die Definitionsmacht darüber, was die UPD
leisten soll und was nicht, liegt bei den Krankenkassen - bei dem
Akteur also, der am häufigsten in Streitfälle mit Patienten verwickelt
ist. Das hat mindestens ein Geschmäckle.

Richtig bitter schmeckt auch das, was noch an Vorwürfen im Raum steht.
Wie dem Autor aus vertraulicher Quelle zugetragen wurde, sollen von
den UPD-Fördergeldern pro Jahr allein zwei Millionen Euro für die
Bezahlung von Lizenzen für eine Wissensmanagement-Software -
wohlgemerkt aus Sanvartis-Bestand - fließen. Demnach überweise die
"gemeinnützige" UPD Sanvartis im Bewilligungszeitraum von sieben
Jahren, in denen sie die UPD unterhält, allein 14 Millionen Euro
dafür, dass die IT-Architektur läuft. Träfe dies zu, hätte sich
Sanvartis mit der UPD quasi einen neuen Kunden ins Haus geholt, dem
sie auf Kosten der Beitragszahler ein hauseigenes Produkt aufdrückt -
ohne Ausschreibung und ohne jeden Akquiseaufwand. Das, so die Quelle,
sei das "ganze Geschäftsmodell", aus dem in Zukunft auch Careforce
schöpfen werde.

Bis 2015 musste die UPD mit jährlich 6,4 Millionen Euro haushalten.
Davon entfielen auf die GKV 5,8 Millionen Euro, auf die PKV knapp
400.000 Euro. Mit der Ausschreibung wurden die Mittel deutlich
aufgestockt, die GKV steuert seither neun Millionen Euro bei, die PKV
630.000 Euro. Im Ganzen entspricht das einem Plus von 55 Prozent. Was
mit dem vielen schönen neuen Geld angestellt wird, beschäftigt seit
längerem auch die Opposition. Die Linksfraktion hatte in ihrer Anfrage
an die Regierung diverse Ausgabenposten aufgeschlüsselt, die Fragen
aufwerfen. So seien die Personalkosten im Jahr 2017 mit 3,5 Millionen
Euro fast eine halbe Million Euro unter Plan geblieben,
Budgetunterschreitungen habe es ferner im Bereich Qualität/Fortbildung
gegeben. Die Kosten für "Projektleitung, -management und -verwaltung"
hätten sich dagegen mit 1,4 Millionen Euro um mehr als ein Drittel
gegenüber den veranschlagten Mitteln erhöht.


Fall für den Staatsanwalt?

Schon diese Zahlen liefern Hinweise darauf, dass am Beratungsbetrieb
zugunsten solcher Posten gespart worden sein könnte, die sich auf der
Habenseite als versteckter Gewinn niederschlagen. Richtig lohnend
erscheint das Geschäft indes erst durch den Dreh mit den
Softwarelizenzen. Und dass hier womöglich nicht alles mit rechten
Dingen zugeht, ahnt man auch bei der Linkspartei: Ob die Regierung
bestätigen könne, "dass für den Haushaltsplan 2017 statt geplanter
1,73 Millionen Euro nunmehr eine Summe von 1,826 Millionen Euro als
Kosten für Hardware, Software, Datenbanken und
Qualitätssicherungsinstrumente verausgabt werden, wobei 1,5 Millionen
Euro als jährliche Kosten der UPD an die Muttergesellschaft Sanvartis
GmbH gezahlt werden", wollte sie wissen.

Antwort der Regierung: Keine, weil dies die "nach Artikel 2 Absatz 1
GG geschützten Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse" berühre. Im Übrigen
habe die Vergabekammer keine Anhaltspunkte dafür erkannt, dass "die
von der BG (Sanvartis GmbH) für den Einkauf eines
Informationsmanagementsystems oder auch sonstiger IT-Ausstattung
angesetzten Preise oder Lizenzgebühren überhöht sind". Wie wäre es
damit? Laut Schmidt-Kaehler hat die "alte" UPD für den gleichen Posten
nur rund 50.000 Euro ausgegeben. Bittere Ironie: Schon in seiner
Amtszeit als Geschäftsführer wären die Weichen für eine deutliche
Aufbesserung des UPD-Etats gestellt worden - allerdings mit der
Zielstellung, das Beratungsangebot auszubauen.

Die alarmierten Verbände rufen unisono nach Aufklärung. Es bestehe
"zumindest der Anfangsverdacht eines Scheingeschäftes", erklärte
BAGP-Sprecher Gregor Bornes. "Die Frage ist, ob diese Kosten für
Software und Lizenzen bereits im Angebot von Sanvartis in 2015
eingepreist waren und damit gebilligt wurden vom GKV-Spitzenverband
und dem Bundesgesundheitsministerium." Die Vorgänge erforderten "eine
umgehende öffentliche sowie parlamentarische Aufklärung, eine
Kontrolle durch der Aufsichtsorgane, Finanzamt und
Bundesrechnungshof", bekräftigte der Paritätische Wohlfahrtsverband.
"Von den Verantwortlichen fordern wir Transparenz und Aufklärung über
die Übernahme- und Organisationsprozesse", verlautete vom VdK.

Soll es dazu kommen, müssten sich allerdings endlich auch andere
Medienorgane des Themas annehmen. Bisher wird der Fall praktisch
totgeschwiegen, wohl weil sich der deutsche "Qualitätsjournalismus"
nicht auf die junge Welt beruft. Den Verantwortlichen spielt das
freilich in die Karten - so lässt sich Zeit gewinnen, um sich auf
Kommendes vorzubereiten. Linkspartei und Grüne haben angekündigt, der
Regierung in punkto UPD auf den Zahn fühlen zu wollen und den Fall in
den zuständigen Ausschüssen zur Sprache zu bringen. Außerdem wird sich
Mitte September der UPD-Beirat mit der Angelegenheit befassen.

Vielleicht läuft die Sache am Ende wie üblich ab und alles bleibt, wie
es ist. Die Sprachregelung dafür hat die GKV schon in Ihrem Brief an
den Patientenbeauftragten vorweggenommen: Die Veränderungen hätten
"keine unmittelbaren rechtlichen Auswirkungen auf die vertraglichen
Beziehungen des GKV-Spitzenverbandes mit der Sanvartis GmbH und der
eigenständigen, gemeinnützigen UPD". Kein Grund zur Sorge also, und
schon gar kein Grund, den Staatsanwalt zu bemühen ...


Über den Autor

Ralf Wurzbacher, Jahrgang 1973, ist freischaffender Journalist und
Diplom-Medienberater. Den Titel trägt er zur Staffage, denn schlecht
beraten sind die Medien schon genug. Lieber rät er von ihrem Konsum
ab, sofern sich diese - wie die meisten - der Antiaufklärung und
Verblödung widmen. Als Autor schreibt er querbeet durch alle Themen,
mit Schwerpunkt Bildungs- und Hochschulpolitik. Er ist Antikapitalist
und bekennender Verschwörungstheoretiker nach dem Motto: Theorie ist
der Boden fast jeder großen Erkenntnis, wogegen einstürzende
Zwillingstürme einfach nur bodenlos sind.
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Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Mit Demenz im Pflegeheim 

von Astrid Lärm, DAlzG



Die meisten Menschen mit Demenz werden lange Zeit zu Hause betreut und
gepflegt. Das ist vor allem in der frühen Phase der Erkrankung eine
gute Lösung. Wenn die Demenz fortschreitet, werden aber die
Beaufsichtigung und Betreuung sehr viel aufwändiger. Oft kommen im
Verlauf der Demenz noch andere Erkrankungen hinzu, die Pflege
erfordern. Spätestens dann ziehen viele Betroffene in ein Pflegheim
um. Rund ein Drittel aller demenzkranken Menschen in Deutschland wird
in Pflegeheimen versorgt (Statistisches Bundeamt 2015). Die meisten
von ihnen sind im fortgeschrittenen Stadium der Erkrankung.

Umfragen, zum Beispiel der DAK-Pflegereport 2017, zeigen, dass
Betroffene lieber zu Hause versorgt werden möchten. Dies geschieht
häufig unter hoher Belastung der Angehörigen, die für ihre
Pflegearbeit nicht bezahlt werden. Diese Situation wurde in den
vergangenen Jahren politisch stark gefördert. "Ambulant vor stationär"
ist die pflegepolitische Maxime: Pflegebedürftige Menschen sollen so
lange wie möglich ambulant zu Hause versorgt werden und - wenn
überhaupt - erst spät in eine stationäre Pflegeeinrichtung ziehen. Das
hat für Menschen mit Demenz aber auch Nachteile. Denn wer erst mit
einer fortgeschrittenen Demenz ins Pflegeheim zieht, kann sich an die
neue Lebenssituation schwerer gewöhnen. Pflegekräfte haben keine
Möglichkeit, die Person ohne ihre Demenz kennen zu lernen und aus
eigener Anschauung zu wissen, was ihr wichtig ist. Früher zogen auch
schon relativ gesunde ältere Menschen ins "Altersheim", einfach weil
sie dort gut versorgt wurden und nicht einsam waren. Heute leben vor
allem schwer pflegebedürftige Menschen in Heimen. Und der Anteil
demenzkranker Menschen ist gestiegen: Rund 70 Prozent aller
Heimbewohnerinnen und -bewohner haben kognitve Störungen und zeigen
oft die damit einhergehenden schwierigen Verhaltensweisen.

Unter anderem dadurch ist die Arbeitsbelastung für Pflegekräfte stark
gestiegen. Hinzu kommen stetig wachsende bürokratische Anforderungen,
mit denen die Qualität der Pflege gesichert werden soll. Das Paradoxe
ist, dass Pflegekräfte dadurch viel weniger Zeit haben, das zu tun,
was sie als Kern ihrer Arbeit verstehen: Für die Bewohner da zu sein
und sie in Ruhe zu betreuen. Zusammen mit niedrigen Löhnen und
fehlender gesellschaftlicher Anerkennung hat dies dazu geführt, dass
zu wenig Menschen in diesem Beruf arbeiten wollen. Der aktuelle
Fachkräftemangel in der Altenpflege sorgt in manchen Heimen für
katastrophale Arbeitsbedingungen, Vernachlässigung und Pflegefehler.
Menschen mit Demenz sind hier in besonderem Maße betroffen: Durch ihre
Erkrankung sind sie darauf angewiesen, dass Pflegekräfte Zeit für sie
haben. Damit es ihnen in einer stationären Einrichtung gut geht,
brauchen sie eine angepasste Umgebung, aber vor allem gut geschultes
Personal, viel Kontakt, Geduld und Anregung.

All dies ist seit mehr als 20 Jahren bekannt. Trotzdem wird vor allem
die zeitintensive Betreuung von Menschen mit schwierigen
Verhaltensweisen durch die Pflegeversicherung nicht ausreichend
finanziert. Es gibt Einrichtungen, die auch unter den aktuellen
widrigen Bedingungen eine hervorragende Pflege von Menschen mit Demenz
leisten. Gleichzeitig gibt es zu viele Heime, die weit davon entfernt
sind.

Der demografische Wandel wird dafür sorgen, dass sich diese Situation
in den kommenden Jahren weiter verschärft: Es wird immer mehr ältere
und pflegebedürftige Menschen geben und immer weniger junge Menschen,
die bereit sind, sie zu pflegen. Unsere Gesellschaft muß dringend eine
Lösung finden, die eine menschenwürdige Pflege im stationären Bereich
garantiert.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 1

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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FORSCHUNG/764: Forschung - Verbindung zwischen Darmflora und Multipler Sklerose entdeckt (idw)

Universität Zürich - 11.10.2018

Verbindung zwischen Darmflora und Multipler Sklerose entdeckt



Bei der Multiplen Sklerose wird das Hirngewebe von einer fehlgeleiteten
Antwort des körpereigenen Abwehrsystems geschädigt. Bei der Entstehung der
Krankheit könnten bakterielle Darmbewohner eine viel grössere Rolle
spielen als bisher angenommen, wie Forschende der Universität Zürich in
ihren Arbeiten zeigen.

Die Multiple Sklerose (MS) ist eine Autoimmunerkrankung, bei der sich das
körpereigene Abwehrsystem gegen die Hüllen von Nervenzellen richtet und
sie zusehends zersetzt. Weil diese Hüllen aus so genanntem Myelin - einer
biologischen Membran aus Fetten und Eiweissen - bestehen, konzentrierte
sich die Wissenschaft auf ihrer Suche nach den Zielantigenen der Krankheit
bis anhin auf Myelinkomponenten. Doch nun legen neue Resultate der
Forschungsgruppe um Mireia Sospedra und Roland Martin vom Klinischen
Forschungsschwerpunkt Multiple Sklerose der Universität Zürich nahe, dass
es sich lohnt, den beschränkten Blickwinkel zu erweitern, um ein besseres
Verständnis des Krankheitsgeschehens zu gewinnen.

Entzündungskaskade

Wie die Forschenden in der Zeitschrift Science Translational Medicine
berichten, reagieren die so genannten T-Helfer-Zellen - die für die
pathologischen Prozesse verantwortlichen Immunzellen - auf ein Eiweiss
namens GDP-L-Fucose-Synthase. Dieses Enzym wird sowohl von menschlichen
Zellen wie auch von Bakterien gebildet, die in der Darmflora von
MS-Patientinnen und -Patienten gehäuft zu finden sind. «Wir denken, dass die
Immunzellen im Darm aktiviert werden, dann ins Hirn wandern und dort eine
Entzündungskaskade anstossen, wenn sie der menschlichen Variante ihres
Zielantigens begegnen», sagt Mireia Sospedra.

Für die genetisch definierte Untergruppe von MS-Patienten, die sie
untersucht hätten, zeigten ihre Ergebnisse, dass bakterielle Darmbewohner
eine viel grössere Rolle bei der Entstehung der Krankheit spielen könnten
als bisher angenommen, fährt Sospedra fort. Sie hofft, die Erkenntnisse
auch schon bald therapeutisch nutzen zu können - und plant, die
immunaktiven Bestandteile der GDP-L-Fucose-Synthase in einem Ansatz zu
testen, den die Forschenden schon seit mehreren Jahren verfolgen.

Das Immunsystem umerziehen

«Unser klinischer Ansatz richtet sich spezifisch gegen die pathologischen
autoreaktiven Immunzellen», sagt Sospedra. Damit unterscheidet er sich
radikal von den aktuell verfügbaren Behandlungen, die das gesamte
Immunsystem drosseln. Mit ihnen gelingt es zwar oft, die Entwicklung der
Krankheit aufzuhalten, doch die Behandlungen führen gleichzeitig zu einer
Schwächung des Abwehrsystems - und können deshalb mitunter schwerwiegende
Nebenwirkungen hervorrufen.

In dem klinischen Versuch der Gruppe entnehmen die Forschenden den
MS-Patienten Blut. Im Labor kleben sie die immunaktiven Eiweissfragmente auf
die Oberfläche der roten Blutkörperchen. Wenn sie danach das Blut wieder
in den Körper einleiten, helfen die Fragmente, das Immunsystem der Kranken
gewissermassen umzuerziehen und gegenüber ihrem eigenen Hirngewebe
tolerant zu machen. Diese Therapie zielt auf eine effektive gerichtete
Behandlung ohne schwerwiegende Nebenwirkungen.


Originalpublikation:

Raquel Planas, Radleigh Santos, Paula Tomas-Ojer, Carolina Cruciani,
Andreas Lutterotti, Wolfgang Faigle, Nicole Schaeren-Wiemers, Carmen
Espejo, Herena Eixarch, Clemencia Pinilla, Roland Martin, Mireia Sospedra.

GDP-L-Fucose Synthase As A Novel CD4+ T Cell-Specific Autoantigen in
DRB3*02:02 Multiple Sclerosis Patients. 

Science Translational Medicine. 10 Oct 2018. 

DOI: 10.1126/scitranslmed.aat4301

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/MS_Darmflora.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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HERZ/1107: TAVI bei Aortenklappen-Stenose - Bald auch eine schonende Option bei niedrigem Operationsrisiko? (idw)

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 11.10.2018

TAVI bei Aortenklappen-Stenose: Bald auch eine schonende Option bei niedrigem Operationsrisiko?



Immer mehr Patientengruppen profitieren von der weniger invasiven
TAVI-Methode als Herzklappenersatz. Das Katheter-gestützte Verfahren, bei dem
der Klappenersatz in der Regel von der Leiste aus erfolgt, wurde in großen
Studien mit herzchirurgischen Eingriffen verglichen. Inzwischen ist die
TAVI aus derzeitiger Sicht bei Hochrisikopatienten und auch bei
Betroffenen mit mittlerem Operationsrisiko das Mittel der Wahl. Nun wurde
die Methode erstmals bei Patienten mit Aortenklappenstenose und niedrigem
Operationsrisiko untersucht - mit beeindruckenden Ergebnissen.

Berlin, Donnerstag, 11. Oktober 2018 - "Für die langfristige Zukunft bin
ich überzeugt, dass die Transkatheter-Aortenklappen-Implantation (TAVI)
für alle Patienten mit Aortenstenose die Behandlungsmethode der ersten
Wahl wird", sagt Prof. Dr. Christian W. Hamm, Past Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie (Gießen), auf einer Pressekonferenz im Rahmen
der Herztage der DGK in Berlin.

Bei der Behandlung der Aortenklappenstenose ("Verengung") sind stetig
steigende Patientenzahlen zu verzeichnen. Seit einigen Jahren besteht die
Möglichkeit, mithilfe von TAVI eine Klappe einzusetzen. Das erfolgt
schonend und wenig eingreifend mittels eines Katheters über die Leiste -
verglichen mit der belastenden klassischen Herzchirurgie mit eröffnetem
Brustkorb und dem Einsatz der Herz-Lungen-Maschine. Somit steht auch
Patienten, für die ein herzchirurgischer Eingriff zu riskant ist, eine
effektive Behandlungsmethode zur Verfügung. Wurden in Deutschland 2008
noch 637 TAVI-Prozeduren durchgeführt, so waren es 2015 bereits mehr als
13.100. Zum Erfolg der Methode beigetragen haben große randomisierte
Studien, die TAVI mit einem herzchirurgischen Vorgehen verglichen. Prof.
Hamm: "Die TAVI ist aus derzeitiger Sicht bei Hochrisikopatienten und bei
Betroffenen mit mittlerem Operationsrisiko das Mittel der Wahl."

Neue Studienergebnisse können Patientenkreis für TAVI vergrößern

In den beiden am ESC-Kongress 2018 in München präsentierten LRT(1)- und
GARY-Register-Studien(2) ging es um den Einsatz der TAVI-Technik zum
interventionellen Aortenklappenersatz bei Patienten mit als niedrig
eingeschätztem Operationsrisiko. Prof. Hamm: "Die Ergebnisse könnten den
Kreis jener Patienten vergrößern, bei denen die Katheter-gestützte Technik
anstelle einer offenen Herzoperation erwogen werden könnte."
In der in den USA durchgeführten LRT-Studie (Low Risk TAVR) wurden 200
ausgewählte Patienten mit schwerer Aortenstenose und niedrigem
Operationsrisiko einer TAVI über die Leistenarterie ("transfemoral")
unterzogen. Die Behandlungsergebnisse nach TAVI wurden dann mit jenen
eines historischen Kollektivs von 719 "Low-Risk"-Patienten mit isoliertem
chirurgischem Aortenklappenersatz aus der amerikanischen STS-Datenbank
verglichen.

Primärer Endpunkt war die Sterblichkeit nach 30 Tagen. Bis zu diesem
Zeitpunkt war in der TAVI-Gruppe kein einziger Todesfall zu verzeichnen.
In der chirurgisch behandelten Kontrollgruppe lag die Mortalitätsrate bei
1,7 Prozent - im Vergleich zur TAVI-Gruppe ein nicht signifikanter
Unterschied. Auch Schlaganfälle wurden bei Patienten mit TAVI nicht
beobachtet.

Die Dauer der Klinikaufenthalte war bei den TAVI-Patienten signifikant
kürzer (2,0 vs. 6,4 Tage) und die Rate an postoperativem bzw.
postprozeduralem Vorhofflimmern (3,0% vs. 40,8%) signifikant niedriger als
in der Kontrollgruppe. Implantationen eines permanenten Schrittmachers
waren in beiden Gruppen relativ selten erforderlich (5,0% vs. 4,5%). In
der TAVI-Gruppe war die entsprechende Implantationsrate mit 5,0 Prozent so
niedrig wie in keiner vorangegangenen größeren TAVI-Studie.

Neue Daten speziell zu "Low Risk"-Patienten gibt es auch aus dem deutschen
GARY-Register: Unter den insgesamt 45.567 zwischen 2014 bis 2015 in das
Register aufgenommenen Patienten mit Aortenstenose waren 20.549, die
angesichts eines STS-Scores ?4% ein niedriges Operationsrisiko hatten. Von
diesen Patienten waren 14.487 einer Klappenoperation und 6.062 einer
mehrheitlich transvaskulär durchgeführten TAVI unterzogen worden. Die
Ergebnisse waren - gemessen an der Überlebensrate - in der Zeit des
Klinikaufenthalts sowie nach 30 Tagen in der TAVI-Gruppe signifikant
besser als in der Gruppe mit Klappenoperation. Nach einem Jahr erwies sich
die TAVI bezüglich des Überlebens als "nicht unterlegen".

Erste Studie mit Niedrig-Risiko-Patienten - beeindruckende Ergebnisse

"LRT ist die erste Studie in dieser Indikation mit
Niedrig-Risiko-Patienten. Die Ergebnisse sind sehr beeindruckend - unter TAVI ist kein
Patient verstorben und es gab signifikante Vorteile hinsichtlich der Dauer
von Klinikaufenthalten - und werden tendenziell durch die GARY
Registerdaten bestätigt", so Prof. Hamm. "Die TAVI scheint bei Patienten
mit schwerer Aortenstenose und niedrigem Operationsrisiko ebenso effektiv
und sicher zu sein wie ein chirurgischer Aortenklappenersatz."

Einschränkend müsse gesagt werden, dass es sich um eine Beobachtungsstudie
handelt, also um keine randomisierte Studie. Außerdem war die
Patientenzahl mit 200 sehr klein. "Die beiden neuen Studienanalysen LRT
und GARY können noch keine definitive Klärung des Stellenwerts der TAVI
bei ?Low-Risk?-Patienten liefern," so Prof. Hamm. Jetzt bleibe abzuwarten,
ob längerfristig angelegte randomisierte Studien wie PARTNER 3 und EVOLUT
TAVR diese vielversprechenden Ergebnisse der TAVI bei "Low-Risk"-Patienten
mit schwerer Aortenstenose bestätigen. Mit DEDICATE ist inzwischen auch an
deutschen Zentren eine Hersteller-übergreifende, randomisierte Studie zum
Vergleich von interventionellem und chirurgischem Aortenklappenersatz bei
Patienten mit mittlerem bis niedri-gem Operationsrisiko gestartet worden.

Quellen:

(1) Waksman R, et al, Transcatheter Aortic Valve Replacement in Low-Risk
Patients with Sympto-matic Severe Aortic Stenosis, Journal of the American
College of Cardiology (2018), doi: 10.1016/j.jacc.2018.08.1033.

(2) GARY - Patients at low surgical risk undergoing isolated
interventional or surgical aortic valve im-plantation: in-hospital data
and one-year results from the German Aortic Valve Registry (GARY),
präsentiert am ESC 2018 in den Late Breaking TAVI Registries;
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HERZ/1106: Fortschritte in kardiovaskulärer Intensivmedizin - Forschung soll Sterblichkeit weiter verringern (idw)

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 11.10.2018

Fortschritte in kardiovaskulärer Intensivmedizin: Forschung soll Sterblichkeit weiter verringern



Die kardiovaskuläre Intensivmedizin hat in den vergangenen Jahren enorme
Fortschritte gemacht. Dennoch fehlen derzeit noch große Studien zur
Verringerung der Sterblichkeit, besonders zum kardiogenen Schock. Hier ist
die Forschung besonders gefordert, sagt DGK-Präsident Prof. Hugo Katus.

Berlin, Donnerstag 11. Oktober 2018 - "Trotz der beeindruckenden
Fortschritte in der kardiovaskulären Intensivmedizin ist ein Mangel an
großen Studien hinsichtlich der Verringerung der Sterblichkeit
festzustellen. Besonders hoch ist mit 40-50 Prozent die Sterblichkeit beim
kardiogenen Schock, es ist in den vergangenen Jahren nicht gelungen, sie
zu senken", sagt DGK-Präsident Prof. Dr. Hugo Katus (Heidelberg) auf einer
Pressekonferenz im Rahmen der Herztage der Deutschen Gesellschaft für
Kardiologie. Schätzungen zufolge haben mehr als die Hälfte der
Patientinnen und Patienten, die auf internistischen Intensivstationen
behandelt werden, ein im Vordergrund stehendes kardiovaskuläres Problem
bzw. auch eine kardiovaskuläre Grunderkrankung. Prof. Katus: "Dadurch
kommt der kardiovaskulären intensivmedizinischen Forschung hohe Bedeutung
zu."

Der kardiogene Schock wird durch ein Pumpversagen des Herzens ausgelöst.
Das Herz ist nicht mehr imstande, das benötigte Herzzeitvolumen zur
Verfügung zu stellen. Neben den allgemeinen Symptomen eines Schock wie
niedriger Blutdruck oder Blässe kommen beim kardiogenen Schock
Thoraxschmerz, Atemnot oder gestaute Halsvenen hinzu. Es kann auch zu
langsamen Herzschlag, Kammerflattern oder einem Lungenödem kommen.

Wenige Empfehlungen zum kardiogenen Schock haben einen höheren Evidenzgrad
als C, also Expertenmeinung. Die American Heart Association zum Beispiel
hat bei kardiogenem Schock keine Leitlinie publiziert, sondern bloß ein
wissenschaftliches Statement. Und die aktuelle Überarbeitung der S3
Leitlinie konnte auf nur wenige neuere hochwertige Studien zurückgreifen.
Weniger als 5 Prozent aller auf ClinicalTrials und weniger als 2 Prozent
aller auf Canadian Institutes for Halth Research gelisteten
intensivmedizinischen Studien waren kardiovaskulären Inhalts. Prof. Katus:
"Es ist also dringend nötig, Forschungsinitiativen zu setzen, die sich mit
kardiovaskulären Problemen bei Patienten auseinandersetzen, und
entsprechende Fördermittel zur Verfügung zu stellen."

In Deutschland widmen sich die drei beteiligten Arbeitsgruppen des
Clusters "Kardiovaskuläre Akut- und Intensivmedizin" gemeinsam mit der DGK
diesem Thema. Prof. Katus: "In den vergangenen Jahren konnten
DGK-Mitglieder bereits wichtige randomisierte Studien zum kardiogenen Schock
durchführen und deren Ergebnisse veröffentlichen, wodurch auch die
Leitlinien beeinflusst wurden."

Eine wichtige unbeantwortete Frage beim kardiogenen Schock ist, ob bei
Patienten eine mechanische Herzkreislaufunterstützung mittels ECMO die
Sterblichkeit verringern kann, so Prof. Katus: "Eine besonders relevante
Fragestellung, denn derzeit werden mechanische
Herzkreislauf-Unterstützungssysteme immer häufiger eingesetzt, obwohl die Evidenz
unzureichend ist." Die Extrakorporale Membranoxygenierung (ECMO) ist eine
intensivmedizinische Technik, bei der eine Maschine ganz oder teilweise
die Atemfunktion von Patienten übernimmt.

"Für die ECLS-SHOCK-Studie wurde inzwischen eine Forschungsförderung
eingeworben, und mehr als 40 deutsche Zentren haben bereits ihre Teilnahme
zugesagt", berichtet Prof. Katus. "Es gibt aber noch eine Reihe weiterer
unbeantwortete Fragen in der kardiovaskulären Intensivmedizin, die
wissenschaftlich angesprochen und beantwortet werden müssen, um eine
bessere Versorgung der betroffenen Patienten zu ermöglichen."


Die Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz und Kreislaufforschung
e.V. (DGK) mit Sitz in Düsseldorf ist eine gemeinnützige wissenschaftlich
medizinische Fachgesellschaft mit mehr als 10.500 Mitgliedern. Sie ist die
älteste und größte kardiologische Gesellschaft in Europa. Ihr Ziel ist die
Förderung der Wissenschaft auf dem Gebiet der kardiovaskulären
Erkrankungen, die Ausrichtung von Tagungen die Aus-, Weiter- und
Fortbildung ihrer Mitglieder und die Erstellung von Leitlinien. 
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HERZ/1105: Mitralklappen-Insuffizienz - Überlebensvorteil für interventionelle Behandlung mit Clip-Verfahren (idw)

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 11.10.2018

Mitralklappen-Insuffizienz: Überlebensvorteil für interventionelle Behandlung mit Clip-Verfahren



Derzeit leiden in Deutschland 800.000 bis eine Million Menschen an einer
bedeutsamen Schlussunfähigkeit der
Mitralklappe (Mitralklappen-Insuffizienz). Viele dieser Patienten wurden jahrelang nur medikamentös
behandelt, eine chirurgische Korrektur der Klappenundichtigkeit bei
Patienten mit Herzschwäche wurde aufgrund des Alters oder der schweren
Einschränkung der Herzfunktion häufig nicht durchgeführt. In den
vergangenen Jahren wurde die minimal-invasive Technik des Clip-Verfahrens
eingeführt. Jetzt zeigt eine aktuelle Studie (COAPT) einen klaren Vorteil
für diese interventionelle Behandlung: Sechs Patienten müssen behandelt
werden, um ein Leben zu retten.

Berlin, Donnerstag, 11. Oktober 2018 - Eine neue Studie zeigt einen klaren
Vorteil für die interventionelle Behandlung der sekundären
Mitralklappen-Insuffizienz mit einem Clip-Verfahren bei Patienten mit Herzschwäche unter
optimaler medikamentöser Therapie. Das berichtet Prof. Dr. Holger Nef,
Sprecher der Arbeitsgruppe Interventionelle Kardiologie (AGIK) der DGK
(Gießen) auf einer Pressekonferenz im Rahmen der Herztage der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie.

Erkrankungen der Mitralklappe sind neben jenen der Aortenklappe die
häufigsten Herzklappenfehler in Deutschland. Die undichte Herzklappe
verschlechtert die Situation des Herzens und sorgt für eine zunehmende
Belastung, welche die Überlebensaussichten der Betroffenen deutlich
einschränkt. Das voll ausgeprägte Krankheitsbild der Herzinsuffizienz
führt zudem häufiger zu Krankenhauseinweisungen.

"Vieler dieser Patienten sind bis heute nur medikamentös behandelt, da
bislang alternative Behandlungsstrategien fehlten", so Prof. Nef. Eine
chirurgische Korrektur der Klappenundichtigkeit bei Patienten mit
Herzschwäche wurde aufgrund des Alters oder der schweren Einschränkung der
Herzfunktion nicht durchgeführt, weshalb nach Zahlen eines europäischen
Registers die Hälfte der Patienten unbehandelt blieb. In den letzten
Jahren wurde mit dem Clip-Verfahren eine minimal-invasive Technik
eingeführt: Ein Katheter wird über das venöse System vorgebracht, über
eine Metallklammer werden die undichten Segel teilweise zusammengeheftet.
Prof. Nef: "Erste Vergleiche dieser Prozedur mit der herkömmlichen
chirurgischen Option zeigten bereits akzeptable Ergebnisse, die sich über
einen Zeitraum von fünf Jahren bestätigen ließen."

Sechs Patienten müssen behandelt werden, um ein Leben zu retten

In der ersten publizierten randomisierten Studie(1) waren die Erfolge der
Behandlung mittels Clip-Verfahren jedoch eher ernüchternd. Die kürzlich
vorgestellte COAPT Studie(2) konnte jedoch zum ersten Mal für eine
interventionelle Therapie einen klaren Überlebensvorteil zeigen, was
bislang keiner chirurgischen Therapie bei dieser Erkrankung gelungen ist.
"Allerdings zeigt sich einmal mehr, dass nur eine gute Patientenselektion
(schwere Mitralinsuffizienz bei noch erhaltener Ventrikelgeometrie) die
entscheidenden Vorteile des Clip-Verfahrens gegenüber der optimalen
medikamentösen Therapie zum Tragen bringt", so Prof. Nef. "Und diese sind
eindrucksvoll bewiesen: nur 6 Patienten müssen behandelt werden, um ein
Leben zu retten."

In der COAPT-Studie wurde eine optimale medikamentöse Behandlung mit der
interventionellen Therapie der Mitralinsuffizienz mittels Clip-Verfahren
verglichen. Insgesamt wurden 610 Patienten mit schwerer Mitralinsuffizienz
und Herzinsuffizienz untersucht. Der primäre Endpunkt war hochsignifikant
zugunsten der Behandlung mit Clip-Verfahren unterschiedlich: 35,8 Prozent
der Patienten wurden nach der Intervention pro Jahr erneut stationär
eingewiesen, gegenüber 67,9 Prozent in der Gruppe mit initial
medikamentöser Therapie. Ein hochsignifikanter Unterschied (29,1 vs.
46,1%) zeigte sich auch hinsichtlich des sekundären Endpunktes
Sterblichkeit.


Quellen:

(1) Obadia J-F, Messika-Zeitoun D, Leurent G, et al. Percutaneous repair
or medical treatment for secondary mitral regurgitation. N Engl J Med
2018; Epub ahead of print.

(2) Stone GW et al.; Transcatheter Mitral-Valve Repair in Patients with
Heart Failure. N Engl J Med 2018;Epub ahead of print. September 23, 2018;
DOI: 10.1056/NEJMoa1806640
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HERZ/1104: Gutes Cholesterin reaktivieren (idw)

Universität Duisburg-Essen - 11.10.2018

Gutes Cholesterin reaktivieren



Das "gute" Cholesterin im Blut (High Density Lipoprotein, HDL) wirkt
entzündungshemmend, allerdings geht diese Eigenschaft bei koronarer
Herzerkrankung verloren. Woran das liegt, haben nun Pathophysiologen der
Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE) zusammen mit
Forscherkollegen aus Düsseldorf und Hamburg herausgefunden.

"Der Grund dafür ist, dass die im HDL enthaltene chemische Verbindung
Sphingosin-1-phosphat (S1P) verloren geht", erläutert Prof. Dr. Bodo
Levkau am Institut für Pathophysiologie am Universitätsklinikum Essen.
Denn als sein Team S1P verabreichte, reaktivierte sich die
entzündungshemmende Eigenschaft des HDL in Gefäßmuskelzellen.

Prof. Levkau: "Dass wir dies zeigen konnten, ist ein ganz entscheidender
Schritt." Bislang war nämlich nicht bekannt, warum das "gute Cholesterin"
entzündungshemmend wirkt. Der entdeckte Zusammenhang mit S1P ermöglicht
neue Therapieansätze für Patienten mit koronarer Herzkrankheit.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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Pharmaindustrie 

In Verruf geraten

von Norbert Schnorbach



Die Rückruf-Aktion für verunreinigte Blutdruckmedikamente hat das
 Vertrauen in die Pharmabranche erschüttert. Millionen Patienten
 sind betroffen, die Verunsicherung ist groß. Wie sicher sind
 Arzneimittel? Wie gut sind die Kontrollen? Welche Gefahren
 bringt die Globalisierung der Pharmaherstellung?



Der Wirkstoff Valsartan soll den Blutdruck senken und bei
Herzschwäche helfen. Doch in den vergangenen Wochen haben die häufig
verordneten Tabletten in vielen Ländern für Unruhe gesorgt. Millionen
Patienten fürchten um ihre Gesundheit. Ärzte und Apotheker werden mit
Fragen überhäuft. Gesundheitspolitiker sind alarmiert und
Kontrollbehörden stehen gemeinsam mit Pharmaherstellern - deren
Branche reich an Skandalen ist - in der Kritik.

Was ist passiert? Anfang Juli haben europäische Aufsichtsbehörden
einen Rückruf und Verkaufsstopp verhängt. Zahlreiche
Valsartan-Produkte seien möglicherweise mit einer Substanz
verunreinigt, die Krebs erregen kann. Verursacher ist offenbar ein
chinesisches Unternehmen, das den Wirkstoff Valsartan in großen Mengen
produziert und damit Arzneimittelhersteller in vielen Ländern
beliefert.

Die Rückrufaktion ist eine der größten, die es in der Pharmaindustrie
je gegeben hat. In zwei Dutzend Ländern wurden die Pillenpackungen aus
den Apotheken zurückgerufen, nicht nur in Europa, sondern anschließend
auch in den USA, Kanada, China, Japan und weiteren Staaten. In
Deutschland sind 17 Medikamentenhersteller betroffen, darunter
bekannte Firmen wie Hexal, Ratiopharm, 1A Pharma und Stada. Da
Valsartan-Präparate zu den häufig verkauften Medikamenten gegen
Bluthochdruck und Herzschwäche gehören, sind die wirtschaftlichen
Schäden gewaltig.

Vor allem aber sind die Konsequenzen für die betroffenen Patienten
alarmierend. 900.000 Patienten allein in Deutschland könnten nach
Angaben des Bundesgesundheitsministeriums das verunreinigte Mittel
eingenommen haben. Viele nehmen seit Jahren ein bis zwei Tabletten
täglich. Über die gesundheitlichen Auswirkungen sind die Experten
besorgt, aber es gibt nur bisher wenig gesicherte Erkenntnisse über
die Krebsgefahr.

Soviel ist immerhin bekannt: Die Substanz
NDMA (N-Nitrosodimethylamin), die beim chinesischen Pharmazulieferer
Zhejiang Huahai Pharmaceuticals in die Valsartan-Produktion geriet,
ist von der Internationalen Agentur für Krebsforschung als
"wahrscheinlich krebserregend" eingestuft. Sie ist auch in
Zigarettenrauch enthalten, in kleineren Mengen auch in gegrilltem
Fleisch und geräuchertem Fisch. Nach Informationen des
Zentrallaboratoriums Deutscher Apotheker enthält zum Beispiel
geräucherter Schinken maximal 2,5 Mikrogramm NDMA pro Kilogramm, für
Bier existiere ein technischer Richtwert von 0,5 Mikrogramm. In
Valsartan-Blutdruckmitteln wurde ein Vielfaches gefunden, bis zu 22
Mikrogramm pro Tablette. "Das entspricht der 20- bis 70-fachen Menge
des Nitrosamins, das wir über Lebensmittel zu uns nehmen", sagte eine
Sprecherin des Zentrallaboratoriums.

Wie sich das auf die Gesundheit auswirkt, soll nun genauer untersucht
werden. Die Europäische Arzneimittel-Agentur (EMA) hat ein offizielles
Risikobewertungsverfahren eingeleitet. Viel zu spät und viel zu
langsam, monieren Kritiker. Nitrosamine gehören zu den stark
krebserregenden Stoffen, warnt der Toxikologe Prof. Thomas Eschenhagen
aus Hamburg, Mitglied im wissenschaftlichen Beirat der Deutschen
Herzstiftung.


Nitrosamine



Die Substanz NDMA gehört zur Stoffklasse der Nitrosamine. Für
 viele Nitrosamine wurde eine krebserzeugende Wirkung in
 Tierversuchen nachgewiesen. Sie kommen in geringen Mengen in
 Lebensmitteln vor, etwa in Fleisch, Fisch, Bier und Käse, außerdem
 auch in Tabak. Sie bilden sich u.a. beim Grillen und Räuchern, wenn
 Eiweiß mit Nitritpökelsalzen chemisch reagiert. Als Faustregel
 gilt: Je naturnäher Lebensmittel sind und je weniger
 Konservierungsstoffe zugesetzt sind, desto geringer ist der
 Nitrosamingehalt.



Kontrollmängel

Außer dem Verursacher stehen auch die Gesundheitsbehörden in der
Kritik, weil die Produktion des chinesischen Zulieferers
möglicherweise schon seit 2012 mit NDMA verunreinigt ist und im
Kontrollsystem nicht auffiel. Dass die verunreinigten
Valsartan-Arzneien jahrelang unbeanstandet in den Handel gelangten,
zeugt nicht nur von Qualitätsmängeln in China, sondern auch von einem
Versagen bei der Kontrolle vor Ort ebenso wie bei Importen und
Weiterverarbeitung. In Deutschland liegt eine Überwachungsaufgabe bei
den jeweils zuständigen Länderbehörden. Diese seien aber "maximal
überfordert", meint Prof. Wolf-Dieter Ludwig, der Vorsitzende der
Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft.

Die Prüfungen müssen dringend intensiviert und die Analysemethoden
verbessert werden, fordern Pharmazeuten. Das deutsche
Arzneimittelrecht schreibt vor, dass jede in einer Apotheke verwendete
Substanz geprüft werden muss, aber für die "Global Player" und ihre
Produkte scheine das nicht zu gelten, kritisiert ein Apotheker, der es
täglich mit verunsicherten Patienten zu tun hat.

Der Fall Valsartan ist besonders eklatant, aber durchaus nicht der
einzige Skandal in dieser Branche. Hohe Wellen schlug kürzlich auch
der Fall des brandenburgischen Pharmaunternehmens Lunapharm. Die Firma
importierte offenbar dubiose Arzneimittel aus Griechenland und
Italien, vor allem teure Medikamente gegen Krebs. Sie waren jedoch
nach Erkenntnissen der Behörden nicht mehr gebrauchsfähig, weil die
notwendige Kühltemperatur nicht eingehalten wurde. Lunapharm verkaufte
sie dennoch an Medikamentengroßhändler und Apotheken in mehreren
Bundesländern.

"Die Probleme häufen sich, und wir beobachten das mit großer Sorge.
Das Vertrauen in die Sicherheit von Arzneimitteln sinkt", meint der
Präsident der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände (ABDA),
Friedemann Schmidt. "Wir müssen ausbaden, was uns Deregulierung und
der Drang zu immer günstigeren Medikamenten eingebrockt haben."
Die Folgen von Globalisierung und Konzentration in der Pharmabranche
werden an diesen Problemen deutlich. Die großen Hersteller sind
Konzerne mit multinationalen Vertriebs- und Produktionsstrategien. Sie
haben beträchtliche Teile der Herstellung in Niedriglohnländer
ausgelagert und die Lieferwege so verflochten, dass Qualitätsprüfungen
und Kontrollen unsicherer werden. Nach Schätzung von Experten werden
mindestens drei Viertel der hierzulande benötigten Wirkstoffe im
Ausland produziert, größtenteils in China und Indien.

Impfstoff-Skandal

Beide Länder haben selbst mit Pharma-Skandalen zu kämpfen. In China
gab es in diesem Sommer einen Aufschrei, als öffentlich bekannt wurde,
dass eine der größten Arzneimittelfirmen des Landes minderwertige
Impfstoffe in großer Zahl verkaufte. Das börsennotierte Unternehmen
Changsheng Biotechnology fälschte offenbar Unterlagen über die
Qualität eines Tetanus-Impfstoffs und lieferte minderwertige
Kombi-Impfungen gegen Keuchhusten, Diphterie und Tetanus für
staatliche Impfprogramme. Mehr als 200.000 Säuglinge seien damit
geimpft worden. Als der Skandal bekannt wurde, fielen die Börsenkurse
von etlichen Pharmaunternehmen. Staatspräsident Xi Jinping forderte
Konsequenzen. Gegen viele Verantwortliche ergingen Haftbefehle, eine
Rückrufaktion im In- und Ausland wurde eingeleitet.

In Indien wiederum kam ein Umweltskandal ans Licht, als
Wissenschaftler die Wasserqualität in der südindischen Stadt Hyderabad
untersuchten. Dort gibt es zahlreiche Pharmahersteller, die zum Teil
auch im Auftrag deutscher Arzneimittelfirmen produzieren.
Offensichtlich fließen Abwässer der Pharmabetriebe in den Fluss Musi,
der durch die Sieben-Millionen-Stadt Hyderabad fließt. Darin fanden
die Wissenschaftler Antibiotika in tausendfach erhöhter
Konzentration - eine Brutstätte für multiresistente Erreger und eine
unmittelbare Gesundheitsgefahr für die Bewohner. Das zeigt die
schmutzige Kehrseite der globalisierten Wirtschaft: Die dort
hergestellten Arzneimittel gehen in den Export, auch nach Deutschland.
Das Abwasser, die Keime und die Gesundheitsgefährdung bleiben in
Indien.

Doch auch in den Industrieländern rumort es mächtig. Insbesondere in
den USA, dem weltweit größten und lukrativsten Pharmamarkt weltweit,
herrschen im Marketing schlechte Sitten. Eine Geldstrafe von 90
Millionen US-Dollar muss aktuell der britische Pharmakonzern
AstraZeneca dem Bundesstaat Texas dafür zahlen, dass der Konzern sein
Antidepressivum Seroquel unter der Hand auch für die Behandlung von
Kindern bewarb. "Die Anschuldigungen, die zu diesem Vergleich geführt
haben, sind besonders beunruhigend, weil das Wohlergehen der Kinder
und die Integrität des staatlichen Krankenhaussystems gefährdet
wurden", sagte der texanische Generalstaatsanwalt Ken Paxton im Juli.
AstraZeneca ist ein Wiederholungstäter, denn eine vielfach höhere
Strafe war ihm wegen unerlaubten Seroquel-Marketings bereits im Jahr
2010 (520 Millionen US-Dollar) auferlegt worden. Zudem zahlte der
Konzern 350 Millionen US-Dollar, um mehr als 20.000 Klagen wegen
unerwähnter Nebenwirkungen dieser Pille beizulegen.


Die häufigsten Arzneimittel



Bluthochdruck (Renin-Angiotensin-System):

 59 Millionen Packungen


Schmerzmittel (Analgetika):

 55 Millionen Packungen


Herz-Kreislauf (Beta-Blocker):

 41 Millionen Packungen


Antirheumatika:

 35 Millionen Packungen


Antibakterielle Arzneimittel:

 34 Millionen Packungen


Magen-Darm-Präparate:

 32 Millionen Packungen


Diabetes-Medikamente:

 32 Millionen Packungen


Schilddrüsentherapeutika:

 28 Millionen Packungen


Mit 59 Millionen Packungen pro Jahr sind Blutdruckmittel,
 zu denen auch Valsartan gehört, die am häufigsten verschriebene
 Arzneimittelgruppe in der gesetzlichen Krankenversicherung.
 Auf Platz zwei folgen die Schmerzmittel mit 55 Millionen
 Packungen. Alle Angaben gelten für Deutschland im Jahr 2017.



Geldstrafen

In den ersten fünf Jahren dieser Dekade zahlten weitere acht
Branchengrößen, darunter Johnson&Johnson, GlaxoSmithKline und
Merck&Co. in den USA saftige Geldbußen wegen Gesundheitsgefährdung und
Betrugs von zusammen rund 10 Milliarden US-Dollar. Hinzu kommen immer
wieder Kartellstrafen wegen illegaler Preisabsprachen und
Marktmanipulationen, in den USA wie auch in Europa. Es scheint, als
preisen die Konzerne hohe volkswirtschaftliche Schäden in ihren
Vermarktungseifer ein.

Entsprechend ausgefeilt ist auch die Preisgestaltung der Konzerne,
soweit sie nicht gesetzlich geregelt ist. In den USA sind die
Arzneipreise weitgehend unreguliert. Das führt zu enormen Gewinnmargen
und zu solchen Skandalfällen wie jenem Investor, der vor einigen
Jahren in den USA ein Medikamentenpatent kaufte und den Preis der für
manche Patienten lebenswichtigen Arznei kurzerhand um das 55-fache
erhöhte. Statt 13,50 Dollar kostete die Tablette plötzlich 750 Dollar.
Der Fall gilt heute noch als Beispiel für Wuchermethoden in dieser
Branche.


Informationen für Valsartan-Patienten



Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) rät
 dazu, nicht panisch zu reagieren. Nicht alle Blutdrucksenker
 enthalten Valsartan und nicht alle Valsartan-haltigen Mittel sind
 verunreinigt. Ärzte und Apotheker können Auskunft geben,
 welche Herstellerchargen vom Rückruf betroffen sind. Die
 Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände (ABDA) veröffentlicht
 eine aktualisierte Liste auf www.abda.de im Internet. Niemand
 sollte ein gewohntes Medikament einfach auf eigene Faust absetzen,
 raten Mediziner, sondern mit dem Arzt über Alternativen sprechen.


 * 
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VORTRAG/827: Braunschweig - "KrankheitsErregend"... aktuelle Antworten aus der Grippeforschung, 20.+27.10.2018

Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 11.10.2018

Grippe - Gefahr unter Kontrolle?

Auftakt der HZI-Vortragsreihe "KrankheitsErregend" mit aktuellen Antworten
aus der Grippeforschung



Jetzt beginnt die alljährliche Grippesaison, und mit ihr stellen sich
wieder die Fragen: Wie kann ich mich schützen? Soll ich mich impfen
lassen? Was geschieht, wenn ich schwer krank werde? Die Grippewelle des
vergangenen Winters war eine der schwersten seit langem. Wie die Bedrohung
durch die Grippe sogar die Geschichte veränderte und wie sie aktuell
erforscht wird, darüber informiert das Helmholtz-Zentrum für
Infektionsforschung (HZI) in Braunschweig am 20. Oktober 2018 zum Auftakt
der Vortragsreihe "KrankheitsErregend", die es bereits zum siebten Mal
ausrichtet.

Besonders verheerend wirkte 1918 - am Ende des ersten Weltkriegs - die
sogenannte Spanische Grippe, die fast 50 Millionen Todesopfer forderte.
Hatte diese Epidemie einen Einfluss auf den Verlauf des Krieges, und
stehen wir - genau 100 Jahre später - der nächsten schweren Grippewelle
noch immer so hilflos gegenüber wie im frühen 20. Jahrhundert? Seitdem
traten immer wieder schwerste Influenza-Epidemien auf, zuletzt im Winter
2017/18. Informationen hierzu präsentiert der Wissenschaftliche
Geschäftsführer des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung, Prof. Dirk
Heinz, am 20. Oktober 2018 ab 11 Uhr bei der ersten Veranstaltung der
diesjährigen Vortragsreihe. Prof. Klaus Schughart, Leiter der Abteilung
"Infektionsgenetik" am HZI, zeigt im zweiten Vortrag, welchen
Herausforderungen sich die moderne Grippeforschung heute stellt. Denn: Die
Infektionsforschung ist die beste Vorbereitung auf die nächste mögliche
Pandemie.

Die Vortragsreihe:

Bei der diesjährigen Ausgabe der Vortragsreihe "KrankheitsErregend" werden
ganz verschiedene Aspekte der Grippe beleuchtet: Am HZI informieren
Experten an drei Samstagvormittagen darüber, was Sie tun können, um gesund
zu bleiben, und wie genau die neuesten Medikamente im Krankheitsfall
wirken. Ebenso stehen die Entwicklung und Wirkweise von Impfstoffen und
der aktuelle Stand der Grippeforschung im Fokus. Am 27. Oktober 2018 geht
es um Impfstoffe und Impfforschung und am 3. November 2018 um die
vielfältigen Möglichkeiten, wie Sie sich vor einer Ansteckung schützen
können und welche Therapiemöglichkeiten im Krankheitsfall zur Verfügung
stehen.

Die Veranstaltungen beginnen jeweils um 11:00 Uhr im Forum des HZI in der
Inhoffenstraße 7, 38124 Braunschweig. Der Eintritt ist frei, eine
Voranmeldung ist nicht nötig. Im Anschluss bietet eine moderierte
Diskussion Gelegenheit für Zuschauerfragen. Bei Interesse vermitteln wir
gern Interviews mit den Referenten.

Nähere Informationen und den Programmflyer finden Sie unter :

www.helmholtz-hzi.de/krankheitserregend/epidemie/

Rückfragen beantwortet

gern die Pressestelle des HZI

(Telefon: 0531/6181-1404

E-Mail: veranstaltungen@helmholtz-hzi.de


Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).
www.helmholtz-hzi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129

 * 
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LABEL/4995: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 12.10.18 (glitterhouse)

GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (12.10.2018)



In einer Woche geht die Sonne auf ...

Steiner & Madlaina - Cheers

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

Vom zynischen Zauber der Zweisamkeit oder: Doppelt gesungen hallt
besser oder: Vom Lösen und Binden, Leiden und Finden. Nicht aus dem
Nichts trifft uns dies dennoch überraschend überwältigende
Volle-Länge-Debüt der beiden Schweizer Sinnesschwestern, neben zwei
Kurzform-Vorläufern und der familiären Vorbelastung, die den
musikalischen Erfahrungshorizont von Nora Steiner und Madlaina
Pollina weit über die eigene Lebenszeit hinaus füllt, herrscht bei
dem kreativen Doppel-Kopf eine geradezu geniale
Geistesverwandtschaft, die sich in einer mit knappen Worten kaum zu
greifenden akustischen Ausdrucksvielfalt ergießt und ergänzt. Dabei
gelingt es dem perfekten Paar mit der vielinstrumentalen
Unterstützung von Alex Sprave, aus auf den ersten Blick schmal
scheinenden Besetzungen mitunter gewaltige, hallreiche Klangwälle
anzuhäufen, zart-zerbrechliche Anfänge in emotionsreich vehemente
Wogen von mitreißender Wucht zu verwandeln, wobei sie sich in einem
ungemein reichhaltigen Stilfundus bewegen, den sie trotz seiner
generationsübergreifenden Vielfalt nicht einfach nur benutzen,
sondern leben. Bei aller unwiderstehlich ohrgängigen Macht der
maueraufweichenden Melancholodien der zwei Klang- & Wort-Zauberinnen,
bei aller vom ersten Moment packenden Emotions-Energie der mal in der
balladesken Breite, mal in der trommel-getakteten Tanzeinladung
wirkenden Weisen bemerkt der beeindruckte Lauscher erst beim
Zweit- und Dritthören, wie viele Stil-Schubladen hier geöffnet
werden. Seine eigensinnige Eigenart schöpft das Duo mit gewandter
Hand aus mehr als 6 Jahrzehnten Populärmusik, hier wird mit 50er
Rock'n'Roll-Wehmut und 60's Surf-Twang, 70er Jahre
Liedermacher-Leidenschaft und 80's Independent-Pop-Zutaten gekocht,
verletzliche Folk-Momente wirken neben gefühlsgreifenden Untiefen von
Walker Brothers-werter Weite, packend-perfekte Ohrwürmer, glorreich
gleißende Hymnen und Balladen-Bombast von nahezu tragischer Größe
werden ebenso mit Leben und Leidenschaft gefüllt wie mal
unterschwellig, mal offensichtlich schlagwerkgetriebene
Rhythmus-Offerten. Aber selbst die verführerischste Verlockung zum
Tanz ist gespickt mit verbalen Stolperfallen, mal zweifelsreichen,
mal zynischen Alltagseinblicken, die in ihrem zum Teil ernüchterndem
Realismus im schmerzhaft reizvollen Kontrast zur
melancholisch-melodischen Wohlklangfülle stehen. Vorwiegend von
Klavier- und Gitarrenklang getragen, aber auch immer wieder von
ausufernden Saiten-Attacken, farbreichen Tasten-Tupfern und
polternd-packender Perkussion befeuert, wachsen die beiden sich mal
gefährlich gleichenden, sich mal so eigen, so eigensinnig gebenden
Gesangsschwestern umso herzhafter im wohlklangverliebten
Vokal-Paarflug zusammen, um auch zwischen zerbrochenem Glas und
rücksichtsvollem Schweigen noch die hoffnungsspendende Kraft der
Harmonie leuchten zu lassen. Von Twang und Tragik, Schwermut und
Charme, Gleichklang, Größe und erstaunlicher Erfahrung geprägte
Liedersammlung zweier kongenialer Kollaborateurinnen, immer ein Tick
mehr Rock ('n'Roll) als Pop, stets eher Singer-Songwriter-Chanson als
Folk-Ballade, bei aller wirklichkeitsnahen, dreisprachig gereichten
Wortkunst von derart deutlicher musikalischer Wucht und Wärme
getragen und getrieben, dass zwischen Stil-Stühlen, Schranken und
Schubladen ein leidenschaftliches Liedwerk von Genuss, Charme und
bleibender Bedeutung entsteht. (cpa)

Sollten wir das im Vorfeld zu thematisieren vergessen haben: Die
ersten Besteller des Cheers-Vollwerks, egal ob CD oder Vinyl,
erhalten ein von Nora & Madlaina handunterschriebenes Booklet als
Gratis-Dreingaben-Beilage!


Und weiter fallen die Preise ...

Auch der bewährte Cargo-Vertrieb hat die Zeitzeichen des herbstlichen
Preis-Verfalls erkannt und gönnt uns einen ansprechenden Querschnitt
durch das aktuelle Plattenangebot, zu Sonder- und
Besonder-Konditionen. Bitte beizeiten bedienen, diese Aktion ist auf
den Monat Oktober beschränkt (man muss ja auch Zeit und Raum für die
Winter-Angebote lassen ...).

Je 1-CD:

A Place To Bury Strangers - Pinned - 10,95

Antony & The Johnsons - Antony & The Johnsons - 8,95

Black Mountain - Wilderness Heart - 8,95

Black Space Riders - Amoretum Vol. 1 - 10,95

Bon Iver - Blood Bank EP - 8,95

Bon Iver - 22, A Million - 8,95

Destroyer - Poison Season - 8,95

Dinosaur Jr. - Give A Glimpse Of What Yer Not - 8,95

Sharon van Etten - Are We There - 8,95

Bill Fay - Who Is The Sender - 8,95

Foxygen - Hang - 8,95

Foxygen - We Are The 21st Century Ambassadors Of Peace - 8,95

Gaslight Anthem - The '59 Sound - 8,95

Godspeed You! Black Emperor - Luciferian Towers - 10,95

Godspeed You! Black Emperor - Asunder, Sweet And Other Distress - 10,95 

Gordi - Reservoir - 8,95

Iron & Wine - Beast Epic - 8,95

Iron & Wine - Our Endless Numbered Days - 8,95

Japanese Breakfast - Soft Sounds From Another Planet - 8,95

Damien Jurado & Richard Swift - Other People's Songs Vol. 1 - 8,95

Low - C'Mon - 8,95

Loma - Loma - 10,95

J Mascis - Several Shades Of Why - 8,95

Mitski - Puberty 2 - 8,95

Nahko & Medicine For The People - Hoka - 8,95

Odd Couple - Yada Yada - 8,95

Okkervil River - The Stage Names - 8,95

Angel Olsen - Phases - 8,95

Phosphorescent - Muchacho - 8,95

Preoccupations - New Material - 10,95

Chuck Ragan - Till Midnight - 8,95

Slowdive - Slowdive - 8,95

Shame - Songs Of Praise - 10,95

Dita Von Teese - Dita Von Teese - 10,95

Unknown Mortal Orchestra - Sex & Food - 10,95

Unknown Mortal Orchestra - Multi-Love - 8,95

Ryley Walker - Golden Songs That Have Been Sung - 8,95

Ryley Walker - Deafman Glance - 10,95

War On Drugs - Lost In The Dream - 8,95

War On Drugs - Slave Ambient - 8,95

Whitney - Light Upon The Lake - 8,95

Marlon Williams - Marlon Williams - 8,95

Marlon Williams - Make Way For Love - 10,95

Wolf People - Ruins - 8,95

Jamila Woods - Heavn - 8,95


Endlich: Der Mailorder-Katalog für Oktober

Hat ein wenig gedauert, aber jetzt ist er an Ort & Stelle:
Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für Oktober, blätter-, herunterlad-
und sogar ausdruckbar, unterlegt mit akustischen Beispielen für das,
was Euch an wahrhaft großen Dingen aus gutem Glitterhause erwarten
wird.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum verdienten
Wochenende:

David Bowie - Loving The Alien (1983-1988)

15-LP/11-CD - EUR 299,95/129,95

Die Bowie-Boxerei geht weiter, die vierte Werkschau-Kiste befasst
sich mit David's kommerziell erfolgreichster Phase und beinhaltet
neben den regulären, remasterten Studioalben Let's Dance, Tonight und
Never Let Me Down (in der originalen und in einer neu bearbeiteten
2018er Fassung) noch die Live-Werke Serious Moonlight (live 1983,
unveröffentlicht) und Glass Spider (live Montreal 1987, erlebt die
Vinyl-Premiere), eine Remix-Sammlung mit dem Titel Dance und die
gewohnte Raritätensammlung Re:Call 4 (incl. Non-Album Singles, Edits,
Versionen, B-Seiten, Soundtrackbeiträgen und solcherlei Dinge mehr).
Die beiliegenden Bücher bieten über 128 (CD) bzw. 84 Seiten (LP)
Information, Bildwerk und Beiträge von u.a. Hugh Padgan, Mario
McNulty und Nile Rodgers.


Cat Power - Wanderer

LP (+MP3)/ltd. col. LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/24,95/14,95

Je länger uns Chan Marshall auf neue Cat Power-Lebenszeichen warten
lässt, desto lohnender fallen ihre reifen, reduzierten Rückmeldungen
aus. Bereits Sun stellte eine solch gelungene, über vier Jahre zu
finaler Feinform gefeilte Großtat dar, sechs Jahre später setzt die
eigensinnige Singer-Songwriterin ihren Blick zurück nach vorn fort,
schreitet stilistisch vom Vorgänger-Werk aus noch konsequenter zur
rohen Feinkunst ihrer frühen Tage und schenkt uns einen intimen,
inspirierenden Liederregen, der nicht zuletzt durch seine konsequente
Konzentration auf das wahrhaft Wesentliche wirkt. Reichhaltig durch
radikale Redaktion, spart das Elf-Song-Werk nicht an solitären
Momenten, beschenkt uns die weiche, auch im heiseren Hauchen immens
intensive Stimme immer wieder mit Alleingängen, mal zur akustischen
Gitarre, mal zum ungekünstelt klaren Klavier, mal im viellagigen
A-Capella, ohne dass das Werk dabei jemals karg klänge, gelingt es
Chan doch, nicht nur ihren wundervollen Gesang gekonnt in den
gefühlstief fiebernden Fokus zu stellen, sondern auch jeden einzelnen
Instrumental-Einsatz im überschaubar aufgeräumten Arrangement zu
zelebrieren, sodass jeder Cello-, Trompeten-, Bass-, sogar
Schlagwerk-Auftritt so spürbar ausgekostet wird, wie es verdient. Im
Zentrum des instrumentalen Geschehens aber spielen die recht roh
gereichte, Garagen-rüde auf den emotional-ehrlichen Punkt gebrachte
E-Gitarre und die gedankenverloren perlenden Klavier-Melodien die
Hauptrollen, die der verwirrenden Wirkung der betörenden Stimme in
der magischen Mitte zwischen Fiona Apple und Natalie Merchant nur
noch mehr Kraft verleihen. Bei aller Beschränkung aber reicht die
bewegende Bandbreite von 2-minütigen Miniaturen bis hin artistisch
ausgefeilten Epen, in den hymnischsten Gipfelmomenten steht ihr Lana
del Rey gesanglich zur Seite, doch auch 2018 benötigt Cat Power keine
Begleitung, Verstärkung oder gar große Namen, um ihren eigenen Wert
unter Beweis zu stellen - sie wirkt ganz allein durch sich selbst.
Fiebernd-flirrend intensives, rauh-reiches Songwerk von beeindruckend
bleibender Wirkung. (cpa)


Cocteau Twins - Treasure Hiding: The Fontana Years

4-CD - EUR 24,95

Mit reichlich Beifang befüttertes 2018er Wiederveröffentlichen der
beiden remasterten Fontana-Alben Four Calendar Café (1993) und Milk &
Kisses (1996), bereichert um säckeweise B-Seiten, EP-Tracks, BBC
Radio One-Sessions und allerlei Raritäten mehr, Gesamt-Stückanzahl:
53 Tracks.


Element Of Crime - Schafe, Monster Und Mäuse

2-LP/CD/Ltd. Songbook-CD - EUR 24,95/16,95/26,95

Alles wird immer schlechter, auf nichts ist mehr Verlass, nur auf
eines kann man fest vertrauen - ein neues Element Of Crime-Album wird
niemals enttäuschen. Als hätte man gerade noch den letzten Klängen
von Lieblingsfarben Und Tiere gelauscht, diese einzigartige Melange
aus wehmütig-wertem Wortwitz und gereift-gelassener Spielkunst-Freude
noch im Ohr, so beginnen die ersten Töne von Am ersten Sonntag Nach
Dem Weltuntergang, als lägen keine vier Jahre zwischen den Alben. Mit
der luftigen Leichtigkeit des liebevollen Wiederkennens lässt man
sich umgehend ein, auf Regeners larmoyant-lässige
Alltagswelt-Weisheiten und die meisterlich dargereichte musikalische
Vielfalt, die klassische Liedermacherei, bayrische Blasmusik,
Northern Soul, Pub Rock, Desert Rock, Country und Folk mühelos
vereinnahmt und in einzigartig berührende EOC-Eigenartigkeiten
verwandelt. Kaum ein musikalisches Werk lässt sich derart
bedenkenfrei blindkaufen wie ein Element Of Crime-Album - und da
bildet auch dieses 2018er Reifwerk keine Ausnahme. (cpa)


Kristin Hersh - Possible Dust Clouds

LP (+DLC)/CD - EUR 18,95/14,95

18er des Throwing Muses-Kopfes. Ich hab ihre alten Solo-LPs nicht
mehr präsent, hier überrascht mich jedenfalls der freie Umgang mit
Inspirationen diverser Art und Zeit, der manchmal sogar erstaunliche
Originalität zur Folge hat, eine ganze Reihe an Ideen samt
ungewöhnlicher Kontraste, Stimmungen. So weisen einige Songs
(punktuell) psychedelisch gefärbte Passagen auf, durch
effektangereicherte Gitarren oder manipulierten Gesang bzw.
Backing-Vocals, hier taucht ein bei 25 Or 6 To 4 geklautes Riff auf,
dort ein minimal waberndes Stairway To Heaven-Feeling, oder eine Art
zwischen roh und elegisch pendelnder Tribal Folk Pop, einmal dachte
ich an das Solo-Werk von Wipers-Chef Greg Sage. Das alles aber im
Rahmen von Alt. Rock neuer Art (z.T. gekoppelt mit irgendwie
versteckten unbestimmten aber attraktiven Pop-Elementen),
"Autoren-Indie-Rock" (schwer, rauh, polternd und ungeheuer intensiv
samt noisiger Momente, oder dunkel und kurzzeitig leicht
halluzinogen), teilakustischem Songwriter-Rock oder unter Einfluß von
ungehobeltem 60s-Garage Rock inkl. gnadenlos repetitiven Riffs. Zum
Schluß akustisch, apart und folkig, auf eindringliche richtig gute
Art (kurz entfernt akustischen Led Zep ähnlich). Bin beeindruckt!
(dvd)


Anthony Joseph - People Of The Sun

2-LP/CD - EUR 23,95/15,95

18er. Er ist mir schon mehrfach positiv aufgefallen, diesmal mehr
denn je! Das Konzept erinnert ein wenig an Gil Scott-Heron, mit einem
vokalen Mix aus Spoken Poetry, Rap und Gesang (bzw. Refrains), auch
die Einflüsse stammen öfters v.a. aus den 70ern (bei manchmal jedoch
auch moderat zeitgemäßem Klang). Aber er arbeitet hier klar
vielschichtiger, vielfältiger, sowohl stilistisch (Hauptbestandteile
sind R'n'B, Afrika und Karibik/Trinidad, sogar mal Afro Beat a la
Kuti, auch etwas Soca, Kuba, Jazz in verschieden starker Ausprägung,
dazu ein wenig Funk - und Rock-Elemente - das alles immer wieder
anders gewichtet und zusammengesetzt), als auch, was die erheblich
satteren Arrangements betrifft (Tasten aller Art, nicht so viel
Gitarre, Bläsersätze bzw. oft ein einzelnes Sax mit stärkerem
Jazz-Bezug, Streicher, Steel Drums). Und die Grooves, Beats, die eh
eine massive Bedeutung besitzen! Quirlig-rasant funky, Groove
komplexer (bis polyrhythmischer) Art, als feiner Flow, mit enormem
Zug und Dynamik, resp. viel Drive und Druck, oder
sophisticated/gebremstem Schaum. Sogar eine Art bedächtig fließender
spirituell angehauchter Soul Jazz oder eine längere Phase "Space
Jazz" kommt vor. 11 meist 6-9-minütige Stücke mit viel Zeit für die
volle Entfaltung. Ausgezeichneter Stoff. (dvd)


Karies - Alice

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Kurz zur Erinnerung: Karies sind neben den Nerven die zweite
großartige Band aus Stuttgart im weiteren Postpunk-Umfeld. Nicht ganz
so noisig-eruptiv, eher psychedelisch-hypnotisch, ganz grob zwischen
jungen Fehlfarben, EA80 und klassischen Wipers. Dieses dritte Album
(erneut beim tollen Label This Charming Man) erweitert das bisher
gepflegte Format, ohne sich aber dramatisch vom gewohnten Sound zu
entfernen. Die Songs sind teilweise etwas poppiger, entspannter,
reifer geworden. Die stoische, dunkle und repetitive Härte ist noch
da, vor allem bei Songs wie die aktuelle Single "Nebenstraßen" - was
für ein Brecher! Aber es geht eben auch anders. Melodischer, runder,
auch textlich avancierter. Des Öfteren werden Anleihen bei The Cure
genommen (früher eher Joy Division), aber auch neuere Bands wie
Motorama klingen durch. Der Bass ist meistens die forcierende Kraft,
die beiden Gitarren plinkern mit gekonntem Früh-80er-Vibe, riffen
aber auch hart und flächig. Die Songs sind teilweise angenehm poppig
und eingängiger als früher, oder eben einfach klarer strukturiert.
Auch diesmal ist das ganze Album von einer kühlen, dunklen Eleganz
geprägt. Es gibt auch ruhigere Momente (der Titelsong), und auch ein
kleiner Elektro-Beat fügt sich in problemlos in das fließender Ganze
ein. Produziert hat Max Rieger von den Nerven. (Joe Whirlypop)


King Crimson - Ladies Of The Road

2-CD - EUR 11,95

Reissue der 2002er Veröffentlichung auf Discipline Global Mobile mit
Material aus den Archiven des King Crimson Collector's Club. CD 1
bietet Live-Stücke aus den Jahren 1971 und 1972; beginnend mit einem
Mitschnitt aus dem Zoom Club, Hamburg und endend mit der Earthbound
Tour in Amerika. CD 2 ist dann etwas für den Feinschmecker und den
KC- und Solo-Gourmet: 11 Soli aus verschiedensten Phasen der 21st
Schizoid Man-Geschichte, sowohl die Gitarren-Eskapaden als auch der
Mel Collins-Schizoid-Solo-Sax-Ausbruch.

Diese recht preisgünstige Wiederveröffentlichung bildet gleichzeitig
auch den Beginn einer kleinen feinen KC-Live-CD-Reissue-Reihe, bei
denen nicht nur, aber vor allem auch der Preis zu gefallen weiß.

Je 2-CD:

King Crimson - Absent Lovers - 11,95

King Crimson - Epitaph - 11,95

King Crimson - The Night Watch - 11,95

King Crimson - VROOOM, VROOOM - 11,95

King Crimson - Heavy ConstruKction 3-CD - 15,95


Motorama - Many Nights

LP (+MP3)/CD - EUR 17,95/13,95

Lieblingsband, auch wenn sich die Alben nicht allzu sehr voneinander
unterscheiden. Die Russen aus Rostow am Don sind inzwischen ja
durchaus angemessen beim französischen Feinschmecker-Label Talitres
gelandet. Das Genre ist fast lupenreiner 80s-Postpunk und coldwaviger
80s-Pop. Bestechend simpel inszeniert: die Stimme von Bandboss und
Gitarrist Vladislav Parshin ist gewollt konturlos, immer leicht
verhallt und modulationsarm. Ist auch nicht so wichtig im runden
Motorama-Sound. Prägnanter ist der voluminöse, treibende Bass, der
faktisch auch Rhythmusgitarre spielt. Klassisch früh-80er-mäßig und
deutlich New Order-geschult. Am besten gefällt mit nach wie vor
Parshins Gitarre: die Essenz aus 80er-Helden von Cure über Felt bis
Wedding Present. Ohne Mätzchen, immer gradlinig und im Dienste des
Songs. Dazu kommen noch ein paar dünne Synthie-Flächen, mehr gibt es
nicht. Der Beat ist zwar handgespielt, erinnert schnörkellos und
breakfrei aber fast schon an eine Drummmachine. Die Rhythmen sind
recht flott, fiebrig treibend, hypnotisch. Parchins Songs sind nicht
alle echte Knaller, er hat aber immer wieder ganz großartige,
zunächst unaufdringliche Burner drauf, die sich vor allem live als
höchst tanzbar erweisen. Wesentliche Unterschiede zu den
Vorgänger-Alben kann ich auch bei diesem fünften Longplayer nicht
erkennen, womit mal wieder alles seine Richtigkeit hat. An diesem
perfekten Sound würde ich auch nichts ändern. (Joe Whirlypop)


Mudhoney - Digital Garbage

LP (+DLC)/ltd. Loser LP (+DLC)/CD/MC - EUR 17,95/17,95/14,95/9,95

Grunge ist doch nicht tot. Mudhoney drehen einfach mal das Rad der
Zeit zurück - eigentlich sogar über ihren eigenen Zenit hinaus, denn
das neue Album klingt anfangs fast nach Stooges. Schwer, dreckig,
drogenschwer. Fängt also gut an, denn genau genommen haben Mudhoney
ja auch zu ihren besten Zeiten immer beherzt bei Iggy und den alten
Recken geklaut. Aber eben in gut - und das bis heute. Mark Arm ist
stimmlich aber sowas von topfit, Respekt für einen alterslosen
Mittfünfziger. Der Sound ist fett und kompakt zugleich, eben genau
richtig wie vor 30 Jahren. Und Digitales (siehe Albumtitel) gibt es
hier natürlich nicht zu hören. Fünf Jahre nach dem Comeback-Album
"Vanishing Point" gehen Mudhoney also wieder in die Vollen, bis auf
den Basser auch in Originalbesetzung. Das zehnte Studioalbum ist
nicht nur etwas für Seattle-Nostalgiker in karierten
Holzfällerhemden, sondern zeigt den Jungen souverän ihre Grenzen im
härteren Gitarrenrock auf. Mögen sie uns noch eine Weile erhalten
bleiben! (Joe Whirlypop)


My Baby - Mounaiki ~ By The Bright Of Night

Ltd. white LP/CD - EUR 21,95/14,95

Man erinnert sich garantiert an ihren umwerfenden Auftritt beim
Orange Blossom Special 2016. Eine holländische Band, vermutlich nicht
nur für mich aus dem Nichts. Und dann das: My Baby spielen
ultrahypnotischen, psychedelischen Dance- und Trance-Rock, der in
keine Genre-Schublade passt. Getragen allein von Drums und eineinhalb
Gitarren plus einer eigentümlichen Hippie-Sängerin. Es folgte zu
Recht fettes Doppel-Vinyl beim hauseigenen Glitterhouse-Label. Warum
das neue Album jetzt beim mir unbekannten Label Prehistoric Rhythm
Records erscheint, weiß ich auch nicht. Es klingt aber so wie es
sollte. Wo genau dieser treibend-hypnotische Groove im Sound von My
Baby herkommt, kann ich noch immer nicht erklären. Ich vermute aber,
dass der neuseeländische Gitarrist Daniel 'Da Freez' Johnston das
irgendwie zwischen den Tönen seiner prinzipiell sehr bluesigen
Gitarre hervorzaubert. Elektronische Hilfsmittel braucht er dazu
nicht. Sängerin Cato van Dijck spielt gar nicht richtig Gitarre
sondern schlägt lediglich ein paar perkussive Akkorde. Das Resultat
klingt aber grandios, spätestens wenn Johnston zu einem seiner David
Gilmour-artigen Gitarrensoli abhebt. My Baby bieten also erneut ganz
und gar eigenständigen Trance-Rock mit latentem Hippie-Vibe, wie ihn
sonst niemand spielt. Auf der Bühne funktioniert das zweifellos
besser als aus der Konserve, ihr neues (viertes) Album kommt dem
Live-Sound aber recht nahe. Und das funktioniert auch bei ruhigeren
Songs wie "Borderline" ganz hervorragend. Es überwiegt jedoch ein
schnörkellos-gerader Dance-Beat, aber alles handgetrommelt. Ich
rechne nach wie vor mit dem kommerziellen Durchbruch einer Band, die
man vielleicht tatsächlich erst live erlebt haben muss, um sie zu
verstehen. (Joe Whirlypop)

Der Baby-Backkatalog:

My Baby - Prehistoric Rhythm 2-LP (+DLC)/CD - 17,75/9,75

My Baby - Shamanaid LP/CD - 17,95/14,95

My Baby - Loves Voodoo! LP/CD - 17,95/14,95


Phosphorescent - C'est La Vie

LP/CD/MC - EUR 18,95/14,95/8,95

18er. Etwas unerwartet in der Ausrichtung, aber überzeugend.
Charakteristisch sind die ineinanderfließenden Sounds allüberall
(inkl. Pedal Steel), manchmal ein wenig irrlichternd bzw.
emporsteigende Schwaden. Der Folkanteil ist stark heruntergedimmt,
zugunsten eines Mixes aus Paul Simon und Indie Pop, etwas verträumtem
"Modern Indie Roots-Psyche", nur dezent folkig angehauchtem Indie Pop
bzw. irgendwie außerweltlich schwebend-dräuendem Fake-Folk, sehr
delikatem gelassen-relaxtem oder rhythmisch sehr schön pluckerndem in
sich ruhendem Indie Pop mit einer Spur War On Drugs (melodisch
klasse, wie auch ein paar andere Stücke mit zartem hymnischem
Einschlag), mal auch etwas mehr Druck/Rock-Bezug mit einerseits
motorisch ein wenig Neu!-Einfluß, zum anderen psychedelischem
Anstrich, ein bischen Früh-70er Pink Floyd (unter Spannung), ein
Hauch Beachwood Sparks. Und eine sanfte malerische völlig zeitlose
leicht rootsige Ballade - die pure Schönheit. (dvd)


Roosevelt - Young Romance

LP/CD - EUR 18,95/15,95

Mir unbekannter Kölner namens Marius Lauber auf überzeugende Weise an
der Schnittstelle zwischen Indie und leicht angetrancetem Dancerock.
Unaufgeregt und unprätentiös, mit Gitarre (eher rhythmische Akzente,
auch mal Richtung Nile Rodgers)) und Keyboards/Synthies für die
Melodielinien. Dahinter steckt eine Soundästhetik die sich bei 80ern
(Pet Shop Boys), 90ern und unaufdringlich auch bei Aktuellem bewegt.
Die Songs sind betont rund und eingängig, im besten Sinn
chartsatuglich, ohne dass es wirklich um die Konstruktion von
Radiohits geht. Das Ganze fließt upliftend und locker groovend dahin,
so richtig zum Tanzen - aber insgesamt doch eher klassische Popmusik
als funktionales Floorfutter. Das macht Roosevelt wirklich gut:
gefällig, aber nicht beliebig. Sein Destillat aus den letzten 40
Jahren tanzbarer Popmusik entstand in Kalifornien gemeinsam mit dem
angesagten Studiotüftler Chris Coady (Beach House, Grizzly Bear, TV
On The Radio). Geht doch, deutsche Popmusik von internationalem
Format - hier wird nichts neu erfunden, gerade deshalb überzeugt das
Album. (Joe Whirlypop)


Staple Singers - For What's It Worth: The Complete Epic
Recordings 1964-1968

3-CD - EUR 27,95

Die sechs Epic-Alben der Jahre 1964 bis 1968 auf einen Griff (wobei
gleich drei davon hier ihre CD-Premiere erleben): Amen!, Pray On,
Freedom Highway: Live At Chicago's New Nazareth Church, Why?, For
What's It Worth und What The World Needs Now Is Love.


Superfjord - All Will Be Golden

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Das finnische Label Svart lässt mich immer wieder staunen, was das
skandinavische Land an großartiger und meistens nonkonformer Musik zu
bieten hat. So auch Superfjord. Grob zwischen Prog und Psych
angesiedelt, klingt die Band auf ihrem zweiten Album doch ganz eigen.
Nämlich ohne allzu viele Vocals und auch ohne jede Prog-Impertinenz.
Superfjord setzen auf das Fließende im Sound. Durchaus uptempo und
mit Groove (teils auch Extra-Percussion), der Bass fast funky.
Gitarren, etwas Elektronik und ein Sax sorgen für in diesem Kontext
ungewohntes harmonisches Zusammenspiel. Der Groove hat etwas leicht
Krautiges, auch Tribalistisches, die plinkernde Rhythmusgitarre
erinnert ein wenig am Michael Rother.Es gibt aber auch Songs, die von
schweren Riffs getragen werden und richtig rocken. Akzente kommen
aber aus dem spacigen Bereich: mal eine schwebende Reverb-Gitarre,
mal mehrstimmiger, leicht hippieesker Gesang. Und es gibt auch kleine
Pink Floyd-Momente, besonders in den kurzen Soli von Orgel und
Gitarre. So entstehen hypnotische Songs in ungehetzter Maxilänge.
Ohne aufgesetzte Prog-Komplexität, eher schlank und luftig groovend.
Breaks und Tempowechsel bleiben pointiert und wirken nie
selbstzweckhaft, sondern dienen der durchdachten Songdramaturgie -
ein wichtiger Punkt, finde ich. Insgesamt ein faszinierender und
absolut eigenständiger Stilmix von eleganter Schönheit. (Joe
Whirlypop)


Villagers - The Art Of Pretending To Swim

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95

18er. Deutlich verändert. In eine Richtung, die ich im PR-Info eher
abschreckend fand, die aber so gut als Gesamtpaket funktioniert, daß
ich sehr angetan bin - ihr bestes Album! Was auch am Songwriting
liegt, viel viel Substanz, die Melodien sind klasse, manche schon
ziemlich hinreißend! Genau wie die Sounds (bei gehörigem
Detailreichtum!), die oft (trotz der Gitarren, darunter eine Menge
akustische) Tasten-betont ausfallen, mit vielfältigen und tollen
Klangfarben der Synthies, teils wunderbar schillernd; ein Genuß! Bis
hin zu einer fast schon halluzinogenen Note. Streicher oder Bläser
ergänzen teilweise (ebenfalls bestens gelungen). Sehr überzeugend
zudem die Rhythmik, ob unaufgeregt/zurückhaltend doch zwingend
groovend, auf reizvolle Art anregend, manchmal auch schön tricky. Das
Ergebnis ist so etwas wie Indie Pop der äußerst delikaten Sorte, gern
von attraktiver Eleganz und/oder Leichtigkeit, häufig versehen mit
einer kleinen oder größeren Portion souligem Flair, modern in gut.
Allein schon die fantastischen zugleich zurückgezogenen und
vielschichtigen, filigranen wie leuchtenden Arrangements von Hold Me
Down, mit leicht (modern) psychedelischer Wirkung. Oder die herrliche
Atmosphäre von Ada. Ab und zu ein dezentes Schwelgen, selten eine
Spur Folk. Und sporadisch dachte ich irgendwie an aktualisierte
Prefab Sprout (neben, entfernt, Bright Eyes z.B.). (dvd)

Villagers-Werke, zum Sonderpreis:

Villagers - Becoming A Jackal 2-LP/CD - 16,95/7,95

Villagers - Awayland LP (+MP3)/CD - 17,95/7,95

Villagers - Darling Arithmetic LP (+MP3)/CD 21,95/8,95

Villagers - Where Have You Been All My Life LP (+MP3)/CD - 23,95/8,95


Colter Wall - Songs Of The Plains

LP/CD - EUR 21,95/14,95

18er und 2. LP des Kanadiers mit der erstaunlich reifen perfekten
Baritonstimme. Im Grunde eine Fortsetzung (in gleicher herausragender
Qualität!) des bestechenden Debuts, alles ist da. Reduzierte
Begleitung (eine einfach gespielte Akustikgitarre, selten eine
zweite; hier und da (bei insgesamt 7 von 11 Stücken) wunderbar
effektive Pedal Steel oder Harmonica (gern verweht klingend, 2 wahre
Legenden/Ikonen sind hier am Werk: Lloyd Green und Mickey Raphael);
ein paar Mal minimalistische Drums (und z.T. Bass). Nur auf einem
Track spielen sie alle zusammen. Die Inspirationen für seine Musik
stammen aus den 50ern bis 70ern (v.a. Leute wie Johnny Cash, Hank
Williams, ein bischen auch Townes Van Zandt, manchmal dachte ich
zudem an Kris Kristofferson oder Waylon Jennings in abgespecktester
Form), 1,2 Mal gar eher aus den 20ern. Völlig klassisch und doch
individuell, in der Tradition verankert, mal auch ein wenig
Folkeinfluß, sporadisch eine Spur Blues. Keineswegs jedenfalls
zeitgenössische Americana. Die Stimmungslage pendelt meist zwischen
balladesker Tiefe mit viel Wärme, Souveränität und Feingefühl sowie
einem Dahinschreiten in aller Ruhe, gelegentlich wirkt ein Song ruhig
aber beweglich, geradezu erhaben und tief bewegend (ultra-langsam,
fast a-capella), oder etwas traurig, nur selten wird das Tempo
angezogen. Z.B. beim ziemlich angestochenen Schluß, der wesentlich
extrovertierter als sonst ausfällt. Vor allem aber begeistert seine
songwriterische Exzellenz (4 Cover sind dabei, davon 2 Traditionals).
Und wie schon beim Debut verblüfft angesichts dieser Musik sein
blutjunges Alter (23 ist er jetzt). Eine unbedingte Empfehlung! (dvd)


Wolvespirit - Fire And Ice

LP/CD - EUR 19,95/14,95

18er. Die gewohnte eindrucksvolle rauhe weibliche Power-Stimme, die
gewohnte markante Orgel (samt ein paar konzentrierter Solo-Features),
der gewohnte in den 70ern (v.a. den frühen) wurzelnde Sound (der
manchmal einfach ganz zeitlos wirkt). Harter kompakter dabei für das
Genre ausgesprochen melodischer Rock (nicht weit unter der Grenze zum
Hard Rock, teils auch darüber); Classic Rock, treibend und
schnörkellos - mit sporadischen Prog-Spuren; die 1x auch etwas
deutlicher ausfallen, in einem Kontext, der etwas an gemäßigt harte
Deep Purple gemahnt; eine bodenständige schlanke Power-Ballade (kurz
ein Hauch Klassik-Rock); regelrecht stürmischer trocken knallender
Rock; und ein paar leicht hymnische Stücke: Bluesig-melodisch,
differenziert samt Pop-Einfluß (und nicht unbedingt 70s-like) oder
dezent an Scorpions erinnernd (plus Orgel halt, hier besonders
prominent). Gelegentlich dachte ich auch an Bloodrock oder Uriah
Heep. (dvd)


Demnächst in diesem Theater...

19.10.

Greta Van Fleet - Anthem Of The Peaceful Army

Dave Matthews Band - Come Tomorrow

Jason Isbell & The 400 Unit - Live From The Ryman

R.E.M. - Best Of R.E.M. At The BBC

Mirja Klippel - River Of Silver

Amber Rubarth - Wildflowers In The Graveyard

Peter Licht - Wenn Wir Alle Anders Sind

King Crimson - Meltdown: Live In Mexico (3-CD+BluRay)

26.10.

Christian Kjellvander - Wild Hxmans

Dinosaur Jr. - Ear Bleeding Country/The Best Of (rem.& exp.)

Luka Bloom - Sometimes I Fly: Live In Bremen 2001

Gaye Su Akyol - İstikrarlı Hayal Hakikattir

Ty Segall - Fudge Sandwich

Wargirl - Wargirl

Alexis Korner - Every Day I Have The Blues: Sixties Anthology

Procol Harum - Live: In Concert With The Edmonton Symphony Orchestra (rem.& exp.)

Maggie Roche - Where Do I Come From

Eric Bibb - Global Griot

Laura Gibson - Goners

Leoniden - Again

Jessica Moss - Entaglement

The Action - Shadwos & Reflections 4-CD

Greenslade - Spyglass Guest (rem.& exp.)

Julia Holter - Aviary

Richard Dobson - I Hear Singing

Heim - WS

02.11.

Distance, Light & Sky - Gold Coast

Bill Ryder-Jones - Yawn

Bill Ryder-Jones - Yawn

Whitehorse - A Whitehorse Winter Classic

Siobhan Miller - Mercury

09.11.

DBUK - Songs One Through Sixteen

J Mascis - Elastic Days

Jon Spencer - Sings The Spencer Hits

16.11.

Larkin Poe - Venom & Faith

Jess Klein - Back To My Green

23.11.

Ad Vanderveen - I Was Hank Williams

25.01.2019

Pascow - Jade


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

12.10.2018 FR - Saint Nazaire - Le VIP

13.10.2018 FR - Magny le Hongre - File 7

19.10.2018 BE - Brussel - Les Moisquitaires

20.10.2018 NL - Nieuwendijk - Xinix Festival

25.10.2018 CH - Lausanne - Croc The Rock Festival

26.10.2018 FR - Nancy - l'Autre Canal

27.10.2018 FR - Bourgoin Jailleu - Les Abattoirs

28.10.2018 FR - Besancon - L'antonnoir

31.10.2018 BE - Oostende - Manuscript

13.11.2018 DE - Dresden - Chemiefabriek

14.11.2018 DE - Jena - Kulturbahnhof

15.11.2018 DE - Dortmund - Piano

20.11.2018 FR - Bethune - Festival Haute Frequence

22.11.2018 DE - Osnabrück - Westwerk

23.11.2018 DE - Frankfurt/M - Nachtleben

24.11.2018 FR - Mulhouse - Le Noumatrouff

29.11.2018 DE - Berlin - Cassiopeia

30.11.2018 DE - Munster - Rare Guitar

01.12.2018 NL - Enschede - Metropool

08.12.2018 NL - Eindhoven - Come As You Are Festival @ Effenaar

13.12.2018 NL - Deventer - Burgerweeshuis

15.12.2018 NL - Leiden - Gebr de Nobel

18.12.2018 FR - Rennes - Ubu

20.12.2018 NL - Leeuwarden - Neushoorn

21.12.2018 NL - Bergen Op Zoom - Gebouw T

22.12.2018 NL - Dordrecht - Bibelot

27.12.2018 NL - Venlo - Grenswerk

28.12.2018 NL - Arnhem - LuxorLive

29.12.2018 NL - Uden - De Pul

03.01.2019 NL - Amsterdam - Paradiso

DIE NERVEN

dienerven

16.10.18 DE - Saarbrücken - Sparte 4

17.10.18 DE - Hamburg - Uebel und Gefährlich

18.10.18 NL - Utrecht - Ekko

19.10.18 NL - Leeuwarden Asteriks

20.10.18 NL - Rotterdam Rotown

21.10.18 DE - Münster - Gleis 22

23.10.18 DE - Esslingen Koma

24.10.18 DE - Darmstadt - Oettinger Villa

25.10.18 DE - Düsseldorf New Fall Festival

30.10.18 CH - Düdingen - Bad Bonn

31.10.18 CH - St. Gallen - Palace

01.11.18 AT - Graz - Orpheum

02.11.18 AT - Linz Ahoi Pop Festival

03.11.18 AT - Wien Wuk Europavox Festival

SCOTT MATTHEW

scottmatthew.com

23.10.2018 DE - Oldenburg - KulturEtage

24.10.2018 DE - Bielefeld -Hechelei

25.10.2018 DE - Düsseldorf - New Fall Festival

26.10.2018 CH - Zürich - Bogen F

27.10.2018 DE - Darmstadt - Friedensgemeinde

28.10.2018 CH - Lausanne - Le Bourg

31.10.2018 PT - Porto - Misty Fest

01.11.2018 PT - Coimbra - CSF (Misty Fest)

02.11.2018 PT - Braga - Misty Fest

04.11.2018 PT - Lisbon - Misty Fest

06.11.2018 IT - Rom - Largo

07.11.2018 IT - Ferrara - Sala Estense

08.11.2018 IT - Montepradone (AP) - Centro Pacetti

10.11.2018 IT - Seregno (MI) - Tambourine

13.11.2018 ES - Madrid - Nuevo Teatro Alcalá

16.11.2018 ES - Caratgena - Nuevo Teatro Circo

19.11.2018 DE - München - Kammerspiele

20.11.2018 UK - London - The Islington

21.11.2018 UK - Liverpool

22.11.2018 UK - London - The Islington

DAVID EUGENE EDWARDS & ALEXANDER HACKE - RISHA

edwardshackerisha.com

20.10.2018 DE - Berlin - Lido

22.10.2018 SE - Stockholm - Slaktkyrkam

23.10.2018 NO - Oslo - Café Mono

24.10.2018 DK - Copenhagen - Bremen Theater

26.10.2018 NL - Amsterdam - Paradiso Noord

27.10.2018 DE - Köln - Stadtgarten

28.10.2018 NL - Nijmegen - Doornroosje

29.10.2018 BE - Brussels - Orangerie

30.10.2018 FR - Paris - La Maroquinerie

01.11.2018 DE - München - Strom

02.11.2018 CH - Zürich - Bogen F

03.11.2018 IT - Milam - Sound Music Club

04.11.2018 IT - Ravenna - Bronson Club

06.11.2018 HR - Zagreb - Tvornica Kulture

07.11.2018 HU - Budapest - A38

08.11.2018 AT - Wien - Flex

09.11.2018 PL - Ars Cameralis Festival

11.11.2018 UK - London - Oslo

SPAIN

spaintheband.com

13.10.18 - IT-Bologna, Freakout Club

18.10.18 - FR-Paris, Point Ephémère

19.10.18 - BE-Brügge, Cactus Club

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

12.10.2018 DE - Bielefeld Stereo - Wald (Support für Antje Schomaker)

13.10.2018 DE - Frankfurt - Nachtleben (Support für Antje Schomaker)

08.12.2018 CH - Davos - Songbird

08.01.2019 DE - Freiburg - Jazzhaus

09.01.2019 DE - Würzburg - Cairo

10.01.2019 DE - Karlsruhe - Substage Café

11.01.2019 DE - Köln - Stereo Wonderland

12.01.2019 DE - Düsseldorf - The Tube

13.01.2019 DE - Langenberg - KGB

15.01.2019 DE - Hannover - Lux

19.01.2019 DE - Bremen - Zollkantine

20.01.2019 DE - Hamburg - Nochtwache

22.01.2019 DE - Mainz - Schon Schön

23.01.2019 DE - Berlin - Musik & Frieden

24.01.2019 DE - Lübeck - Riders Café

25.01.2019 DE - Magdeburg - Moritzhof

26.01.2019 DE - Osnabrück - Kleine Freiheit

27.01.2019 DE - Darmstadt - Pädagog Theater

29.01.2019 DE - Dresden - Ostpol

31.01.2019 AT - Wien - Rhiz

01.02.2019 AT - Lembach - Musikclub

02.02.2019 DE - Nürnberg - Club Stereo

03.02.2019 DE - München - Backstage Club

04.02.2019 DE - Reutlingen - franz K.

05.02.2019 DE - Ansbach - Kammerspiele

06.02.2019 DE - Leipzig - Moritzbastei

07.02.2019 DE - Erfurt - Museumskeller

08.02.2019 DE - Ludwigshafen - Das Haus


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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FESTIVAL/802: Köln, Bonn und Hamburg - "Musik in den Häusern der Stadt", 13.-18.11.2018

Pressemitteilung: KunstSalon Köln

Festival "Musik in den Häusern der Stadt" mit 244 Musikern bei 79
Konzerten in Köln, Bonn und Hamburg

Konzerterlebnis unplugged


Köln, 8. Oktober 2018. Wer glaubt, dass sich Musiker nur nach großen
Konzertsälen sehnen, der irrt. Newcomer wie gestandene Künstler
schätzen bei ihren Auftritten vor allem auch eine dichte Atmosphäre
und die Nähe zum Publikum. Kein Wunder also, dass das Festival "Musik
in den Häusern der Stadt" alljährlich nicht nur bei den Besuchern
beliebt ist. In diesem Jahr treten vom 13. bis 18. November 244
Musiker bei 79 Konzerten an ungewöhnlichen Orten in Köln, Bonn und
Hamburg auf und versprechen wieder einmalige Erlebnisse für jeden
Geschmack - nicht zuletzt auch dank der liebevollen Betreuung der 78
Gastgeber. Der Kartenverkauf beginnt am 9. Oktober 2018 für Köln und
Bonn sowie am 16. Oktober 2018 für Hamburg.

Jedes Konzert des Festivals ist einzigartig. Dazu trägt die Vielfalt
des Programms bei, das mit Klassik, Jazz, Soul, Funk ,Pop, Blues,
Tango, Balkan, Fado, Mambo, Gypsy, Klezmer, Flamenco, Chansons,
Singer-Songwriter, Weltmusik, Crossover sowie Experimentellem und
Improvisiertem kaum einen Musikwunsch offen lässt. Mit dabei sind
Größen wie Heiner Wiberny, die Wasserfuhr-Brüder, die Band
"Sommerplatte" des diesjährigen Echo-Preisträgers Hanno Busch, Bodek
Janke mit East Drive oder das Esmé Quartett, junge Talente wie
Teilnehmer des Tonali-Preises, der Cellist Carlo Lay oder das Tobias
Haug Quartett und Neuentdeckungen wie das Vokalquartett Of Cabbages
and Kings, Corinne Bahia oder die Pianistin Josephina Lucke.

Nicht weniger attraktiv sind auch die vielen Häuser, die die Gastgeber
eigens für das Festival bereitstellen: von Wohnzimmern und Villen über
Lofts, Galerien, Manufakturen und Ladenlokale bis zu einem
Zirkusquartier, einem ehemaligen Pferdestall, einer Synagoge sowie
historischen Gebäuden. Sie alle präsentieren sich auch dank der
persönlichen Atmosphäre als ideale Bühne für einen individuellen
Konzertgenuss.

Über "Musik in den Häusern der Stadt"

"Musik in den Häusern der Stadt" des KunstSalon Köln e.V.startete mit
wenigen Konzerten und zwei Ausgaben im Jahr 1998 in Köln und
entwickelte sich schnell zu einem beliebten Kulturangebot. In der
Folgezeit organisierte der KunstSalon das Festival einmal jährlich
auch in weiteren Regionen Deutschlands. Seit 2014 sind Köln, Bonn und
Hamburg die ständigen Festivalorte. Das Festival wird ausschließlich
aus privaten Mitteln finanziert, die vor allem von den Gastgebern
sowie zahlreichen Förderern und Sponsoren stammen. Gesamtfestival- und
Programmleiterin Marie-Katrin Schnermann ist für den Standort Köln
zuständig, während Brigitte Pütz in Bonn sowie Maike Schäfer und Berit
Rapp in Hamburg verantwortlich sind.

Über den KunstSalon

Der KunstSalon e.V. in Köln ist eine Privatinitiative zur Förderung
von Kunst und Kultur. Seit 1994 setzt er sich mit zahlreichen
Projekten in den Sparten Film, Bildende Kunst, Musik, Literatur,
Theater und Bühnentanz dafür ein, Künstler und Kulturinteressierte
zusammen zu bringen. Ein Schwerpunkt ist die Nachwuchsförderung, zu
der auch Preise und Auszeichnungen wie das Villa-Aurora-Stipendium
zählen. In einem ehemaligen Fabrikloft bietet der KunstSalon
regelmäßig Konzerte, Gespräche und Sonderveranstaltungen an. Die
zahlreichen Aktivitäten werden vom Unterstützerkreis "Freunde des
KunstSalon" und der KunstSalon-Stiftung begleitet.

KARTEN zu 22/15 Euro ab 9.10.2018 unter 

http://www.kunstsalon.de/festivals/musik-in-den-haeusern-der-stadt/ 

oder 0221-93679705 (montags bis freitags von 10-13 Uhr)

Musik in den Häusern der Stadt

Ein Festival des KunstSalon Köln e.V.

13. bis 18. November 2018

Köln. Bonn. Hamburg

www.kunstsalon.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.10.2018

KunstSalon Köln

c/o PR Köln Heino Schütten

Tel. 0177 7859805

schuetten@kunstsalon.de

schuetten@pr-koeln.de
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AUSLAND/8855: Aus aller Welt - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kuala Lumpur: Anwar Ibrahim erringt Parlamentssitz

In Malaysia hat der vor fünf Monaten vorzeitig aus dem Gefängnis
entlassene langjährige Oppositionsführer Anwar Ibrahim bei einer
Nachwahl in einem Wahlkreis in der Küstenstadt Port Dickson mehr als
71 Prozent der Stimmen erhalten und damit den Sprung ins Parlament
geschafft. Ein Parlamentssitz ist die Voraussetzung dafür, daß der
frühere Finanzminister auch wieder ein Regierungsamt übernehmen kann.
Ministerpräsident Mahatir Mohamad will in ein bis zwei Jahren
zurücktreten und dann Anwar das Amt des Premiers überlassen. Der
71jährige war seit 2015 wegen homosexueller Handlungen in Haft, die
im mehrheitlich muslimischen Malaysia strafbar sind. Anwar und seine
Anhänger sahen in dem Vorwurf allerdings einen Vorwand, um ihn als
Politiker zu diskreditieren. Im Mai wurde er von König Sultan
Muhammad V. begnadigt.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8855: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei befreit Geisel und verletzt mutmaßlichen Täter schwer

Ein Spezialeinsatzkommando der Polizei hat am Montagnachmittag eine
Geiselnahme in einer Apotheke im Kölner Hauptbahnhof gewaltsam
beendet. Laut Behördenangaben konnten die Beamten die weibliche
Geisel befreien. Der mutmaßliche Täter wurde bei der Erstürmung der
Bahnhofsapotheke schwer verletzt und mußte noch vor Ort wiederbelebt
werden. Über Forderungen oder das Motiv des Mannes wurde zunächst
nichts bekannt.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8852: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dschihadistenallianz in Idlib will weiter kämpfen

Die syrische Dschihadistenallianz Hajat Tahrir al-Scham (HTS) hat
auch die zweite Frist für einen Abzug aus der geplanten
entmilitarisierten Zone in der Provinz Idlib verstreichen lassen.
Bereits am Sonntag hatte die Rebellenallianz verkündet, daß sie ihre
Waffen nicht abgeben und ihren Kampf fortsetzen werde. Laut der
Vereinbarung zwischen Rußland und der Türkei hätte der Rückzug aus
dem Gebiet bis zum Montag erfolgen müssen. Die syrische Regierung
drohte unterdessen mit einer Militäroffensive auf die letzte
Rebellenhochburg im Land. Sollten die Extremisten nicht den
vereinbarten Abzugsplan umsetzen, stünden syrische Truppen um Idlib
bereit, sagte Außenminister Walid al-Mualem am Montag.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8854: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD will Bayern-Debakel nach der Hessen-Wahl aufarbeiten

SPD-Chefin Andrea Nahles hat eine Mitverantwortung auf Bundesebene an
dem Wahldebakel ihrer Partei in Bayern eingeräumt. Wegen der
notorisch zerstrittenen Großen Koalition sei die SPD nicht mit ihren
Themen durchgedrungen, so Nahles. Wie aus einer Ankündigung von
Generalsekretär Lars Klingbeil hervorgeht, soll die Aufarbeitung des
bislang schlechtesten Ergebnisses der SPD bei einer Landtagswahl erst
nach der Hessen-Wahl erfolgen. Die Wahl zum 20. Hessischen Landtag
findet am 28. Oktober statt. Der Vorsitzende der Jungsozialisten und
Kritiker der Großen Koalition, Kevin Kühnert, schlug vor, das
Regierungsbündnis zum Ende des Jahres auf den Prüfstand zu stellen.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8853: Tragisches und Kurioses - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bahn rammt Sattelauflieger - 17 Fahrgäste leicht verletzt

In Sipplingen in Baden-Württemberg sind am Montag 17 Menschen bei
einem Zugunglück leicht verletzt worden. An einem Bahnübergang war laut
Polizeiangaben ein Lastwagen beim Rangieren mit seinem Auflieger auf
die Gleise geraten. Ein mit rund hundert Menschen besetzter
sogenannter Interregio-Express konnte nicht mehr rechtzeitig bremsen
und rammte den Sattelauflieger. Dabei wurde die Front des Zugs
stark beschädigt.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7938: Aus Forschung und Technik - 15.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Experten suchen nach Auslöser für Sojus-Absturz

Vier Tage nach dem Fehlstart der Sojus-FG-Trägerrakete begann eine
staatliche Kommission am Montag im Herstellerwerk GKZ Progress in
Samara damit, den gesamten Produktionsablauf des Nutzlastträgers zu
überprüfen. Daneben sollen auch die gefundenen Trümmer des
Havaristen, darunter auch Fragmente der ersten und zweiten
Raketenstufe, von den Experten untersucht werden. Die eingesammelten
Raketenteile werden nach Informationen der Raumfahrtbehörde Roskosmos
derzeit in einer Halle des Konzerns entsprechend ihrer ursprünglichen
Anordnung rekonstruiert.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7951: Aus aller Welt - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Obdachlosigkeit ist in Ungarn strafbar geworden

In Ungarn ist am Montag ein Gesetz in Kraft getreten, welches
Obdachlosen bei Strafe verbietet, auf Straßen oder anderen
öffentlichen Plätzen zu leben und zu übernachten. Wer innerhalb von
90 Tagen von der Polizei viermal verwarnt wurde, kann mit Gefängnis
oder bis zu sechs Monaten Arbeitsdienst bestraft werden.
Inoffiziellen Schätzungen zufolge leben in der Hauptstadt Budapest
30.000 Obdachlose. Insgesamt gibt es in Ungarn 11.000 staatliche
Notunterkünfte.

Bereits 2013 hatte die Regierung von Ministerpräsident Orbán
Obdachlose von bestimmten öffentlichen Plätzen verbannt. Im Juni
beschloß das Parlament mit großer Mehrheit das aktuell in Kraft
getretene Gesetz. Im September leitete das EU-Parlament ein
Strafverfahren gegen Ungarn unter dem Vorwurf der Verletzung von
EU-Grundwerten ein. Grundlage dafür war ein Bericht der
niederländischen Grünenabgeordneten Sargentini. Darin geht sie auch
auf den Umgang der ungarischen Behörden mit Obdachlosen ein.

15. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7910: Medizin und Gesundheitswesen - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayerisches Palliativbündnis gewinnt an Bedeutung

Die Palliativ- und Hospizversorgung gewinnt immer mehr an Bedeutung.
So ist laut Deutschem Ärzteblatt jetzt auch die Kassenärztliche
Vereinigung Bayerns (KVB) dem Bayerischen Hospiz- und
Palliativbündnis beigetreten. Das Bündnis wird vom Bayerischen
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege gefördert und ist ein
Zusammenschluß bayernweiter Träger, der sich unter anderem für ein
Rahmenkonzept der allgemeinen und spezialisierten ambulanten und
stationären Hospiz- und Palliativversorgung in Bayern einsetzt. Zudem
unterstützt das Bündnis den Aufbau einer flächendeckenden Versorgung
mit Palliative Care-Angeboten und deren Vernetzung mit vorhandenen
örtlichen Strukturen und Gegebenheiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7939: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



EU beschleunigt Sanktionen bei Chemiewaffeneinsätzen

Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich die Verhängung von Sanktionen in
Fällen von Chemiewaffeneinsätzen in Konflikten oder bei schweren
Straftaten erleichtert. Schneller als bisher sollen Konten gesperrt
oder Einreiseverbote für die EU ausgesprochen werden. Die
Strafmaßnahmen können auch auf Finanziers und Lieferanten von
Materialien für die Entwicklung von Chemiewaffen angewandt werden.
Der Rat der Europäischen Union sieht in dem Beschluß einen Teil der
Bemühungen der EU zur Bekämpfung der Verbreitung und des Einsatzes
chemischer Waffen, die eine ernste Bedrohung der internationalen
Sicherheit darstellen. Vor dem Hintergrund der steigenden Zahl von
Angriffen mit Chemiewaffen in verschiedenen Teilen der Welt
unterstütze der Beschluß das globale Verbot chemischer Waffen,
formulierten die Außenminister. Bundesaußenminister Maas ist es
wichtig, deutlich zu machen, daß so etwas wie der Giftanschlag auf
den ehemaligen russischen Agenten Skripal und seine Tochter im
britischen Salisbury nicht ungeahndet bleibt. Die Regierung in London
und verbündete Regierungen hatten Moskau für das mit dem Nervengift
Nowitschok im März durchgeführte Attentat verantwortlich gemacht. Die
russische Regierung weist den Vorwurf zurück und fordert Einsicht in
die Untersuchungsunterlagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7862: Sprache, Kunst und Medium - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Norwegische Archäologen finden Wikingerschiff aus der Eisenzeit

Bei Bodenuntersuchungen in der Nähe des riesigen Grabhügels Jellhaugen
bei der südnorwegischen Stadt Halden sind Archäologen in geringer
Tiefe auf die Überreste eines etwa 20 Meter langen Wikinger-Boots
gestoßen, das offenbar als Grab diente.

Auf die bootsförmigen Umrisse stießen die Forscher bei der Verwendung
einer Geo-Radartechnik in rund 50 Zentimeter Tiefe. Nach ersten
Erkenntnissen datieren die Archäologen den Fund auf die frühe
nordische Eisenzeit (zwischen den Jahren 500 und 1030).

Laut Deutschlandfunk Kultur entdeckten die Norweger bei ihren
Untersuchungen auch Spuren von mindestens sieben weiteren Grabhügeln
sowie fünf Langhäusern. Es soll sich um sehr vielversprechende Funde
handeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7929: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelische Soldaten erschießen Mann mit Stichwaffe

Israelische Soldaten haben an einer Straßenkreuzung im nördlichen
Westjordanland einen Mann erschossen, der einen Soldaten mit einer
Stichwaffe angreifen wollte. Das teilte die Armee am Montag mit.
Demnach wurde das palästinensische Gesundheitsministerium über den
Tod des Palästinensers unterrichtet. Soldaten wurden bei dem Vorfall
nicht verletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7943: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Grüne holen sechs Direktmandate bei Bayernwahl

Die Grünen haben bei der Landtagswahl in Bayern am Sonntag in München
fünf von neun Direktmandaten und in Würzburg ein weiteres gewonnen.
Es ist das erste Mal, daß die Partei im Freistaat ein Direktmandat
erhielt. In München-Mitte und Milbertshofen entfielen auf die
Spitzenkandidaten Ludwig Hartmann und Katharina Schulze 44
beziehungsweise 34,9 Prozent der Erststimmen. Christian Hierneis
holte in Schwabing 34,3 Prozent, Gülseren Demirel in Giesing 30,9
Prozent und Benjamin Adjei in Moosach 26,2 Prozent der Erststimmen.
Die übrigen vier Münchner Stimmbezirke Ramersdorf, Hadern,
Bogenhausen und Pasing gingen an die CSU-Politiker Generalsekretär
Markus Blume, Medien- und Digitalminister Georg Eisenreich, Robert
Brannekämper und den zweiten Münchner Bürgermeister Josef Schmid. In
Würzburg kam der Grüne Patrick Friedl auf 29,93 Prozent der
Erststimmen. Die CSU hat ihre absolute Mehrheit in Bayern verloren.
Die SPD wurde nur fünftstärkste Kraft. Freie Wähler, AfD und FDP
zogen ins Parlament ein. Die Linke muß draußenbleiben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7912: Tragisches und Kurioses - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Berliner Junge von schwerem Holzklotz erschlagen

In Berlins Märkischem Viertel ist ein achtjähriger Junge von einem
schweren Baumteil erschlagen worden, der offenbar von einer der oberen
Etagen eines 15stöckigen Hochhauses geschleudert wurde. Der Junge, der
mit einem Freund Fahrrad fahren wollte, starb noch an der
Unfallstelle. Der andere Junge kam mit einer leichten Handverletzung
davon, soll aber unter Schock stehen.

Die Spurensicherung der Polizei geht von einer gezielten Tat aus.
Momentan wird noch nach dem Balkon gesucht, von dem der etwa 40
Zentimeter hohe Birkenklotz mit rund 30 Zentimeter Durchmesser
geworfen wurde. Laut Berliner Tagesspiegel werden noch Zeugen gesucht.

Anwohner berichteten davon, daß in der Reinickendorfer Siedlung
häufiger Müll, Windeln, Wasserbomben, Möbel oder anderes aus Fenstern
oder von Balkonen geworfen werden. Vor allem Mieter mit Kindern sind
nach dem Vorfall äußerst besorgt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7940: Arbeit, Soziales und Familie - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Australische Ärzte fordern Hilfe für deportierte Flüchtlingskinder

Der australische Ärzteverband hat Premierminister Morrison in einem
von 6000 Ärzten unterzeichneten Brief aufgerufen, 80 auf der
Pazifikinsel Nauru zwangsweise untergebrachte, vielfach
traumatisierte Flüchtlingskinder ins Land zu holen, um sie behandeln
zu können. Zuvor hatte die Hilfsorganisation "Ärzte ohne Grenzen"
berichtet, viele auf Nauru untergebrachte Asylbewerber seien
selbstmordgefährdet. Viele Kinder könnten kaum noch essen, trinken
oder gehen. Die Regierung Naurus hatte "Ärzte ohne Grenzen" letzte
Woche von der Insel verwiesen.

Australien läßt seit fünf Jahren keine Flüchtlingsboote mehr ins
Land, sondern fängt sie auf hoher See ab, um sie unter anderem nach
Nauru zu deportieren. Dort werden die Menschen in Lagern
untergebracht, die von Australien finanziert werden. Die 21
Quadratkilometer große Insel Nauru liegt rund 3000 Kilometer
nordöstlich von Australien und hat rund 13.000 Einwohner. Rund 900
Bootsflüchtlinge leben dort zum Teil seit fünf Jahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7921: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel: Bundesbürger würden Lebensstil ändern

Den Bundesbürgern liegt der Umweltschutz am Herzen. Das ergab laut
afp eine Umfrage, die das Forschungsinstitut Emnid im Auftrag von
"Bild am Sonntag" durchgeführt hatte. Nach dieser sind 81 Prozent der
Befragten zu einem bescheideneren Lebensstil bereit, wenn sie dadurch
einen Beitrag zur Begrenzung der Erderwärmung leisten können. 84
Prozent würden dafür vermehrt regionale und saisonale Lebensmittel
kaufen. 70 Prozent würden ältere Haushaltsgeräte durch
umweltfreundlichere Produkte tauschen. Und 67 Prozent wären zu einer
begrenzten Nutzung des eigenen Autos und statt dessen mehr Fahrten mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln und dem Fahrrad bereit. Ganz auf
Flugreisen verzichten würden 64 Prozent. Einen Wechsel zu Ökostrom,
auch wenn dieser teurer ist, zogen 63 Prozent in Erwägung. Und 62
Prozent können sich vorstellen, im Winter selbst dann weniger zu
heizen, wenn darunter die eigene Befindlichkeit leiden würde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7928: Märkte und Finanzen - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Sears beantragt Gläubigerschutz

Das hochverschuldete Handelsunternehmen Sears hat in New York
Insolvenzantrag gestellt und Gläubigerschutz beantragt. Damit ist der
Konzern zunächst vor den Forderungen seiner Gläubiger geschützt und
kann den Geschäftsbetrieb fortsetzen. Nach eigenen Angaben wird Sears
mit den Kreditgebern über die weitere Finanzierung verhandeln.

Das vor 125 Jahren gegründete Versandhaus war zum größten
Einzelhändler der USA aufgestiegen, bis es in den 1990er Jahren durch
Walmart von dieser Position verdrängt wurde. Seit 2011 schreibt Sears
nur noch Verluste. Viele Kunden hat das Unternehmen an den
Versandhandel verloren. Im vergangenen Jahr beantragte Sears
Gläubigerschutz in Kanada. Die dortige Gesellschaft wurde vollständig
abgewickelt, und rund 12 000 Mitarbeiter verloren ihren Job.

Am Konzernsitz in Hoffman Estates im US-Bundesstaat Illinois hieß es,
man wolle künftig mit einer deutlich kleineren Organisation wieder
profitabel werden. Knapp 190 Filialen sollen im laufenden Jahr
geschlossen werden. Weitere Zehntausende von Arbeitsplätzen bei Sears
sind gefährdet. Gehälter sollen den verbleibenden Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen wie bisher gezahlt werden.

15. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7944: Aus Forschung und Technik - 15.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Microsoft verlängert Support für Windows 10 um ein Jahr

Gerade erst hatte Microsoft angekündigt, für die mobile Version von
Windows 10 keine Sicherheits-Updates mehr anzubieten, da macht das
Unternehmen eine 180°-Kehrtwende und verlängert laut winfuture.de
die Unterstützung noch einmal um ein Jahr. Damit kann man bis zum 9.
Oktober 2019 Sicherheits-Updates für sein Smartphone herunterladen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1580: Tropische Nachtfalter sind in den Bergen größer (idw)

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 12.10.2018

Tropische Nachtfalter sind in den Bergen größer

Neue Studie in Biodiversitäts-Hotspot hat den Zusammenhang zwischen der
Größe von tropischen Schmetterlingen und ihrer Höhenverbreitung untersucht



Mehr als 19.000 Falter von 1.100 Arten haben Jenaer Wissenschaftler
zusammen mit Kollegen aus Marburg und Connecticut/USA vermessen. Sie
wollten herausfinden, ob sich die Größe von tropischen Schmetterlingen mit
der Meereshöhe ändert. "Die Körpergröße spielt eine zentrale Rolle in der
Ökologie und Evolution von Organismen", erläutert Dr. Gunnar Brehm von der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. Er ist Hauptautor der neuen Studie,
die soeben online erschienen ist.

Es gilt die Temperatur-Größen-Regel

"Der umfangreiche Datensatz aus einem Hotspot der Artenvielfalt setzt neue
Maßstäbe, denn nie zuvor hat es eine Studie mit so vielen Arten entlang
eines kompletten Gradienten gegeben - vom atlantischen Tieflandregenwald
bis hinauf auf die Spitze eines Vulkans in Costa Rica", sagt Brehm. Die
Wissenschaftler konnten bei ihren Messungen eindeutige Muster erkennen:
Die Tiere zweier extrem artenreicher Familien (Bärenspinner/Arctiinae und
Spanner/Geometridae) werden mit der Höhe signifikant größer. Dies
entspricht den Erwartungen der sog. "Bergmann-Regel". Diese wurde aber
ursprünglich nur für Vögel und Säugetiere aufgestellt - für wechselwarme
Tiere wie Insekten ist die Situation anders. "Wir hatten eigentlich
vermutet, dass die Tiere mit der Höhe kleiner werden. Mit einer geringeren
Traglast könnten die Falter beim Fliegen besser mit der dünneren Luft
zurechtkommen", sagt der Jenaer Zoologe. "Tatsächlich nimmt die Traglast
aber sogar deutlich zu. Außerdem sind Ökosysteme mit zunehmender Höhe
immer weniger produktiv, was kleine Arten begünstigen sollte". Andere
Faktoren spielen offenbar eine stärkere Rolle: Die "Temperatur-Größen-Regel"
sagt voraus, dass Tiere sich bei tieferen Temperaturen zu größeren
Individuen entwickeln. Die Forscher konnten den Trend nicht nur bei
unterschiedlichen Arten, sondern auch innerhalb der Arten nachweisen.

Mit den neuen Daten ist eine Grundlage für experimentelle Ansätze
geschaffen worden, um funktionelle Zusammenhänge auch in komplexen und
artenreichen Ökosystemen besser zu verstehen - insbesondere im Zeichen
globaler Erhitzung.


Originalpublikation:

Gunnar Brehm, Dirk Zeuss, Robert K. Colwell:

Moth body size increases with elevation along a complete tropical
elevational gradient for two hyperdiverse clades",

Ecography Early View pages / Wiley Online,

doi: 10.1111/ecog.03917.

Weitere Informationen unter:
http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/ecog.03917/abstract

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 12.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1579: Lebten Vorfahren der Säugetiere unterirdisch? (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 12.10.2018

Lebten Vorfahren der Säugetiere unterirdisch?



Die im Sonnenlicht enthaltene UV-Strahlung kann Zellen und Erbsubstanz
schädigen. Die Natur hat daher für einige Reparatursysteme gesorgt, ein
besonders effizientes wird durch Licht gesteuert. Es ist ein altes System,
das sich im Laufe der Evolution kaum geändert hat. Nahezu alle Organismen
verfügen darüber. Nur den höheren Säugetieren, und damit auch dem
Menschen, fehlt dieses lichtinduzierte Reparatursystem. Sie schützen sich
mit einem weit weniger effizienten Mechanismus. Warum, ist bis heute
unklar. Einem Team des KIT ist es nun in einem internationalen
Forschungsprojekt gelungen, einige Antworten zu geben. Die Ergebnisse
veröffentlicht es in Current Biology (10.1016/j.cub.2018.08.039).




[image: Bild: © Andrea Margutti, Universität Ferrara/Italien]

Der blinde Höhlenfisch Phreatichthys andruzzii lebt seit vielen
Millionen Jahren unterhalb der somalischen Wüste in wassergefüllten
Felsspalten - völlig isoliert und im vollkommenen Dunkel.

Bild: © Andrea Margutti, Universität Ferrara/Italien



In der Erbsubstanz steckt die Bauanleitung für sämtliches Leben und alle
biologischen Funktionen, zugleich ist sie anfällig für schädigende
Einflüsse. Diese können durch Fehler bei der Vervielfältigung, aber auch
durch externe Faktoren, etwa Strahlung oder toxische Substanzen, ausgelöst
werden. Die Natur schützt sich dagegen von jeher mit Reparatursystemen.
Eines der wichtigsten und effizientesten ist die sogenannte
Photoreaktivierung. Durch sichtbares Licht werden dabei spezielle Enzyme,
sogenannte Photolyasen, aktiviert, die schädigende Veränderungen der
Erbsubstanz rückgängig machen. Von Pflanzen über Einzeller, Pilze und
Bakterien bis hin zu fast allen Tierarten verfügen Organismen über ein
fast identisches System der Photoreaktivierung. Lediglich höheren
Säugetieren fehlt es. Diese evolutionäre Auffälligkeit verbindet sie mit
einem seltenen Höhlenbewohner: Der blinde Höhlenfisch Phreatichthys
andruzzii ist eine Besonderheit, denn er lebt seit vielen Millionen Jahren
unterhalb der somalischen Wüste in wassergefüllten Felsspalten - völlig
isoliert und im vollkommenen Dunkel. Untersuchungen an dem Fisch ergaben,
dass neben einigen anderen ungewöhnlichen Veränderungen auch dieses
Reparatursystem für die Erbsubstanz defekt ist.

Der Evolution bei der Arbeit zusehen

Gemeinsam mit Professor Tilman Lamparter vom Institut für Botanik des KIT
und Professor Cristiano Bertolucci von der Universität Ferrara, Italien,
untersuchten die Forschenden des Instituts für Toxikologie und Genetik
(ITG) des KIT in einer mehrjährigen internationalen Zusammenarbeit die
Genetik dieses DNA-Reparatursystems in Höhlenfischen und verglichen es mit
dem von Zebrafischen. Dazu bestrahlten sie Zellen der Fische mit UV-Licht
und untersuchten deren Fähigkeit zur DNA-Reparatur. "Wir konnten
nachweisen, dass bei den Höhlenfischen, im Unterschied zu den
Zebrafischen, dieses System nicht mehr richtig funktioniert. Die
betroffenen Gene sind stark verändert und auch die Art, wie diese Gene
durch Licht reguliert werden, ist abnormal", so Professor Nicholas Foulkes
vom ITG. "Zum ersten Mal können wir der Evolution gewissermaßen bei der
Arbeit zusehen, denn die Ergebnisse geben uns Hinweise, wie sich diese
Reparatursysteme unter besonderen Bedingungen im Laufe der Jahrmillionen
verändert haben können", so Foulkes. Das wiederum könnte darauf deuten,
warum Säugetiere diesen Schutzmechanismus nicht mehr besitzen. "Wir
glauben, dass wir hier die ersten Schritte eines Veränderungsprozesses
beobachten, wie er sich bei den Vorfahren der höheren Säugetiere während
des Mesozoikums abgespielt haben könnte", berichtet der Forscher. Das
Erdzeitalter Mesozoikum begann vor etwa 250 Millionen Jahren und endete
vor ungefähr 65 Millionen Jahren. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler schlussfolgern daraus, dass diese Säugetier-Vorfahren im
Laufe der Evolution unter der Erde gelebt und als Ergebnis von
Jahrmillionen in Dunkelheit ihr DNA-Reparatursystem verloren haben
könnten.

Was sind die Schlüsselgene für UV-Schäden?

Insgesamt, so Foulkes, brächten die Erkenntnisse ein besseres Verständnis
über die Biologie dieser Reparatursysteme. "Je mehr wir darüber lernen,
desto eher können wir diese Erkenntnisse in einem medizinischen Kontext
anwenden", führt er weiter aus. Die negativen gesundheitlichen Folgen
übermäßiger Sonnenlichtexposition seien ein wichtiges Gesundheitsthema.
"Wir verstehen aber noch nicht vollständig, welche Mechanismen daran
beteiligt sind und welches die Schlüsselgene für die DNA-Schäden sind. Sie
könnten wichtige Marker und vielleicht auch Ziele für therapeutische
Ansätze sein, um UV-Schäden zu behandeln", hofft Foulkes.


Warum Fische Fett vertragen

Phreatichthys andruzzii weist noch weitere für die Forschung interessante
Besonderheiten auf. Wie viele andere Höhlentiere auch, ist der Somalische
Höhlenfisch äußerst langlebig und hat eine besondere Zellregulation,
welche die Entstehung von Krebs verhindert. Außerdem verfügt er über eine
ungewöhnlich niedrige Stoffwechselrate. Höhlenfische überdauern längere
Perioden ohne Nahrung, indem sie äußerst effizient Fett speichern. "Wie
überleben sie ohne negative Folgen mit so viel Fett im Körper?", fragt
Nicholas Foulkes und hofft, durch ein besseres Verständnis dieses
außergewöhnlichen Stoffwechsels langfristig wichtige Erkenntnisse für den
menschlichen Körper erzielen zu können.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.


Originalpublikation:

Haiyu Zhao, Giuseppe Di Mauro, Sebastian Lungu-Mitea, Pietro Negrini,
Andrea Maria Guarino, Elena Frigato, Thomas Braunbeck, Hongju Ma, Tilman
Lamparter, Daniela Vallone, Cristiano Bertolucci
and Nicholas S. Foulkes:

Modulation of DNA repair systems in blind cavefish during evolution in
constant darkness, Current Biology

Abstract online unter:

https://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)31123-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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FORSCHUNG/1543: Materiezustände durch Licht verändern (idw)

Universität Hamburg - 12.10.2018

Materiezustände durch Licht verändern

Forscherinnen und Forscher der Universität Hamburg stören die kristalline
Ordnung



Physikerinnen und Physikern der Universität Hamburg ist es gelungen,
mithilfe von Laserpulsen die Ordnung von Quantenmaterie so zu stören, dass
ein spezieller Zustand - die sogenannte Suprafluidität - hergestellt
werden konnte. Diese Arbeit wurde in der aktuellen Ausgabe von "Physical
Review Letters" veröffentlicht und eröffnet völlig neue Möglichkeiten für
die Erzeugung von Materialzuständen mit gewünschten Eigenschaften, aber
auch für die lichtinduzierte Supraleitung.




[image: Bild: © UHH/Mathey group]

Durch die Bestrahlung der Quantenmaterie mit Licht, das in seiner
Frequenz variiert, wird die die kristalline Ordnung unterdrückt
unterdrückt und ein Suprafluid entsteht.

Bild: © UHH/Mathey group



Wenn man Wasser in einen Gefrierschrank stellt, kristallisieren die
Wassermoleküle und bilden Eis. Diese Änderung von einer Phase der Materie
in eine andere wird als Phasenübergang bezeichnet. Manchmal möchte man
diesen Vorgang kontrolliert beeinflussen, um zum Beispiel erfrischendes
Slushy-Eis herzustellen - ein Gemisch aus einer festen und einer flüssigen
Phase.

Bei Quantenmaterie sind Phasenübergänge komplizierter. Quantenmaterie sind
Stoffe, in denen das quantenmechanische Verhalten der Bestandteile, zum
Beispiel der Wellencharakter der Elektronenbewegung, überwiegt. Auch die
Aggregatszustände sind besonders: Unter bestimmten Einflüssen bildet sich
ein sogenanntes Suprafluid, bei dem jede innere Reibung verloren geht und
dafür eine hohe Wärmeleitfähigkeit vorhanden ist.

Bisher war die Entstehung von Suprafluid nicht extern steuerbar, doch
einem Team von Physikerinnen und Physikern um Prof. Dr. Ludwig Mathey und
Prof. Dr. Andreas Hemmerich von der Universität Hamburg ist es nun
gelungen, die kristalline Ordnung erfolgreich zu stören. Während bei einer
Slushy-Eismaschine rotierende Klingen dafür sorgen, dass die
Wassermoleküle nicht kristallisieren und ein fester Eisblock entsteht, hat
das Team Licht eingesetzt, um zu verhindern, dass die Kristalle im
Quantensystem die für sie typische Ordnung einnehmen.

Die Forscherinnen und Forscher brachten eine Gaswolke aus kalten Atomen
zwischen zwei hochreflektierenden Spiegeln ein. Ein externer
Pumplaserstrahl wurde auf die Atomwolke gerichtet, wobei das Licht in
einer bestimmten Frequenz schwang, um die kristalline Ordnung in
kontrollierter Weise zu stören. Physikerinnen und Physiker benutzen den
Begriff "Drive", um diese Art von periodischen Änderungen zu beschreiben.

Ähnlich wie Wasser seine Phase von Flüssigkeit zu Eis ändern kann, zeigt
dieses Licht-Materie-System einen Phasenübergang, einen Quantenübergang.
Wenn die Intensität des Strahls stark genug ist, organisieren sich die
ungeordneten Atome aus der Gasphase normalerweise spontan in einem
kristallinen Schachbrettmuster. Diese Selbstorganisation verhindert die
Entstehung eines Suprafluids, die durch die kristalline Ordnung
unterdrückt wird. Die Forscherinnen und Forscher zeigten, dass man mit
etwas "Drive" - also einer gezielten Variation der Frequenz - die Balance
zugunsten der Suprafluidphase kippen kann.

"Wir beobachten in unseren Computersimulationen, dass eine periodische
Modulation der Pumpintensität die dominierende selbstorganisierte Phase
destabilisieren kann", erklärt Hauptautor Jayson Cosme von der Laserphysik
der Universität Hamburg. "Dadurch kann die zuvor instabile homogene Phase
wieder aufsteigen und das Suprafluid entsteht. Es ist lichtinduzierte
Suprafluidität." Ko-Autor Andreas Hemmerich ergänzt: "Man könnte erwarten,
dass sich das System einfach nur erwärmt, wenn wir es schütteln. Es war
faszinierend, eine deutliche Signatur des Suprafluids zu beobachten."

Das Prinzip, durch gezielten Einsatz von Licht eine Phase zu verstärken
oder zu unterdrücken, wurde bereits in vielen Bereichen der Physik
angewandt, etwa bei sogenannten Supraleitern. "Wir haben diese Art der
Lichtsteuerung der Suprafluidität vorgeschlagen, um das Prinzip zu
demonstrieren, das für die lichtinduzierte Supraleitung angenommen wird",
erklärt Ludwig Mathey. Mit diesem Befund wird ein neues Kapitel der
Festkörperphysik eröffnet, in dem Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
nicht nur Gleichgewichtseigenschaften von Materie messen, sondern über
Lichtsteuerung einen Zustand mit gewünschten Eigenschaften erzeugen
können.


Publikation:

Dynamical Control of Order in a Cavity-BEC System,

J. G. Cosme, C. Georges, A. Hemmerich, and L. Mathey,

Phys. Rev. Lett. 121, 153001 (2018).

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.121.153001
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MELDUNG/803: Neuartiger topologischer Isolator (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 11.10.2018

Neuartiger topologischer Isolator



Erstmals haben Physiker einen topologischen Isolator gebaut, in dem nicht
Elektronen oder Licht fließen, sondern Teilchen aus Licht und Materie.
Ihre Neuerung präsentieren sie in "Nature".

Topologische Isolatoren sind Materialien mit sehr speziellen
Eigenschaften. Sie leiten elektrischen Strom oder Lichtteilchen nur an
ihrer Oberfläche oder an ihren Kanten weiter, nicht aber in ihrem Inneren.
Dieses ungewöhnliche Verhalten könnte einmal zu technischen Innovationen
führen, und darum werden topologische Isolatoren seit einigen Jahren
weltweit intensiv erforscht.

Eine Neuerung stellen nun Physiker der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg (JMU) jetzt mit Fachkollegen vom Technion in Haifa (Israel) und
Singapur in der Zeitschrift "Nature" vor. Das Team hat erstmals einen
topologischen Isolator realisiert, an dessen Kanten sich 
Exziton-Polaritonen fortbewegen. Vereinfacht gesagt sind das Teilchen, 
in denen Licht und Materie (Photonen und Elektronen) eng aneinander 
gekoppelt sind.

Neuheit birgt doppeltes Potenzial

In einem derartigen topologischen Isolator steckt doppeltes Potenzial,
erklärt Professor Sven Höfling, Inhaber des Lehrstuhls für Technische
Physik an der JMU: "Man könnte ihn sowohl für schaltbare elektronische
Systeme als auch für Laser-Anwendungen nutzen." Mit den bislang
realisierten topologischen Isolatoren, die entweder auf Elektronen oder
Lichtteilchen basieren, wäre jeweils nur eine Anwendung möglich.

Dr. Sebastian Klembt, Leiter einer Arbeitsgruppe an Höflings Lehrstuhl,
war federführend bei diesem Projekt. Er beschreibt weitere Details: Der
neuartige topologische Isolator wurde auf einen Mikrochip gebaut und
besteht im Wesentlichen aus dem Verbindungshalbleiter Gallium-Arsenid. Er
besitzt eine Honigwaben-Struktur und ist aus vielen kleinen Säulen
aufgebaut. Dabei hat jede Säule einen Durchmesser von zwei Mikrometern
(zwei Millionstel Meter).

Transportrichtung ist kontrollierbar

Wird diese Mikrostruktur mit Laserlicht angeregt, entstehen darin
Licht-Materie-Teilchen, und zwar ausschließlich an den Kanten. Die Teilchen
wandern dann an den Kanten entlang, auch um die Ecken herum, und das
relativ verlustarm. "Mit einem Magnetfeld können wir die Transportrichtung
der Teilchen kontrollieren und auch umkehren", sagt Klembt.

Ein fein ausgeklügeltes System also, das in anwendungsnahen Dimensionen -
auf einem Mikrochip - funktioniert und in dem man Licht kontrollieren
kann. Das ist normalerweise nicht so einfach möglich: Reine Lichtteilchen
besitzen keine elektrische Ladung und lassen sich darum nicht ohne
weiteres mit elektrischen oder magnetischen Feldern steuern. Mit dem neuen
topologischen Isolator aus Würzburg aber geht das - Licht lässt sich damit
sozusagen auch "um die Ecke schicken".

JMU und Technion: Hochburgen für topologische Isolatoren

Dieser Forschungserfolg des Höfling-Teams zeigt erneut, dass das
Physikalische Institut der JMU eine Hochburg für topologische Isolatoren
ist. Der Würzburger Physikprofessor Laurens Molenkamp war 2007 der Pionier,
der weltweit erstmals einen topologischen Isolator experimentell
realisierte. Ihre herausragende Kompetenz auf diesem Feld bekamen die
JMU-Physiker zuletzt im September 2018 bescheinigt: Im bundesweiten
Wettbewerb "Exzellenzstrategie" erhielten sie zusammen mit der TU Dresden
den Zuschlag für den Exzellenzcluster "Komplexität und Topologie in
Quantenmaterialien".

Die Wissenschaftler vom Technion in Israel steuern hier ergänzendes
Fachwissen bei. Die Gruppe von Mordechai (Moti) Segev hat 2013 den ersten
photonischen topologischen Isolator präsentiert und damit das Feld der
Topologischen Photonik begründet. Mit vereinter Expertise haben beide
Gruppen nun den ersten "symbiotischen" topologischen Isolator auf
Licht-Materie-Basis realisiert. Diese grundlegende Entdeckung könnten die
Türen für spannende Anwendungen in der Optoelektronik öffnen.


Originalpublikation:

"Exciton-polariton topological insulator",

S. Klembt, T. H. Harder, O. A. Egorov, K. Winkler, R. Ge, M. A. Bandres,
M. Emmerling, L. Worschech, T. C. H. Liew, M. Segev, C. Schneider
& S. Höfling,

Nature, 8. Oktober 2018,

DOI 10.1038/s41586-018-0601-5
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AUSSEN/2092: Der Fall Khashoggi - Ehrkäsige Saudis bringen Bundesregierung zum Schweigen



Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018

Der Fall Khashoggi - Ehrkäsige Saudis bringen Bundesregierung zum Schweigen

 
Zu den aktuellen Entwicklungen im Fall des verschwundenen saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:
 
Es ist erschreckend, mit welcher Zurückhaltung die Bundesregierung fast eine Woche lang gegenüber der saudischen Golfmonarchie aufgetreten ist. Die heutige Reaktion greift bei weitem zu kurz. Der Fall Khashoggi zeigt deutlich, warum Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien verantwortungslos sind: die aggressive Politik des Königshauses nach innen und nach außen wirkt destabilisierend.
 
Es ist zwar eine gute Nachricht, dass der saudische Botschafter wieder in Berlin eingetroffen ist. Aber: Die Bundesregierung darf gegenüber Riad nicht duckmäuserisch agieren oder ihre eigenen Werte verleugnen. Dazu gehört auch Heiko Maas' Relativierung der berechtigten Kritik von Sigmar Gabriel als "Missverständnis". Es kann nicht sein, dass Deutschland bei der Verteidigung von Journalisten sogar hinter dem Saudi-Freund Donald Trump zurückfällt.
 
Dass Saudi-Arabien selbst auf milde Kritik mitunter sehr scharf reagieren kann, haben unsere kanadischen Partner bereits erfahren. Die Bundesregierung hat sie in dieser schwierigen Lage im Stich gelassen. Es kann aber nicht sein, dass die Ehrkäsigkeit des Königshauses der Maßstab für die Politik der Bundesregierung ist.

 * 
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GESUNDHEIT/1015: Eine bedarfsgerechte Versorgung für alle Bevölkerungsgruppen sicherstellen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Oktober 2018 

Eine bedarfsgerechte Versorgung für alle Bevölkerungsgruppen sicherstellen



Zur Vorstellung des "Gutachtens zur Weiterentwicklung der Bedarfsplanung" erklären Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung und Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Mit dem vom Gemeinsamen Bundesausschuss in Auftrag gegebenen und heute vorgestellten Gutachten zur Weiterentwicklung der Bedarfsplanung, gibt es nun eine neue wissenschaftlich fundierte Grundlage für einen einheitlichen Rahmen zur Bestimmung des Versorgungsbedarfs und die dafür notwendigen ärztlichen und psychotherapeutischen Kapazitäten in den verschiedenen Regionen.

Die Weiterentwicklung der Bedarfsplanung ist längst überfällig. Gut, dass mit dem Gutachten nun konkrete Vorschläge vorliegen, wie flächendeckend eine wohnortnahe und bedarfsgerechte Versorgung erreicht werden kann. Vor allem in strukturschwachen und ländlichen Regionen benötigen wir endlich eine Versorgungsplanung, die den Zugang für die dort lebenden Menschen zur ärztlichen und psychotherapeutischen Versorgung maßgeblich verbessert.

Das vorgeschlagene Gravitationsmodell als neues Planungskonzept zur Ermittlung der Verhältniszahlen, kann ein Schritt zu einer besseren Versorgung in bisher unterversorgten Gebieten sein. Auch konkrete Vorschläge, wie beispielsweise die Empfehlung, dass regionale Planer zukünftig den Sonderbedarf auch ohne vorherigen Antrag eines Leistungserbringers prüfen und gegebenenfalls aktiv ausschreiben können, sind ein wichtiger Schritt in Richtung Gesundheitsregionen.

Wichtig ist nun, dass das Gutachten, auf das alle so lange gewartet haben, jetzt nicht einfach bei den Beteiligten in der Schublade verschwindet. Wir erwarten, dass der Gemeinsame Bundesausschuss die Empfehlungen des Gutachtens ernst nimmt und sich den Versorgungslücken insbesondere im ländlichen und strukturschwachen Raum annimmt. Dazu gehört auch, dass die im Gutachten neu berechneten Verhältniszahlen vor allem in den unterversorgten Gebieten auch Berücksichtigung finden. Versorgungsplanung darf nicht wieder zum Teppichhandel werden, wo Leistungserbringer und Kostenträger einen kleinstmöglichen Kompromiss treffen, dabei aber das eigentliche Ziel verfehlen, nämlich die bedarfsgerechte Versorgung für alle Bevölkerungsgruppen sicherzustellen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2830: Verflixt und zugenäht - Textilbündnis weiter wirkungslos

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Oktober 2018 

Verflixt und zugenäht - Textilbündnis weiter wirkungslos



Zum vierjährigen Bestehen des Textilbündnisses erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Jahr für Jahr warten wir darauf, dass das Textilbündnis endlich Fahrt aufnimmt. Passiert ist bislang wenig. Während die Zivilgesellschaft weiter versucht Verbesserungen zu erreichen verschleppen vor allem die Unternehmen den Prozess. Minister Müller hält weiter seine schützende Hand über eine politische Fata Morgana. Dabei weiß Müller ganz genau, dass das Textilbündnis für die Näherinnen und Näher in den Produktionsländern keinerlei Verbesserungen erzielt hat.

Es bleibt der fade Beigeschmack, dass das Bündnis mehr PR-Zwecken dient, als wirkliche Verbesserungen zu erzielen. Das Bündnis hat die selbstgesteckten Ziele bis heute nicht erreicht und es ist auch nicht abzusehen, wie es in den nächsten Jahren erfolgreich sein könnte. Müllers Ankündigung bis zum Ende des Jahres einen Grünen Knopf präsentieren zu wollen, wird von den Bündnismitgliedern sowie externen Expertinnen und Experten ins Reich der Fabeln verwiesen und als völlig unsinnig angesehen.

Ironischer Weise hat sich sowohl in Brüssel als auch am Kabinettstisch gezeigt, dass Bündnisse ohnehin nicht Müllers Stärke sind. Von der versprochenen europäischen Ausrichtung des Bündnisses ist nichts zu sehen. Und sowohl beim Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte, als auch bei den Verhandlungen über ein verbindliches UN-Abkommen zum Menschenrechtsschutz in der globalen Wirtschaft, untergräbt die Bundesregierung sämtliche Bemühungen, die Arbeitsbedingungen in den internationalen Lieferketten zu verbessern.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/1775: Mit Jobs und wirtschaftlichen Perspektiven Hunger ganz beseitigen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Oktober 2018

Mit Jobs und wirtschaftlichen Perspektiven Hunger ganz
beseitigen

Der Welternährungstag erinnert an eine der größten Aufgaben der
Menschheit



Der Welternährungstag findet jedes Jahr am 16. Oktober statt. Er soll
darauf aufmerksam machen, dass weltweit Millionen Menschen an Hunger
leiden. Dazu erklärt der entwicklungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Volkmar Klein:

"Die gute Nachricht zuerst: Die Zahl der Menschen, die an Hunger
leiden, ging im vergangenen Jahr zurück. Etwa 37 Millionen Menschen
konnten sich aus der Hungermisere befreien. In den zurückliegenden
zehn Jahren sank die Zahl der Hungernden um rund 100 Millionen
Menschen. Seit 1990 haben 63 Entwicklungsländer die Zahl der
Menschen, die an Mangelernährung leiden, halbiert.

Die Schattenseite: Noch immer gehen rund 805 Millionen Menschen auf
der Welt jeden Abend hungrig schlafen. Über zwei Milliarden Mütter,
Väter und Kinder sind so unterernährt, dass sie jeglicher
Daseinsperspektiven beraubt sind. Vor allem die Kinder werden ihr
körperliches und geistiges Potenzial nie ausschöpfen. Jeder
Grippevirus kann sie das Leben kosten.

Deshalb bleibt Entwicklungspolitik eine wichtige Aufgabe.
Arbeitsplätze schaffen bietet die beste Gewähr für sicheres und
selbstbestimmtes Leben in den Krisenregionen. Hunger können wir
kurzfristig mit Lebensmittelhilfe lindern. Langfristig muss in den
betroffenen Ländern die Wirtschaft in Gang kommen. Arbeit und
Einkommen schützen und stabilisieren den Einzelnen, aber auch die
Familien und die Gesellschaften insgesamt. Auskömmliche
Lebensbedingungen sind auch die beste Voraussetzung dafür, dass
Menschen ihre Heimat nicht verlassen müssen."

 * 
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BILDUNG/1007: Bildung ohne Grenzen für Europäerinnen und Europäer möglich machen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Oktober 2018

Bildung ohne Grenzen für Europäerinnen und Europäer möglich
machen

Europäische Zusammenarbeit in der Bildung soll gestärkt werden



Am gestrigen Donnerstag, 11. Oktober 2018, hat der Deutsche Bundestag
den Koalitionsantrag "Mobilität, Hochschulnetzwerke und
Digitalisierung - Die Zukunft eines innovativen, qualitativ
hochwertigen europäischen Bildungsraums" beschlossen. Hierzu erklären
der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion
im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und die zuständige
Berichterstatterin, Katrin Staffler:

Albert Rupprecht: "Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben
sich im vergangenen Jahr darauf verständigt, einen europäischen
Bildungsraum bis 2025 einzurichten. Mit dem Antrag der Koalition
treiben wir dies entschieden voran. Wir definieren Maßnahmen, die
wichtige Impulse für die Umsetzung des europäischen Bildungsraums
geben. Damit setzen wir ein Zeichen für eine starke europäische
Zusammenarbeit in der Bildung. Die Schaffung des europäischen
Bildungsraums wird zugleich die Qualität und Wettbewerbsfähigkeit des
deutschen Bildungssystems steigern."

Katrin Staffler: "Dass jeder Europäer überall in der EU lernen,
studieren oder forschen kann, ohne von Grenzen behindert zu werden,
muss nicht nur ein schöner Traum bleiben, sondern bald Realität für
alle werden - dafür steht der europäische Bildungsraum. Konkret
bedeutet dies, dass wir gemeinsam daran arbeiten, Mobilität im
Bildungsbereich innerhalb der EU weiter zu verbessern und europäische
Bildungseinrichtungen stärker zu vernetzen, wobei wir auch die
Chancen der Digitalisierung nutzen. Vor diesem Hintergrund müssen die
Mittel für das Nachfolgeprogramm von Erasmus+ als erfolgreichstes
Austauschprogramm der EU entsprechend erhöht werden. Besonders
wichtig ist für die CDU/CSU-Fraktion, dass die Bereiche lebenslanges
Lernen, Erwachsenenbildung und beruflichen Bildung ebenfalls stärker
finanziell gefördert werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/893: Sinkende Zahl von BAföG-Empfängerinnen und -Empfängern ist ein Armutszeugnis

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Oktober 2018

Sinkende Zahl von BAföG-Empfängerinnen und -Empfängern ist ein Armutszeugnis



"Die Zahl der Studierenden steigt und steigt und mit ihr die Zahl all jener, die ihr Studium nur durch erhebliche Arbeit oder Verschuldung finanzieren können auch. Die Resultate sind Verarmung, verlängerte oder gar abgebrochene Studienzeiten und Depressionserkrankungen", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die aktuelle Entwicklung der BAföG-Zahlen. Gohlke weiter:

"Es ist eine Fehlentwicklung, wenn die Zahl der Studierenden zwar jedes Semester steigt, die Zahl derjenigen, die BAföG empfangen, jedoch kontinuierlich sinkt. Nur noch ein Sechstel aller Studierenden erhält heute Leistungen nach dem BAföG. Im Gegensatz dazu müssen rund 70 Prozent der Studierenden einer Erwerbstätigkeit nachgehen, um ihre Lebenshaltungskosten überhaupt zahlen zu können. Die Mehrheit der Studierenden ist aufgrund dieser Entwicklung gezwungen, ein Leben unterhalb der Armutsgrenze zu führen.

Der freie Zugang zu Bildung ist ein Menschenrecht, der nicht aufgrund des finanziellen Status des Elternhauses be- oder verhindert werden darf.

DIE LINKE fordert daher seit Langem eine grundlegende, strukturelle Reform des BAföG, damit die Förderung wirklich den Lebensunterhalt deckt und die volle Konzentration auf das Studium ermöglicht. Dazu gehört vor allem, dass BAföG als bedarfsgerechter Vollzuschuss gewährt und die Wohnpauschale vor dem Hintergrund explodierender Mieten deutlich angehoben und den örtlichen Mietniveaus angepasst wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/892: Katja Kipping zur Höhe von Bafög

DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. Oktober 2018

Katja Kipping zur Höhe von Bafög



Das Deutsche Studentenwerk fordert zu Semesterbeginn, dass mehr Studenten in Deutschland Bafög erhalten. Folgendes Statement der Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, zu Ihrer freien Verwendung:

"Studieren darf kein Luxus sein. Wer eine Förderung erhält, kann mit dem schmalen Beitragssatz oft nicht die Miete für ein Zimmer in einer Universitätsstadt bezahlen. Explodierende Mieten stehen einem Bafög-Höchstsatz gegenüber, der weit unter dem von Hartz IV liegt. Die schwarz-rote Bundesregierung trödelt bei der Erhöhung des Bafögs und versäumt es, jungen Menschen unabhängig vom Kontostand ihrer Eltern ein Studium zu ermöglichen. Freien Zugang zum Studium gibt es nur für Kinder reicher Eltern. Wir brauchen ein elternunabhängiges Bafög in ausreichender Höhe und eine Anpassung der Wohnpauschale an das örtliche Mietniveau. Notwendig ist aber auch, den öffentlichen Wohnungsbau auszuweiten und den Mietenwahnsinn zu beenden."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/647: Kosten für Energiewende endlich gerecht verteilen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Oktober 2018

Kosten für Energiewende endlich gerecht verteilen



"Die Ökostromumlage der privaten Haushalte ist gesunken und fast auf dem Niveau von 2016. Die neuen Zahlen zeigen, dass die Energiewende weiter auf Erfolgskurs ist. Allerdings lasten die Kosten für den notwendigen Umstieg von Kohle und Gas auf Wind und Sonne weiter ungleich auf den Schultern der Verbraucher, während sich die Industrie und andere Großverbraucher weiter einen schlanken Fuß machen", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Bekanntgabe der Umlage nach dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG). Beutin weiter:

"Die Bundesregierung hat die EEG-Kosten seit Jahren politisch missbraucht, um den großen Energiekonzernen den verpassten Einstieg ins Energiewende-Geschäft zu ermöglichen. Es sind nicht wie behauptet die EEG-Reformen, die zur gesunkenen EEG-Umlage geführt haben, sondern teurere CO2-Verschmutzungszertifikate und ein volles EEG-Konto, eingezahlt von den Verbrauchern. Im Gegenteil hat der Umstieg von einer festen EEG-Vergütung für Ökostromerzeuger auf Ausschreibungen zu einem brutalen Kostenkampf geführt, was zu Entlassungen und Schließungen von Betrieben geführt hat und die Zukunft von Wind- und Solarbranche in Deutschland bedroht.

Die Netzentgelte müssen auf den Prüfstand, sie sind ein wichtiger Preistreiber auf der Stromrechnung. Die Bundesnetzagentur muss hier endlich für echte Transparenz sorgen und der gesetzlich garantierten Super-Rendite von neun Prozent für die vier privaten Netzbetreiber einen Riegel vorschieben. Auch brauchen wir bundeseinheitliche Netzentgelte, es kann nicht sein, dass ein Vier-Personenhaushalt in Ostdeutschland und im Norden 80 Euro im Jahr mehr zahlt als andernorts. DIE LINKE fordert ein Verbot von Stromsperren, das Absenken der Stromsteuer und EEG-Ausnahmeregeln nur für Unternehmen, die wirklich im internationalen Wettbewerb stehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2099: Bundesregierung stellt bei UN-Verhandlungen Konzerninteressen vor Menschenrechte

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Oktober 2018

Bundesregierung stellt bei UN-Verhandlungen Konzerninteressen vor Menschenrechte



"Die Bundesregierung sabotiert die Verhandlungen für ein UN-Abkommen über menschenrechtliche Sorgfaltspflichten von Konzernen. Damit spaltet sie Europa und verwehrt Opfern von Konzernverbrechen die Möglichkeit auf angemessene Entschädigung", erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, anlässlich der heute beginnenden 4. Verhandlungsrunde der UN-Arbeitsgruppe zur Schaffung eines verbindlichen internationalen Abkommens über transnationale Unternehmen und Menschenrechte. Brandt weiter:

"Während Länder wie Frankreich verbindliche Regeln für Unternehmen im Bereich Menschenrechte vorantreiben wollen, blockiert Deutschland jeden Fortschritt aus formalen Gründen. Profitinteressen der Wirtschaft sind der Bundesregierung offensichtlich wichtiger als Menschenrechte. DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, sich in der kommenden Woche aktiv und produktiv an den Verhandlungen zu beteiligen. Verbrechen durch Konzerne, wie der Einsturz der Textilfabrik 'Rana Plaza' in Bangladesch mit über tausend Toten, dürfen nicht ungestraft bleiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7612: Heute im Bundestag Nr. 764 - 15.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 764

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Grundbegriffe der KI vorgestellt

2. Anzahl ökologischer Betriebe steigt leicht

3. Höfesterben in Sachsen

4. Wettbewerbsdruck bei Zuckerrübenanbau

5. Tierschutzrecht soll neu geordnet werden



1. Grundbegriffe der KI vorgestellt

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz -
Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und
ökologische Potenziale" ist am Montagmorgen mit begriffsklärenden
Vorträgen in eine ganztägige Klausurtagung gestartet. Fünf
Sachverständige der Kommission erläuterten dabei in öffentlicher
Sitzung Grundbegriffe rund um die "Künstliche Intelligenz". In
nicht-öffentlicher Sitzung schloss sich eine Fragerunde an. Im
weiteren Verlauf des Montags wollen die Mitglieder der Kommission
zudem in Gruppen den Arbeitsauftrag der Kommission konkretisieren.

Aljoscha Burchardt (DFKI, Deutsches Forschungszentrum für Künstliche
Intelligenz) führte aus, dass der Begriff "Künstliche Intelligenz"
(KI) schwer zu definieren sei, weil auch der Begriff der menschlichen
Intelligenz kaum definiert sei. Burchardt unterschied grundlegend
zwischen "starker KI" als Vorstellung eines den Menschen imitierenden
Systems und "schwacher KI" als Einzeltechnologien zur "smarten
Mensch-Maschinen-Interaktion". Über "starke KI" werde im seriösen
Umfeld eigentlich nicht geredet. Der Fokus liegt laut Burchardt
vielmehr auf der "schwachen KI". In diesem Sinne ist laut Burchardt
KI, insbesondere durch das maschinelle Lernen, das wesentliche Mittel
der "zweiten Welle der Digitalisierung".

Antonio Krüger (ebenfalls DFKI) stellte die KI-Forschung als einen
"Kanon von interdisziplinären Wissenschaften" dar. So differenzierte
er etwa zwischen ingenieurwissenschaftlichen Zielen der
KI-Entwicklung, die den wesentlichen Einsatzbereich ausmachten, und
kognitionswissenschaftlichen Zielen. Im letzteren Bereich werde KI
genutzt, um kognitive Prozesse besser zu verstehen. Krüger führte aus,
dass KI-Systeme aktuell grundsätzlich besser mit aus menschlicher
Sicht schweren Problemen, beispielsweise dem Suchen von Fehlern in
Computerchips oder das Spielen von Schach auf höchsten Niveau, umgehen
könnten. Aus menschlicher Sicht leichte Probleme, beispielsweise eine
SIM-Karte zu wechseln oder einen Witz zu verstehen, seien für
KI-Systeme hingegen schwer zu lösen.

Katharina Zweig (TU Kaiserslautern) ging in ihrem Vortrag auf zwei
Grundängste gegenüber der KI ein: Menschen fürchteten demnach sowohl
eine KI, die dichten könne und somit den Menschen ersetze, als auch
eine KI, die richten könne, also Menschen bewertet beziehungsweise
klassifiziert. Zweig skizzierte ein Konzept, nach welchen Kriterien
die Anwendung von KI-Systemen im Bewertungs- beziehungsweise
Klassifikationsbereich reguliert werden könnte.

Hannah Bast (Albert-Ludwigs-Universität Freiburg) stellte die
grundsätzliche Funktionsweise des maschinellen Lernens (ML) und
neuraler Netzwerke vor und grenzte diese Methode von klassischen
Algorithmen ab. ML ermögliche es, komplexe Probleme wie
Bildverarbeitung oder Spracherkennung ohne Vorgabe von Regeln
anzugehen, was mit klassischen Algorithmen nicht möglich sei. ML
revolutioniere die Informatik und die Welt, sagte Bast. Das sei "kein
Hype, sondern einfach Fakt". Allerdings sei die Anwendung auf klar
eingegrenzte Probleme beschränkt.

Sami Haddadin (TU München) trug zu KI-Anwendungen im Bereich der
Robotik vor. KI führe in diesem Feld zu Innovationssprüngen, denn es
ermögliche Anwendungen etwa im Bereich der Montage, die für die
bisherigen Systeme nicht möglich gewesen seien. Haddadin führte dazu
ein Beispiel aus der Forschung aus, bei dem es darum geht, Robotern
das Einführen von Schlüsseln beizubringen und gelernte Fähigkeiten auf
andere Problemkonstellationen zu übertragen.

 * 

2. Anzahl ökologischer Betriebe steigt leicht

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Anzahl der ökologisch wirtschaftenden Betriebe
ist in den Jahren 2010 bis 2017 von insgesamt 21.942 Unternehmen auf
25.465 angestiegen. Die von diesen Betrieben bewirtschaftete Fläche
hat sich im gleichen Zeitraum von 990.702 Hektar auf 1.37 Millionen
Hektar vergrößert. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/4748) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4181) auf Grundlage der Daten der Öko-Kontrollstellen hervor. Die
Grünen hatte interessiert, in welchem Umfang entsprechende Betriebe
während der vergangenen zehn Jahre Flächen aus dem Bestand der
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) gekauft oder gepachtet
haben und ob die Überarbeitung der Privatisierungsrichtlinien der BVVG
im Jahr 2010 zugunsten arbeitsintensiv wirtschaftender Betriebe
mithilfe beschränkter Ausschreibungen zur Flächenvergrößerung
beigetragen hat. Weiter heißt es dazu in der Antwort, dass im
Durchschnitt die von den ökologisch wirtschaftenden Betrieben
landwirtschaftlich genutzte Fläche im Jahr 2010 rund 45 Hektar
betragen habe und im Jahr 2017 fast 54 Hektar. Allerdings lägen der
Bundesregierung keine Informationen darüber vor, ob die Änderung der
Privatisierungsgrundsätze der BVVG die Entwicklung beeinflusst habe.

 * 

3. Höfesterben in Sachsen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert das
sogenannte Höfesterben in einer Kleinen Anfrage (19/4789).
Insbesondere kleine Höfe hätten es in Sachsen schwer, dauerhaft zu
überleben und in der Konkurrenz mit den LPG-Nachfolgeunternehmen in
der Nutztierhaltung zu bestehen. Die Abgeordneten wollen deshalb von
der Bundesregierung wissen, wie sich die Anzahl der
landwirtschaftlichen Betriebe in Sachsen in den letzten 20 Jahren
entwickelt hat. Des Weiteren soll Auskunft darüber gegeben werden, wie
viele landwirtschaftliche Betriebe anteilig oder ausschließlich auf
Bio-Produktion umgestellt haben.

 * 

4. Wettbewerbsdruck bei Zuckerrübenanbau

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Angesichts der historisch niedrigen Zuckerpreise und
des Verbots wichtiger Pflanzenschutzmittel steht der Zuckerrübenanbau
in Deutschland und in der EU unter erheblichem Wettbewerbsdruck. Das
konstatiert die Bundesregierung in einer Antwort (19/4805) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4425) nach alternativen
Möglichkeiten zum Pflanzenschutz im Zuckerrübenanbau aufgrund des
Anwendungsverbots der Neonicotinoidwirkstoffe Clothianidin,
Thiamethoxam und Imidacloprid im Freiland. Dazu heißt es weiter, dass
mittelfristig unter Berücksichtigung prognostizierter Entwicklungen am
Weltmarkt mit einer Stabilisierung des Zuckermarktes gerechnet werde.
Unterdessen fördere die Regierung die Entwicklung nichtchemischer
Verfahren, um zum einen den Wegfall wichtiger Wirkstoffe im
Pflanzenschutz zu kompensieren und zum anderen die Intensität des
chemischen Pflanzenschutzes zu reduzieren. Diesem Ziel diene auch die
derzeit in Vorbereitung befindliche Ackerbaustrategie der
Bundesregierung.

Grundsätzlich gelte es, die Forschung zu verstärken, um die Bandbreite
innovativer und vorhandener Pflanzenschutzmittel zu erweitern. Damit
neue Produkte zügig die erforderlichen Zulassungsverfahren durchlaufen
können, seien zudem die an der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
beteiligten Behörden zusätzlich mit mehr Mitteln ausgestattet worden.

Zum Resistenzmanagement bei Zuckerrüben heißt es in der Antwort
konkret, dass für die Saatgutbehandlung bei Zuckerrüben der Wirkstoff
Tefluthrin gegen Drahtwurm und Moosknopfkäfer zugelassen ist. Die
Wirkung sei aber weniger langanhaltend als die der neonikotinoiden
Wirkstoffe. Außerdem umfasse die Zulassung weder frühauftretende
oberirdische Schädlinge noch Blattläuse. Zwei bis drei zusätzliche
Spritzanwendungen seien voraussichtlich gegen die verschiedenen
oberirdischen Schädlinge notwendig, für die verschiedene
pyrethroidhaltige Pflanzenschutzmittel zugelassen seien. Erschwerend
komme allerdings hinzu, dass bei der Anwendung pyrethroidhaltiger
Pflanzenschutzmittel bereits Resistenzen aufgetreten seien. Gegen die
Rübenfliege stehe ein dimethoathaltiges Pflanzenschutzmittel zur
Verfügung. Hingegen als schwierig und hinsichtlich der
Schadensentwicklung schwer abzuschätzen stelle sich die künftige
Bekämpfungslücke gegen Blattläuse dar.

 * 

5. Tierschutzrecht soll neu geordnet werden

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Das deutsche Tierzuchtrecht soll an geänderte
EU-rechtliche Rahmenbedingungen angepasst werden. Dazu legt die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Neuordnung des Tierzuchtrechts
(19/4950) vor, der das Tierzuchtgesetz vom 21. Dezember 2006 ablösen
soll. Notwendig sei die Novellierung, weil auf der EU-Ebene
zahlreichen Richtlinien und Kommissionsentscheidungen in der
EU-Verordnung (EU) 2016/1012 zusammengeführt worden seien. Die
EU-Tierzuchtverordnung regelt unter anderem die Anerkennung von
Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen in den Mitgliedstaaten der EU und
die Genehmigung von Zuchtprogrammen, die Rechte und Pflichten von
Züchtern, Zuchtverbänden und Zuchtunternehmen, die Eintragung von
Zuchttieren in Zuchtbücher und Zuchtregister und die Zulassung zur
Zucht sowie Leistungsprüfungen und Zuchtwertschätzungen,
Referenzzentren der Europäischen Union im Bereich Tierzucht, die
Ausgabe von Tierzuchtbescheinigungen, die Einfuhr von Zuchttieren und
deren Zuchtmaterial in die EU sowie amtliche Kontrollen und andere
amtliche Tätigkeiten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 764 - 15. Oktober 2018 - 13.56 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7611: Heute im Bundestag Nr. 763 - 15.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 763

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.42 Uhr

1. Pauschalierte Leistungen für NS-Opfer

2. Qualitätsoffensive beim Bamf gefordert

3. Einsatz für Central European University

4. Deutsches Personal bei GSVP-Missionen

5. Brexit wirft Schatten voraus

6. Einfluss libyscher Milizen



1. Pauschalierte Leistungen für NS-Opfer

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Die Linke sicherstellen, "dass alle NS-Opfer mindestens
pauschalierte Leistungen auf dem Niveau der gesetzlichen Mindestrente
nach dem Bundesentschädigungsgesetz erhalten". Bisherige weitergehende
individuell berechnete Leistungsansprüche seien dabei
"selbstverständlich zu erhalten", heißt es in einem Antrag der
Fraktion (19/4884). Danach soll die Bundesregierung zudem dafür
sorgen, "dass NS-Opfer durch den Umzug in ein Alten- oder Pflegeheim
nicht schlechter gestellt werden, indem sie weniger Leistungen
erhalten".

Wie die Fraktion in der Vorlage ausführt, werden die "ergänzenden
laufenden Leistungen an NS-Opfer nach den Richtlinien der
Bundesregierung über Härteleistungen an Opfer von
nationalsozialistischen Unrechtsmaßnahmen im Rahmen des Allgemeinen
Kriegsfolgengesetzes" bei einem Umzug in ein Alten- oder Pflegeheim
pauschal gekürzt. Nach Angaben der Bundesregierung betrage die Kürzung
dieser monatlichen Leistung wegen des Heimaufenthalts durchschnittlich
259,68 Euro. Dies sei "nicht hinnehmbar".

 * 

2. Qualitätsoffensive beim Bamf gefordert

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf eine
"Qualitätsoffensive" beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf). Dazu müssten die Asylverfahren gerecht und effizient gestaltet
werden, schreibt die Fraktion in einem entsprechenden Antrag
(19/4853). Einer der Grundsätze müsse sein, dass Qualität vor
Schnelligkeit geht. Eine "Ausrichtung des Asylverfahrens anhand der zu
gewährleistenden Verfahrensgarantien" sei unabdinglich, um den Schutz
von Asylsuchenden sicherzustellen, Fehlentscheidungen zu vermeiden und
die Verwaltungsgerichte zu entlasten.

In der Vorlage fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, ein
umfangreiches Maßnahmenpaket bei der Bearbeitung von Asylverfahren zu
ergreifen, "um die uneingeschränkte Gewährleistung der asylrechtlichen
Verfahrensgarantien, unabhängig von den Antragszahlen
sicherzustellen". Dabei betreffen die geforderten Maßnahmen die
Registrierung und Beratung von Asylsuchenden ebenso wie die Anhörung
im Asylverfahren und die Bescheiderstellung oder die Qualifizierung
von Mitarbeitern und den Einsatz von Dolmetschern.

So soll nach dem Willen der Fraktion beispielsweise Asylsuchenden vor
der Anhörung "der Zugang zu unabhängiger, kostenloser und
qualifizierter Verfahrens- und Rechtsberatung gewährleistet werden,
damit sie umfassend informiert und auf die Anhörung vorbereitet werden
können". Auch fordert die Fraktion unter anderem, im Asylverfahren nur
speziell ausgebildete Dolmetscherinnen einzusetzen, "die sich in
beiden Sprachen fließend und fehlerfrei ausdrücken können".

 * 

3. Einsatz für Central European University

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat sich nach eigenem Bekunden
seit der Novelle des ungarischen Hochschulgesetzes kontinuierlich für
die Central European University (CEU) in Budapest eingesetzt und bei
mehreren Gelegenheiten das Gespräch mit der ungarischen Regierung wie
auch mit der Hochschule gesucht. Das geht aus der Antwort (19/4349)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3483)
hervor. Die damalige Bundesbildungsministerin Johanna Wanka (CDU) und
der damalige Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (SPD) hätten in
unmittelbarer Reaktion auf die ungarische Gesetzesnovelle vom April
2017 gegenüber ihren ungarischen Amtskollegen ihre Sorge über ein
mögliches Ende der Tätigkeit der CEU in Ungarn und ihre Hoffnung für
eine tragfähige Lösung unter Beachtung der akademischen Freiheit zum
Ausdruck gebracht. Die stark international ausgerichtete Hochschule
ist aus Sicht der Bundesregierung ein wichtiger Pfeiler der
akademischen Landschaft in Budapest mit Studienangeboten in Geistes-
und Sozialwissenschaften, Mathematik, Rechts- und
Wirtschaftswissenschaften. "Die Ungarische Rektorenkonferenz
bescheinigte der CEU im akademischen Jahr 2011/2012 die höchste Zahl
an internationalen Publikationen pro Kopf unter den ungarischen
Universitäten", heißt es in der Antwort.

 * 

4. Deutsches Personal bei GSVP-Missionen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Deutschland stellt mehr als zehn Prozent des in
zivile Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik
entsandten Personals. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/4352)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3980)
schreibt, leiste Deutschland damit einen der größten personellen
Beiträge zu zivilen GSVP-Missionen der Europäischen Union. "Im
polizeilichen Bereich erfüllt die Bundesregierung die von der EU an
sie gestellten Erwartungen." Die ursprünglich erklärte Bereitschaft
zur Bereitstellung von bis zu 910 deutschen Polizistinnen und
Polizisten sei auf die im Jahr 2000 beim Europäischen Rat in Feira
festgelegte Zielgröße von bis zu 5.000 Polizistinnen und Polizisten in
EU-Missionen bezogen. "Der aktuelle Personalbedarf der EU an
Polizistinnen und Polizisten sowie an weiterem zivilen Personal für
Missionen hat vor allem durch die zunehmende Spezialisierung der
Missionen auf weniger personalintensive strategische Beratung in den
vergangenen Jahren abgenommen." Deutsche Polizisten würden zunehmend
Verantwortung im Leitungsbereich der Missionen übernehmen,
beispielsweise als Leiter der Missionen EUAM Irak und EUBAM Rafah oder
als stellvertretende Leiter(in) bei EUCAP Sahel Niger und EULEX
Kosovo. "Trotz dieser wesentlichen Beiträge bleibt es eine
Herausforderung, den Bedarf an deutschen Polizistinnen und Polizisten
in Einsätzen der zivilen GSVP mit dem hohen Bedarf im Inland und bei
Frontex in Einklang zu bringen", schreibt die Bundesregierung.

 * 

5. Brexit wirft Schatten voraus

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der "Brexit" beeinträchtigt aus Sicht der
Bundesregierung die britische Wirtschaft bereits vor dem möglichen
Austritt aus der EU. Wie sie in der Antwort (19/4398) auf eine Kleine
Anfrage (19/3809) der Fraktion Die Linke schreibt, habe sich das
Wirtschaftswachstum im Vereinigten Königreich 2016 und 2017 mit einem
Zuwachs von 1,9 Prozent beziehungsweise 1,8 Prozent weiter
abgeschwächt (2014: 3,1 Prozent). Neben einer nur verhaltenen
inländischen Konsumentwicklung verzeichne das Land im Jahr 2017
insbesondere vor dem Hintergrund ansonsten günstiger Bedingungen wie
günstigen Finanzierungsbedingungen sowie robuster externer Nachfrage
eine nur schwache Investitionsentwicklung. "Es ist nach Ansicht der
Bundesregierung davon auszugehen, dass die durch den EU-Austritt des
Vereinigten Königreichs gestiegene Unsicherheit hierfür
mitentscheidend war."

Man nehme die Vorbereitungen auf den Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU sehr ernst, heißt es in der Vorlage weiter. Die
Bundesregierung treffe seit Sommer 2016 Vorkehrungen für alle
Austrittsszenarien, auch für den Fall eines Austritts ohne
Austrittsabkommen. "Sie unterscheidet dabei zwischen notwendigem
nationalen Gesetzgebungsbedarf im Zusammenhang mit dem Austritt und
Verwaltungshandeln (zum Beispiel Aufstockung von Personal in der
Zollverwaltung) sowie sonstigem Handlungsbedarf (zum Beispiel
fortlaufenden Austausch mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft)."

 * 

6. Einfluss libyscher Milizen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um Machtkämpfe libyscher Milizen geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4479). Die Bundesregierung
soll unter anderem Auskunft geben, wie sie die Macht von Milizen in
Tripolis gegenüber der libyschen Einheitsregierung in Bezug auf
Politik, Wirtschaft und Verwaltung einschätzt und welche Milizen
welcher Städte oder Regionen an Kämpfen Ende August und Anfang
September 2018 beteiligt waren.

 * 
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BUNDESTAG/7610: Heute im Bundestag Nr. 762 - 15.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 762

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.38 Uhr

1. Grüne fordern komplettes Fracking-Verbot

2. Kalkulation von Kohleausstieg-Kosten

3. Sturmgewehr-Exporte nach Mexiko

4. Anhörung zum Atomgesetz

5. Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

6. Aktivitäten der Meseberger Klima-AG



1. Grüne fordern komplettes Fracking-Verbot

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Ein lückenloses Fracking-Verbot fordert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/4859). Darin verweisen die
Abgeordneten auf erhebliche Risiken für Umwelt und Gesundheit durch
die Technik. "Dazu gehören unter anderem Verunreinigungen des Bodens
und des Grundwassers, seismische Erschütterungen, hoher Flächen- und
Wasserverbrauch sowie die ungeklärte Frage der Entsorgung giftigen
Rückflusses von Förderflüssigkeiten und Lagerstättenwasser." Die
Bundesregierung müsse per Gesetz den Einsatz von Fracking ohne
Ausnahmen untersagen; die Technik dürfe weder zur Aufsuchung und
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen im Bergrecht verwendet werden noch
zur Erzgewinnung. Außerdem dürfe es keine öffentlichen Mittel für
Projekte geben, die Anreize für Fracking außerhalb Deutschlands
setzen.

 * 

2. Kalkulation von Kohleausstieg-Kosten

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, sich
umfassend mit den Gesamtkosten einer Abwicklung der
Braunkohleindustrie zu beschäftigen. In einem Antrag (19/4850)
erklären die Abgeordneten, der Kohleausstieg werde auch nach seinem
Ende Milliarden Euro für Steuerzahler kosten - etwa wegen
Stilllegungen, Rückbau und Renaturierungsmaßnahmen. Es müsse dazu
zeitnah betreiberunabhängige Berechnungen geben. "Es dürfen nicht die
Fehler der Atomkraft wiederholt werden, wo viel zu spät durch eine Art
Notoperation verhindert werden musste, dass die Energiekonzerne ihre
enormen Abwicklungskosten auf die Allgemeinheit abwälzen." Daher müsse
die Bundesregierung einem Beschluss des Bundesrats folgen und den
Arbeitsauftrag der Kohlekommission so erweitern, dass er auch den
Umgang mit langfristigen Kosten umfasst.

 * 

3. Sturmgewehr-Exporte nach Mexiko

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Sturmgewehr-Exporte des Rüstungskonzerns Heckler &
Koch sind Gegenstand der Antwort (19/4654) auf eine Kleine Anfrage
(19/3904) der Fraktion Die Linke. Darin geht es vor allem um ein
Strafverfahren gegen ehemalige Mitarbeiter des Unternehmens wegen
Verstößen gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz im Zusammenhang mit
einem Mexiko-Geschäft der Firma. Da das Verfahren noch läuft, äußert
sich die Bundesregierung nicht zu Einzelaspekten.

Die Abgeordneten wollten wissen, wie die Bundesregierung die Erteilung
der Exportgenehmigung an Heckler & Koch für die G36-Gewehre nach
Mexiko aus heutiger Sicht bewertet. Auch um eine Einschätzung der
Wirksamkeit von Endverbleibserklärungen allgemein baten die
Abgeordneten. Darüber hinaus stellten sie detaillierte Nachfragen zum
Verbleib der Sturmgewehre und zu deren Einsatz.

 * 

4. Anhörung zum Atomgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Ein Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/964) zur Änderung des Atomgesetzes und ein Antrag der Fraktion Die
Linke (19/2520) sind am Mittwoch, 17. Oktober 2018, Gegenstand einer
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit. Ab 11 Uhr werden neun Sachverständige Stellung zu
den Vorlagen nehmen. Sowohl Grüne als auch Linke wollen ein Aus für
die Urananreicherung und Brennelementeherstellung in Deutschland.

Gäste können sich unter Angabe von Name, Vorname und Geburtsdatum
unter umweltausschuss@bundestag.de anmelden. Die Anhörung findet im
Sitzungssaal E.700 des Paul-Löbe-Hauses statt.

 * 

5. Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/4778) nach der Umsetzung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland. Die Abgeordneten
interessieren sich unter anderem für eine Gesamtbewertung der
Umsetzung. Auch Einschätzungen etwa zur Effektivität von freiwilligen
Maßnahmen erfragt die Fraktion.

 * 

6. Aktivitäten der Meseberger Klima-AG

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Aktivitäten einer zu Klimafragen eingerichteten
deutsch-französischen Arbeitsgruppe erfragt die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4782). Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über den
Turnus der Treffen der AG sowie Themenschwerpunkte.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 762 - 15. Oktober 2018 - 09.38 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7609: Heute im Bundestag Nr. 761 - 12.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 761

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 12. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.41 Uhr

1. Änderung des Telekommunikationsgesetzes

2. Grüne wollen Abkommen nachverhandeln

3. AfD fordert Ende des Irak-Einsatzes

4. AfD: Mütterrente nicht mehr anrechnen

5. Die Zukunft heißt Quantencomputer

6. Ausland und Steuern

7. Investments in Krypto-Anlagen



1. Änderung des Telekommunikationsgesetzes

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will per Gesetz beim Wettbewerb
auf den Telekommunikationsmärkten nachjustieren. So sollen künftig nur
noch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) vor rückwirkend höheren
Kosten im Streit mit anderen Anbietern geschützt werden. Für
finanzstarke Wettbewerber soll dies nicht mehr gelten. Mit dem
entsprechenden Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des
Telekommunikationsgesetzes (19/4722) will die Bundesregierung Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichtes umsetzen.

Marktmächtige Anbieter auf den Telekommunikationsmärkten können
verpflichtet werden, anderen Unternehmen zum Beispiel die Mitnutzung
der Teilnehmeranschlussleitung zu erlauben. Die Preise dafür legt die
Bundesnetzagentur fest. Klagt der Anbieter, weil ihm die Entgelte zu
niedrig erscheinen, schützt die derzeitige Rechtssprechung die
Gegenseite vor rückwirkend höheren Kosten. Dies soll künftig nur noch
für Unternehmen bis zu einer Umsatzschwelle von 100 Millionen Euro
gelten. Der Bundesrat hält diese Schwelle für zu gering und bittet in
einer Stellungnahme um Prüfung einer moderaten Anhebung.

Außerdem soll mit der Gesetzesänderung die Bundesnetzagentur als
zuständige Stelle gemäß der EU-Geoblocking-Verordnung benannt werden.
Der Bundesrat bittet dabei, der Bundesnetzagentur zusätzliche
Befugnisse einzuräumen. Um eine umfassende Umsetzung der Verordnung
sicherzustellen, sei es notwendig, der Behörde zusätzliche Instrumente
in die Hand zu geben, um die Einhaltung der Geoblocking-Verordnung
durch die Unternehmen zu gewährleisten, schreibt der Bundesrat zur
Begründung. "Eine Beschränkung auf repressive Sanktionsmaßnahmen
bleibt hinter den üblichen Handlungsmöglichkeiten der öffentlichen
Verwaltung zurück und ist auch mit Blick auf den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz kritisch zu sehen."

 * 

2. Grüne wollen Abkommen nachverhandeln

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will das geplante
Freihandelsabkommen zwischen der EU und Singapur nachverhandeln
lassen. In einem Antrag (19/4849) fordern die Abgeordneten die
Bundesregierung auf, das in diesem Zusammenhang geplante
Investitionsschutzabkommen im Rat der EU abzulehnen. Auch das
Handelsabkommen müsse so lange abgelehnt werden, bis sichergestellt
ist, dass es vor allem kein separates Investitionsschutzabkommen
zwischen der EU und Singapur gibt, das Investor-Staat-Schiedsgerichte
enthält.

Mit der Einführung solcher Gerichte würde ein System unnötiger und
gefährlicher Klageprivilegien für Investoren weiter fortgeschrieben,
begründen die Abgeordneten ihr Ansinnen. "Jegliche Form von
Schiedsgerichten in diesem Abkommen ist unnötig und birgt enorme
Risiken für öffentliche Haushalte sowie für den Erhalt und die
Fortentwicklung wichtiger Schutzstandards." Zum Freihandelsabkommen
erklären die Abgeordneten, auch wenn es sich um ein Abkommen handele,
das nicht von den nationalen Parlamenten ratifiziert wird, sollte der
Deutsche Bundestag Stellung nehmen. Denn die Bundesregierung stimme im
Rat der EU über das Abkommen ab und der Bundestag habe die Aufgabe,
eine Empfehlung dazu abzugeben.

 * 

3. AfD fordert Ende des Irak-Einsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion wendet sich gegen eine Fortführung
des Bundeswehreinsatzes im Irak. In einem Antrag (19/4842) fordern die
Abgeordneten dazu auf, die Zustimmung zu dem Einsatz der bewaffneten
Streitkräfte gemäß § 8 Parlamentsbeteiligungsgesetz zu widerrufen und
die im Irak stationierten Truppen der Bundeswehr unverzüglich
zurückzurufen.

Durch die Parlamentswahlen im Irak im Mai 2018 hätten sich die
politischen Machtverhältnisse vor Ort deutlich verschoben. Der
Wahlsieg schiitisch dominierter Kräfte deute auf einen erheblichen
Einfluss des schiitischen Lagers auf die neue Regierung hin. Dieses
stehe in Verdacht, enge Verbindungen zum Regime im Iran zu halten. Die
politischen Voraussetzungen, die zum Mandat 'Einsatz bewaffneter
deutscher Streitkräfte zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors und
zur umfassenden Stabilisierung Iraks' führten, sind damit nicht mehr
gegeben." Die Vereinbarungen mit der abgewählten irakischen Regierung
seien als Grundlage für das Mandat nicht mehr existent.

 * 

4. AfD: Mütterrente nicht mehr anrechnen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/4843),
die Mütterrente nicht mehr auf die Grundsicherung im Alter
anzurechnen. Es sei ein Gebot der Fairness den Müttern gegenüber,
keine volle Einkommensanrechnung der Renten für Erziehungszeiten
vorzunehmen, denn so würden sich die Änderungen bei der Mütterrente
auch bei armen Rentnerinnen auswirken, schreibt die Fraktion.

 * 

5. Die Zukunft heißt Quantencomputer

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Quantencomputer ebnen den Weg zum nächsten Level im
High-Performance-Computing. Sie können komplexe Berechnungen anstellen
und es wird ein Ergebnis gemessen, das auf klassischem Wege selbst mit
stärksten Supercomputern nicht erreichbar gewesen wäre. Das schreibt
die FDP-Fraktion in ihrem Antrag (19/4845). Experten würden davon
ausgehen, dass im Jahr 2030 der erste Quantencomputer mit einer
Datenverarbeitung von 72 Qubits entwickelt werde. Ab dieser Größe und
einer entsprechenden Hardware könnten Quantencomputer nicht mehr durch
die schnellsten Supercomputer simuliert werden.

Anwendungsfelder für Quantencomputer würden sich in der Physik, der
Chemie, der Biologie und Medizin finden, wie etwa der Simulation von
Proteinfaltungen, der Entwicklung neuer Materialien wie
Hochtemperatursupraleiter, die Strom verlustfrei über große Distanzen
leiten könnten oder effizientere Syntheseverfahren in der Chemie,
beispielsweise für die energiesparende Synthese von Stickstoffdünger,
der für die Ernährung der Weltbevölkerung benötigt werde. Außerdem
könnten Quantencomputer das Machine Learning in vielen Bereichen
revolutionieren. Machine Learning, im Deutschen maschinelles Lernen,
ist ein Teilgebiet der künstlichen Intelligenz. Durch das Erkennen von
Mustern in Datenbeständen sind IT-Systeme so in der Lage, eigenständig
Lösungen für Probleme zu finden. Es ist die "künstliche" Generierung
von Wissen aus Erfahrung.

Übliche Rechner würden mit algorithmischen Verfahren auf Bits, den
kleinstmöglichen Unterscheidungseinheiten arbeiten. Als Bit haben die
Computer den Wert eins oder null. In einem Entweder-Oder-System könne
der Computer nicht zwei Wegen gleichzeitig folgen. An einer
Verzweigung gehe ein herkömmlicher Rechner nach links oder rechts. Um
beide Wege zu gehen, gehe er zuerst nach links und dann nach rechts.
Optimierungsprobleme führten bei komplexen Aufgaben zu Verzweigungen
mit Millionen Richtungen. Selbst der schnellste Supercomputer würde
ewig benötigen, jeden einzelnen Weg nacheinander zu berechnen. Die
kleinsten Unterscheidungseinheiten eines Quantencomputers, ein Qubit,
können einen Überlagerungszustand annehmen und dadurch zugleich eins
und null sein. Der Quantencomputer befinde sich in einem
So-wohl-als-auch-System. Dadurch könnten viele Lösungswege in
Überlagerung berechnet werden. Die verschiedenen Rechenwege können
sich verstärken oder gegenseitig aufheben.

Theoretische Arbeiten ließen aber erwarten, dass zukünftige
Quantencomputer die Sicherheit derzeit verwendeter Verfahren für
Schlüsselaustausch, asymmetrische Verschlüsselungen und Signaturen
gefährden. Derzeit sicher verschlüsselte Nachrichten könnten von
Angreifern zwischengespeichert und dann mit zukünftigen
Quantencomputern nachträglich entschlüsselt werden. Die Nachricht wäre
also nicht dauerhaft geheim. Deshalb sei ein langfristiger Schutz von
Daten - zum Beispiel durch Quantenkryptographie zum Austausch von
Schlüsseln oder durch sogenannte Post-Quanten-Kryptographie -,
wichtig.

Deutschland könnte mit den richtigen Weichenstellungen ein
erfolgreicher Entwicklungsstandort sein und ein Alleinstellungsmerkmal
im Bereich Sicherheit und Verschlüsselung erlangen. Deutschland müsse
die Entwicklung und Anwendung von Verschlüsselungstechnologien
intensivieren, damit es nicht nur Marktführer, sondern auch
technologischer Vorreiter werde.

Die FDP fordert zusammen mit nationalen Unternehmen die Entwicklung
einer anerkannten Software zu unterstützen, die die Datensicherheit in
Form einer auch gegen Angriffe mit Quantencomputern sicheren
Verschlüsselung gewährleistet und das Qualitätssiegel "Made in
Germany" trägt. Die neu gegründete Cyber-Agentur müsse in
Zusammenarbeit mit den drei Kompetenzzentren zur
IT-Sicherheitsforschung - CISPA, CRISP und KAS-TEL - Regeln und
Standards setzen, die die öffentliche Infrastruktur sowie Unternehmen
umsetzen sollten, so dass die Sicherheit der Datenkommunikation auch
bei Existenz von Quantencomputern sichergestellt werde. Die eigene
IT-Infrastruktur soll quantencomputerresistent gemacht werden.

 * 

6. Ausland und Steuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum das Bundeszentralamt für Steuern als zentrale
Anlauf- und Auswertungsstelle für die Mitteilungen
grenzüberschreitender Steuergestaltungen ausgewählt worden ist, will
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4766) erfahren. Die
Bundesregierung soll angeben, wie viel zusätzliches Personal im
Bundeszentralamt gebraucht wird und wie hoch andere Kosten wie zum
Beispiel für die Informationstechnologie sein werden.

 * 

7. Investments in Krypto-Anlagen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Mit welchen Maßnahmen Europa als Standort für
Krypto-Anlagen attraktiver werden soll, will die FDP-Fraktion von der
Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/4765) erfahren. Außerdem
enthält die Kleine Anfrage Fragen zum Rettungsfonds ESM und zu
Vorkehrungen bei Bankenproblemen.

 * 
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BUNDESTAG/7608: Heute im Bundestag Nr. 760 - 12.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 760

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 12. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.19 Uhr

1. Entführung eines Vietnamesen in Berlin

2. Entführungsfall Trinh Xuân Thanh

3. Waffengewalt an Saarbrücker Bahnhof

4. Einordnung der Chemnitzer Ereignisse

5. Verarbeitung von Fluggastdaten

6. Abfragen zu Fingerabdrücken

7. Irans Revolutionsgarden in der EU gelistet

8. Zahl von Abschiebungen seit 2013



1. Entführung eines Vietnamesen in Berlin

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Entführung des vietnamesischen Staatsangehörigen
Trinh Xuân Thanh in Berlin ist Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/4747) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4120). Wie die Bundesregierung darin ausführt, lagen weder den
Nachrichtendiensten des Bundes noch dem Bundeskriminalamt oder der
Bundespolizei vor der Entführung des Trinh Xuân Thanh am 23. Juli 2017
Hinweise auf eine mögliche Gefährdung seiner Person vor. Das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (Bamf) habe am 23. Juni 2017 Kenntnis
darüber erhalten, dass ein internationales Fahndungsersuchen für den
Asylantragsteller Trinh Xuân Thanh bestand. Von einer möglichen
Gefährdung seiner Person habe habe das Bamf keine Kenntnis gehabt.

 * 

2. Entführungsfall Trinh Xuân Thanh

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Entführung des vietnamesischen
Staatsangehörigen Trinh Xuân Thanh in Berlin geht es in der Antwort
der Bundesregierung (19/4751) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/4345). Danach lagen dem Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) vor der Entführung des Trinh Xuân Thanh am 23. Juli 2017 "keine
Hinweise auf eine mögliche Gefährdung seiner Person durch einschlägige
Aktivitäten vietnamesischer Nachrichtendienste in Deutschland vor".

 * 

3. Waffengewalt an Saarbrücker Bahnhof

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über einen Fall von Waffengewalt am Saarbrücker
Hauptbahnhof berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/19/4753) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4358). Darin
hatte sich die Fraktion unter anderem danach erkundigt, wie viele
Fälle von Waffengewalt es seit Januar 2014 am Saarbrücker Hauptbahnhof
gegeben hat.

In ihrer Antwort geht die Bundesregierung davon aus, "dass unter
,Fälle von Waffengewalt' Straftaten zu verstehen sind, die mittels
einer Waffe oder unter Mitführung einer Waffe begangen wurden". In der
Polizeilichen Kriminalstatistik sei hierzu nur ein Fall aufgeführt. Am
8. August 2017 habe ein deutscher Staatsangehöriger eine
Schreckschusspistole in einem Zug verwendet, um fünf Reisende zu
bedrohen. Dies sei als Bedrohung und Verstoß gegen das Waffengesetz
angezeigt worden.

 * 

4. Einordnung der Chemnitzer Ereignisse

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über politische Einordnungen der Ereignisse in
Chemnitz Ende August berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/4655) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4274). Darin
schrieb die Fraktion, dass die Bundesregierung am 27. August durch
ihren Sprecher zu den Geschehnissen in Chemnitz am Abend des 26.
August 2018 erklärt habe: "Was gestern in Chemnitz stellenweise zu
sehen war, und was ja auch in Videos festgehalten wurde ... Hetzjagden
auf Menschen anderen Aussehens, anderer Herkunft ... das kann ich für
die Bundesregierung sagen, dass wir das auf das schärfste
verurteilen." Am 28. August habe Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
zum selben Gegenstand geäußert: "Wir haben Videoaufnahmen darüber,
dass es Hetzjagden gab..."

Wie die Bundesregierung in der Antwort ausführt, fußen ihre der
Kleinen Anfrage zugrunde liegenden politischen Einordnungen auf der
Berichterstattung in den Medien. Dazu zählten Videoaufnahmen, "die
zeigen, wie Personen aus einer Gruppe heraus Menschen mit den Sätzen
,Haut ab!', ,Was wollt ihr, ihr Kanacken?' und ,Ihr seid nicht
willkommen!' beschimpfen und in die Flucht jagen". Die regionale und
überregionale Presse habe berichtet, dass Menschen mit
Migrationshintergrund durch Personen, die sich aus den Demonstrationen
absetzten, gejagt worden seien. Die Schilderungen der Medien stützten
sich sowohl auf Augenzeugenberichte als auch auf einen Bericht der
Polizei.

 * 

5. Verarbeitung von Fluggastdaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die beim Bundeskriminalamt (BKA) eingerichtete
Fluggastdatenzentralstelle verarbeitet seit dem 29. August 2018
Fluggastdaten zur Verhütung und Verfolgung von terroristischen
Straftaten und schwerer Kriminalität. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/4755) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/4377) hervor. Danach waren am 1. Oktober drei große
Luftfahrtunternehmen an das Fluggastdaten-Informationssystem
angeschlossen. Die Anbindung weiterer Luftfahrtunternehmen erfolge
sukzessive.

 * 

6. Abfragen zu Fingerabdrücken

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Abfragen an das
Fingerabdruckidentifizierungssystem beim Schengener Informationssystem
informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4756) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4358). Darin schrieb die
Fraktion, dass das SIS II jetzt über ein System zur Identifizierung
von Personen mithilfe von Fingerabdrücken verfüge. Das "Automatic
Fingerprint Identification System" (AFIS ) sei nach zweijähriger
Probezeit freigeschaltet worden. Wissen wollte die Fraktion unter
anderem, , welches System die Bundesregierung "für Abfragen des
zentralen SIS II-AFIS" nutzt und welche Bundes- und Landesbehörden
darüber zur Abfrage von Fingerabdrücken berechtigt und technisch in
der Lage sind.

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, erfolgen
Abfragen an das SIS II-AFIS " ausschließlich durch die
zugriffsberechtigten Behörden über den Polizeilichen
Informationsverbund INPOL". Hierzu seien alle Polizeien des Bundes und
der Länder berechtigt.

 * 

7. Irans Revolutionsgarden in der EU gelistet

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Knapp 80 Personen und Entitäten mit Bezug zu den
iranischen Revolutionsgarden sind derzeit in der Europäischen Union
unter verschiedenen EU-Sanktionsregimen gelistet. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/4759) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4118) hervor. Danach sind die iranischen
Revolutionsgarden als Organisation in der EU wegen ihrer Beteiligung
am iranischen Nuklear- und Raketenprogramm gelistet. Wie die
Bundesregierung ferner erläutert, sind die Vermögenswerte der weiteren
knapp 80 Entitäten oder Personen mit Bezug zu den Revolutionsgarden in
der EU eingefroren. Es dürften ihnen keine finanziellen Mittel zur
Verfügung gestellt werden und die Einreise in die EU sei untersagt.

 * 

8. Zahl von Abschiebungen seit 2013

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele
Abschiebungen ausreisepflichtiger Personen aus Drittstaaten
beziehungsweise abgelehnter Asylbewerber nach Kenntnis der
Bundesregierung seit 2013 jährlich jeweils vollzogen, worden sind.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/4767) unter
anderem danach, wie viele Abschiebungen jeweils aus welchen Gründen
abgebrochen werden mussten.

 * 
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INNEN/4692: Die Union sollte ihre eigenen Probleme bewältigen

FDP-Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

KUBICKI: Die Union sollte ihre eigenen Probleme bewältigen



Zu den aktuellen Äußerungen von Thomas Strobl erklärt der
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Wolfgang Kubicki:

"Dass mit Herrn Strobl ein Vertreter der Zweitklassigkeit der Union
glaubt, der FDP Ratschläge erteilen zu müssen, spricht für sich. Die
Union sollte zunächst die eigenen Probleme bewältigen, die in erster
Linie den Namen Angela Merkel tragen. Unter ihrer Führung hat die
Union seit der Bundestagswahl mehr als 6 Prozent in den
Meinungsumfragen verloren - ganz im Gegensatz zu den Freien
Demokraten. Eine Regierung, die erkennbar und deutlich keine Mehrheit
mehr in der Bevölkerung hat, stellt die Vertrauensfrage und versucht
nicht, sich weiter durchzumogeln."

 * 
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INNEN/4691: Wir sind optimistisch

FDP-Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

LINDNER: Wir sind optimistisch



Zum Ausgang der Landtagswahl in Bayern gab der FDP-Bundesvorsitzende
Christian Lindner folgendes Statement ab:


Sehr verehrte Damen und Herren,

liebe Freundinnen und Freunde,

die Freien Demokraten haben eine hervorstechende Eigenschaft: Wir
haben starke Nerven und das werden wir heute auch beweisen müssen.
Wir sind optimistisch, was den Einzug der FDP angeht, aber noch
können wir es nicht mit Sicherheit sagen. Während der 1980er-Jahre
gab es niemals eine liberale Landtagsfraktion im Maximilianeum.
Während der 1990er-Jahre gab es lediglich einmal eine liberale
Fraktion. Bayern war für uns immer ein schwieriges Pflaster - wegen
besonderer Wettbewerbsbedingungen und wegen der ländlichen Struktur.
Aber heute haben wir nach einem engagierten Wahlkampf den Optimismus,
dass es am Ende dieses Abends in Bayern die zehnte Landtagsfraktion
der Freien Demokraten in Deutschland geben wird. Der Gewinn an
Zuspruch aus der außerparlamentarischen Opposition und die
Möglichkeit, ohne Strukturen wieder in das Parlament hinein zu
kommen, das ist ganz zuerst der Verdienst von unseren Freundinnen und
Freunden in Bayern, den vielen ehrenamtlichen Wahlkämpferinnen und
Wahlkämpfern und unserem Spitzenkandidaten Martin Hagen.

Wir liegen im Bund deutlich stärker in den Umfragen bei neun oder
zehn Prozent. In Bayern gab es Umfragen, die sahen uns kurz vor der
Wahl bei fünf bis sechs Prozent. Auf den letzten Metern hat man das
auch bei den Veranstaltungen gespürt. Auf den letzten Metern ging ein
Stück Momentum für die Freien Demokraten um. Ich will ganz offen
sagen: Die CSU ist eine Partei unter Druck und eine Partei, die heute
eine Niederlage erlitten hat. Aber sie hat in den letzten Tagen und
Wochen noch einmal gezeigt, dass sie ihr Handwerk versteht. Aus
Umfragen haben sie eine Debatte über die Illusion einer
Regenbogenkonstellation initiiert. Als ob die FDP in Berlin sagt
"Nein, wir machen kein Jamaika, aber in Bayern treten wir in eine
Regenbogekonstellation ein". Die CSU hat das mit großer
handwerklicher Geschicklichkeit gespielt. Sie haben gemerkt, das hat
viel zu Verunsicherungen geführt und hat am Ende auch die CSU
mobilisiert. Im Umkehrschluss, liebe Freundinnen und Freunde, kann
man aber eines sagen: Wer am heutigen Tag die Freien Demokraten
gewählt hat, der meinte auch wirklich nur die Freien Demokraten, denn
taktische Wähler haben wir keine bekommen.

Jetzt werden wir schauen, ob wir eine Rolle im Landtag einnehmen und
welche Möglichkeiten der Regierungsbildung es gibt. Die Freien
Demokraten in Bayern haben unterstrichen, dass sie für eine Koalition
der bürgerlichen Mitte zur Verfügung stünden. Und es wäre eine gute
Botschaft, wenn es eine solche Koalition gebe, die wirtschaftliche
Vernunft auf der einen Seite mit sich bringt und auf der anderen
Seite Weltoffenheit mit gesellschaftlicher Modernisierung verbindet.
CSU und Freie Wähler allein wären leider nicht eine solche
Konstellation. Wir wollen schauen, was der Abend bringt und ob es
eine Möglichkeit gibt für Bayern, Tradition und Innovation zu
verbinden.

Meine Damen und Herren, natürlich werden auch Ableitungen von dem
bayerischen Ergebnis auf die Bundespolitik gezogen werden. Eines ist
klar: Die regierenden Parteien in Berlin haben schmerzhaft an
Zustimmung verloren, die Opposition ist gestärkt worden. Grüne und
SPD haben gewissermaßen die Plätze getauscht, sie haben
zusammengenommen jedoch nicht hinzugewonnen. Die CSU hat deutlich
verloren und das lässt nur einen Schluss zu: In der Bundespolitik ist
nicht nur eine neue inhaltliche Agenda erforderlich, nicht nur eine
ambitionierte Reformpolitik. Der Ansatz der Großen Koalition von vor
einem Jahr, zu versuchen die Menschen mit Geld zu kaufen durch
Baukindergeld, Mütterrente und vieles mehr, dieser Versuch, sich ihre
Zustimmung zu kaufen, der ist am heutigen Abend zurückgewiesen
worden. Die Menschen erwarten von der Regierung nicht Geld, sondern
einen Plan und im Übrigen einen anderen Stil der Politik. Politik ist
zumindest für uns Freie Demokraten auch eine Frage des Umgangs und
des Miteinanders, selbst wenn man nicht einer Meinung ist.

Heute Abend fiebern wir mit den Freundinnen und Freunden aus München
und tanken noch einmal Kraft und Motivation, denn ab morgen geht es
weiter. In 14 Tagen folgt die nächste Wahl in Hessen und auch da
wollen wir unsere Chancen nutzen. Alles Gute und einen schönen
Sonntag.

 * 
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HAMBURG/4519: G20 - Polzeigewalt ohne Konsequenzen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 15. Oktober 2018

G20: Polizeigewalt ohne Konsequenzen



Bei den Protesten gegen den G20-Gipfel gingen Polizist_innen mit einem unverhältnismäßigen Einsatz von Pfefferspray gegen eine junge Frau vor, die alleine auf einen Räumpanzer der Polizei stand. Wie heute durch einen Artikel der Frankfurter Rundschau öffentlich wurde, sind die Strafverfahren gegen die beteiligten hessischen Polizeikräfte eingestellt worden.

Christiane Schneider, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der hamburgischen Bürgerschaft, erklärt dazu: "Die ganze Welt ist Zeugin geworden, wie die Polizei völlig überzogen gegen eine friedliche Aktivistin mit Pfefferspray vorging. Dass bisher kein einziges Verfahren gegen Polizeikräfte im Zusammenhang mit den G20-Gipfel zu einer Anklage geführt hat, wirft ohnehin Fragen auf. Dass nun sogar diese Verfahren gegen Polizeikräfte eingestellt wurden, bei denen unverhältnismäßige Gewalt für alle sichtbar war, beunruhigt. Es bestärkt den Eindruck, dass die Staatsanwaltschaft mit unterschiedlichen Maß misst."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4518: Intransparente Senatspolitik gefährdet Flüchtlingshilfe (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Oktober 2018

Intransparente Senatspolitik gefährdet Flüchtlingshilfe



Mit einer intransparenten und augenscheinlich willkürlichen Vergabepraxis schafft der Senat derzeit große Unsicherheit in der überwiegend ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe. Wie er auf eine Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/14056) hin erklärt, hält der Senat nach dem Auslaufen des Integrationsfonds in diesem Jahr mehrere dutzend Projekte und Initiativen für nicht mehr notwendig. Sie werden darauf verwiesen, sich andere Finanzierungsquellen zu suchen - mit ungewissem Ausgang. Zudem können aktuell kaum Förderentscheidungen getroffen werden, weil der Haushalt für 2019/2020 noch nicht beschlossen ist. Am Mittwoch wird DIE LINKE in der Bürgerschaft erneut die Überweisung dieses dringenden Themas in den Sozialausschuss beantragen.

"Initiativen, die Miete oder Personal bezahlen müssen und jetzt noch nicht wissen, ob 2019 weiterhin Geld zur Verfügung steht, bekommen allmählich arbeits- oder mietrechtliche Probleme", kritisiert Carola Ensslen, integrationspolitische Sprecherin der Fraktion. "Die Förderlandschaft in Hamburg ist derart intransparent und verwirrend, dass insbesondere Organisationen, die ehrenamtlich tätig sind, nur schwer in der Lage sind, die bürokratischen Hürden zu überwinden. Dies trifft besonders Migrant_innenorganisationen, die einen Großteil der ehrenamtlichen Integrationsarbeit leisten." Dabei könnte die im Integrationskonzept der Stadt vorgesehene interkulturelle Öffnung der Verwaltung helfen - sie wird allerdings vom Senat gerade in diesem Bereich nicht vorangetrieben.

Zusätzlich trägt die Vergabepraxis von SPD und Grünen zur Verunsicherung bei. So hatten die Regierungsfraktionen erst am Abend vor der letzten Bürgerschaftssitzung einen Haushaltsantrag zur Förderung ausgewählter Projekte der Flüchtlingshilfe trotz Auslaufens des Integrationsfonds vorgelegt und mit ihrer Mehrheit beschlossen. "Es ist bis heute völlig unklar, nach welchen Kriterien SPD und Grüne diese Initiativen ausgewählt haben und wie sie zu diesem überraschenden Schritt gekommen sind", so Ensslen. "Diese Intransparenz ist sinnbildlich für den Umgang des Senats mit Freiwilligenarbeit insgesamt."

Die Fraktion DIE LINKE fordert den Senat daher auf, das Antrags- und Bewilligungsverfahren zu vereinfachen sowie übersichtlich und transparent über die Fördermöglichkeiten der Stadt zu informieren.

 * 
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AFRIKA/1431: Südafrika - Ein Schritt in die falsche Richtung? (afrika süd)

afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 4, Juli-August 2018

Südafrika: Landreform

Ein Schritt in die falsche Richtung?

von Terence Corrigan



Eine Politik der Enteignung ohne Entschädigung könnte das Gegenteil
von dem bewirken, was intendiert ist, meint der Autor. Seit der ANC
Anfang des Jahres eine entsprechende Forderung aufgegriffen hat, wird
in Südafrika heftig über Sinn und Zweck der Landfrage diskutiert.
Afrika süd führt die Debatte, die wir in der letzten Ausgabe mit dem
Beitrag "Die aufgeschobene Landreform" begonnen haben, weiter.



Südafrika befindet sich in der wohl folgenreichsten politischen
Debatte seit dem Beginn seiner Demokratie im Jahr 1994 und der
Verabschiedung seiner zwei Jahre später erfolgten international
geachteten Verfassung. Der Ausgang könnte den Weg des Landes für
Jahrzehnte bestimmen.

Am 27. Februar 2018 stimmte das südafrikanische Parlament für einen
Antrag zur Erleichterung einer Politik der "Enteignung ohne
Entschädigung", in Südafrika kurz EWC (Expropriation without
compensation) genannt, um die Beschlagnahme von Eigentum zu
ermöglichen, ohne dafür zu zahlen. Die Resolution legte dem
Verfassungsausschuss des Parlaments nahe, einen entsprechenden Zusatz
zu Artikel 25 der Verfassung (die sogenannte "Eigentumsklausel") zu
prüfen. Unter Berufung auf die schmerzhafte Geschichte der
Landenteignung soll der Ausschuss untersuchen, ob ein neues
"Grundbesitz-System" erforderlich sei (obwohl öffentlich weniger
wahrgenommen, könnte sich dieses zweite Thema als wichtiger erweisen).

Die Reaktionen waren heftig. Mitglieder der Regierung und des
regierenden African National Congress (ANC) - einschließlich Präsident
Cyril Ramaphosa - haben wiederholt ihre Unterstützung für das Prinzip
bekundet, blieben aber über die Ausformung der EWC vage. Denkwürdig
Ramaphosas Worte, die EWC würde das Land in einen Garten Eden
verwandeln. Die Partei der Economic Freedom Fighters (EFF), deren
ideologische Ausrichtung vulgären Marxismus und rassistischen
Nationalismus verbindet, zeigte sich empathischer und schlug eine
vollständige Abschaffung des Landbesitzsystems vor. "Jede
Eigentumsurkunde wird bedeutungslos sein", twitterten die EFF, "und
der Staat wird Hüter des ganzen Landes sein."

Diese neue Politik hat im In- und Ausland zu tiefer Besorgnis geführt,
wobei viele vor den negativen Auswirkungen auf Investitionen gewarnt
haben. Andere sahen dies als fatalen Schlag gegen die
Verfassungsvereinbarung nach Apartheid.


Wie kam es dazu?

Man muss schon in Südafrikas ältere wie jüngere Geschichte
zurückblicken, in der die Landenteignung eine lang andauernde Dynamik
war, die sich bis in die vorkoloniale Zeit erstreckte. Doch es war die
Eroberung und Vertreibung der Menschen während der kolonialen und
weißen Expansion (vom Britischen Empire und den Buren-Republiken zur
Union von Südafrika und der Republik im Jahr 1961), die die politische
Geschichte des Landes geprägt haben. Die Landgesetze von 1913 und 1936
teilten nur 13 Prozent des Landes der afrikanischen Bevölkerung zu.
Die Große Apartheid versuchte, Afrikaner gänzlich aus Südafrika zu
entfernen, indem sie separate Staaten (sog. Homelands) und
Staatsbürgerschaften für sie schuf. So wurde den Afrikanern das Recht
auf festes Eigentum im "weißen" Südafrika weitgehend verwehrt. Ihre
Eigentumsrechte sollten sie in ihren "Homelands" ausüben. In der
Praxis bedeutete dies, dass Afrikaner selten Eigentumsrechte genossen.
In den Homelands war ihr Grundbesitz eher der Autorität traditioneller
Führer unterstellt, in den städtischen Zentren Südafrikas mussten sie
in der Regel Unterkünfte vom Staat mieten. Die beschleunigte
Urbanisierung führte - entgegen den Absichten der Apartheid - zu einer
steigenden Nachfrage nach Wohnraum (und Land, auf dem gebaut werden
konnte).

Die Apartheid-Regierung versuchte bis weit in die 1980er-Jahre, den
Zustrom von Afrikanern ins "weiße" Südafrika zu kontrollieren. Wer
dort kein Wohnrecht besaß, wurde deportiert. Schätzungsweise 3,5
Millionen Menschen waren Opfer dieser "Zwangsräumungen", die die
Gefühllosigkeit der Apartheid symbolisierten und viel dazu beitrugen,
die internationale Meinung dagegen zu wenden.

Über Land zu reden wurde zutiefst ideologisch. Land bedeutet und
symbolisiert Zugehörigkeit und Besitz, und ländliche Menschen werden
oft als authentische und unverdorbene Träger der Kultur romantisiert.
Eine Folge davon ist, dass der weiße Farmer zum "Feindbild" geworden
ist, zum Symbol für Verderbtheit und Missbrauch auf dem Land. (Ein
einst im ANC populärer Song lautete: "Töte den Farmer, töte den
Buren".)

Vor diesem Hintergrund sind die neueren Entwicklungen zu sehen. Die
Landfrage hatte eine enorme politische Bedeutung, fand jedoch wenig
Beachtung in der Politik. Obwohl der ANC 1994 zugesagt hatte, 30
Prozent des in weißem Besitz befindlichen Landes umzuverteilen,
widmete er diesem Thema in seinem Wahlkampf nur wenig Aufmerksamkeit.
Das verwunderte nicht, ist Südafrika doch eine urbanisierte
Gesellschaft. Die Nachfrage nach Land wurde überwiegend als Bedarf an
städtischem Wohnraum registriert. Eine Landreform - im agrarischen
Sinne - war schlecht ausgestattet und erhielt in der Regel weniger als
ein Prozent des Staatshaushalts zugewiesen.


Symbol für vergangene Ungerechtigkeit

Politisch auf Eis gelegt, wurde die Bodenreform nie angemessen
angegangen. Die Umverteilung ging zäh voran, nicht zuletzt wegen
administrativer Mängel - Verzögerungen von zwei Jahrzehnten beim
Abschluss von Landansprüchen sind nicht unbekannt. Viele Projekte
brachen aufgrund schlechter Unterstützung nach der Vereinbarung ein.
Dennoch blieb die "Landfrage" ein starkes Symbol für vergangene
Ungerechtigkeit und die Farmer blieben Ziel rhetorischer Angriffe.

Es gibt noch einen weiteren Hintergrund: Die Demokratie nährte die
Hoffnung (vor allem unter den Schwarzen) auf wirtschaftliche
Verbesserung. Und entgegen der Erzählung vom Niedergang wurde viel
erreicht. Ein umsichtiges Wirtschaftsmanagement verzeichnete zwischen
1994 und 2003 ein durchschnittliches BIP-Wachstum von drei Prozent und
zwischen 2004 und 2007 ein Wachstum von fünf Prozent. Ausgebaute
Sozialdienste und staatlich angebotene Wohnungen bedeuteten für
Millionen von Menschen tatsächliche Verbesserungen.

Aber diese Errungenschaften widersprachen einigen der ideologischen
Grundannahmen des ANC - einem aktiven Staat, wie er in der sogenannten
"National Democratic Revolution" vorgesehen war, und für viele dem Weg
zu einer kommunistischen Gesellschaft. Der frühere Präsident Thabo
Mbeki machte sich mit seinem Rechtsruck zu einem unerbittlichen Feind
der Linken seiner Partei. Mbeki machte dazu auch noch einige
chronische Fehler. Sein Umgang mit der Aids-Krise entfremdete viele
Anhänger.

Sein Versäumnis, genügend Arbeitsplätze zu schaffen, um die Millionen
von Arbeitslosen in Südafrika zu absorbieren, verschaffte Mbekis
Gegnern die nützliche Botschaft, dass die "neoliberale" Wirtschaft
gescheitert sei und nur ein "radikaler" Linksruck Ergebnisse bringen
könnte. In Jacob Zuma fanden sie die Galionsfigur für ihre
Rückkampfkampagne. Gleichzeitig sorgte eine Kombination aus globaler
Finanzkrise, den Pathologien, die im Staat zu wachsen Platz bekamen,
sowie der Umstellung auf eine staatsökonomische Strategie dafür, dass
Südafrika in einer Wachstumsfalle verharrte.

Darüber hinaus bekam der ANC eine rückläufige Zustimmung bei der
Wählerschaft zu spüren. Darauf antwortete er aber nicht mit einer
Überprüfung seiner Politik und Reformen, sondern mit einer
Bekräftigung der "revolutionären" Ideologie und rassistischer
nationalistischer Anstiftung. Für Dr. Frans Cronje, Direktor des
Instituts für Rassenbeziehungen (IRR), war es "alarmierend zu sehen,
in welchem Ausmaß abwegiger Unsinn öffentliche Debatten bestimmte, wie
etwa, dass 'weißes Privileg' und 'weißes Monopolkapital' schwarze
Armut erklärten, wenn Südafrika, als nur ein Beispiel, einige der
schlechtesten Lese- und Rechenfähigkeiten aller Schwellenländer auf
Schulebene verzeichnete."

Das manifestierte sich in einer Reihe von Schritten zur Einschränkung
von Eigentumsrechten, was innerhalb des ANC lange als ambivalent
gesehen und von einigen in der Partei als "fataler Kompromiss"
betrachtet wurde, der den Aufschwung der Armen erstickt hat. Nicht
alle der über zwei Dutzend solcher Versuche, die wir seit 2007
verzeichnen konnten, betrafen Landbesitz, doch der Landbesitz hat eine
wichtige Rolle gespielt.

Die für die Landumverteilung zuständige Politik (Land Lease and
Disposal Policy) sieht vor, dass "umverteilter" Landbesitz im
Staatseigentum verbleibt. Nur wer in der Lage ist, eine im
nennenswerten Umfang kommerzielle Farm zu bewirtschaften, kann ein
Kaufangebot machen - und das erst nach fünfzig Jahren. Ironischerweise
offenbart eine solche Politik eine Kontinuität zwischen der
Apartheid-Ära und der Gegenwart. Es wurde wenig getan, um die
afrikanischen Eigentumsrechte in den ehemaligen Homelands zu
verbessern, wenn, dann eher, um die traditionellen Führer zu
besänftigen. Ebenso wenig förderte die Post-Apartheid-Politik die
Eigentumsrechte von Schwarzen in städtischen Zentren. Ein Bericht über
die Auswirkungen der Gesetzgebung, der vom Parlament in Auftrag
gegeben und von einem Gremium unter dem ehemaligen Präsidenten Kgalema
Motlanthe erstellt wurde, bemerkte: "Bei einigen Schlüsselbereichen,
die zur Rechtfertigung dienten, den Schwarzen während des
Kolonialismus und der Apartheid politische und Eigentumsrechte zu
verweigern, scheinen politische Änderungen versagt zu haben."

Die EWC-Politik hat also schon einen langen Vorlauf. Als Präsident
Zuma wegen seiner notorischen Misswirtschaft unter Druck geriet,
versuchte er mit dem Ruf nach "radikaler ökonomischer Transformation"
Unterstützung zu mobilisieren. Er machte dabei das "Kapital" und die
weiße Minderheit für die Misere verantwortlich und forderte
eindringliche Maßnahmen wie die Konfiszierung von Land. Diese Politik
stand im Einklang mit der etablierten Politik, ihrer Rhetorik und der
Ideologie des ANC und wurde von der nationalen Parteikonferenz im
Dezember 2017 übernommen. Als die EFF - die für sich in Anspruch
nehmen, die radikale Reinheit, die der ANC aufgegeben hatte, zu
vertreten - eine parlamentarische Resolution zur EWC ins Parlament
einbrachte, konnte der ANC sie nur unterstützen.


Ideologie statt effektive Politik?

Doch es gibt bisher keine überzeugenden Argumente dafür, wie die EWC
die Landreform voranbringen könnte. Die Motlanthe-Kommission verwarf
die Ansicht, Entschädigungen würden die Landreform behindern, und
verwiesen eher auf mangelnden politischen Willen, knappe
Haushaltsmittel und administrative Unfähigkeit. Andere Untersuchungen
sprechen von über 4000 Farmen im staatlichen Besitz, die den
Kleinbauern aber nicht zur Verfügung gestellt wurden. Land zu erhalten
ist nur ein Element und nicht unbedingt das wichtigste. Doch der
Drang, Land zu "nehmen" und nicht zu kaufen oder zu verhandeln, folgt
eher einem ideologischen Antrieb.

Gleichzeitig haben der ANC und führende Regierungsmitglieder den
traditionellen Führern versichert, die EWC würde es nicht auf ihren
Landbesitz absehen. Das hieße, auf riesigen Landflächen (die direkt
Millionen von ärmsten Menschen betreffen) bliebe der Status quo
erhalten - und eines der wichtigsten und dauerhaftesten Elemente der
Landfrage wird gezielt ignoriert.

In gewissem Sinne behandelt die "Landfrage" nur tangential Land. Es
geht vielmehr um die ideologischen Strömungen einer
Befreiungsbewegung, das Scheitern, sozioökonomischen Druck aufzulösen,
und die Krisen des Präsidenten. Wiederholte Bekenntnisse zur EWC durch
führende Mitglieder der Regierungspartei wie der Regierung legen nahe,
dass diese unvermeidlich sei. Mit den Stimmen der EEF könnte der ANC
die erforderlichen zwei Drittel zur Änderung der Verfassung
aufbringen. Das einzige Problem ist, wie es gemacht wird. Viele
Interpretationen wurden präsentiert. Jeremy Cronin, führendes Mitglied
der Kommunistischen Partei Südafrikas und stellvertretender Minister
für öffentliche Arbeiten, schlug vor, der Staat solle verlassene
Grundstücke oder zu Spekulationszwecken genutztes Land beschlagnahmen.
Sihle Zikalala, ein hochrangiger ANC-Funktionär in KwaZulu-Natal,
erklärte, er werde produktives Land anvisieren.

Unklar ist auch, ob die EWC tatsächlich Besitz an Begünstigte
überträgt. Derzeitige Landreformmaßnahmen sehen staatlichen und nicht
Privatbesitz vor. Ein von den EEF verfochtener Vorschlag, der, obwohl
nicht offizielle Politik des ANC, in einigen offiziellen Dokumenten
bekräftigt wird, ist, dass Land vom Staat als Verwalter gehalten wird.
Effektiv würde dies das Ende von Privateigentum an Land bedeuten und
bliebe als möglicherweise wichtigeres Thema als die EWC auf der
Tagesordnung.

Wie auch immer die EWC und die damit verbundene Bodenreform aussehen
mag, sicher ist, dass der Staat mehr Spielraum bekommt, in die
Wirtschaft einzugreifen. Angesichts der Schwächen des Staates gibt das
Anlass zur Sorge, dies könnte mehr Schaden anrichten als Nutzen
bringen. Allein die "Debatte" über die EWC hat bereits Südafrikas
wirtschaftliche Aussichten beeinträchtigt. Die von Präsident Ramaphosa
entsandten Boten, die ausländische Investoren anlocken sollen, sind im
Ausland auf erhebliche Bedenken gestoßen. Der anerkannte ehemalige
Finanzminister Trevor Manuel meinte diplomatisch, es sei "eine größere
Herausforderung als wir dachten". Unsere Kontakte mit lokalen und
ausländischen Investoren bestätigen dies.

Sollte die EWC - zusammen mit einem überarbeiteten Landbesitzsystem -
Politik werden, ist ein positiver Ausgang kaum vorstellbar. Südafrikas
Risiko ist wohl weniger ein Zusammenbruch wie in Simbabwe oder
Venezuela, als vielmehr, in seinem langsamen Wachstumspfad gefangen zu
sein. Die daraus resultierende Ungewissheit würde die Landwirtschaft
hart treffen und ihre Fähigkeit untergraben, Zugang zu den
milliardenschweren Krediten zu bekommen, die sie für Betrieb und
Kapitalinvestitionen benötigt (die Landwirtschaft ist mit
schätzungsweise 180 Mrd. Rand verschuldet, von denen zwei Drittel von
Geschäftsbanken gehalten werden). Die EWC würde zwangsläufig
Investitionen abschrecken und ein möglicher Präzedenzfall für
Enteignungen in anderen Sektoren wie Bergbau oder Kapitalbeteiligung
in Unternehmen sein.

Trotz aller Appelle, historische Ungerechtigkeiten zu korrigieren: Die
unangenehme Konsequenz könnte sein, die Eigentumsrechte der Afrikaner
zu beeinträchtigen und ihren bestehenden Landbesitz zu bedrohen. Das
wäre der Gipfel an Ironie. Die Debatte konzentriert sich auf Land,
geht aber nicht nur - oder nicht hauptsächlich - über Land. Dem Staat
eine enorme Macht über das Eigentum der Bürgerinnen und Bürger zu
geben, würde bedeuten, viele der Einschränkungen der Freiheitsrechte
wieder aufleben zu lassen, die zu Recht als zentraler Bestandteil von
Kolonialismus und Apartheid verschrien sind. Der südafrikanische
Intellektuelle Temba Nolutshungu sagte, er habe nicht schlafen können,
als er erfuhr, dass die Resolution im Parlament verabschiedet wurde:
Die Ähnlichkeiten mit der Vergangenheit und die Auswirkungen sind zu
schlimm.

 * 
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EDITORIAL

FÜR EINE NEUE SOLIDARITÄT

Ein Aufruf von Henning Melber, sich über die Festung Europa zu empören
und Empathie mit den Flüchtlingen zu zeigen.

AKTUELL


SIMBABWE: WAHLEN

DIE FASSADE DES NEUANFANGS BRÖCKELT

Simbabwe hat gewählt. Emmerson Mnangagwa und seine Zanu-PF sind die
umstrittenen Sieger. Anna Balkenhol fasst die Ereignisse zusammen.

ALLES ANDERE ALS GLAUBWÜRDIG

Der simbabwische Blogger Blessing Vava kommentiert die Wahlen in
Simbabwe.

DIE HOFFNUNG DER GENERATION MUGABE

Unter Diktator Mugabe waren sie eine verlorene Generation. Jetzt
hoffen sie auf eine Veränderung nach den Wahlen. Eine Reportage von
Leonie March.

HENRY MUNANGATIRE - EIN STRATEGE MIT VISIONEN

In den Stadtrat von Harare ist er diesmal noch nicht gewählt worden,
aber Henry Munangatire hat für die Zukunft Visionen. Den Gründer von
"Povo" hat Julia Müller porträtiert.


SÜDAFRIKA

STUDENTISCHE PROTESTE: WAS BLEIBT?

Es war eine neue Generation von Studierenden, die 2015 und 2016 in
Südafrika auf die Barrikaden gingen. Was von der Bewegung, ihren
Forderungen und Ideen, geblieben ist, untersucht Heike Becker.

"HOL' AN DIE SCHOT, KURS ...!"

Ein Eisberg für Kapstadt? Jürgen Langen zeigt, wie die Wasserkrise und
die Angst vor dem "Day Zero" unkonventionelle Ideen zur
Wasserversorgung geweckt hat.

ASIMBONANG' UMANDELA THINA - WE HAVE NOT SEEN MANDELA

Nelson Mandela wäre am 18. Juli 100 Jahre als geworden. Der Fotograf
Jürgen Schadeberg hat wichtige Stationen seines Lebens dokumentiert.


SÜDAFRIKA: LANDREFORM

EIN SCHRITT IN DIE FALSCHE RICHTUNG?

Die Politik der "Entschädigung ohne Enteignung" könnte das Gegenteil
von dem bewirken, was der ANC mit seiner Entscheidung intendiert,
meint Terence Corrigan, der die Debatte um die Landreform fortsetzt.


NAMIBIA: LANDREFORM

ZEIT FÜR EINE BESTANDSAUFNAHME

In Namibia steht die zweite Nationale Landkonferenz nach 27 Jahren
bevor. Für Wolfgang Werner ein günstiger Zeitpunkt, die bisherige
Umsetzung der Landumverteilungspolitik auf den Prüfstand zu setzen.


NAMIBIA

DIE MACHT DER BILDER ZURÜCKGEWINNEN

Hugh Ellis widmet sich der Fotografie, die marginalisierten Namibiern
als Mittel zur Selbstermächtigung dient.


ANGOLA

DAS PLÜNDERN GEHT WEITER

Angolas Präsident Laurenço hat den Kampf gegen Korruption versprochen,
doch Günstlingswirtschaft und Verschwendung von Staatsvermögen gehen
auch unter seiner Regierung weiter, wie Emanuel Matondo aufzeigt.


DR KONGO

DAS BEMBA-ERDBEBEN

Kongos Oppositionspolitiker Jean-Pierre Bemba ist überraschend vom
Vorwurf der Kriegsverbrechen freigesprochen worden. Er ist in die DR
Kongo zurückgekehrt und mischt die politische Landschaft vor den
Dezemberwahlen auf. Ein Hintergrundbericht der International Crisis
Group.


SÜDAFRIKA: THEATER

THE HEAD & THE LOAD

William Kentridges neues Werk ist in der Tate Modern in London
uraufgeführt worden. Jürgen Langen über das genreübergreifende
Musik-Tanz-Theater, in dem das Schicksal von Millionen Afrikanern
erzählt


SERVICE

REZENSIONEN

KUNST ZUR FÖRDERUNG DER EIGENEN IDENTITÄT

Jürgen Langen zum Cover-Bild der aktuellen Ausgabe
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AUSSEN/604: Colonia Dignidad - Merkel und Piñera für Aufarbeitung der Verbrechen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland

Colonia Dignidad: Merkel und Piñera für Aufarbeitung der
Verbrechen

Von Ute Löhning



(Berlin, 13. Oktober 2018, npl) - Bundeskanzlerin Merkel und der
chilenische Präsident Piñera bekennen sich zur gemeinsamen
Aufarbeitung der Verbrechen der Colonia Dignidad und zur Einrichtung
einer Dokumentations- und Gedenkstätte in der heutigen Villa Baviera.
Die Gemeinsame Kommission zur Umsetzung des Hilfskonzepts für die
Opfer der Colonia Dignidad konstituiert sich.

Über eines waren Angela Merkel und der chilenische Präsident Sebastián
Piñera sich einig, nämlich "dass wir die in der Colonia Dignidad
begangenen Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen kategorisch
verurteilen", so der rechtskonservative Piñera am Mittwoch im Rahmen
seines Staatsbesuchs in Deutschland. Merkel betonte, "dass wir die
Aufarbeitung dieser Verbrechen gerade im Hinblick auch der
überlebenden Opfer für außerordentlich wichtig erachten".
Währenddessen demonstrierten auf der Straße vor dem Bundeskanzleramt
in Berlin Menschen gegen Piñeras Politik in Chile und für die Rechte
der indigenen Mapuche. Im Rahmen des Staatsbesuchs hatten beide
Regierungschefs über Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und
des Freihandels gesprochen. Und eben auch über das düstere Kapitel der
deutsch-chilenischen Geschichte: die Sekte, deren Namen übersetzt
"Kolonie der Würde" bedeutet.


Zustände in der Colonia Dignidad waren bekannt

In der deutschen Sekte im Süden Chiles waren seit ihrer Gründung durch
den Ex-Wehrmachts-Sanitäter und Laienprediger Paul Schäfer 1961
schwerste Menschenrechtsverletzungen begangen worden. Der Alltag war
geprägt von Freiheitsentzug, sklavenartigen Arbeitsverhältnissen und
systematischem sexuellen Missbrauch an deutschen Bewohner*innen und
Chilen*innen aus der Umgebung. Während der Pinochet-Diktatur ab 1973
kooperierte die Sektenführung mit dem chilenischen Geheimdienst DINA.
Hunderte Oppositionelle wurden auf dem Gelände gefoltert, nach
Zeugenaussagen etwa einhundert ermordet. Bei der deutschen Regierung
und der Botschaft waren die Zustände in der Colonia Dignidad bekannt.
Sie sind aber nicht dagegen vorgegangen, haben Sektenbewohner*innen,
denen die Flucht gelungen war, in mehreren Fällen keinen Schutz
geboten und viele Menschenrechtsverletzungen zumindest toleriert.

"Wir arbeiten an einer Übereinkunft zur Einrichtung eines
Dokumentationszentrums und vielleicht einer Gedenkstätte an dem Ort,
an dem diese Verbrechen begangen wurden", erklärte Piñera. Sie hätten
nicht im Detail darüber gesprochen, so Merkel, aber die Einrichtung
eines Lernortes stehe im Raum. Darüber müsse weiter gesprochen werden,
aber sie sehe das "vom Grundsatz her positiv".


Gedenkstätte, Dokumentations- und Lernort auf ehemaligem
Sekten-Gelände geplant

Im Juni 2017 hatte der deutschen Bundestag einen einstimmigen
Beschluss zur "Aufarbeitung der Verbrechen in der Colonia Dignidad"
gefasst. Darin fordert das Parlament die Bundesregierung auf, zusammen
mit der chilenischen Regierung eine Gedenkstätte und einen
Dokumentations- und Lernort in der deutschen Siedlung einzurichten.
Das ist nicht leicht. Denn heute leben auf dem Gelände der Colonia
Dignidad, die sich seit 1988 Villa Baviera - Bayerisches Dorf - nennt,
noch über hundert Menschen und betreiben ein Tourismusunternehmen mit
Hotel und Restaurant, manchmal auch mit großen Hochzeitsfeiern. Wenn
die Regierungen beider Staaten sich einigen, sollen deutsche und
chilenische Expert*innen nun endlich einen konkreten Entwurf für eine
Gedenkstätte erstellen. Nach Einschätzung von Elke Gryglewski von der
Gedenkstätte Haus der Wannseekonferenz ist das "gut machbar, indem man
in den fünf Hauptgebäuden, die wirklich historisch bedeutsam sind für
die Geschichte von Unterdrückung, Ausstellungen bauen kann. Es müsste
einen Ort geben, wo eine übergreifende Ausstellung gemacht wird, die
die Gesamtgeschichte der Colonia Dignidad bis hin in die Villa Baviera
hinein erzählt".

Im Bundestagsbeschluss vom letzten Jahr wird die Bundesregierung auch
zur historischen Aufarbeitung, zur Aufklärung der
Vermögensverhältnisse der Villa Baviera und zur Entwicklung eines
Hilfskonzepts für Opfer der deutschen Sekte aufgefordert. Letzteres
ging im ersten Anlauf allerdings ziemlich schief. Ein vom Auswärtigen
Amt vorgelegter Entwurf für Hilfsmaßnahmen stieß auf breite Ablehnung
bei Betroffenen und Abgeordneten. Im Kern konzentrierten sich die
vorgeschlagenen Hilfen auf eine Unterstützung der Infrastruktur der
Villa Baviera. - Zu Lasten aller derjenigen, die die Siedlung
verlassen haben.


Bisherige Hilfskonzepte gescheitert

Der menschenrechtspolitische Sprecher der CDU, Michael Brand,
kritisiert in diesem Zusammenhang eine "strukturelle Fixierung des
deutschen Staates insbesondere des Auswärtigen Amtes auf die Villa
Baviera" und sagt: "Es gibt Opfer in Deutschland und es gibt Opfer,
die die heutige Villa Baviera bewusst verlassen haben, weil sie nicht
mit Tätern zusammenleben wollten oder einfach sagen, ich kann den
Geruch nicht ertragen da, wo ich gefoltert oder misshandelt worden
bin. Auch die müssen in dieses Konzept einbezogen werden."

Am Mittwochabend traf sich die Gemeinsame Kommission zur Umsetzung des
Hilfskonzepts für die Opfer der Colonia Dignidad zu ihrer
konstituierenden Sitzung. Abgeordnete aller Fraktionen tagen hier
zusammen mit Vertreter*innen aus Bundeskanzleramt, Auswärtigem Amt,
Finanz-, Gesundheits- und Arbeitsministerium. Sie sollen Kriterien
definieren, nach denen Hilfsleistungen an Opfer der Sekte vergeben
werden. Doch die Abgeordneten fordern zuerst einen neuen Vorschlag für
ein Hilfskonzept. "Als Parlament erwarten wir von der Bundesregierung,
insbesondere vom Auswärtigen Amt, eine aktive und ergebnisorientierte
Unterstützung", sagte Michael Brand von der CDU.

Zur Abstimmung ihrer Vorgehensweise wollen die Abgeordneten sich
zunächst untereinander treffen und auch Expert*innen anhören.
Friedrich Straetmanns von der LINKEN erklärte nach der Sitzung der
Kommission: "Über alle Parteigrenzen hinweg beschäftigt uns der Wunsch
nach einer zügigen und menschlich fairen Lösung dieser Frage. Wir
wollen den Opfern signalisieren, dass wir sie nicht alleine lassen,
und dass wir als Parlamentarier jetzt verstärkt Druck machen."
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MELDUNG/147: Staatslexikon - Erster Band ist online (idw)

Universität Passau - 12.10.2018

Staatslexikon: Erster Band ist online



Der erste Band des an der Universität Passau neu bearbeiteten
Staatslexikons ist ab sofort frei im Internet verfügbar unter
www.staatslexikon-online.de.

Das Traditionswerk, das seit 2012 für eine achte, völlig neu bearbeitete
Auflage durch ein Redaktionsteam an der Universität Passau betreut wird,
wird von der Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft e.V. und dem
Verlag Herder gemeinsam herausgegeben. Es zielt auf eine umfassende
Information der Leserinnen und Leser durch von Expertinnen und Experten
verfasste Artikel ab. Die Themenbreite des Lexikons ist groß; vor allem
stellt die Publikation Staat und Gesellschaft aus einem interdisziplinären
Blickwinkel in den Mittelpunkt.

"Ich freue mich, dass es uns gelungen ist, den ersten Band nun auch online
und frei zugänglich zu machen. Gerade in Zeiten, in denen viele
verunsichert sind durch das - oftmals fragwürdige - Informationsangebot in
Internet und sozialen Medien wollen wir verlässliches Wissen mit
nachvollziehbarer Autor- und Herausgeberschaft bieten. Ich denke, dass uns
das gelungen ist", sagte der Leiter des Redaktionsbüros, Prof. Dr. Dr.
h.c. Heinrich Oberreuter.

Die ersten beiden Bände des Werks sind bereits als Printversionen im
Handel erhältlich, sowie über die Plattform Beck online. Der zweite Band
wird 2019 online gehen.


Weitere Informationen unter:

http://www.staatslexikon-online.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79
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WWW: http://idw-online.de
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FRIEDEN/1135: Demo Unteilbar - Werte mehrheitsfähig (SB)



Für ein Europa der Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit!
 
Für ein solidarisches und soziales Miteinander statt Ausgrenzung und Rassismus!
 
Für das Recht auf Schutz und Asyl - Gegen die Abschottung Europas!
 
Für eine freie und vielfältige Gesellschaft!
 
Solidarität kennt keine Grenzen!

Aus dem Aufruf "[Hashtag]unteilbar - Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt Ausgrenzung" [1]

Zu vermuten, daß sich eigentlich alle Menschen unter diesen Positionen aus dem
Aufruf zur Demonstration Unteilbar versammeln können müßten, könnte in der
Bundesrepublik 2018 nicht unzutreffender sein. Daß sich am 13. Oktober in Berlin
dennoch ein 240.000 Menschen starker Demonstrationszug formierte, ist Ausdruck
der Notwendigkeit, der anwachsenden Barbarisierung zu widerstehen. Vermeintlich
selbstverständliche Gebote der Humanität sind alles andere als das. Ihr
universaler Anspruch wird auf vielfältige Weise konterkariert und gebrochen, wie
die zahlreiche Präsenz dagegen Protestierender auf den Straßen der Hauptstadt an
diesem Samstag belegt. Die Bedeutsamkeit dieses Aufmarsches wird auch dadurch
nicht geringer, daß die Regierungspartei SPD und andere Organisationen prominent
vertreten sind, denen leicht nachgewiesen werden könnte, daß ihre Politik häufig
weder sozial gerecht noch der Wahrung der Menschenrechte zuträglich ist.

Vor dem Hintergrund der Konfrontationen in Chemnitz, Köthen und anderen Orten,
an denen die extreme Rechte aus ihrer Feindseligkeit Andersdenkenden gegenüber
kein Hehl macht und die raumgreifende Präsenz maskuliner, mit aggressiven
Symbolen signierter Körper den öffentlichen Raum in Zonen akuter Gefährdung und
selektiver Zugehörigkeit parzelliert, ist die tausendfache Bereitschaft,
dagegen ein Zeichen zu setzen, mehr als nur eine Meinungsbekundung, die so
irrelevant ist wie ein Klick auf eine Internetpetition oder ein Like unter einen
FB-Post.

Wenn eine Viertelmillion Menschen gegen die organisierte Feindseligkeit jenen
gegenüber, die angeblich nicht dazugehören, sichtbar und hörbar Stellung
bezieht, dann zeugt das zum einen davon, daß die Ahnung, sich in einem latenten
Bürgerkrieg um die politische Zukunft des Landes zu befinden, kein exklusives
Merkmal linksradikaler Gruppen und AktivistInnen mehr ist. Zum andern zeigt sich
die Brüchigkeit der These von der allgemeinen Entpolitisierung der Bevölkerung. 
Zwar hat die Breite des Bündnisses, das zu Unteilbar aufgerufen hat, mit
ideologischen Widersprüchen aller Art zu kämpfen. Die gemeinsame Schnittmenge
ruft allerdings so viel vitales Interesse wach, daß eine soziale Bewegung
entstehen könnte, die sich weder innerhalb von Parteien formiert noch exklusiven
Ideologien verpflichtet ist. Je mehr dieses Land von autoritärer Staatlichkeit,
sozialdarwinistischer Konkurrenz und militaristischer Selbstbehauptung bestimmt
wird, desto greifbarer und praktischer wird das Übergreifende des
emanzipatorischen sozialen Widerstandes. Vielleicht münden die Bruchlinien der
weit ausgespannten politischen Positionen einmal nicht in erschöpfende
Wortklaubereien, deren ideologiekritische Zuspitzung an die Stelle des Mutes
tritt, dessen es bedarf, gegen die aus materiellen Gewaltverhältnissen
erstehende Ohnmacht aufzubegehren.

Wie schwierig das Bekenntnis zu universalen Werten, deren Unteilbarkeit den
Schutz des schwachen, verletzlichen und vernichtbaren Lebens ohne Ansehen von
Herkunft, Geschlecht und Hautfarbe beansprucht, unter den Bedingungen des
Kampfes um gesellschaftliche Hegemonie sein kann, bewies Sahra Wagenknecht in
ihrer Funktion als Vertreterin der von ihr mitinitiierten Bewegung Aufstehen. 
Indem sie nicht zur Teilnahme an der Unteilbar-Demonstration aufrufen wollte,
weil dort die Forderung nach offenen Grenzen im Mittelpunkt stände und dadurch
Menschen ausgegrenzt würden, die diese Position nicht teilen, obwohl sie gegen
Rassismus eingestellt seien, zog sie eine tiefe Furche zwischen den sozialen
Ansprüchen deutscher StaatsbürgerInnen und dem Interesse geflohener Menschen und
MigrantInnen, daran nicht minder teilzuhaben als die einheimische Bevölkerung.

Wagenknecht griff damit ein Argument auf, das dem universalen Anspruch der
Menschenrechte schon im ersten Schritt die aus Zugehörigkeit zu einem bestimmten
Staatsvolk resultierenden Privilegien und Hierarchien entgegenhält. Abgesehen
davon, daß sich in dem Aufruf zur Unteilbar-Demo keine explizite Forderung nach
offenen Grenzen findet, steht die geltend gemachte Differenz zwischen nationaler
Privilegierung und kosmopolitischem Gleichheitsanspruch für die Dialektik von
Realpolitik und Wertekonsistenz. Vergleichbar mit der Diskrepanz, die
Bundeskanzlerin Angela Merkel produziert, wenn ihr angelastet wird, die Grenzen
für alle und jeden geöffnet zu haben, während ihre Administration das Gegenteil
dessen tut und die Flüchtlingsabwehr bis zur Einrichtung neuer Lager für
notleidende Menschen ausbaut, möchte Wagenknecht mit linken Idealen
identifiziert werden und diese zugleich politisch unterlaufen.

Weder Merkel noch Wagenknecht machen sich durch Festlegung auf die eine oder
andere Position unwideruflich kenntlich. Die Linken-Politikerin erklärt nach
bewährter Debattenmechanik die soziale Frage zum Hauptwiderspruch, dem sich
andere Probleme nachzuordnen hätten. Indem sie sich auf die Seite als deutsch
ausgewiesener Lohnabhängiger stellt und ihnen gegenüber den Zutritt
nichtdeutscher Menschen relativiert, verabschiedet sie sich von einem
klassenkämpferischen Internationalismus, der die prinzipielle Solidarität aller
von Kapitalismus und Imperialismus betroffenen Menschen in den Mittelpunkt des
gemeinsamen Kampfes stellt. Diese Position hat in der Ära des Klimawandels
zusätzliche Relevanz erhalten, flüchten die Menschen aus den Ländern des
Globalen Südens doch nicht mehr nur vor den Folgen weltumspannender Ausbeutungs-
und Unterdrückungsstrategien westlicher Metropolengesellschaften, sondern auch
vor der von diesen mitverantworteten Zerstörung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen.

Das kapitalistische Weltsystem ist mithin nicht nur durch die kapitalistische
Globalisierung ineinander verschränkt, deren angleichender Übergriff auf
regionale und nationale Verhältnisse von der Neuen Rechten als Ergebnis
"kulturmarxistischer" Gleichmacherei angeprangert wird. Seine Bevölkerungen sind
durch die Klammer sozialökologischer Prozesse, die einen erdgeschichtlich
schmalen Korridor menschliches Leben ermöglichender Klimabedingungen
offenhalten, um so mehr zu kollektiver Bewältigung der dagegen gerichteten, vor
allem aus kapitalistischer Verwertungslogik und Überproduktion erstehenden
Bedrohungen verpflichtet.

Kurz gesagt, eine Zukunft, die das Leben möglichst vieler Menschen unter
möglichst gerechten Bedingungene garantiert, anstatt die Zerstörung der
natürlichen Lebensgrundlagen mit genozidaler Überlebenslogik auf die Spitze
sozialdarwinistischer Auslese zu treiben, ist wenn schon nicht aus freien
Stücken, dann doch notwendigerweise kosmopolitisch und universal. Die soziale
Frage stellt sich weltweit, und sie wird Menschen, die großen Wohlstand
genießen und großen Verbrauch in Anspruch nehmen, erhebliche
Einschränkungen in ihrer Lebensweise aufbürden. Bevor dies unter Durchsetzung
alternativloser Sachzwänge geltend gemacht wird, läßt sich unter sozial verträglicheren
und ökologisch nachhaltigeren Bedingungen im Vorweg dessen darüber nachdenken,
wie sich dieser Quantensprung solidarischer Zukunftsgestaltung auf den Weg
bringen läßt. 

Ob diese Zukunft dem Ökosozialismus, dem Kommunismus, einer
Postwachstumsdoktrin, dem demokratischen Konföderalismus oder anderen heute noch
als utopisch bezeichneten Gesellschaftsentwürfen verpflichtet ist, ändert nichts
an der Unverträglichkeit des Kapitalismus für die Wahrung des Lebens und die
Unmöglichkeit, die Menschen weiterhin in nationale Grenzen zu bannen, die die
Konfliktlinien der Krisenkonkurrenz markieren und tödliche Ausgrenzung und
hochgefährliche Staatenkriege hervorbringen. Daß solche Gesellschaftsentwürfe
zur Zeit weder politisch durchsetzbar noch mehrheitskompatibel sind, macht sie
weder irrelevant noch unmöglich.

Gleiches gilt für die Forderungen des Unteilbar-Protestes, gegen dessen
SachwalterInnen aus dem Umfeld von SPD und Grünen von vornherein eingewendet
werden könnte, FürsprecherInnen imperialistischer Strategien zu sein, die die
Menschenrechte wie ein Schild vor sich hertragen, um in ihrem Schutz gegen sie
verstoßen zu können. Daß Wagenknecht nun mit ihrem Taktieren hinter
PolitikerInnen zurückfällt, die sich weit weniger als sie für soziale
Gerechtigkeit einsetzen, ist das Ergebnis des Mißbrauches universalistischer
Forderungen als bloßes Blendwerk politischer Agenden und die nicht erfolgende
Überprüfung der Behauptung, ihnen gerecht werden zu wollen.

So steht und fällt die Wirkung des starken Auftrittes vom 13. Oktober mit den
daraus gezogenen Konsequenzen für einen politischen Aktivismus, der von den
herrschenden Interessen nicht mehr zu bändigen ist, weil er ernst macht mit den
einmal erhobenen Forderungen. Entstände tatsächlich eine Massenbewegung von
unten im Sinne der proklamierten Ideale, dann lösten sich viele der
unterschwelligen Widersprüche unter ihren AktivistInnen wie von selbst. 
Unteilbar, also nicht korrumpierbar, nicht durch die gesellschaftlichen
Gewaltverhältnisse gegeneinander ausspielbar zu sein trifft das Problem des
politischen Kampfes schon recht genau. Sich auf dieser Basis einzufinden und an
den einmal erhobenen Forderungen festzuhalten schafft eine Handlungsfähigkeit,
dergegenüber alles opportunistische Taktieren und Schielen auf Mehrheiten an der
Absehbarkeit bloßer Manöverlagen vergeht. 


Fußnote:

[1] https://www.unteilbar.org
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STELLUNGNAHME/061: Deutscher Hochschulverband verurteilt Einrichtung der Meldeplattform "MeinPROFhetzt.de" (idw)

Deutscher Hochschulverband - 12.10.2018

DHV verurteilt Einrichtung der Meldeplattform "MeinPROFhetzt.de"

Kempen: "Einschüchterungsversuch und Angriff auf die

Wissenschaftsfreiheit" 



Der Deutsche Hochschulverband (DHV) hat die Freischaltung der
Meldeplattform "MeinPROFhetzt.de", die der baden-württembergische
AfD-Landtagsabgeordnete Stefan Räpple eigenen Angaben zufolge nach
Abstimmung mit der eigenen Landtagsfraktion freigeschaltet hat, scharf
verurteilt. Studierende sollen darauf ihre Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer melden, die sich angeblich kritisch und einseitig über die
AfD äußern. Anders als bei einer ähnlichen Meldeplattform der AfD Hamburg
sollen bei der baden-württembergischen Variante die Namen von
Professorinnen oder Professoren auch veröffentlicht werden können.
Studierende werden dazu aufgefordert, Belege, z.B. in Form von Klausuren,
Tonmitschnitten oder Bilddokumenten, auf die Plattform hochzuladen.

"Dies ist ein klarer und durch nichts zu entschuldigender Angriff auf die
grundgesetzlich geschützte Freiheit von Forschung und Lehre", betonte
Kempen. "Es ist eine unverhohlene Einladung zur Bespitzelung und
Denunziation, die Erinnerungen an die düstersten Kapitel zweier deutscher
Diktaturen weckt. Die dahinter stehenden Motive sind offenkundig:
Personen, die nicht auf Parteilinie liegen, sollen diffamiert und
eingeschüchtert werden. Das ist vollkommen inakzeptabel. Hochschulen sind
Stätten geistiger Auseinandersetzung, die vom Disput und dem Ringen um das
bessere Argument leben."

Die wissenschaftliche Lehre an den Universitäten sei allein an die Treue
zur Verfassung gebunden. Ein darüber hinaus gehendes Neutralitätsgebot
gebe es nicht, betonte Kempen.

Selbstverständlich unterliege die wissenschaftliche Lehre und damit auch
die Dozentinnen und Dozenten der öffentlichen Bewertung und Kritik.
Maßstab könne aber nur die Suche nach wissenschaftlicher Wahrheit sein.
Ideologie und Parteiprogrammatik seien fehl am Platz.

Kempen kündigte an, dass der DHV als Berufsvertretung der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Deutschland seine Mitglieder
mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln schützen werde. Betroffene
Dozentinnen und Dozenten werden aufgerufen, sich mit dem DHV in Verbindung
zu setzen.

Der Deutsche Hochschulverband ist die bundesweite Berufsvertretung der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Deutschland mit über 31.000
Mitgliedern.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution6

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Hochschulverband, 12.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 
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ASIEN/909: Afghanistan - Vom Kriegszweck zur Bündnisfunktion ... (SB)

Afghanistan - Vom Kriegszweck zur Bündnisfunktion ...



Am 12. Oktober hat sich Zalmay Khalilzad erstmals in seiner Funktion
als neuer Sondergesandter der USA für die Versöhnung in Afghanistan in
Doha mit Vertretern der Taliban getroffen. Dies berichtete am selben
Tag in seiner Online-Ausgabe das Wall Street Journal unter Verweis auf
Quellen im US-Außenministerium. Am 13. Oktober haben gegenüber Al
Jazeera die Taliban ihre Teilnahme am Treffen bestätigt und behauptet,
Zalmay hätte die Bereitschaft der Regierung Donald Trumps erklärt,
über einen Rückzug aller ausländischen Streitkräfte aus Afghanistan zu
sprechen. Doch was als wichtiges Zugeständnis der Amerikaner, um den
afghanischen Friedensprozeß in Gang zu bringen, anmutet, dürfte sich
über kurz oder lang als Winkelzug und der von den Taliban lange
geforderte "vollständige" Abzug der Streitkräfte der USA und ihrer
NATO-Verbündeten als Fata Morgana erweisen.

Niemand ist besser geeignet als der 67jährige Khalilzad, einen
Trumpschen "Deal" mit den Taliban auszuhandeln. Der langjährige
US-Diplomat ist in Afghanistan geboren und gehört wie die meisten
Taliban dem Volk der Paschtunen an. Khalilzad hat in den achtziger
Jahren als junger Mitarbeiter des State Department mit besonderen
Ortskenntnissen geholfen, die Militärhilfe der CIA für die
afghanischen Mudschaheddin im Kampf gegen die Sowjetunion - Operation
Cyclone - zu koordinieren. Als Sonderbotschafter George W. Bushs hat
er im Dezember 2001 - vor dem Hintergrund der Flugzeuganschläge vom
September und dem Einmarsch der US-Streitkräfte in Afghanistan im
Oktober - die große Bonner Konferenz der verschiedenen afghanischen
Interessensvertreter organisiert und geführt, bei der die neue
Verfassung des zentralasiatischen Landes verabschiedet und Hamid 
Karsai zum neuen Präsidenten und Washingtons "Mann in Kabul" in einem 
gekürt wurde.

Aktuell ist Khalilzad auf einer zehntägigen Reise mit Stippvisiten in
den Hauptstädten Afghanistans, Pakistans, Katars, den Vereinigten
Arabischen Emiraten und Saudi-Arabien - Kabul, Islamabad, Doha, Abu
Dhabi und Riad - unterwegs. Am 14. Oktober hat die afghanische
Nachrichtenagentur TOLOnews.com ein Mitglied der vierköpfigen
Taliban-Delegation beim Treffen in Doha zwei Tage zuvor bezüglich 
des Inhalts der Diskussion mit Khalilzad zitiert. Said Mohammad Akbar 
Agha erklärte, beide Seiten hätten sich verständigt, den Abzug 
ausländischer Truppen zu erörtern. 17 Jahre lang haben die USA die 
entsprechende Grundforderung der Taliban als indiskutabel abgetan. 
Doch aktuell brechen die afghanischen Streitkräfte zusammen. Die 
Taliban sind auf dem Vormarsch, wie die heftigen Kämpfe überall in 
Afghanistan zeigen. Anfang Oktober haben die Taliban mehrere Brücken 
bei Ghazni und damit die wichtigste Nord-Süd-Straßenverbindung 
zwischen Kabul und Kandahar gekappt. Die Position der USA in 
Afghanistan ist mit den dort stationierten rund 14.000 Soldaten nicht 
mehr zu halten.

In Kabul ist man über die derzeitige Entwicklung höchst besorgt. Man
begrüßt zwar die Tatsache, daß die USA und die Taliban endlich
miteinander reden, verlangt gleichzeitig, daß eine Friedenslösung in
erster Linie von den Afghanen selbst gefunden werden soll. Zu diesem
Zweck haben alle Parteien im Parlament am 11. Oktober eine neue
Bewegung namens "Große Versammlung der nationalen Einheit" gegründet
und die Taliban zur Teilnahme eingeladen. Angesichts des Umstands, daß
derzeit im Schnitt 300 Menschen am Tag in Afghanistan infolge von
Kriegshandlungen sterben, forderte der ehemalige
Mudschaheddin-Kommandeur und Taliban-Verbündete Gulbuddin Hekmatyar,
der in den neunziger Jahren zweimal Premierminister Afghanistans war,
einen allgemeinen Waffenstillstand, die Aufnahme von
Friedensverhandlungen aller Konfliktparteien ohne Vorbedingungen, die
Bildung einer Interimsregierung der nationalen Einheit sowie die
Aufstellung eines Zeitplans für den Abzug ausländischer Streitkräfte.

Die drastische Zunahme der Zahl der Getöteten in den letzten Wochen
und Monaten hängt natürlich mit der Großoffensive der Taliban gegen
die afghanische Armee und Polizei zusammen. Doch sie ist auch eine
Folge verstärkter Luftangriffe der US-Streitkräfte sowie der
zahlreichen blutigen Bombenanschläge des Islamischen Staats (IS), mit
denen die "Terrormiliz" die Vorbereitungen für die Parlamentswahlen am
20. Oktober stören will. Bevorzugte Anschlagsziele der sunnitischen
Gotteskrieger des IS sind schiitische Moscheen,
Wahlkampfveranstaltungen und belebte Marktplätze. Beim jüngsten
Bombenangriff, bei dem ein mit Sprengstoff beladenes Fahrrad per
Fernzündung zur Explosion gebracht wurde, kamen am 14. Oktober 22
Zuhörer eines Wahlkampauftritts der Parlamentskandidatin Nazifa
Yousufi Bek in der nordöstlichen Provinz Takhar ums Leben. Weitere 32
Menschen wurden schwer verletzt.

Auch wenn die USA mit den Taliban über einen Truppenabzug reden, so
ist keine Konstellation vorstellbar, in der das Pentagon nicht
irgendeine Art Militärpräsenz am Hindukusch behält. Schließlich sind
die USA nicht 2001 in Afghanistan einmarschiert, um Osama Bin Laden zu
fangen. Damals boten die Taliban Washington die Auslieferung des
Gründers des Al-Kaida-"Netzwerks" an, doch wollte die Bush-Regierung
davon nichts hören, weil es Dick Cheney und Donald Rumsfeld auf die
Einrichtung von Militärstützpunkten in Reichweite des Irans, 
Pakistans, des Südens Rußlands sowie des Westens Chinas abgesehen 
hatten.

An diesem geostrategischen Motiv hat sich bis heute nichts geändert.
Das Gegenteil ist der Fall, denn die Beziehungen der USA zu allen vier
genannten Ländern haben sich seitdem dramatisch verschlechtert. In den
letzten Jahren haben die USA die afghanischen Streitkräfte mit
dermaßen viel Kriegsgerät ausgestattet, daß Kabul bis auf weiteres um
die Dauerpräsenz irgendwelcher ausländischen Militäringenieure und
-ausbilder vermutlich nicht mehr herumkäme. Mit der Notwendigkeit der
weiteren Bekämpfung von IS dürften die USA den Verbleib einer
kleinerer Zahl von Spezialstreitkräften in Afghanistan begründen. Mit
dem Argument, diese seien nicht dort dauerhaft stationiert, sondern
"in Rotation" könnten vielleicht sogar die Taliban umgestimmt werden.
Und wenn nebenbei irgendwelche amerikanischen Kampfjets und Drohnen 
die paar übriggebliebenen Stützpunkte weiterhin nutzen, wer soll sich
daran stören ...
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FRAUEN/751: Grüne Welle für die Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs erreicht Ecuador (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Grüne Welle für die Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs 
erreicht Ecuador

Von Esteban Zapata
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(Quito, 30. September, Pressenza) - "Vorbeugende Sexualerziehung,
Verhütungsmittel für den Genuss, Legalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs, um nicht zu sterben": Mit dieser Parole sind
am 28. September Kollektive und Aktivist*innen, die sich für die
Rechte von Frauen und Schwangeren einsetzen, zusammengekommen, um die
Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs einzufordern.

Ab fünf Uhr nachmittags organisierte sich ein grüner Regen vor der
Generalstaatsanwaltschaft, der schnell zu einer Flut anwuchs. In
freudiger Stimmung bereiteten Mädchen, Jugendliche und Erwachsene ihre
Plakate vor, bemalten ihre Gesichter und befestigten ihre grünen
Halstücher, die weltweit zum Symbol im Kampf für einen legalen
Schwangerschaftsabbruch geworden sind. Sie verteilten auch Parolen und
Empfehlungen, um während des gesamten Marsches sicher zu sein. Dann
setzte sich der Demozug Richtung Präsidentenpalast (Palacio de
Carondelet) in Bewegung. Die Frauen beginnen ihren Marsch zum Klang
der Trommeln und mit Liedern, die dazu aufrufen, sich einem System
entgegenzustellen, das in allen Bereichen vom Machismus gelenkt und
kontrolliert wird. "Wir müssen es abtreiben, wir müssen es abtreiben,
wir müssen das patriarchale System abtreiben", ist aus der Menge von
Menschen zu hören und auch "wenn der Papst eine Frau wäre, wäre
Abtreibung legal".

Im Manifest des Kampftages für die Entkriminalisierung und die
Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen in Lateinamerika erwähnt
das Organisations-Kollektiv, dass die aktuellen Gesetze nur dazu
dienten, die Abtreibungspraktik zu kriminalisieren, ohne jedoch
bessere Lebensbedingungen für gebärfähige Menschen zu schaffen.
Besonders betroffen seien vor allem mittellose Frauen. Daher heißt es
"Abtreibung bestrafen, bedeutet Armut bestrafen".

Die letzten Sonnenstrahlen verschwinden, aber die grünen Rauchfackeln
weisen den Weg. Nach einem kurzen Stopp vor der Entbindungsstation
Isidro Ayora bewegt sich die grüne Welle, die immer weiter wächst,
durch den Alameda Park und erreicht schließlich die Altstadt von
Quito. Nichts hält den Marsch der Emanzipation auf. "Die Angst hat
noch nie Rechte erkämpft", heißt es auf einem Plakat; ein anderes
erinnert daran: "Abtreibung zu legalisieren, zwingt niemanden zur
Abtreibung". Nach Informationen des Organisation-Komitees seien in den
letzten Jahren mehr als 300 Frauen in Ecuador für einen
Schwangerschaftsabbruch verurteilt worden. Damit wird Macht und Gewalt
über jene Frauen ausgeübt, die diese Entscheidung treffen. Daher
fordern sie, dass "die Staatsanwälte aufhören, uns zu verfolgen, weil
wir über unsere Körper bestimmen wollen."


"Abtreibung zu legalisieren, zwingt niemanden zur
Abtreibung"

Die Nacht bricht herein und der Marsch geht weiter, die grüne Welle
bewegt sich durch das Zentrum von Quito und wird sich weiter bewegen
bis der ecuadorianische Staat und die übrigen Länder der Region
verstanden haben, dass die Legalisierung von Abtreibung eine wichtige
und dringende Angelegenheit der öffentlichen Gesundheit ist und den
Frauen* Zugang zu einer umfassenden, angemessenen und leicht
zugänglichen Gesundheitsversorgung gewährleisten. Dieser 28. September
war ein Tag des Kampfes in Lateinamerika und der Karibik, der - und
das ist eine absolut vorsätzliche Hommage - an das Ende der Sklaverei
erinnert.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/gruene-welle-fuer-die-legalisierung-des-schwangerschaftsabbruch-erreicht-ecuador/
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DISKUSSION/427: Gießen - Der Friedensprozess in Kolumbien am Scheideweg, 16.10.2018

idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Der Friedensprozess in Kolumbien am Scheideweg

Podiumsdiskussion an der Justus-Liebig-Universität Gießen am 16.
Oktober 2018



Der kolumbianische Friedensprozess steht am Scheideweg. Die Umsetzung
der Vereinbarungen aus dem Friedensvertrag zwischen der Regierung und
der FARC-Guerrilla von 2016 erfolgt schleppend, und beinahe tägliche
Meldungen von ermordeten Aktivistinnen und Aktivisten verdeutlichen,
dass weite Teile des Landes einen äußerst gewaltsamen Frieden erleben.
Mit dem Amtsantritt des neue Präsidenten Iván Duque ist der Frieden in
Kolumbien zudem in eine neue Phase eingetreten. Duque kommt aus dem
Lager der Skeptiker des Friedensprozesses, und viele Beobachterinnen
und Beobachter befürchten, dass der neue Präsident den Friedensprozess
ausbremsen könnte. Die aktuellen Entwicklungen stehen im Mittelpunkt
einer Podiumsdiskussion an der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU),
zu der die Politikwissenschaftlerin Prof. Dr. Regina Kreide, Professur
für Politische Theorie und Ideengeschichte an der JLU, und Prof. Dr.
Stefan Peters, Direktor des Deutsch-Kolumbianischen Friedensinstituts
(Instituto CAPAZ) und Professur für Friedensforschung am Fachbereich
Rechtswissenschaft der JLU, die interessierte Öffentlichkeit am 16.
Oktober 2018 (17 bis 19 Uhr) herzlich einladen.

Die Podiumsdiskussion nimmt den Regierungswechsel in Kolumbien zum
Anlass, um eine kritische Bilanz des kolumbianischen Friedensprozesses
zu ziehen und die Perspektiven für die Konstruktion eines dauerhaften
und stabilen Friedens in Kolumbien zu diskutieren. Auf dem Podium
werden Christiane Schwarz, kolko e.V. - Menschenrechte für Kolumbien,
Pilar Mendoza, Goethe Universität Frankfurt am Main und Prof. Peters
diskutieren. Die Moderation übernimmt Prof. Kreide. Die Veranstaltung
wird im Rahmen des ISAP-Alumi-Programms des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes (DAAD) unterstützt. Sie findet im Erwin-Stein-
Gebäude (Raum 201), Goethestraße 58 statt. Die Podiumsdiskussion ist
Teil einer interdisziplinären spanischsprachigen Tagung zum
Friedensprozess in Kolumbien.

Kolumbien - Partnerregion der JLU seit mehr als 50 Jahren

Kolumbien ist die strategische Partnerregion der JLU in Lateinamerika.
Bereits 1967 wurde mit der Universidad de Los Andes die erste 
deutsch-kolumbianische Hochschulkooperation festgeschrieben. Eine biologische
Außenstation der JLU in Santa Marta wurde im Jahr 1963 eingerichtet.
Seit 2010 fördert der DAAD das deutsch-kolumbianische
meereswissenschaftliche Exzellenzzentrum CEMarin unter Federführung
der JLU. Nun leistet die JLU mit der Beteiligung am Instituto CAPAZ
einen wichtigen Beitrag für die Entwicklung einer friedvollen Zukunft
des Partnerlandes.

Termin

Podiumsdiskussion am 16. Oktober 2018, 17 bis 19 Uhr

Veranstaltungsort: Erwin-Stein-Gebäude, Raum 201

Justus-Liebig-Universität Gießen, Goethestraße 58, 35390 Gießen

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/ifp/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 12.10.2018
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AGRAR/1844: Bauern sind durch die Politik verunsichert (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

DBV-Konjunkturbarometer zeigt deutlich verminderte Investitionstätigkeit

Rukwied: Bauern sind durch die Politik verunsichert



Die Dürreschäden in vielen Regionen Deutschlands und die schwierige
Situation auf wichtigen Märkten hinterlassen deutliche Spuren im
aktuellen Konjunkturbarometer Agrar des Deutschen Bauernverbandes
(DBV). Eine schlechte Bewertung der aktuellen wirtschaftlichen Lage
lässt viele Betriebsleiter hoffen, dass die Zukunft nur besser werden
kann. Nach den neuesten Daten für den Monat September hat sich die
Liquiditätslage der deutschen Landwirte weiter verschlechtert.
Gleichzeitig fallen die Investitionspläne der Landwirte im
Jahresvergleich deutlich kleiner aus. Einen wesentlichen Grund dafür
sieht der Deutsche Bauernverband in den unsicheren politischen
Rahmenbedingungen insbesondere in der Tierhaltung.

"Investitionen brauchen Sicherheit, aber die Bauern sind verunsichert
und scheuen deshalb das Risiko einer Investition. Die Politik muss
endlich erkennen, dass die Landwirte eine langfristige und
verlässliche Planungssicherheit brauchen", sagt der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

Aktuell ist der Index des Konjunkturbarometer Agrar gegenüber der
vorangegangenen Erhebung aus Juni 2018 von 21,1 Punkten auf 23,4
Punkte leicht gestiegen. Der aktuelle Indexwert liegt damit um 3,2
Punkte niedriger als im September 2017 und damit erheblich unter den
relativ hohen Werten aus der Zeit von 2011 bis 2014. In der Spitze
wurden seinerzeit gut 36 Punkte erreicht. Der Indexwert fasst die
Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung und die
Erwartungen an die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung zusammen.

Die Liquidität der Betriebe hat sich gegenüber Juni weiter
verschlechtert. Der Anteil der Landwirte, der die aktuelle
betriebliche Liquidität als angespannt bewertet, ist im Osten
Deutschlands mit 25 Prozent als Folge der dort stark ausgeprägten
Dürreschäden besonders hoch. Im Vergleich der Betriebsformen ist die
Liquidität vor allem in den Veredlungsbetrieben auf Grund gefallener
Erzeugerpreise und höherer Futterkosten angespannt. Gut ein Fünftel
der Veredlungsbetriebe beklagt eine angespannte Liquiditätssituation.

Die Investitionsplanungen der Landwirte für die kommenden sechs Monate
bleiben auf einem relativ niedrigen Niveau. Nur 31 Prozent der
Landwirte wollen in dieser Zeit investieren; bereits vor einem Jahr
waren es mit 32 Prozent kaum mehr. Das für die nächsten sechs Monate
geplante Investitionsvolumen liegt mit 4,7 Milliarden Euro um 0,5
Milliarden Euro unter dem entsprechenden Vorjahresstand. Das ist
gegenüber dem relativ hohen Niveau der Jahre 2013 und 2014 mit
geplanten halbjährlichen Investitionsvolumina von gut 6 Milliarden
Euro erheblich weniger. Investitionen in eine leistungsfähige
Landwirtschaft sichern auch viele Arbeitsplätze in den vor- und
nachgelagerten Wirtschaftsbereichen. Investitionen in Ställe gehen
grundsätzlich mit mehr Tierwohl einher.

Vom aktuell geplanten Investitionsvolumen in Höhe von 4,7 Milliarden
Euro entfallen auf den Bereich Ställe und Stalltechnik 2,3 Milliarden
Euro. Gegenüber dem Vorjahr ist das ein deutliches Minus von 0,8
Milliarden Euro. Auch Landkäufe gehen stark zurück. Mit 1,0 Milliarden
Euro fallen die vorgesehenen Maschineninvestitionen im Jahresvergleich
dagegen um 0,1 Milliarden Euro höher aus. Investitionsvorhaben im
Bereich Erneuerbare Energien bleiben mit 1,0 Milliarden Euro stabil.
Zulegen werden Investitionen in nichtlandwirtschaftliche Zwecke wie
für Wohngebäude.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die künftige wirtschaftliche
Entwicklung im Durchschnitt der Betriebe mit 2,95 etwas besser
beurteilt als die aktuelle wirtschaftliche Situation mit einem Wert
von 3,08. Gegenüber Juni fällt die Einschätzung der aktuellen
wirtschaftlichen Situation in allen Betriebsformen schlechter aus,
besonders aber in den Veredlungsbetrieben. Die Zukunftserwartungen
haben sich dagegen zwischen Juni und September in allen Betriebsformen
deutlich verbessert.

Neben den vielfach enttäuschenden Ernteergebnissen sind niedrigere
Schweine- und Rinderpreise sowie gestiegene Energie-, Dünge- und
Futtermittelpreise Ursache für die aktuell verschlechterte
wirtschaftliche Lage in den Betrieben. Positiv auf die Stimmungslage
in den Betrieben wirken sich dagegen gestiegene Getreidepreise sowie
die Preissituation auf dem Milchmarkt aus. Ein besonders belastender
Einfluss geht unverändert von den Pachtpreisen aus. Relativ positiv
werden hingegen die Kapitalmarktzinsen und Leasing-Konditionen
beurteilt.

Mit Ausnahme des Getreidesektors werden im Jahresvergleich mit
September 2017 in allen Bereichen niedrigere Erzeugerpreise und höhere
Betriebsmittelpreise beklagt.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im September 2018 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt rund 1.000 Landwirte und
Lohnunternehmer in ganz Deutschland.


DBV-Konjunkturbarometer September 2018 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=717034

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/827: Aufschwung geht bereits ins zehnte Jahr - Bundesregierung legt Herbstprojektion vor (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 11. Oktober 2018

Altmaier: Aufschwung geht bereits ins zehnte Jahr - längste Aufschwungphase seit 1966

Bundesregierung legt Herbstprojektion vor



Die deutsche Wirtschaft setzt ihren Aufschwung fort. Für das laufende
Jahr rechnet die Bundesregierung mit einem Anstieg des
Bruttoinlandsprodukts von 1,8 % (preisbereinigt). Auch für das Jahr
2019 wird ein Zuwachs von 1,8 % erwartet.

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Peter Altmaier:
"Die deutsche Wirtschaft befindet sich weiter im Aufschwung und wird
nächstes Jahr bereits ins zehnte Jahr des Aufschwungs gehen - das ist
die längste Aufschwungsphase seit 1966, die zweitlängste überhaupt.
Die Menschen in unserem Land profitieren von der guten
wirtschaftlichen Lage. Die Beschäftigung wird bis zum Jahr 2019 auf
über 45 Millionen steigen, die Arbeitslosigkeit sinkt auf ein neues
Rekordtief. Steigende Löhne und Entlastungen der Bürgerinnen und
Bürger sorgen dafür, dass die Einkommen spürbar zulegen. Die
Binnenwirtschaft wird so weiter eine wichtige Stütze der
wirtschaftlichen Entwicklung bleiben. Zu Unsicherheiten für die
weitere Entwicklung führen die zunehmenden protektionistischen
Tendenzen und die internationalen Handelskonflikte. Sie schaden allen
Beteiligten. Wir haben deshalb ein großes Interesse an einer zügigen
Umsetzung der gemeinsamen Erklärung von Kommissionspräsident Juncker
und Präsident Trump zur Lösung des Handelskonflikts zwischen den USA
und der EU. Wir müssen Zölle und Handelsbeschränkungen abbauen - und
nicht erhöhen - davon profitieren beide Seiten."


	Die Weltwirtschaft dürfte - auch nach Einschätzung der internationalen Organisationen - im Projektionszeitraum leicht an Schwung verlieren. Für die Exporte von Waren und Dienstleistungen aus Deutschland werden daher relativ moderate Zuwächse erwartet.

	Die Importe werden aufgrund der starken Inlandsnachfrage deutlich ausgeweitet. Beim Außenhandel ist daher - rein rechnerisch - in beiden Jahren mit einem leicht negativen Wachstumsbeitrag zu rechnen.

	Der Leistungsbilanzüberschuss sinkt kontinuierlich und wird bis zum Jahr 2019 auf 7,1 % zurückgehen.

	Die deutschen Unternehmen investieren angesichts gut ausgelasteter Kapazitäten weiter in Maschinen und Anlagen.

	Die Bauinvestitionen bleiben auf Grund niedriger Zinsen und einer hohen Nachfrage rege. Auch die öffentlichen Bauinvestitionen werden in diesem und dem kommenden Jahr deutlich gesteigert. Die Baubranche stößt aber zunehmend an Kapazitätsgrenzen.

	Die Beschäftigung wird bis 2019 auf jahresdurchschnittlich 45,3 Mio. Personen steigen. Angesichts der hohen Arbeitsnachfrage wird ein weiterer Rückgang der Arbeitslosigkeit erwartet, die Arbeitslosenquote sinkt auf einen Tiefstand seit der Wiedervereinigung von 5,0 %. Gleichzeitig werden die Einkommen spürbar zunehmen. Damit ist auch die Grundlage für eine dynamische Konsumnachfrage gelegt.

	Im Zuge leicht überausgelasteter Kapazitäten erhöht sich die Inflationsrate. Die Verbraucherpreise werden mit Raten von 1,9 % in diesem und 2,0 % im kommenden Jahr zunehmen.



Mit der Herbstprojektion revidiert die Bundesregierung ihre Projektion
für das laufende und das kommende Jahr nach unten. Ein wesentlicher
Grund dafür liegt im schwächeren außenwirtschaftlichen Umfeld. Zudem
führte der neue Testzyklus für Pkw (WLTP) zu Verzögerungen im
Zulassungsverfahren, der Produktion und Export vorübergehend negativ
beeinflusst. Schließlich ist durch die Revision der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen die Ausgangsbasis für das
laufende Jahr etwas ungünstiger.

Die Herbstprojektion der Bundesregierung wurde am 11. Oktober 2018 im
interministeriellen Arbeitskreis "Gesamtwirtschaftliche
Vorausschätzungen" unter Federführung des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie abschließend beraten. Das Statistische
Bundesamt und die Deutsche Bundesbank waren beteiligt.

Die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Herbstprojektion bilden die
Grundlage für die Steuerschätzung vom 23. bis 25. Oktober 2018 in
Hamburg. Als gemeinsamer Orientierungsrahmen dienen sie der
Aufstellung der öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern, Gemeinden
und Sozialversicherungen.

[1] Bis 2017 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes;
Stand: August 2018;

[2] Einschließlich der Organisationen ohne Erwerbszweck.



Eine Tabelle zu den Eckwerten der Herbstprojektion ist zu finden unter: 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/Projektionen-der-Bundesregierung/projektionen-der-bundesregierung-herbst-2018.html
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INTERNATIONAL/245: Peru - Ein Extra-Gesetz für Ex-Diktator Fujimori? (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Ein Extra-Gesetz für Ex-Diktator Fujimori?

Von Vilma Guzmán



(Lima, 13. Oktober 2018, amerika21/poonal) - Der Kongress in Peru hat
am 11. Oktober 2018 im Schnellverfahren ein Gesetz verabschiedet, das
den Hausarrest mit elektronischen Fußfesseln für kranke und über
65-jährige Gefangene ermöglicht. Die Regelung soll offenbar die
Rückkehr von Ex-Diktator Alberto Fujimori ins Gefängnis verhindern,
dessen Begnadigung am 3. Oktober vom Obersten Gerichtshof
aufgehoben [1] wurde. Seit dem Widerruf befindet er sich in einem
Krankenhaus.

Die Gesetzesvorlage wurde dem Kongress - ohne die übliche vorherige
Prüfung durch die parlamentarische Justizkommission - vorgelegt und
mit 55 Ja-Stimmen, 30 Nein-Stimmen und zwei Enthaltungen angenommen.
Die Abgeordneten der Fujimori-Partei Volkskraft (Fuerza Popular)
feierten ihre Stimmenmehrheit. Vertreter*innen der Partei Peruaner für
den Wandel (Peruanos Por el Kambio), der konservativen Volksaktion
(Acción Popular) sowie der linken Parteien Neues Peru (Nuevo Perú) und
Breite Front (Frente Amplio) stimmten dagegen und kritisierten, dass
das neue Gesetz die Straflosigkeit fördere. Es komme nicht nur
Fujimori, sondern etlichen weiteren Diktaturverbrechern zugute, unter
ihnen Vladimiro Montesinos (73), Nicolás Hermoza Ríos (83) und Julio
Salazar Monroe (83), die wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Mordes zu Haftstrafen von 25 bis 35 Jahren verurteilt wurden. Das
"Fuji-Gesetz" (Ley Fuji), wie Kritiker es bezeichnen, wird nun
Präsident Martín Vizcarra vorgelegt, der seine Unterschrift verweigern
und es zurück an den Kongress zur Überarbeitung geben könnte.

Kontext: Der Ex-Diktator Fujimori (1990-2000) wurde im Jahr 2009 wegen
Menschenrechtsverbrechen zu 25 Jahren Gefängnis verurteilt [2],
weitere Verfahren wegen Mordes und Zwangssterilisationen sind noch
anhängig. Ende 2017 wurde er vom damaligen Präsidenten Pedro Pablo
Kuczynski "aus humanitären Gründen" begnadigt [3]. Der Oberste
Gerichtshof des Landes hatte die Freilassung des heute 80-jährigen im
Oktober 2018 für verfassungswidrig erklärt und seine sofortige
Verhaftung angeordnet. Jurist*innen, Menschenrechtsorganisationen und
die Vereinten Nationen bezeichneten die Entscheidung schon während der
Begnadigung als illegal.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/fujimori-soll-wieder-in-haft/

[2] https://www.npla.de/poonal/ex-praesident-fujimori-zu-weiteren-8-jahren-haft-verurteilt/

[3] https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-stellungnahme-zum-straferlass-fuer-alberto-fujimori/
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STELLUNGNAHME/068: Tierrechtsaktivist zieht vor das Verfassungsgericht (Albert Schweitzer Stiftung)

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 11. Oktober 2018

Tierrechtsaktivist zieht vor das Verfassungsgericht nach seiner
Verurteilung wegen Hausfriedensbruch

Der Tierschützer erhebt schwere Vorwürfe gegen das Oberlandesgericht
Stuttgart im sogenannten Putenstall-Prozess



Der verurteilte Tierrechtsaktivist Jonathan Steinhauser erhebt schwere
Vorwürfe gegen das Oberlandesgericht Stuttgart. Grund ist die
Verfahrensführung im sogenannten Putenstall-Prozess: Er sieht darin einen
Verstoß gegen die Grundsätze eines fairen Verfahrens nach der Europäischen
Menschenrechtskonvention. Steinhauser zieht nun vor das Verfassungsgericht,
nachdem das Oberlandesgericht Stuttgart seine vorausgegangene Verurteilung
bestätigt hat. Die Erna-Graff-Stiftung für Tierschutz und die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt haben Steinhauser im gesamten
Verfahren bisher unterstützt.

Der 2. Strafsenat des Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart hatte am 4.
September eine Revision zurückgewiesen und mit einem Beschluss das Urteil
des Landgerichts Heilbronn für rechtskräftig erklärt. Dieses hatte
Steinhauser 2017 wegen Hausfriedensbruch verurteilt, weil er zwei Jahre
zuvor zur Dokumentation von Rechtsverstößen Filmaufnahmen in einer
Putenhaltung in Schwäbisch Hall gemacht hatte. Allerdings hatte das
Landgericht die Rechtsverstöße gegen den Tierschutz in der
Tierhaltungsanlage selbst bestätigt.

Steinhauser hat nun, unterstützt von seinem Verteidiger, beim OLG Stuttgart
eine sogenannte Anhörungsrüge eingereicht. Darin erhebt er schwere Vorwürfe
insbesondere gegen die Verfahrensführung des Gerichts. Durch diese sei sein
Recht auf ein faires Verfahren verletzt worden. Dieses Recht garantiert
jedoch Artikel 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention.
Anhörungsrügen sind zwar regelmäßig aussichtslos, weil sie bei demselben
Gericht erhoben werden, dessen Entscheidung angegriffen wird; dennoch sind
sie die zwingende Voraussetzung für eine nachfolgende Verfassungsbeschwerde
und ein mögliches sich anschließendes Verfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte.

Kern des Vorwurfs von Steinhauser ist, dass das OLG Stuttgart seinen
Beschluss zum weitreichenden Heilbronner Urteil nicht begründet hat. Die
Bestätigung ohne Begründung durch das OLG Stuttgart stelle einen schweren
Rechtsverstoß gegen die Prinzipien des fairen Verfahrens dar. Nach der
ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
muss auch ein letztinstanzliches Gericht seine Entscheidung begründen,
insbesondere wenn es um Grundsatzfragen geht oder es bereits abweichende
Entscheidungen höherer Gerichte gibt.

In der von Steinhauser angestrebten Verfassungsbeschwerde soll thematisiert
werden, dass das OLG Stuttgart gegen diese menschenrechtlichen und
rechtsstaatlichen Grundsätze verstoßen habe. »Das Oberlandesgericht
Stuttgart ist sehenden Auges von einer Grundsatzentscheidung des höchsten
deutschen Strafgerichts von 1987 abgewichen«, so Steinhauser. »Es hat aber
keine Veranlassung gesehen, seine Abweichung gegenüber der Öffentlichkeit
zu rechtfertigen.« Eine anschließende Beschwerde vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg erwägt Steinhauser ebenfalls.

Kritik an Begründung des Landgerichtsurteils

Steinhauser kritisiert, dass das Landgericht Heilbronn in seiner
Urteilsbegründung einen Standpunkt vertreten habe, der in der
Rechtsprechung einmalig sei und zudem von früheren Urteilen des
Bundesgerichtshofs und des OLG Naumburg abweiche: Nach Auffassung des
Landgerichts Heilbronn seien im Bereich der Massentierhaltung
Rechtsverstöße gegen den Tierschutz selbstverständlich und zudem jedem
bekannt. Solange der Gesetzgeber das bewusst dulde, habe kein Veterinäramt
die Möglichkeit, gegen tierschutzwidrige Zustände dort vorzugehen. Denn es
läge für die Tierquälerei ein vernünftiger Grund vor - Tierquälerei als
Folge der Massentierhaltung sei daher »sozial adäquat« und damit
hinnehmbar.

Weder von einem Gericht noch in der juristischen Literatur sei jemals zuvor
diese Rechtsauffassung vertreten worden. Nach Auffassung Steinhausers und
seines Anwalts hat das Landgericht Heilbronn damit einen Präzedenzfall
geschaffen, ebenso wie das OLG Stuttgart mit der Bestätigung des Urteils:
Das Urteil führe dazu, dass kein deutsches Veterinäramt mehr gegen
tierschutzwidrige Zustände in der Massentierhaltung vorgehen werde. Dies
bedeute das Ende für den Tierschutz in deutschen Massentierhaltungsanlagen.


Über die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere mit
ein. Er engagierte sich für den Tierschutz und lebte in seinen späteren
Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert Schweitzer
Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die Massentierhaltung
und für die Förderung der veganen Lebensweise ein. Sie wirkt auf wichtige
Akteure aus Wirtschaft, Gesellschaft und Politik ein, um
Tierschutzstandards zu erhöhen oder das vegane Angebot zu verbessern.
Interessierten bietet sie fundierte Informationen und zeigt Alternativen
auf, zum Beispiel durch die Vegan Taste Week. Mehr erfahren Sie auf 
albert-schweitzer-stiftung.de sowie auf Facebook und Twitter (@SchweitzerTiere).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06716: Kein Korsett faßt solche Gedanken (SB)

Die Partien des Ex-Weltmeisters Alexander Aljechin ziehen seit
Jahrzehnten Schachspieler in einen fast schon magischen Bann. Man
spielt die Züge nach, liest die Kommentare, und doch will es einem
nicht gelingen, in die Gedankengänge eines solchen Schachdenkers
hineinzuschlüpfen. Es fehlt oft der nötige Anhaltspunkt, um die
Entwicklungsschritte zu verstehen, um begreifen zu können, wie das
Genie der Kombination seine Figuren mit somnambulischer Genauigkeit
zur Siegeswendung hin führte. Einen Alexander Aljechin kann man nicht
nachahmen, und das Korsett müßte erst noch erfunden werden, um seine
Kunst greifbar zu machen. In seiner Karlsbader Partie gegen Akiba
Rubinstein überraschte er die gesamte Schachwelt mit dem verblüffenden
Läuferzug 1.Le4-g6!!, worauf Rubinstein mit 1...Db8-e5 2.Sg5xf7+
Td7xf7 3.Lg6xf7 De5-f5 Material hergab im Glauben darauf, den weißen
Angriff zähmen zu können. Doch Aljechin entfachte darauf erneut das
Streitfeuer mit 4.Tf1-d1! Td8xd1+ 5.Tc1xd1 Df5xf7 6.Dc6xc8 Kg8-h7
7.Dc8xa6 Df7-f3 8.Da6-d3+ und gewann. Nun, Wanderer, an dich die Frage
im heutigen Rätsel der Sphinx: Warum spielte Rubinstein nicht
1...f7xg6?






[image: SCHACH-SPHINX/06716: Kein Korsett faßt solche Gedanken (SB)]



Aljechin - Rubinstein

Karlsbad 1923


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Gaul sprang mit 1.Sf6-d7! aus der Höhlenöffnung, und schon stach
die Ritterlanze zu. Die Bedenkzeit besiegelte hier das Schicksal, das
ansonsten nach 1...Le6xd7 2.Dh5xh6+ nebst Matt bzw. 1...Lg7xe5+
3.Te2xe5 Dc5xd6 4.Dh5xh6+ Kh8-g8 5.Sd7-f6# in Erscheinung getreten
wäre.



Erstveröffentlichung am 16. Oktober 2005

15. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/332: Wertheim - Reihe Elternkompass gibt Rat, "Hindernisse beim Lernen überwinden", 18.10.

Hindernisse beim Lernen überwinden

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 18. Oktober



Wertheim. Die neue Runde der Elternkompass-Reihe startet am
Donnerstag, 18. Oktober, mit dem Thema "Konzentrieren - leicht
gemacht! Wie können Schüler lernen, sich besser zu konzentrieren?"
Angesprochen sind Eltern von Kindern ab acht Jahren. Referent ist
Ernst Hartmann, Diplom-Psychologe von der Erziehungs- und
Familienberatungsstelle des Caritasverbandes im Tauberkreis. Die
Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer Rathaus.

Konzentrationsschwierigkeiten sind die am häufigsten auftretenden
Lernschwierigkeiten. Um das Lernen erfolgreich zu gestalten, ist gute
Konzentration eine wichtige Voraussetzung. Bei diesem Vortrag geht es
einerseits darum, mögliche Gründe für Konzentrationsschwierigkeiten
aufzuzeigen. Darüber hinaus will Ernst Hartmann den Eltern
Möglichkeiten an die Hand geben, wie sich die Konzentrationsfähigkeit
fördern lässt. Im Anschluss nimmt sich der Referent Zeit, um weitere
Fragen zu beantworten.

Anmeldungen sind möglich bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor
der Veranstaltung per E-Mail an uwe.schloer-kempf@wertheim.de oder
unter Telefon 09342/301-310. Die Teilnehmerzahl liegt bei mindestens
fünf Personen. Der Veranstaltungsraum im Rathaus ist ausgeschildert.

Die Reihe Elternkompass ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert zu Fragen der Erziehung und des
Familienlebens. Ansprechpartner für weitere Informationen ist bei der
Stadt Wertheim Uwe Schlör-Kempf; Abteilung Kinder, Jugend, Sport,
Vereine; Telefon 09342/301-310; E-Mail: uwe.schloer-kempf@wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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SEMINAR/705: Unna - Yoga-Workshop nur für Männer am 27. Oktober 2018

VHS-Aktuell: Yoga - ein Workshop nur für Männer



Kreisstadt Unna. Es ist keine Frauensache, aber in den VHS-Kursen
praktizieren mehrheitlich weibliche Personen Yoga. Übungsleiter Frank
Winkelkötter möchte auch die Herren für Yoga gewinnen und bietet daher
am Samstag, 27. Oktober 2018, einen Workshop nur für Männer an.

Damit soll der Einstieg in die über Jahrtausende hinweg fast
ausschließlich von Männern praktizierte Gesundheitsmethode ermöglicht
und Freude an den wohltuenden Übungen geweckt werden. Einfache
Yogahaltungen und Bewegungsabläufe ermöglichen, den Körper
differenziert zu erspüren, verspannte Muskulatur zu lockern und zu
dehnen.

In Entspannungsübungen und kurzen Meditationen kann auch das
Gedankenkarussell zur Ruhe kommen. So ist der Samstagsworkshop ein
guter Ausgleich für Anspannungen in Beruf und Alltag und bietet die
Möglichkeit, eine sinnvolle Gesundheitsmethode für sich zu entdecken.

Der Workshop findet am Samstag, 27. Oktober 2018, in der Zeit von 10
bis 15 Uhr in der VHS statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 50 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder unter
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/878: Wiesbaden - Bernard Paschke, Der Tag des jüngsten Gesichts, Theater im Pariser Hof 21.10.

Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Bernard Paschke

Der Tag des jüngsten Gesichts

Datum: 21. Oktober 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



DEUTSCHLANDS JÜNGSTER KABARETTIST

Der Junge von der Kinderschokolade steht auf der Bühne und verkündet
Ihnen die Wahrheit. "Ist er nicht noch etwas zu jung dafür?", werden
Sie fragen. Nun, schon Jesus? Apostel machten das Gleiche, und die
waren sicherlich Jünger.

Bernard Paschke ist der unangefochten jüngste Kabarettist Deutschlands
und seit 2018 Ensemblemitglied der Leipziger Pfeffermühle. Machen Sie
sich bereit für den Tag des jüngsten Gesichts:

Worum soll es also gehen? Um "Die 100 schönsten Dinge, die ich schon
mal in den Rhein geworfen habe", Platz 53-49, die Top 5 Ex-Sowjetrepubliken 
und die 10 Gebote. Sofern wir alle zusammenkriegen.
Bernard Paschke erklärt Ihnen nichts weniger als dieses Jahrtausend.
Was sollte er auch sonst tun, er kennt ja kein anderes. Er fährt mit
dem Segway dahin, wo es wehtut, und rezensiert einen Regionalkrimi.
Vielleicht aber auch nicht. Die Stimme einer Generation, der auf ewig
nachgesagt werden wird, sie sei unpolitisch, schreit aus voller Kehle:
"Kann man in Zeiten von AfD und Trump überhaupt unpolitisch sein?
Nein!" Aber es hört ja mal wieder niemand zu.

Sie wissen immer noch nicht, was Sie erwartet? Na und?

"Ist sein erstes Kabarettsolo vorzeigbar? Nein. Es ist nicht
vorzeigbar - es ist ein überragender Einstand, ein sensationelles
Debüt. Mehr als einmal zeigt sich der professionelle Kabarett-Dauerbeobachter 
während Paschkes Uraufführung im Pantheon überrascht
bis irritiert, mit welcher Selbstverständlichkeit und Spielfreude sich
der 16-Jährige - ohne den kleinsten Texthänger oder Anzeichen von
Nervosität - durch ein inhaltlich und satirisch brillantes Programm
arbeitet. Meisterhaft, kabarettspitzenpreisverdächtig, einfach
fabelhaft." General-Anzeiger Bonn

"Der Geräuschpegel im Saal schwankte zwischen dröhnenden Lachsalven
und betroffener Stille. Ein Effekt, der als Sinnbild für den ganzen
Abend gelten kann. Denn trotz all der Witze, der humorvollen Pointen
und spitzbübisch-charmanten Anekdoten schaffte Paschke es, die Kunst
des Kabaretts zu entfalten und gekonnt auf dem schmalen Grat zwischen
Stand-Up-Comedy und schockierender Kritik zu balancieren und damit zum
Nachdenken anzuregen. Eins ist nach seinem Debüt auf jeden Fall
sicher: Bernard Paschke hat das Potenzial ganz oben in der
Kabarett-Szene mitzuspielen."

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/877: Wiesbaden - Thomas Reis "Das Deutsche Reicht", Theater im Pariser Hof 20.10.2018

Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Thomas Reis

Das Deutsche Reicht

WIESBADEN PREMIERE

Datum: Sa., 20. Oktober 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 22 / erm. 17 Euro



Jetzt geht es rund, denn wir schreiben das Jahr der düstern Jubiläen:
14 Milliarden Jahre Urknall, 5 Milliarden Jahre Klimawandel, 300 000
Jahre Homo Sapiens, 400 Jahre Prager Fenstersturz, 200 Jahre Karl
Marx, 100 Jahre Erster Weltkrieg, 75 Jahre LSD (A. Hofmann, Schweizer
Sternekoch) und "Wollt Ihr den totalen Krieg?" (J. Goebbels, deutscher
Medienbeauftragter), 80 Jahre Zahnbürste, 60 Jahre Fernbedienung, 50
Jahre Freie Liebe und 5 Jahre AfD - sind genug.

Thomas Reis ist der Ansicht: Das Deutsche Reicht, aber das Osmanische
auch. Österreicht ihm schon lang - und das Amerikanische erst recht.
Wir machen uns einen Kopf über die Frauenquote und im Weißen Haus
regiert der Räuber Fotzenprotz. Donald Trump? Verfolgen Sie seine
Reden? Mich schon!

Die Weltpolitik im Spannungsfeld zwischen Wahn und Witz, Fake You und
Fuck You, Fliegensterben und Krächts-Popolismus. Raketenmännchen
balzen um die Wette, weil jeder gern den Größten hätte. Minderjährige
Streber strebern frisch gescheitelt an die Macht und der gute Deutsche
will endlich wieder "Neger" sagen dürfen, um seine
christlich-abendländische Identität zu wahren. In den endlosen Weiten
Putinistans fürchtet sich ein halbnackter Zar vor Homosexuellen. Warum
hat Putin so eine Angst vor Schwulen? Weil er'n Arsch offen hat.

Donald kämpft für die Vereinigten Staaten von Entenhausen und Erdogan
steckt alle Frauen in den Sack, damit sie nicht einstauben, wenn sie
länger nicht benutzt werden. Das ist sehr fürsorglich, weshalb er
unsere Panzer kaufen darf, wegen der Kurden, die unsere Gewehre
kriegen, wegen der Syrer, die unsere Wummen längst haben, wegen der
Islamisten, die unsere Knarren auch benutzen, wegen des Gottesstaats,
den die Katholiken bereits seit 90 Jahren haben.

Thomas Reis ist nicht religiös, aber trotzdem intolerant, wobei sich
seine Intoleranz gegen die Intoleranz richtet. Es wird Zeit für
intelligente Waffen, scharfe Worte, zündende Pointen und aufgeweckte
Sprengköpfe. Die wirklich intelligente Waffe erschießt den, der sie
abfeuert.

Thomas Reis ist der Borkenkäfer der Hirnrinde, der Holzwurm im
Schlagbaum, die Termite im Brett vor den Köpfen. Denn: Du sollst nicht
verblöden! So lautet des elfte Gebot.

Die Welt ist krank, Lachen ist die beste Medizin. Ich lach mich tot,
aber vorher lachen wir kaputt, was uns krank macht - ohne Rücksicht
auf Verluste, denn wer als Demokrat Rücksicht nimmt auf die
Rücksichtslosen, der begeht Selbstmord aus Todesangst.

Das Deutsche Reicht, das ist grenzenloser Spaß, da gibt es keine
Obergrenze für schwarzen Humor, selbst Zoten und Kalauer haben ein
recht auf Asyl, da wird kein Lacher abgeschoben, nein, selbst der
hemmungsloseste Schwenkelklopfer hat unbefristetes Bleiberecht,
solange er sich nur auf die eigenen Schenkel klopft. Wem es da draußen
zu blöd wird, Thomas Reis ist jeder Flüchtling willkommen, gerne auch
mit der ganzen Familie. Wo Wahn zu Sinn wird, wird Witz zur Pflicht.

Thomas Reis wünscht Ihnen: Gute Unterhaltung!

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/876: Wiesbaden - Maddin Schneider "Denke macht Koppweh!", Theater im Pariser Hof 18.10.

Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Maddin Schneider

Denke macht Koppweh!

WIESBADEN PREMIERE

Datum: Do., 18. Oktober 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 20 / ermäßigt 15 Euro



Der Komiker Maddin Schneider gewährt dem Publikum in seinem neuen
Programm einen freien Blick ins Oberstübchen. Dort tummeln sich die
aberwitzigsten Gedanken.

Bis zu 80 000 pro Tag! Schon verrückt, was einem den lieben langen Tag
bis in die Nacht hinein durch den Kopf geht. Vom hessischen
Säbelzahntiger bis zum gelben Sonntagssack - von außen betrachtet sind
die absurden Gedankengänge des Mr. Aschebeschär brüllend komisch. Von
Innen fühlt es sich oft eher an wie Self-Mobbing.

Was tun, um dem Wahnsinn zu entfliehen? Wenn man in "babbische
Gedanke" festklebt? Maddin gibt Tips, wie man zum Beispiel negative
Gedanken einfach wegföhnen kann. Oder besser noch: Weglachen!

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/262: Kiel - "FrauenPowerFrauen" - Das Jukebox Musical vom 1.-30.11.

FrauenPowerFrauen - Das Jukebox Musical



"I am what I am". Oder "Ich glaub', ich gehöre nur mir ganz allein".
Und "Unbeschreiblich weiblich". Songs, die nach Stolz,
Unabhängigkeit, Selbstbewusstsein klingen. Nach FrauenPower eben. Die
3 Schauspielerinnen Marie Dollenberg, Anke Pfletschinger und Dorothea
Slenczek vom Theater Die Komödianten haben's gecheckt und holen sich
aus Jukebox und Playlist das Beste zum Thema starke Frauen: Chansons,
Schlager, Kabarettsongs, Hits und Evergreens. Im Showbiz ist sowas
Männersache? Unsinn! Denn die drei FrauenPowerFrauen machen auf der
Bühne ihr eigenes Ding: einen frischen und frechen Liederabend, ein
Jukebox Musical - völlig frau und frei und live gesungen. Egal, was
Regisseur Christoph Munk dazu sagen wird.

Termine im November: 

DO + FR + SA: 1., 2., 3., 8., 9., 10., 15., 16., 17., 22., 23., 24., 29., 30. um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: 

online über das Reservierungsformular auf www.komoedianten.com

telefonisch: 0431 / 55 34 01

per E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/366: Cuxhaven - "Sommerabend" von Gabriel Barylli am 22.10.2018

"Sommerabend" eine Komödie von Gabriel Barylli



Am Montag, 22. Oktober 2018, 20 Uhr, können Sie Jutta Speidel, Carin
C. Tietze und Daniel Friedrich in dem Schauspiel "Sommerabend" im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven erleben.

Als Maria und Martin auf dem Gartenfest eintreffen, ist es eigentlich
schon zu spät: Ihre Eltern hatten sich getroffen, um sich vor der
Hochzeit der Kinder endlich einmal kennenzulernen, doch jetzt sind
drei Champagnerflaschen leer, die Karre gepflegter Konversation steckt
tief im Dreck und in der Ferne zieht unüberhörbar ein Gewitter auf.
Martins Vater Richard hat vergessen, seine Hose zu schließen, als er
mit Marias Mutter Anna aus dem Weinkeller kommt, und an Madeleines
Bluse stehen zwei Knöpfe zu viel offen, nachdem sie mit Marias Vater
Wilhelm etwas zu lang im Gartenschuppen war, um einen Schirm zu holen.
Jetzt fallen die Masken, die Fetzen fliegen, jetzt wird schmutzige
Wäsche im Akkord gewaschen und jede kleine Schönheits-OP auf der einen
Seite gegengerechnet mit Seitensprüngen, die nicht ohne Folgen
blieben, auf der anderen. Schwerstarbeit für die beiden "Kinder", die
dem Treiben ebenso gelassen wie amüsiert zusehen, die Ehen ihrer
Elternpaare vor der völligen Zerrüttung zu bewahren, um ihr eigenes
Glück zu retten. Aber Maria und Martin haben einen Plan. Und richtig,
kaum ist die Katze aus dem Sack, beruhigen sich die erregten Gemüter,
und die Beziehungswaage pendelt zurück in ein - wie es scheint -
höchst fragiles Gleichgewicht. Aber wie lange wird der Drache
schlafen?

Eine spannende Gesellschaftskomödie vom Autor so beliebter und
bekannter Werke wie Butterbrot und Honigmond, deren Spitzenbesetzung
nicht nur durch Prominenz, sondern auch durch hohes schauspielerisches
Potential besticht!

Eventuelle Restkarten für diesen besonderen Abend am
Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel.
0 47 21/3 56 56) erworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





MELDUNG/067: Gutachten zur Behandlung biologisch abbaubarer Kunststoffe (idw)

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik
UMSICHT - 11.10.2018

Gutachten zur Behandlung biologisch abbaubarer Kunststoffe



Auch biologisch abbaubare Kunststoffmaterialien können in der Umwelt
mehrere Monate und teilweise sogar einige Jahre beständig sein. Dies
ist das Fazit eines Gutachtens, das vom Umweltbundesamt publiziert
wurde. Das sechsköpfige Autorenteam bestand zur Hälfte aus Expertinnen
und Experten von Fraunhofer UMSICHT. Das Gutachten ist kostenfrei als
pdf zugänglich.

In Deutschland und in Europa besteht ein kleiner, jedoch stetig
wachsender Markt für biologisch abbaubare Kunststoffe. Die Produkte
aus den betreffenden Materialien werden in der Landwirtschaft und im
Gartenbau sowie als Sammelbeutel für Bioabfälle eingesetzt. Zusätzlich
ist ein wachsender Einsatz im Verpackungs- und
Bedarfsgegenständesektor zu beobachten. Der Einsatz biologisch
abbaubarer Kunststoffe in Produkten und besonders der Umgang mit
biologisch abbaubaren Kunststoffabfällen werden jedoch kontrovers
diskutiert. So wird die biologische Abbaubarkeit als Chance im Kampf
gegen die langfristige Vermüllung der Umwelt, aber auch als Risiko für
eine Verschärfung der Litteringproblematik und für einen potenziell
verstärkten Eintrag in die Umwelt betrachtet.

Gutachten zum Abbau von Kunststoffen

Vor diesem Hintergrund hat das Umweltbundesamt ein Gutachten in
Auftrag gegeben, in welchem Materialien, Produkte und Standards der
biologischen Abbaubarkeit beschrieben und die Verwertung betreffender
Abfälle in fünf Mitgliedsstaaten der EU vergleichend dargestellt
wurden. Zudem erfolgte eine Auswertung wissenschaftlicher
Veröffentlichungen, welche sich mit dem Abbau von abbaubaren
Kunststoffen in terrestrischen, aquatischen und marinen Ökosystemen
beschäftigen. Das Fazit ist, dass auch biologisch abbaubare
Materialien in der Umwelt mehrere Monate und teilweise sogar einige
Jahre beständig sein können. (Quelle: Umweltbundesamt)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703823

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik

UMSICHT - 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/354: Vogelschutz im Stromnetz muss besser werden (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. Oktober
2018

NABU: Vogelschutz im Stromnetz muss besser werden

Bundesweite Erfassung von toten Vögeln an Stromleitungen läuft seit
einem Jahr



Berlin - An den über 60.000 Kilometer Hoch- und
Höchstspannungstrassen, die Deutschland durchziehen, verenden nach
einer NABU-Studie 1,5 bis 2,8 Millionen Vögel pro Jahr. Um hier
genauere Daten zu erhalten, haben der NABU und die Renewables Grid
Initiative (RGI) 2017 eine Hotline und eine Online-Meldemöglichkeit
für Vogelfunde an Stromtrassen eingerichtet. "Wir möchten Klarheit
darüber, wie viele Vögel an Freileitungen sterben und welche Arten
besonders betroffen sind", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.
"Es ist außerdem wichtig, dieses Naturschutzproblem bekannter zu
machen. Mit überschaubarem Aufwand kann die Zahl der Vögel, die mit
Leitungen kollidiert, verringert werden."

Die bisher eingegangen Meldungen zeigen, dass Stromleitungen aller
Spannungsebenen tödliche Risiken für Vögel bedeuten können. Schwäne,
Kraniche und Gänse führen die Liste der Kollisionsopfer an, also Vögel
deren Sehvermögen an offene Landschaften angepasst ist und die zu
schwerfällig sind, um abrupt Hindernissen ausweichen zu können und
gegen die Leitungen fliegen.

"Die vier für das Höchstspannungsnetz verantwortlichen
Übertragungsnetzbetreiber haben neben ihrem langjährigen Engagement an
eigenen Leitungsabschnitten die Einrichtung des Meldeportals
unterstützt, um erstmals Daten im gesamten Bundesgebiet systematisch
erfassen und analysieren zu können", so Antina Sander,
Projektkoordinatorin der Renewables Grid Initiative. Auch viele
Verteilnetzbetreiber haben ein großes Interesse an einer fundierten
Informationslage zur Lösung dieses Problems. In deren
Verantwortungsbereich verenden auf ungesicherten Strommasten der
kleineren Mittelspannungsleitungen außerdem noch immer viele
Greifvögel, Eulen und Störche durch Stromschläge.

Bei den bisher 30 Meldungen mit insgesamt 87 Vögeln handelt es sich um
Zufallsfunde und keine systematischen Kontrollen. "Die Meldungen sind
ein erster Hinweis, um Leitungsabschnitte zu identifizieren, an denen
Vögel sterben. Je mehr Funde uns übermittelt werden, desto besser
wissen die Netzbetreiber, wo sie etwa Vogelschutzmarkierungen
anbringen müssen oder welche Gebiete sie bei der Netzausbauplanung
besser umgehen sollten", so NABU-Vogelschutzexperte Eric Neuling.

Die Naturschutzbehörden der Länder sind dafür verantwortlich, die
Sicherung von Leitungen voranzutreiben. Bis auf Brandenburg und
Thüringen gibt es aber in keinem Bundesland eine zentrale Erfassung
solcher Funde. Die Meldemöglichkeit von NABU und RGI soll durch eine
bundeseinheitliche Fallsammlung, Auswertung und Information an die
Netzbetreiber diese Lücke schließen.

Ergebnisse und Meldungen unter

www.nabu.de/vogelfund-stromleitung

Hotline: +49 (0)30-284984-5500

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 114, 15.10.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AKTION/353: Wie geht es dem Igel in Bayern? - Sichtungen melden per App (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 12. Oktober 2018

Igel melden leicht gemacht - per App

Pünktlich zur herbstlichen Nahrungssuche ist die aktualisierte
Smartphone-App "Igel in Bayern" des LBV wieder verfügbar



Hilpoltstein, 12.10.18 - Gerade bei den aktuell so warmen
Herbsttemperaturen sind derzeit viele Igel in Bayern unterwegs. Sie
sind auf der Suche nach Nahrung, um sich genügend Speck für den
anstehenden Winterschlaf anzufressen. "Ab sofort kann wieder jeder,
der einen Igel sieht, egal ob lebendig oder tot, diesen ganz schnell
und einfach mit der Smartphone-App "Igel in Bayern" dem LBV melden",
sagt Martina Gehret, die Citizen-Science Beauftragte des LBV. Neben
der schnellen Igelmeldung können über die App auch wichtige Details
zur Umgebung eingetragen werden, die der LBV für seine
wissenschaftlichen Auswertungen nutzt. Seit über drei Jahren
untersuchen die bayerischen Naturschützer mit ihrem
"Citizen-Science-Projekt" den Zustand des Igels in Bayern. Zusätzlich
bietet die App auch Wissenswertes und Unterhaltsames rund um den Igel.
Bisher haben bayerische Bürgerforscher schon über 60.000
Igelsichtungen auf der Webseite www.igel-in-bayern.de eingetragen.

Der LBV will herausfinden, wie es dem Igel in Bayern und seinem
Lebensraum geht. Daher sollen möglichst viele Menschen als
Igelbeobachter aktiv werden. Mithilfe der App "Igel in Bayern" können
Smartphone-Nutzer ihre Igelsichtungen nun auch wieder ganz bequem von
unterwegs melden. "Obwohl der Igel bekannt und beliebt ist, wissen wir
recht wenig darüber, wie Igel in der modernen Landschaft
zurechtkommen", sagt Martina Gehret. Über 60.000 Igel wurden seit
Projektstart 2015 schon gezählt. Dadurch konnten erste wichtige
Erkenntnisse über den Stachelritter gewonnen werden.

Die Igel-App des LBV kann jedoch viel mehr, als nur Meldungen
erfassen, die dann auf einer Bayernkarte dargestellt werden. Mit der
App lassen sich auch wichtige Details zur Umgebung des Beobachtungs-
oder Fundorts festhalten. Neben viel Wissenswertem rund um den Igel,
hilft die App zusätzlich auch die Spuren von Igeln und anderen Gästen
im Garten zu erkennen. Außerdem kann jeder mit der App Igelgeräusche
abspielen und anhören. "Da der Igel ein nachtaktives Tier ist und sich
bei der Futtersuche oder in der Paarungszeit nicht gerade leise
verhält, hört man ihn oft auch Bellen, Fiepen und Grunzen, was
teilweise sehr amüsant klingt", erzählt die Igel-Expertin.

Über das Projekt:

Mit den ausgewerteten Meldedaten wollen der LBV und bayerische
Wissenschaftler klären, wie es dem Igel geht - auch im Vergleich zu
früher gemachten Beobachtungen. Zusätzliche Forschungsarbeiten über
Lebensräume und Verhalten der Tiere sollen zeigen, wie etwa
Landwirtschaftsformen, Verkehrsinfrastruktur und andere menschliche
Eingriffe die Umwelt der Igel verändern. Ziel des Projektes ist es,
genug Daten zu gewinnen, um herauszufinden, welche Faktoren den
Igelbestand gefährden und welche konkreten Schutzmaßnahmen dagegen
entwickelt werden können. Weitere Informationen finden sie unter
www.igel-in-bayern.de.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.10.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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MELDUNG/472: Schwalbennester sind geschützt (NABU HB)

NABU Landesverband Bremen - 10. Oktober 2018

Schwalbennester sind geschützt

- Schwalbenester auch nach Verlassen geschützt

- NABU warnt: Nestfrevel kann teuer werden

- Kotbrett schafft Abhilfe bei Schmutz

- Schwalbenberater gesucht



(Bremen, den 10.10.18) Auch wenn die gefiederten Bewohner auf dem Weg
nach Afrika oder bereits dort sind: Schwalbennester sind auch
weiterhin geschützt. Der NABU weist deshalb darauf hin, dass alle
Vogelnester mit Brut nach dem Bundesnaturschutzgesetz streng geschützt
sind und auch verlassene Schwalbennester nicht zerstört werden dürfen.
Der NABU gibt Tipps, wie man sich vor herabkleckerndem Kot schützen
kann.

"Es kommen gerade nach der Brutzeit immer wieder Meldungen von
abgeschlagenen Schwalbennestern, frei nach dem Motto "der Vogel ist
fertig, das Nest kann weg" bei uns an, berichtet NABU-Schwalbenberater
Florian Scheiba und betont: "Nester zu zerstören ist kein
Kavaliersdelikt. Das kann im Zweifel einige tausend Euro an Geldbuße
und Ersatzmaßnahmen kosten." Nicht nur Haussanierungen, für die es im
Notfall auch Ausnahmegenehmigungen der Naturschutzbehörde gibt, auch
der übertriebene Ordnungssinn mancher Mitmenschen macht den Schwalben
zu schaffen.

Dabei lasse sich der Schmutz aus den Nestern leicht mit einem
Auffangbrett eindämmen. "Ideal sollte das Brett einen guten halben
Meter unterhalb der Nestschalen angebracht werden, damit das keine
Aufstiegshilfe für Nesträuber wird", erklärt Scheiba. Wer sich beim
NABU in Bremen als Schwalbenfreund bewirbt erhält das Kotbrett
zusammen mit einer Nisthilfe und Lehm dank einer Förderung des
Umweltsenators sogar kostenlos. Im übrigen sei die Schmutzbelastung
durch Schwalben nicht allzu groß und auf wenige Wochen im Jahr
beschränkt. "Dafür fangen die Sommerboten ja auch täglich mehr als ihr
eigenes Gewicht an Fliegen und Mücken weg."

Bei den aus Lehmklümpchen geformten Nestern an der Außenseite von
Gebäuden sind Mehlschwalben die Bauherren, bei Nestern in Ställen
meist die Rauchschwalbe, die am roten Kehlfleck erkennbar ist. "Beide
Arten nutzen ihre Nester immer wieder, deshalb ist der Nestschutz so
wichtig", erklärt der NABU.

Um den Schwalben noch besser helfen zu können sucht der NABU
ehrenamtliche Schwalbenberater. Dazu findet am kommenden Mittwoch den
17.10.18 ab 18:30 Uhr das erste Treffen beim NABU im Vahrer Feldweg
185 statt. "Einfach etwas Zeit und Interesse für Schwalben mitbringen,
der Rest kommt von uns", lädt Schwalbenberater Florian Scheiba alle
Vogelfreunde, und die die es werden wollen zu dem Treffen ein. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.10.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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INITIATIVE/530: Kölner Projekt "Pflanzt Futter für Wildbienen" ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)

UN-Dekade Biologische Vielfalt - 12. Oktober 2018

Stadt Köln erhält erneut Auszeichnung der UN-Dekade Biologische
Vielfalt

Kölner Projekt "Pflanzt Futter für Wildbienen" wird zum offiziellen
Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt. Thomas Graner,
Vizepräsident des Bundesamts für Naturschutz, überreicht die
Auszeichnung am 12. Oktober 2018 im Rahmen der Einweihung des neuen
Wildbienenlehrpfads.



Köln, 12. Oktober 2018 - Lebensräume für Wildbienen schaffen und
Menschen für den Schutz der heimischen Wildbienenarten
sensibilisieren: Dieses Ziel hat sich das Umweltamt der Stadt Köln mit
seinem Projekt "Pflanzt Futter für Wildbienen" gesetzt. Gemeinsam mit
zehn Partnern an 18 Orten setzt der Projektträger Maßnahmen um, die
zur Erhaltung von Wildbienen im urbanen Raum beitragen. Gleichzeitig
macht das Umweltamt mit dem Vorhaben die Kölner Bürger auf die
Schutzwürdigkeit der Wildbienen aufmerksam. Aus diesem Grund kürt die
Jury der UN-Dekade Biologische Vielfalt die Kampagne zum offiziellen
UN-Dekade-Projekt.

In Kooperation mit ihren Partnern, zu denen u.a. die
Naturschutzverbände NABU und BUND sowie die VHS gehören, legt die
Stadt Köln Blühwiesen, Stauden und Nisthilfen an und schafft so
Biotope für Wildbienen und andere Tier- und Pflanzenarten. Mit
Aktionen wie dem Verteilen von Flyern, Saatguttütchen und
Jahreskalendern animiert der Projektträger die Kölner, sich ebenfalls
für den Schutz der Wildbienen einzusetzen.
Informationsveranstaltungen, Aktionstage, eine eigene Internetseite
und ein neu angelegter Wildbienenlehrpfad vermittelt zudem Wissen über
die Insekten.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Stadt Köln Umweltamt

Willy-Brandt-Platz

250679 Köln

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.10.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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MASSNAHMEN/254: Heizspiegel 2018 gibt praktische Tips zum Energie- und Kostensparen (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. Oktober 2018

Heizspiegel 2018 gibt praktische Tips zum Energie- und Kostensparen




Im Rahmen der BMU-Kampagne "Mein Klimaschutz" wurde heute der
Heizspiegel für Deutschland 2018 veröffentlicht. Mieter und Eigentümer
können damit ihren Energieverbrauch beim Beheizen ihrer Häuser und
Wohnungen bewerten. Zusätzlich gibt er Tipps für klimafreundliches,
effizientes Heizen. Die gemeinnützige Beratungsgesellschaft co2online
und der Deutsche Mieterbund e.V. haben den Heizspiegel im Auftrag des
Bundesumweltministeriums erarbeitet. Dazu wurden rund 61.000
Gebäudedaten zentral beheizter Wohngebäude in ganz Deutschland
ausgewertet.

Die durchschnittlichen Heizkosten haben sich 2017 je nach
Energieträger unterschiedlich entwickelt. Da Heizöl deutlich teurer
geworden ist, mussten Bewohner von Häusern mit diesen Heizungen
erheblich mehr zahlen als im Jahr zuvor. Die Kosten für Erdgas und
Fernwärme gingen im letzten Jahr leicht zurück.

Die Heizkosten werden aber darüber hinaus auch maßgeblich von der
Effizienz der Heizung und dem energetischen Zustand der eigenen vier
Wände bestimmt. In einem energetisch guten Mehrfamilienhaus mit
Erdgasheizung haben Bewohner einer 70 Quadratmeter großen Wohnung im
vergangenen Jahr im Schnitt 520 Euro fürs Heizen gezahlt. Für Bewohner
eines Mehrfamilienhauses in schlechtem energetischen Zustand waren die
Heizkosten mehr als doppelt so hoch: etwa 1.110 Euro. Entsprechend
höher sind auch die damit verbundenen klimaschädlichen CO2-Emissionen.

Aber auch ohne Sanierung kann jeder Einzelne seinen Energieverbrauch
senken, Kosten sparen und CO2 vermeiden: Zum Beispiel durch den Einbau
von elektronischen Thermostaten, mit denen sich die Temperatur
gradgenau einstellen lässt. Auch durch richtiges Lüften lassen sich
hohe Verluste vermeiden. Durch das Benutzen von Sparduschkopf und
Durchflussbegrenzern kann der Warmwasserverbrauch um bis zu 50 Prozent
gesenkt werden. Weitere Tipps und Informationen auf www.heizspiegel.de

Weitere Informationen:

www.mein-klimaschutz.de

www.co2online.de

www.mieterbund.de

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 195/18, 12.10.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien
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VERBRAUCHER/115: Reparieren oder neu kaufen? Zahlen und Fakten für langlebige Haushaltsgeräte (idw)

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 11.10.2018

Reparieren oder neu kaufen? 

Zahlen und Fakten für langlebige Haushaltsgeräte



Den kaputten Staubsauger reparieren oder einen Neuen kaufen? Die
Waschmaschine nach zehn Jahren gegen eine Effiziente austauschen? Den
defekten Kühlschrank auf den Recyclinghof oder zur Reparatur bringen?
Das Öko-Institut beantwortet in einer ausführlichen Daten- und
Faktensammlung Grundsatzfragen zur Langlebigkeit und Reparatur von
elektrischen Haushaltsgeräten.

Wichtigste Empfehlung: Aus ökologischer Sicht lohnt es mit wenigen
Ausnahmen immer, defekte Haushaltsgeräte reparieren zu lassen und sie
so lange wie möglich zu nutzen. Das spart Energie und Ressourcen, die
für die aufwändige Herstellung neuer Produkte nötig sind. Ob sich eine
Reparatur aus finanziellen Gesichtspunkten lohnt, hängt vom konkreten
Gerät, der Höhe der Reparaturkosten und seinem Alter ab. Bei einem
Neukauf sollten Verbraucherinnen und Verbraucher stets qualitativ
hochwertige Produkte bevorzugen - sie haben in der Regel eine lange
Lebensdauer und sind damit aus Umweltsicht und in vielen Fällen auch
finanziell vorteilhafter.

"Die Energieeffizienz von zahlreichen Geräten hat sich, vor allem
aufgrund der europäischen Richtlinien zum Energielabel und zum
Ökodesign, in den letzten Jahren deutlich verbessert", sagt Siddharth
Prakash, Experte für nachhaltigen Konsum am Öko-Institut. "Da
zukünftig keine großen Energieeffizienzsteigerungen zu erwarten sind,
können Konsumentinnen und Konsumenten nur dann zum Klima- und
Ressourcenschutz beitragen, wenn Sie in hochwertige und langlebige
Geräte investieren und defekte Geräte reparieren lassen."

Konkrete Rechenbeispiele für fünf Produktkategorien

Um sie bei dieser Entscheidung zu unterstützen, haben die Expertinnen
und Experten des Öko-Institut konkrete Empfehlungen für
Waschmaschinen, Kühl-und Gefriergeräte, Spülmaschinen, Wäschetrockner
und Staubsauger zusammengestellt. So sollten beispielsweise effiziente
Waschmaschinen, und Wärmepumpenwäschetrockner möglichst lang genutzt
werden, ggf. mithilfe von Reparaturen.

"Bei anderen Geräten wie Kühlschränken hängt die Frage "Reparieren
oder Austauschen" von den Energieeffizienzklassen des alten und des
neuen Modells bzw. von ihrem Alter ab" erklärt Ina Rüdenauer, Expertin
für Haushaltsgeräte am Öko-Institut. "Aus Umweltsicht lohnt sich bei
Geräten, die bis zum Jahr 2000 gekauft wurden oder
Energieeffizienzklasse B oder schlechter aufweisen, sogar ein
vorzeitiger Ersatz, wenn sie durch ein neues Gerät der
Energieeffizienzklasse A++ oder besser ersetzt werden. Bei
Kühlschränken der Effizienzklasse A++ und A+++ lohnt sich der Ersatz
derzeit ökologisch nicht. Bei einem Defekt sollten sie repariert
werden, um die Nutzungsdauer zu verlängern".

Laut Öko-Institut muss die europäische Politik und Gesetzgebung
deutlich mehr Anstrengungen unternehmen, um die Rechte und Interessen
der Verbraucherinnen und Verbraucher zu stärken, damit sie aktiv zur
Förderung von langlebigen und reparaturfreundlichen Produkten
beitragen können. Dazu gehört unter anderem, bessere Rahmenbedingungen
für Reparaturen zu schaffen, Mindestanforderungen an die Haltbarkeit
und Qualität von Produkten zu formulieren und die rechtlichen
Instrumente, wie Gewährleistung und Garantien zu verbessern, um
Obsoleszenz entgegen zu wirken.



Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit
der Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und
Strategien, wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global,
national und lokal umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den
Standorten Freiburg, Darmstadt und Berlin vertreten.



"Reparieren oder neu kaufen? Fragen, Antworten und Tipps für ein
langes Leben von Elektrogeräten im Haushalt", FAQ des Öko-Instituts


(https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/FAQ-Langlebigkeit-elektronische-Produkte.pdf)

"Welche Rechte habe ich, wenn ich mein Produkt länger nutzen möchte?",
Hintergrundpapier des Öko-Instituts zu Verbraucherrechten

(https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/FAQ-Langlebigkeit-2-Verbraucherrechte.pdf)

Weitere Informationen des Öko-Instituts zum Thema Obsoleszenz 

(https://www.oeko.de/forschung-beratung/themen/nachhaltiger-konsum/fragen-und-antworten-zu-obsoleszenz/)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703800

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/354: Landwirte schaffen Lebensraum für die Feldlerche (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Landwirte schaffen Lebensraum für die Feldlerche

Bauernverband zur Wahl der Feldlerche zum Vogel des Jahres 2019



Die Wahl der Feldlerche zum Vogel des Jahres 2019 unterstreicht die
Bedeutung des Vogels für die Agrarlandschaft. Der Deutsche
Bauernverband (DBV) unterstützt diese Auswahl. Die Feldlerche als
Kulturfolger und Bodenbrüter ist eng mit der Landwirtschaft verbunden
und besonders auf die Offenhaltung der Kulturlandschaft durch die
Landwirtschaft angewiesen. "Wir Landwirte sehen uns in der
Verantwortung und tragen seit Jahren dazu bei, den Bestand der
Feldlerche zu fördern", sagt der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

Mit Hilfe von Feldlerchenfenstern, Feldvogelinseln und Randstreifen
schaffen immer mehr Landwirte Landemöglichkeiten im Feld. Mit diesen
relativ einfachen Maßnahmen lassen sich auch in dichten
Getreidebeständen Lebens- und Brutstätten für diesen
charakteristischen Feldvogel schaffen. Im Dialog- und
Demonstrationsprojekt FRANZ des Deutschen Bauernverbandes zusammen mit
der Umweltstiftung Michael Otto werden diese und andere Maßnahmen
unter anderem für Feldvögel erprobt und wissenschaftlich bewertet und
in die europäische Agrarpolitik übertragen. Seit einigen Jahren folgen
viele Landwirte dem häufig auch gemeinsamen Aufruf von Bauern- und
Umweltverbänden und heben für ein paar Meter die Sämaschine aus, um
Fenster als Landeplatz für Feldlerchen im Acker anzulegen. Neben der
notwendigen Schaffung von Lebensräumen in der Agrarlandschaft darf
aber nicht außer Acht gelassen werden, dass der nach wie vor immense
Flächenverbrauch eine große Gefährdung für diese Feldvogelart
darstellt, indem Lebensräume durch Versiegelung verloren gehen (seit
1990 mehr als 1 Mio. ha Umwidmung von landwirtschaftlichen Flächen zu
Siedlungs- und Verkehrsflächen). Ebenso sind auch Beutegreifer, wie z.
B. Füchse, Greifvögel und Hauskatzen sowie die Jagd auf Feldlerchen in
Südeuropa eine Bedrohung für den Vogel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MASSNAHMEN/282: Ein Mosaik lichter Waldstrukturen für den Schutz von Schmetterlingen (idw)

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 12.10.2018

Ein
Mosaik lichter Waldstrukturen für den Schutz von Schmetterlingen 

DBU und Hochschule Rottenburg bringen Licht in dunkle Wälder -
Fördersumme: 211.000 Euro



Rottenburg. Mit einem neu gestarteten Projekt will die Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) Licht ins Dunkel bringen. "Es gibt Tier-
und Pflanzenarten, die auf lichte Waldstrukturen angewiesen sind, aber
bei der heutigen Waldbewirtschaftung kaum Chancen haben", sagte
Alexander Bonde, DBU-Generalsekretär, bei der Übergabe eines
Bewilligungsschreibens an die Hochschule für Forstwirtschaft
Rottenburg. Ein Beispiel sei der Blauschwarze Eisvogel, eine
Tagfalterart, die in Deutschland akut vom Aussterben bedroht ist und
heute nur noch auf der Schwäbischen Alb vorkommt. Ihre Raupen
entwickeln sich ausschließlich an sonnig stehenden Roten
Heckenkirschen. Solche Bedingungen sind derzeit nur auf Kahlschlag-
oder Sturmwurfflächen vorzufinden. Das Dilemma für Tagfalter wie dem
Blauschwarzen Eisvogel: Kahlschläge werden seit den 80er Jahren kaum
mehr durchgeführt und Sturmwurfflächen wachsen allmählich wieder zu.
Im Projekt sollen übertragbare Handlungsstrategien zum Schutz der
sogenannten Lichtwaldarten entwickelt werden, die auch mit den
heutigen Zielen der Waldbewirtschaftung vereinbar sind.


Blauschwarzer Eisvogel beispielhaft für Rückgang von Lichtwaldarten


"Der Rückgang des Blauschwarzen Eisvogels steht beispielhaft für viele
Vögel, Reptilien, Säugetiere und Insekten, die auf lichte Lebensräume
im Wald angewiesen und mittlerweile extrem gefährdet oder vom
Aussterben bedroht sind", erläutert Projektleiter Prof. Dr. Thomas
Gottschalk, Professor für Naturraum und Regionalentwicklung an der
Hochschule Rottenburg. Ehemals existierten Vorkommen dieser
Tagfalterart in den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Saarland und Bayern. Ursache ist der Rückgang des
Lebensraumes: Historische Waldbewirtschaftungsformen in Deutschland
wie Mittel-, Nieder- und Hudewälder sowie die Kahlschlagswirtschaft,
die immer wieder für helle Lichtungen im Wald sorgten, wurden
flächendeckend aufgegeben. Gottschalk: "Das Bewusstsein für die
Bedeutung der Wald-Ökosystemleistungen ist in den letzten vier
Jahrzehnten stärker geworden und hat das Waldmanagement beeinflusst."
Das führe dazu, dass es seitdem mehr Mischwälder mit unterschiedlichen
Altersstrukturen und steigendem Totholzanteil gebe. Was sich positiv
auf Wasserhaushalt und Bodenökologie auswirke sowie wirtschaftliche
Vorteile habe, benachteilige jedoch die sogenannten Lichtwaldarten -
denn die Wälder werden dichter und damit dunkler. Mit dem Projekt
sollen nun unter wissenschaftlicher Begleitung praxisnahe Maßnahmen in
verschiedenen Waldbesitzstrukturen untersucht werden. Hierfür konnten
zahlreiche Projektpartner im Alb-Donau-Kreis gewonnen werden, ohne die
das Projekt kaum durchführbar wäre.

Enge Kooperation von Wissenschaft, forstlicher Praxis und
Waldbesitzern

Da die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg
(FVA) eine Lichtwaldkonzeption plant, konnte sie als
Kooperationspartner gewonnen werden. Bonde: "Außerdem ist uns
innerhalb des Projektes die Zusammenarbeit mit der staatlichen
Forstverwaltung, mit Kommunen und Privatwaldbesitzern sowie die
Modellhaftigkeit wichtig." Es sollen in enger Absprache mit den
Betrieben Maßnahmen wie zum Beispiel das Auflichten von Waldrändern,
das Aufweiten von Wegen, das Offenhalten vorhandener Sturmwurf- und
Kahlflächen sowie in begrenztem Umfang Kleinkahlschläge zum Schutz von
Lichtwaldarten umgesetzt und deren Erfolg über ein Monitoring
evaluiert werden. Diese Maßnahmen werden in ein übertragbares
forstwirtschaftliches Gesamtkonzept in Form eines Mosaiks lichter
Waldstrukturen zusammengeführt, um den Erhalt der gefährdeten Arten zu
unterstützen. Für die Kommunal- und Privatwälder sollen die
unterschiedlichen Finanzierungsmöglichkeiten ausgearbeitet und mit den
Fachleuten aus Verwaltung, Wissenschaft und Politik erörtert werden.

Projektziel: Entwicklung übertragbarer Handlungsstrategien

Bonde: "Die beschriebenen Maßnahmen erfordern eine intensive
Öffentlichkeitsarbeit." Unter anderem sind zwei Workshops geplant, mit
dem Ziel, sich über Sinn, Zweck und Effizienz von Artenschutzmaßnahmen
von Lichtwaldarten auszutauschen und übertragbare Handlungsstrategien
zu deren Schutz zu diskutieren. Bei Vor-Ort Begehungen und über
Informationstafeln an den Maßnahmenflächen werden Ziele und
Vorgehensweise des Projekts erläutert. Zu den untersuchten
Schmetterlingen gehören neben dem Blauschwarzen Eisvogel auch der
Schwarze Apollofalter, der Silberfleck-Perlmutterfalter sowie das
Bergkronwidderchen - allesamt deutschlandweit gefährdete
Schmetterlingsarten, die auf gut besonnte Waldlichtungen sowie
offengehaltene Waldrandzonen angewiesen sind. Gottschalk: "Erstmalig
werden im Rahmen eines Projektes zum einen der Erfolg der Maßnahmen
für Lichtwaldarten wissenschaftlich begleitend untersucht und zum
anderen Erkenntnisse zur Lebensraumwahl und zur Ökologie gewonnen.
Diese Erkenntnisse dienen dazu, übertragbare Artenschutzmaßnahmen
effizient und gezielt durchführen zu können." Die DBU fördert das
Projekt fachlich und finanziell mit 211.000 Euro.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703900

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 12.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/466: "Tiere im Korallenriff - Kunstwerke der Natur", Bremen, bis Januar 2019

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 11.10.2018

Fotoausstellung: Tiere im Korallenriff - Kunstwerke der Natur

Eine Fotoausstellung des Leibniz-Zentrums für Marine Tropenforschung
(ZMT) zum Internationalen Jahr des Riffes 2018 - vom 18. Oktober 2018
bis Januar 2019 im Haus der Wissenschaft in Bremen, Sandstr. 4/5,
28195 Bremen.



Zum Internationalen Jahr des Riffes 2018 hat das Leibniz-Zentrum für
Marine Tropenforschung (ZMT) eine Fotoausstellung mit einigen der
schönsten Korallenriffmotive zusammengestellt, die Forschungstaucher
des Instituts während ihrer Feldarbeit aufgenommen haben. Darunter
sind viele Nahaufnahmen, die dem Betrachter den Zauber dieser
Unterwasserwelt offenbaren.




[image: Foto: © Lisa Röpke, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung]

Partnergarnele auf einer Seeanemone, Curaçao

Foto: © Lisa Röpke, Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung



Die Ausstellung wird am 18. Oktober um 17.30 Uhr im Haus der
Wissenschaft in Bremen eröffnet und läuft bis zum 29. Januar 2019.
Gerne möchten wir die Medien und die Öffentlichkeit hierzu einladen.
Der Eintritt zur Ausstellung ist frei.

Tropische Korallenriffe gehören zu den artenreichsten Lebensräumen
unserer Erde. Diese "Regenwälder der Meere" beherbergen
schätzungsweise mehr als eine Million Arten an Tieren und Pflanzen.
Einige der Riffbewohner erfreuen sich besonderer Popularität, wie
Clownfische, Seeanemonen oder Meeresschildkröten. Aber wer kennt schon
Weihnachtsbaumwürmer, Prachtsternschnecken oder Orang-Utan-Krabben?

So vielfältig wie die Arten ist die enorme Form- und Farbenpracht der
Tiere in tropischen Korallenriffen. Ob es sich um aparte geometrische
Muster, skurrile Körperformen oder mutige Farbkombinationen handelt -
vor dem Auge des Betrachters entfalten sich abstrakte Kunstwerke.

Dabei offenbart die Nahansicht: auch in den kleinsten Nischen und sehr
verborgenen Ecken des Riffes haben sich Untermieter eingenistet oder
suchen Schutz im verwinkelten Höhlensystem der Korallen. Die Vielzahl
an Riffbewohnern bildet ein fein ausgewogenes Netz aus
Nahrungsbeziehungen, in dem jeder seine Funktion hat.

In Zeiten des Klimawandels, der Meeresverschmutzung und Überfischung
setzt das Internationale Jahr des Riffes (IYOR 2018) ein Zeichen, um
Menschen weltweit für dieses einzigartige Ökosystem zu begeistern und
auf die Dringlichkeit eines umfassenden Riffschutzes aufmerksam zu
machen.

Im Rahmen von IYOR 2018 organisiert das ZMT am 1. und 2. November auch
eine Tagung im Haus der Wissenschaft, auf der Riffforscher aus aller
Welt neueste Erkenntnisse zu Nutzen, Schutz und Restauration von
Korallenriffen präsentieren werden: 

https://www.leibniz-zmt.de/capture-colloquium.html

Am 8. Dezember zeigt das ZMT in Kooperation mit dem Kommunalkino City
46 außerdem den Film "Chasing Coral", der ein Team von
Wissenschaftlern bei ihrem Versuch begleitet, die umweltbedingten
Veränderungen der Korallenriffe zu dokumentieren.

Initiiert wurde das Internationale Jahr des Riffes von der
International Coral Reef Initiative, der über 60 Mitgliedstaaten
angehören. Erstmalig wurde es 1997 ausgerufen, in diesem Jahr findet
es bereits zum dritten Mal statt.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703851

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution457

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 11.10.2018
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BILDUNG/3282: "Energy and Nature" - 12. Stuttgarter Science Slam am 22.10. (BUND BW)

BUND Landesverband Baden-Württemberg - 12. Oktober 2018

Veranstaltungsankündigung

12. Science Slam

Bühne frei die Wissenschaft



Wissenschaft und Umweltschutz, die rocken! Am 22. Oktober darf das
Publikum beim 12. Stuttgarter Science Slam im Theaterhaus Stuttgart
lachen, staunen und applaudieren.

Klimawandel, Rebhühner und Solarzellen: Darum geht es beim 12.
Stuttgarter Science Slam. Ob Physik, Psychologie oder Biologie - durch
den Science Slam-Spezial "Energy and Nature" dringen Umwelt-,
Naturschutz und Wissenschaft ins abendliche Freizeitprogramm. Und das
macht Spaß.

Das Prinzip ist einfach: Wissenschaftler*innen werden zu Umwelt- und
Naturschützer*innen und kommen aus ihrem Elfenbeinturm, um einen
Vortrag zu halten. Kurz, unterhaltsam und leicht verständlich muss er
sein. Die Slammer haben zehn Minuten Zeit. Über den Sieger entscheidet
am Ende der Applaus des Publikums.

Das Besondere an diesem Slam: Das Dialogforum Erneuerbare Energie und
Naturschutz - einem Gemeinschaftsprojekt von BUND und NABU in
Baden-Württemberg - richtet diese Spezial-Ausgabe eines Science Slams
aus. Den Zuschauer*innen soll klar werden, dass Energieerzeugung,
Klima- und Naturschutz zusammenhängen. Das Projekt möchte mit dem Slam
auf die Konfliktfelder von Naturschutz und Energieerzeugung aufmerksam
machen und für den Klimaschutz sensibilisieren.

Line-Up - Bühne frei für:


	Außer Konkurrenz tritt Franziska Janke auf, BUND-Projektleiterin aus Stuttgart, die für das Dialogforum ein Streitgespräch mit einem Rotmilan führt.

	Prof. Dr. Po-Wen Cheng, Ingenieur am Lehrstuhl für Windenergie an der Uni Stuttgart, tritt außer Konkurrenz mit einem Slam über Windenergie an.

	Prof. Dr. Gerhard Reese, Umweltpsychologe aus Landau, slammt über den Klimawandel.

	Fabian Spallek, Physiker aus Freiburg, über Solarzellen und

	Michael Eick, vom NABU und Biologe aus Stuttgart, slammt über Rebhühner.



Das Dialogforum hat sich langfristig zum Ziel gesetzt, die Akzeptanz
der Bevölkerung gegenüber der naturverträglichen Energiewende zu
erhöhen, damit der Klimaschutz als eine der größten Herausforderungen
unserer Zeit gelingen kann.

Der 12. Stuttgarter Science Slam in Kürze


	Was: Science Slam "Energy and Nature"

	Wann: 22. Oktober, 19:40, 20:00 Uhr

	Wo: Theaterhaus, Siemensstr. 11, 70469 Stuttgart

	Eintritt: ab 11,10 Euro, ermäßigt ab 7,80 Euro

	Vorverkauf: www.science-slam.com und an allen bekannten Vorverkaufsstellen



 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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ERSTAUFLAGE/975: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2981 (SB)

Verena Themsen

Im Bann der Erkenntnis

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2981



Kleingalaxis Cetus, Juni 1552 NGZ

Zwei Tage lang fliegt die RAS TSCHUBAI in Cetus auf der Suche nach dem
nächsten Proto-Eiris-Silo herum, bis Fitzgerald Klems Amulett ihn auf
dem Planeten Shudragad lokalisiert. Auch diese 2000 Kilometer
durchmessende Scheibenwelt, die um den Roten Riesen Plunak kreist, ist
künstlichen Ursprungs. Ihre Bewohner, die humanoiden Shug, haben sich
der Wissenschaft verschrieben und werden dabei von einem Wohltätervolk
unterstützt, das ihnen aber nicht gestattet, hochwertige Technologie
wie beispielsweise Antigravtechnik zu produzieren. Vor 35 Jahren
fingen die Shug-Wissenschaftler an, entscheidende Durchbrüche zu
erzielen. Zur selben Zeit trat der "Sicker" in Erscheinung, eine
Energieform, die aus einem höherdimensionalen Bereich zu kommen
scheint. In der kleinen, nicht nach kommerziellen Aspekten
ausgerichteten Akademie Poitroin wird an dem Phänomen geforscht.

Sichu Dorksteiger, Florence Hornigold, Atlan und Fitz Klem landen mit
einer LAURIN-Jet und zwei TARA-X-Robotern auf Shudragad und
orientieren sich zunächst auf dem Raumhafen. Als Sichu Dorksteiger
erklärt, daß sie Wissenschaftlerin mit der Spezialisierung auf
höherdimensionale Phänomene ist, empfiehlt ihr der Händler Shahugaar,
Kontakt mit der Akademie Poitroin aufzunehmen, die sich auf einer
abgelegenen Insel befindet. Er leiht ihr und ihren Begleitern sogar
sein Boot, weil es nicht zu empfehlen sei, mit Flugaggregaten dorthin
zu fliegen, wenn man nicht die Bekanntschaft der Fremdwehrer machen
will. Die Shug haben keine Macht über die Fremdwehrer, deren Aufgabe
es ist, Fremde abzuwehren. Von wem sie geschickt werden, bleibt
unklar.

Florence Hornigold setzt sich ab, um auf Shudragad einen
Handelsabschluß zu tätigen. Derweil fahren die anderen über verzweigte
Kanäle und werden unterwegs von einem gewaltigen Wassertier
angegriffen, so daß das Boot zu kentern droht. Ein Energiespeicher
wird aus seiner Verankerung gerissen, verursacht einen Kurzschluß und
entlädt sich vollständig. Es gibt keine Möglichkeit, das Boot wieder
aufzuladen, folglich muß man es zurücklassen und zu Fuß weitergehen.
Dies dauert aber zu lange, denn das Ziel liegt noch 140 Kilometer
entfernt. Also nehmen die drei doch ihre SERUNs in Betrieb und fliegen
mit möglichst geringem Energieeinsatz.

Auf dem Gebiet, das sie überfliegen, wird hauptsächlich Landwirtschaft
betrieben, doch nicht von Shug, sondern ausschließlich von Robotern.
Zunächst sieht es so aus, als würden die Maschinen keine Notiz von den
fliegenden Menschen nehmen. Doch dann taucht ein ganzer Schwarm
bewaffneter Roboter auf, um die Fremden festzunehmen. Sie können sich
ihnen zunächst mit viel Glück entziehen. Doch bei einem weiteren
Angriff wird die Energie ihrer SERUNs abgesogen. Die beiden TARA-X
kommen zum Einsatz und wehren den Angriff ab. Der Gruppe gelingt es
gerade noch, die Akademie Poitroin zu erreichen, wo sie von der
Direktorin Ashag freundlich empfangen wird. Es schaffen nicht viele
Fremde, die Akademie zu erreichen, weshalb es Ashag eine Ehre ist, sie
persönlich zu begrüßen. Ashag, die von Shahugaar über ihr Kommen
informiert worden ist, hat bereits nach ihnen Ausschau gehalten, um
ihnen zu Hilfe zu eilen. Besonders freut sich die Akademieleiterin
über die Anwesenheit Sichu Dorksteigers, mit der sie die kommenden
Stunden ausgiebig wissenschaftliche Erkenntnisse austauschen kann.

Wie Sichu erfährt, beschleunigt der Sicker die Intuition der Shug,
aber nicht ihre Fähigkeit, die gerade gewonnenen Erkenntnisse zu
verarbeiten. Nach einem Sickerschub bleibt das erworbene Wissen
lückenhaft. Außerdem ist der Sicker Segen und Fluch zugleich, denn
nicht jeder verträgt es, zu solchen Höchstleistungen getrieben zu
werden. Wenn der Sicker ein Intelligenzwesen berührt, sind Verstand
und Leben in Gefahr, denn es kann fatal sein, wenn der Geist zu einem
Zeitpunkt auf diesen Pfad getrieben wird, an dem er eigentlich völlig
andere Wege gehen müßte.

Nicht nur die Akademie Poitroin interessiert sich für den Sicker,
sondern auch die Akademie Zemded, die sich bisher mit alternativen
Energiegewinnungsmethoden befaßt und damit viel Geld gemacht hat. Da
sie sich nun auch dem Sicker zuwendet, sieht Ashag in der
Akademie Zemded, die mit mehr Mitteln nach dessen Quelle suchen kann,
eine Konkurrenz. Eine Zusammenarbeit schließt sie aus, denn ihr gehe
es um die Wissenschaft an sich. Die Zemded-Wissenschaftler seien
Pragmatiker, denen es nur darum ginge, Erkenntnisse zu gewinnen, die
man verkaufen kann.

Das Sickerphänomen taucht über der Akademie in Form eines
tropfenförmigen Schimmers auf, der Funken erzeugt, die auf die
Bewohner der Akademie zurasen. Sichu baut schnell den Schutzschirm
ihres SERUNs auf. Doch die Funken stoßen ungehindert hindurch und
dringen in ihren Geist ein. Sie brechen ihn auf und heben ans Licht,
was er an verborgenem Wissen in sich trägt. Es wird neu geordnet und
verbindet sich auf andere Art und Weise. Alles wird zu einem
unüberschaubaren Netz aus Abhängigkeiten und Interaktionen. Sichu
fühlt sich der allumfassenden Erkenntnis so nahe, daß sie glaubt, nur
noch zugreifen zu müssen. Doch dann bricht auch ihr Geist unter dem
Druck zusammen und versinkt in Dunkelheit.

Auch Atlan macht einen solchen Schub mit. Sein Extrasinn bewahrt ihn
vor größerem Schaden. Doch bei Fitzgerald Klem setzt die Atmung aus.
Hätte er seinen SERUN nicht getragen, dessen Cybermed ihn künstlich
beatmet, wäre er gestorben.

Als sie wieder zu sich kommt, erzählt Sichu Dorksteiger Ashag alles,
was die Menschheit über die Hintergründe kosmischen Werdens und
Vergehens herausgefunden hat.

Die Akademieleiterin will zur Quelle des Sickers aber erst aufbrechen,
wenn Tooseg, der Vertreter der Akademie Zemded, der zur Zeit zu Besuch
ist, das Gelände wieder verlassen hat. Doch der ist noch mit anderen
Wissenschaftsgruppen beschäftigt. Also fahren Ashag und ein paar
Vertraute im Geheimen mit den fremden Gästen los. Unterwegs werden sie
von Fremdwehrern angegriffen. Der Sicker wird wieder aktiv. Die Funken
berühren die Roboter, die daraufhin nur noch umeinandertanzen, anstatt
anzugreifen. Zu Fuß geht es weiter, doch in der Nähe der Quelle taucht
Tooseg in Begleitung bewaffneter Shug auf. Er verlangt von Sichu
Dorksteiger, sich als Wissenschaftlerin zu qualifizieren. Sie erklärt
ihm nun bereitwillig, daß sie und ihre Begleiter auf der Suche nach
Proto-Eiris sind und sie beschreibt, wie Superintelligenzen mit dem
Psionischen Netz zusammenhängen.

Als Folge der Sicker-Berührung entwickelt sie im Gespräch mit den
beiden Wissenschaftlern das, was Thooseg später das "Dorksteigersche
Konversionstheorem" nennen wird. Es beschreibt den Zusammenhang
zwischen Eiris und Biophoren bzw. Nekrophoren und den Umstand, daß
eine Superintelligenz, die sich zu einer Materiequelle oder -senke
weiterentwickelt, zu einem Tor zum Raum dahinter wird, durch das
Kosmokraten bzw. Chaotarchen auf die Eiris zugreifen können, um sie zu
ernten und daraus Biophore herzustellen, die sie dann zur Verbreitung
von Leben und Intelligenz im Universum einsetzen. Tooseg ist schwer
beeindruckt und stellt Sichus Kompetenz nun nicht mehr infrage. Sie
will im Gegenzug von ihm eine ehrliche Antwort auf die Frage hören,
welches Interesse er an dem Sicker hat. Er gibt unumwunden zu, ihn
zerstören zu wollen, weil diesem Phänomen bereits viele Forscher zum
Opfer gefallen sind, darunter auch sein Sohn. Sichu kann ihm glaubhaft
versichern, daß all die Probleme aufhören werden, wenn sie die
Proto-Eiris auf ihr Schiff transferiert hat. Er hat nun nichts mehr
gegen einen Vorstoß der Fremden einzuwenden.

Atlans Zellaktivator zieht ihn zur Quelle. Doch die ist nicht zu
erreichen. Ein Diffusfeld sorgt durch suggestive Beeinflussung und
mechanische Ablenkung dafür, daß man immer dran vorbeigeht. Klems
Amulett kommt zum Einsatz und schafft einen Durchgang. Solv, der
Wächter der Eiris, erwartet sie bereits, sagt ihnen aber auf den Kopf
zu, daß er nicht bereit ist, die Proto-Eiris herauszugeben. Er sei
nicht so naiv wie seine Brüder Khon und Tholb und lasse sich nicht von
demjenigen beeindrucken, der für das Verschwinden von ES
verantwortlich ist. Damit meint er Atlan, der in den Jenzeitigen
Landen die dys-chrone Scherung und damit die Eiris-Kehre verursacht
hat. Der Wächter läßt gar nicht erst mit sich reden, sondern ruft
gleich Tausende Fremdwehrer herbei. Atlan will auf sie feuern, doch
sein Strahler hat sich vollständig entladen. Solv versetzt Atlan einen
Schlag, der diesen meterweit durch die Luft schleudert. Da springt
Klem ihn von hinten an, aktiviert sein Amulett und reißt Solv durch
die Querung auf die andere Seite. Die angreifenden Roboter brechen wie
vom Blitz getroffen zusammen und rühren sich nicht mehr.

Als Solv von Klem durch die Querung gezogen wird, lernt er zum ersten
Mal die Welt hinter dem Diffusfeld kennen. Er spricht mit Ashag, die
ihm klar machen kann, daß die wenigsten Gleichungen nur eine Lösung
haben und man stets allen eine Chance geben muß. Sie berichtet ihm
auch von Sichu Dorksteiger, die stets versucht, Gegensätze zu
vereinen. Der Besuch dieser anderen Welt weckt in Solv die Sehnsucht,
nicht nur die Personifikation einer Aufgabe zu sein. Er will ein Teil
dieser Welt werden und ist jetzt damit einverstanden, daß die
Proto-Eiris abgeholt wird. In Zukunft wird er es als Teil seiner
Verantwortung sehen, den Shug zu zeigen, wie sie auch ohne Einfluß des
Sickers ihre Fähigkeiten weiter steigern können. Am 23. Juni 1552 NGZ
übernimmt die RAS TSCHUBAI die Eiris-Ballone und fliegt weiter.

15. Oktober 2018
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AKTION/1464: Münster - Taschenlampenführung im Zwinger am 18.10.2018

Zwinger: Letzte Abendführung



Münster (SMS) In einem besonderen Licht ist der Zwinger am Donnerstag,
18. Oktober, zu erfahren. Bei der letzten Abendführung in diesem Jahr
erkunden Besucherinnen und Besucher im Schein der Taschenlampen das
fast 500 Jahre alte Gemäuer und kommen der wechselvollen Geschichte
des ehemaligen Bollwerks und heutigen Baudenkmals auf die Spur.
Treffpunkt ist um 20 Uhr am Zwinger an der Promenade (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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BEGEGNUNG/1881: Münster - Erzählnachmittag "Märchen vom Tod und vom Leben" am 21.10.2018

Märchen vom Tod und vom Leben

Sonntägliche Veranstaltungsreihe auf dem Waldfriedhof Lauheide
schließt mit Erzählnachmittag am 21. Oktober



Münster (SMS) Die Erzählerin Helga Maria Kemper aus Münster
präsentiert am Sonntag, 21. Oktober, auf dem Waldfriedhof Lauheide
eine Auswahl besinnlicher Märchen und Geschichten, die sich um das
Thema "Tod und Leben" ranken. Sie nimmt die Zuhörerinnen und Zuhörer
mit auf eine Reise durch verschiedene Länder. Bilder und Musik
ergänzen die Geschichten. Die Veranstaltung beginnt um 15.30 Uhr in
der Feierhalle im Eingangsbereich des Waldfriedhofes. Der Eintritt ist
frei.

Mit diesem Angebot verabschiedet sich die Veranstaltungsreihe
"Sonntags auf dem schönsten Friedhof Deutschlands" in die Winterpause.
Die Reihe, die vor 14 Jahren gestartet wurde, erfreut sich großer
Beliebtheit. Rund 400 Besucherinnen und Besucher waren in diesem Jahr
dabei. Allein 120 begeisterte Zuhörerinnen und Zuhörer fand das
Konzert des Gospelchors "Voices unlimited" zum Auftakt der Reihe im
März.

Die Führungen widmeten sich allgemeinen, botanischen oder
vogelkundlichen Fragen rund um den Waldfriedhof, befassten sich mit
den verschiedenen Grabmalarten und informierten über die Fledermäuse
auf Lauheide. Im Sommer zeichnete der Nabu-Stadtverband Münster den
Waldfriedhof mit der Plakette "Fledermausfreundliches Haus" aus. Es
gibt zwei Kastenreviere mit je 30 Fledermauskästen und Einzelkästen an
zahlreichen Bäumen. Um den Artenreichtum von Flora und Fauna noch
weiter zu verbessern, setzt das Amt für Grünflächen, Umwelt und
Nachhaltigkeit kontinuierlich Maßnahmen zur Förderung der
Biodiversität auf dem Friedhofsgelände um.

Im März 2019 startet die nächste Veranstaltungsreihe auf dem
Waldfriedhof Lauheide. Fragen zum Friedhof und zu den Veranstaltungen
beantwortet Alfons Trockel unter 0 25 04/93 22-18. Das Büro auf
Lauheide ist montags bis donnerstags von 8 bis 16 Uhr und freitags von
8 bis 14 Uhr besetzt . Außerdem besteht die Möglichkeit, Termine für
donnerstags zwischen 16 und 18 Uhr zu vereinbaren. Umfangreiche
Informationen zu allen städtischen Friedhöfen und den
Bestattungsmöglichkeiten stehen auch im Stadtportal unter 
www.stadt-muenster.de/umwelt/friedhoefe.html zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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FESTE/2539: 92. Lippstädter Herbstwoche von 20. bis 28. Oktober 2018

Freibier, Freude und freie Fahrt

Traditionell läutet der Fassbier-Anstich die Herbstwoche ein



Lippstadt. Wenn die niederländische Blaskapelle "De Klankentappers"
aus der Partnerstadt Uden in der Innenstadt mit fröhlichen Klängen von
sich hören lässt, dann wissen eingefleischte Herbstwochen-Besucher,
dass der offizielle Startschuss bald ertönt.

Und tatsächlich findet am frühen Samstagnachmittag, 20. Oktober, um
14.15 Uhr die kurze Zeremonie zur Eröffnung der diesjährigen 92.
Lippstädter Herbstwoche auf dem Rathausplatz vor dem Riesenrad statt.
Bürgermeister Christof Sommer lässt es sich nicht nehmen, im Beisein
von Graf Bernhard und weiteren geladenen Gästen mit beherzten Schlägen
den Fassbieranstich auszuführen und somit den Startschuss zum
neuntägigen Kirmesspektakel zu geben.

Natürlich sind zu diesem Zeitpunkt schon begeisterte Kirmes-Fans auf
den Beinen, denn während die einen, einen kühlen Schluck vom Freibier
genießen, hoffen die anderen auf ein Lebkuchenherz mit dem
diesjährigen Motto "Jeder Tag ein Fest", das anlässlich der Eröffnung
unter den Besuchern verschenkt wird. Wieder andere warten mit Spannung
vor den verschiedenen Karussells auf den Startschuss zur 92.
Lippstädter Herbstwoche, denn von 14.30 bis 15 Uhr heißt es wieder
"freie Fahrt!", wenn die Schausteller zur kostenlosen Probefahrt
einladen.

Natürlich gehören Popcorn, gebrannte Mandeln, Losbuden oder "Hau den
Lukas" zu einem geselligen Kirmes-Bummel. Das Herzstück der
alljährlichen Herbstwoche aber sind die großen und kleinen Karussells,
die Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen Nervenkitzel, Spaß und
Abenteuerlust versprechen.

Neun Tage lang locken die teils traditionellen und teils
brandaktuellen Fahrgeschäfte mit ihren bunten Lichtern zu
unvergessenen Karussellfahrten ein. Insgesamt sieben innerstädtische
Fläche verwandeln sich in eine farbenfrohe Kirmeswelt, in der
fröhliches Kinderlachen ebenso zu Hause ist, wie das Kreischen
"todesmutiger" Karussellbesucher, die auf der Suche nach dem absoluten
Adrenalin-Kick sind. Damit jeder Kirmesgast einen Überblick hat,
welches Top-Fahrgeschäft in diesem Jahr vom 20. bis 28. Oktober wo
steht, hier eine Zusammenfassung:

Hier die Attraktionen 2018 im Überblick:

Kuhmarkt: Auto-Scooter, Viva Cuba, Break Dancer

Rathausplatz: Riesenrad

Marktplatz: Auto-Scooter, Musikexpress, Extrem, Dschungel Camp

Absenkung Marienkirche: Disco Dance

Woldemei/Luchtenstraße: The Beast

Poststraße: Big Monster

Stadthausparkplatz: Crazy Mouse, Ghost Rider, Venezia

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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KURSUS/1229: Bielefeld - Viertägiger kreativer Mal- und Zeichenkurs startet am 22.10.

Malerische Herbst-Akademie



Bielefeld (bi). An der Volkshochschule im Ravensberger Park beginnt am
Montag, 22. Oktober, ein viertägiger kreativer Mal- und Zeichenkurs
unter Leitung des Künstlers Lars Rosenbohm. Die Teilnehmenden können
im Kursverlauf eigene Ideen oder vorgeschlagene Themen im
Spannungsfeld zwischen Zeichnung und Malerei experimentell umsetzen.
Gearbeitet wird mit Acrylfarbe, Zeichenkohle und Bleistift an
Staffeleien auf Papier, Pappe, Holz oder Leinwand. Der Kurs ist für
Anfänger und Fortgeschrittene geeignet. Infos zum Material und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7352: Lippstadt - Familienführung "Lichtpromenade - Entlang der Lippe", 19.10.

Familien-Lichtpromenade "Entlang der Lippe"

Öffentliche Führung am 19. Oktober



Lippstadt. Am Freitag, 19. Oktober, bietet die Stadtinformation eine
Familien-Lichtpromenade entlang der Lippe an. Beim Spaziergang durch
die Nacht entdecken Kinder ab 8 Jahre die eindrucksvollen
Lichtkunstobjekte der Lippstädter Lichtpromenade altersgerecht und auf
unterhaltsam-spielerische Art. Informationen und Aktionen zu den
Themen 'Licht-Wasser-Leben' verdeutlichen die Wirkung dieser relativ
jungen Kunstform auch schon für die jüngeren Gäste. Jedes Kind sollte
zu dieser Stadtführung eine Taschenlampe mitbringen.

Treffpunkt für die Tour mit Stadtführerin Angelika Bolz ist um 18.30
Uhr am Rathaus. Die Kosten belaufen sich auf 6 Euro pro Person, die
Führung dauert rund 90 Minuten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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